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Deutschland 


Peres und die 
Deutschen 

Der israelische Außenmi- 
nister Shimon Peres er- 
klärte auf einer Presse- 
konferenz in Bonn, daß 
Deutschland in Weltange- 
legenheiten und bei der 
Unterstützung des Nah- 
ostfriedens-Prozesses im 
besonderen eine führende 
Rolle spielen sollte. 


sul, een 
gegen Deutschlan 


Geopolitische 
Spiele mit 
Plutonium 


Der Kampf um 

die Atomenergie 
Wenn die 16 Jahre andau- 
ernde administrative 
Blockade der Atomkraft- 
projekte in naher Zukunft 
nicht aufgehoben wird, 
könnten sich die Deut- 
schen eines Tages ge- 
zwungen sehen, an asiati- 
sche Türen zu klopfen, 
um ihre Atomanlagen re- 
pariert zu bekommen, 
weil sie über keine Spe- 
zialisten mehr verfügen 
werden, die das erledigen 
könnten. 
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oskau durch 

Plutonium- 
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Die Verschwen- 
dung im Gesund- 
heitswesen 


Greenpeace 
verfehlt 
Oko-Kurs 

„Gift im Grundwasser“ 
die internationale Um- 
weltorganisation Green- 
peace steuert mit ihrer 
neuesten Kampagne fron- 
tal auf die Hersteller von 
Pflanzenschutzmitteln zu 
und verfehlt dabei den 
einst so energisch einge- 
schlagenen Oko-Kurs. 
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Kommission 
locken in 

China Profite 


Orwell-Vision der 
neuen Bretton- 
Woods- 
Kommission 


Die Welt-Diktatur 
der Bankiers 

Oberst Dall, Roosevelts 
Schwiegersohn, war Zeu- 
ge vieler Ereignisse und 
ist der Ansicht, daß die 
gleichen Welt-Finanz- 
mächte, die den amerika- 
nischen Präsidenten Wil- 
son beeinflußt und auch 
den Börsenkrach aus- 
gelöst hatten, den Zwei- 
ten Weltkrieg dazu zu be- 
nutzen beabsichtigen, 
Hitlers schnell anwach- 
sendes Tauschhandelspro- 
gramm für den Welthan- 
del, der weitgehendst den 
ausgebreiteten Goldhan- 
del vereiteln sollte, zu- 
nichte zu machen. 


Datenautobahnen: 
Die Revolution des 
21. Jahrhunderts 
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26 Britische Tories 
in Schwierig- 
keiten 
Hat der britische Pre- 
mierminister John Major 
„dumme Lektionen“ bei 
dem Fernsehevangelisten 
Pat Robertson genom- 
men? Seine Kampagne 
„Zurück zu den Grundla- 
gen », die auf dem ba- 
siert, was Robertson „Fa- 
milienwerte‘“ nennt, er- 
weist sich aufgrund des 
schmutzigen Fehlverhal- 
tens einer Reihe von Par- 
lamentsmitgliedern der 
konservativen Partei als 
eine Frace. 


Der britische Premierminister 
John Major hat Großbritannien 
in ein wirtschaftliches Chaos ge- 
führt. Außerdem ist seine Partei 
nicht nur finanziell bankrott, 
sondern auch höchst korrupt. 
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Robert Maxwell 
ein zweiter 

Henry Kissinger. 
Der britische Medienmo- 
gul, der unter mysteriö- 
sen Umständen starb, 
spielte international die 
Rolle eines „Mr. Fix-It“. 
Er galt als ein zweiter 
Henry Kissinger. 


Robert Maxwell - sein Tod ist im- 
mer noch ungeklärt. Hohe ehe- 
malige KGB-Beamte sprechen 
von „Mord auf Befehl“. 


Berlusconis Sturz 
wird wahrscheinlich 


Die US-Politik mit 
der Atombombe 


Hinter dem 
Horror in Ruanda 
stehen die Briten 
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die Banken-Mafia 


Die Folge der 
US-Invasion 
auf Haiti 
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Indiens Reformen 
scheitern an der 
Strom-Industrie 


Wirtschaftsthe - 
men bestimmen 
den Friedenspro- 
zeß im Nahen 
Osten 


Frieden durch 
wirtschaftliche 
Entwicklung im 
Nahen Osten 


Der große 

Wandel in 

Japan und Korea 
Rätsel um die neue japa- 
nische Regierung. Sie 
stellt angeblich eine 
große Wandlung dar. Ihre 
Bildung soll dazu beitra- 
gen, US-Präsident Bill 
Clinton zu helfen, die 
Koreakrise abzukühlen 
und in Ostasien eine At- 
mosphäre zu schaffen, in 
der die wirtschaftliche 
Entwicklung von Nord- 
korea und China stattfin- 
den kann. 


US-Präsident 


Jimmy Carter wurde im Atom- 
streit als Sonderbotschafter nach 
Nordkorea geschickt. 
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pleiten erwünscht; Unge- 
wöhnlicher Bond-Über- 
hang; Die Verbindung 
Nordex-Geopol; Banken- 
krise erreicht „Mexikos 
Cisneros“; Neue Verluste 
bei Derivaten; Kredit-er- 
leichterung für kränkeln- 
de Staatsbetriebe; Viele 
Banken in Venezuela 
werden verschwinden; 
Privatisierung könnte bis 
zum Jahr 1998 700 000 
Arbeitsplätze kosten; 
Newport News im Wett- 
lauf um Auftrag. 
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Die internationale Rolle 
der Kontaktgruppe; Groß- 
britannien und Rußland 
stärken Serbien; Briten 
und UN sabotieren Papst- 
reise; Clintons Rolle im 
nordirischen Waffenstill- 
stand; Rußland - ein 
Pulverfaß; Londons 
„Plutoniumkrieg“ soll 
deutsch-russische Bezie- 
hungen stören; „Flüssig- 
beatmung“ für Frühge- 
borene; Thunfisch- 
Boykott ist illegal. 
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Vatikan attackiert mathu- 
sianische „Tragfähig- 
keit“; Jelzin-Jiang-Gipfel 
in Moskau; Hekmatyar 
und die Destabilisierung 
Zentralasiens; Algerien: 
Gespräche mit der FIS; 
Vernon Walters: Infra- 
strukturentwicklung statt 
Kairo-Konferenz; Briti- 
sche Manipulation: Kuba- 
Exodus und Haiti-Invasi- 
on; Vertreter farbiger und 
jüdischer Amerikaner ei- 
nig gegen ADL; Sharon 
will als Premierminister 
kandidieren. 
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„Priviligierte‘‘ deutsch- 
russische Beziehung; Bi- 
schof Lehman auf Kolli- 
sionskurs mit dem Vati- 
kan; Konkurse in 
Deutschland steigen wei- 
ter; Geldvermögen der 
Deutschen steigt auf vier 
Billionen DM; Jeder Deut- 
sche ist mit 25.800 DM 
verschuldet; Moderate 
Ausgabenentwicklung 
trotz deutlicher Qualitäts- 
verbesserung für die Pati- 
enten; Renten in den neu- 
en Bundesländern. 
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Clinton; Serie konkreter 
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Clintons; North werden 
Lügen und Drogenhandel 
vorgeworfen; Die 
„Schwulen-Lobby“ und 
die Haiti-Krise; Who's 
Who in „Geopol“; 
Schlechte Weizenernte in 
der ehemaligen Sowjet- 
union; Die Spannungen 
auf dem Balkan verschär- 
fen sich. 
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Das Karlsruher Ha- 
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gen über Egoismus. 


11/1994 [ODE 5 


Banker-Journal 


Die Verbindung 
Nordex-Geopol 


In der österreichischen und schwei- 
zerischen Presse erschienen in letz- 
ter Zeit Artikel über die Wiener 
Nordex GmbH, die maßgeblich am 
etwa 400 Milliarden Dollar umfas- 
senden Kapitaltransfer aus der 
früheren Sowjetunion beteiligt war. 
Nordex war in Zusammenarbeit mit 
westlichen Interessen, für die der 
verstorbene Robert Maxwell und 
sein jetzt zusammengebrochenes 
Medienimperium beispielhaft stan- 
den, von Vertretern der früheren 
KPdSU/KGB-Nomenklatura ge- 
gründet worden. 


In einer kürzlich ausgestrahlten 
deutsch-österreichischen Fernseh- 
sendung wurde auf die Nordex- 
Maxwell-Verbindung hingewie- 
sen. Ehemalige hochrangige 
KGB- und GRU-Vertreter Be- 
zeichneten Maxwell als „zweiten 
Kissenger“, der von britischen, 
amerikanischen, israelischen und 
sowjetischen Nachrichtendienst- 
kreisen unterstützt worden sei. 


Nordex wird von Grigori Lutschan- 
ski geleitet und hat Büros in der 
renommierten Prinz-Eugen-Straße 
in Wien. Nordex verfügt über einen 
Jahresumsatz von vier Milliarden 
Dollar aus Finanz- und Gütertrans- 
aktionen. Nordex/Wien ist eine 
100prozentige Tochter der NH Nor- 
dex Group Holding AG mit Sitz 
am Kreuzplatz 2 in Zürich. Nor- 
dex/Zürich steht an der Spitze von 
acht Tochterunternehmen, die alle 
vom schweizerischen Rechtsanwalt 
Iso Lenzlinger kontrolliert werden. 
Lenzlinger saß in den vergangenen 
Jahren zusammen mit Helmut Rai- 
ser, dem Gründer und Direktor der 
Geopol Service SA, im Vorstand 
von mindestens sechs Firmen. Die- 
se Firmen wie Consen SA, Ifat Cor- 
poration Ltd. und Desintec waren al- 
le am Raketenprojekt Condor II be- 
teiligt. 


Das im Zusammenhang mit der 
„Iran-Contra“-Affäre bekannte 
britisch gesteuerte Netzwerk, das 
in den achtziger Jahren tief in den 
Waffenhandel verstrickt war, hat 
sich offensichtlich mit den Krei- 
sen der russischen Nomenklatura 
wie Nordex zusammengeschlos- 
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sen, die oft etwas irreführend mit 
der „russischen Mafia“ gleichge- 
setzt werden. 


Nach Angaben der Schweizer Fi- 
nanzzeitung „Bilanz“ steht Lenz- 
linger in enger Verbindung zu ei- 
nem Michael Preisfreund, der als 
langjähriger KGB-Agent an inter- 
nationalen Geschäften beteiligt 
gewesen war. Lenzlinger und 
Preisfreund gehören zum Vor- 
stand der Transatlantic Foundati- 
on in Liechtenstein und der Firma 
Transatlantic Handel inZug. O 


Staatspleiten 
erwünscht 


Auf dem alljährlichen Alpbach-Fo- 
rum in Österreich sorgte diesmal der 
neoliberale US-Ökonom James M. 
Buchanan, Nobelpreisträger von 
1986, für helle Aufregung bei den 
versammelten Bankiers, als er sagte, 
angesichts der massiven internatio- 
nalen Verschuldung seien „gelegent- 
liche Staatspleiten“ selbst für die 
Kreditgeber eine durchaus „gesunde 
Entwicklung“. Solche „sovereign de- 
faults“, die offen erklärte Zahlungs- 
unfähigkeit staatlicher Schuldner, 
eigneten sich darüber hinaus als 
„Disziplinierungsfaktor für die inter- 
nationalen Finanzmärkte“. 


So wäre auch im Falle der lateina- 
merikanischen Schuldenkrise von 
1982 der Steuerzahler mit einem 
sofort erklärten „default‘ besser 
dran gewesen. 


Auch bei der Gründung der Russi- 
schen Föderation hätte Boris Jelzin 
die Übernahme der sowjetischen 
Auslandsschulden grundsätzlich ab- 
lehnen und eine einseitige Zah- 
lungsverweigerung aussprechen sol- 
len. Wenn Jelzin hier nicht handele, 
warnt Buchanan, würden dies die 
nachfolgenden russischen Regimes 
um so radikaler tun. ii) 


Ungewöhnlicher 
Bond-Überhang 


Die Verschuldungsprobleme der 
europäischen Regierungen ver- 
schärfen sich weiter durch die un- 
beständige Lage auf den interna- 
tionalen Anleihemärkten. Seit die 
US-Zentralbank im Februar 1994 
mit der Erhöhung der Zinsen be- 
gann, ist der Absatz von Staatsan- 
leihen drastisch zurückgegangen. 
Zwischen dem ersten und zweiten 
Quartal 1994 sank der Bondab- 


satz international von 136 auf 91 
Milliarden Dollar. 


Nach den jüngsten Bundesbank- 
statistiken lag die Nettokreditauf- 
nahme von Bund, Land und Kom- 
munen im ersten Halbjahr 1994 
bei nur zehn Milliarden DM, ver- 
glichen mit 69 Milliarden DM in 
den ersten sechs Monaten 1993. 
Die Nettokreditaufnahme der 
Bundesregierung sank von 44,5 
Milliarden DM in der ersten Hälf- 
te 1993 auf nur noch 4 Milliarden 
DM im gleichen Zeitraum 1994. 
Öffentliche Nettoanleihenverkäu- 
fe betrugen zwischen Februar und 
Juni 1994 zusammen nur noch 27 
Milliarden DM, verglichen mit 
20,4 Milliarden DM allein im Ja- 
nuar 1994 kurz vor der Zinsanhe- 
bung in Amerika. 


Anfang September hieß es, die 
Regierung habe aufgrund der seit 
Februar drastisch gestiegenen 
Renditen bisher nur 40 Prozent 
der geplanten Staatsanleihen ab- 
gesetzt. Die verbleibenden 60 
Prozent müßten in den letzten vier 
Monaten 1994 untergebracht wer- 
den. D 


Bankenkrise er- 
reicht „‚Mexikos 
Cisneros“ 

Mexiko befindet sich in der Früh- 
phase einer Bankenkrise, welche 
die Ausmaße der venezolanischen 
Ereignisse der vergangenen Mo- 
nate annehmen könnte. Am 5. 
September übernahm die Regie- 
rung die Banco Union-Banca Cre- 
mi und fünf Tochterfirmen, die 
zusammen die „Gruppe Südost“ 
mit 9,8 Milliarden Dollar Einla- 
gen bilden. Eine Finanzprüfung 
hatte ergeben, daß der Vorsitzen- 
de der Gruppe, Carlos Cabal Peni- 
che, sich selbst in den vergange- 
nen vier Monaten unmittelbar und 
über Scheinfirmen illegale Kredi- 
te in Höhe von etwa 700 Millio- 
nen Dollar gegeben hatte. Die 
Prüfung deckte auch eine hohe 
Zahl säumiger Kredite auf, die 
man vorläufig auf mindestens 
weitere 800 Millionen Dollar 
schätzt. 


Cabal Peniches Profil ähnelt dem 
der Cisneros-Familie in Venezue- 
la. Sein Fall könnte eine Schock- 
welle im mexikanischen Banken- 
system auslösen. Cabal Peniches 
Karriere ist undurchsichtig. Er 
stieg ab 1987 gleichsam aus dem 
Nichts zu einer Position auf, von 


der aus er 1989 die gerade priva- 
tisierte Banco Union übernehmen 
konnte. Heute kontrolliert er 80 
Prozent der mexikanischen Toma- 
tenexporte in die USA und große 
Teile der übrigen Obst- und 
Gemüseexporte, einschließlich 
Bananen. Er besitzt auch ver- 
schiedene Speditionen und Ree- 
dereien. 1993 genehmigten ihm 
die Behörden die Übernahme ei- 
ner zweiten privatisierten Bank, 
der Banca Cremi. Man geht heute 
davon aus, daß ihm der größte 
Teil des Geldes dafür von der 
Banco Union geliehen wurde. Ca- 
bal Peniche gewann zahlreiche 
Politiker und reiche Personen als 
Investoren, denen nun große Ver- 
luste drohen. 


Am 7. September berichtete die _ 
Tageszeitung „El Financiero“ 
über einen vertraulichen Bericht 
des CIA, der Cabal Peniche mit 
Rauschgifthandel und der Ermor- 
dung des mexikanischen Präsi- 
glentschaftskandidaten Luis Do- 
naldo Colosio im März 1994 in 
Verbindung bringt. „El Financie- 
ro“ zufolge wird die Südostgrup- 
pe „beschuldigt, für das Cali-Kar- 
tell unter Nutzung ihrer Infra- 
struktur in Chiapas und Tabasco 
Rauschgift zu exportieren. Die 
Südostgruppe hat einen großen 
Teil der lokalen und nationalen 
Behörden sowie der Polizei kor- 
rumpiert. Ganze Regionen Mexi- 
kos gleichen nun Kolumbien.“ 
Die Zeitung zitiert „einen Vetera- 
nen des Geheimdienstes“, Colosi- 
os Ermordung sei von der kolum- 
bianischen Drogenmafia angeord- 
net worden und Mexiko nunmehr 
das wichtigste Durchgangsland 
für Drogenexporte des Cali-Kar- 
tells in die USA. Der Im- und Ex- 
port von Bananen diene als Deck- 
mantel für den Drogenhandel. Der 
Bericht zitiert seinen Informanten, 
hinter Cabal Peniches Südost- 
gruppe stünden die BCCI und 
Merrill Lynch, denen Rauschgift- 
geldwäsche vorgeworfen wurde. 


Das mexikanische Finanzministe- 
rium behauptet, den von Cabal 
Peniches Banken verursachten 
Schaden begrenzt zu haben. Die 
Krise ist aber noch lange nicht 
vorüber. Vier weitere Banken - 
Banpais, Banco de Oriente, Mer- 
catil Probursa und International - 
sind in Schwierigkeiten. Die Re- 
gierung wies in der vergangenen 
Woche zwei „gesündere“ Banken, 
Bancomer und Banamex, an, die- 
sen Banken besondere Kreditlini- 
en einzuräumen. Inzwischen wird 
auch gegen die HAVRE-Banken- 


gruppe wegen illegaler Kredite an 
ihre führenden Manager mittels 
Scheinfirmen in Höhe von über 
100 Millionen Dollar ermittelt. 


Viele Banken in 
Venezuela werden 
verschwinden 


Die Bankenkrise in Venezuela 
werde dieses Land dazu zwingen, 
seinen Finanzsektor zu rationali- 
sieren, sagte Mark Schniders, ein 
Vertreter der Netherlands ING 
Bank in Venezuela. Er meinte, ei- 
nige Banken in Venezuela würden 
verschwinden und andere zur Fu- 
sion gezwungen werden. 


Die ING-Bank - die größte Bank 
der Niederlande und die achtgrößte 
Europas - ist die erste Bank in 100 
Prozent ausländischem Besitz, die in 
Venezuela ihr Geschäft eröffnet. 


Schniders sagte, in Holland, das 
15 Millionen Einwohner habe, ge- 
be es nur drei Banken. In Venezu- 
ela wird die ING auch ein Mak- 
lerunternehmen eröffnen. Die 
ING, die die erste ausländische 
Bank war, die in Fidel Castros 
Kuba zugelassen wurde, ist mit 
der Banco Latino von Gustavo 
und Ricardo Cisneros, die Dro- 
gengelder waschen soll, in Ver- 
bindung gebracht worden. Beide 
haben zusammen eine Filiale - die 
Banco Interunion. 


Rechtsdokumenten zufolge, die die 
„US-Federal Communications 
Commission“ im Zusammenhang 
mit dem Kauf von Univision - dem 
größten spanischsprachigen Fern- 
sehnetz in den Vereinigten Staaten 
- besitzt, haben die Anwälte von 
Univision zum ersten Mal einge- 
räumt, daß Banco Inter-union und 
Banco Latino den Cisneros-Brü- 
dern einen Teil der Finanzierung 
zum Kauf ihres Anteils an dem 
Netz geliefert haben. m 


Neue Verluste 
bei Derivaten 


Die Derivatspekulation hat ein 
weiteres Opfer gefordert: die Fi- 
nanzfirma Piper Jaffray aus Min- 
neapolis im US-Bundesstaat Min- 
nesota. Erste Gerüchte über um- 
fangreiche Verluste vor allem im 
Geschäft mit Hypothekenderiva- 
ten waren bereits im Juli aufge- 
taucht. Schätzungen zufolge hat 
Piper Jaffray an die 800 Millionen 


Dollar an Klientengeldern verlo- 
ren, wobei 60 Prozent dieser Sum- 
me in Derivatkontrakten steckten. 


Das „Wall Street Journal“ schätz- 
te vor kurzem die Summe derzeit 
fälliger Derivatverträge auf 
35,098 Billionen Dollar, das ent- 
spricht dem dreifachen Wert der 
für das Jahr 1992 vom US-Rech- 
nungshof angegebenen Summe. 


In einem Artikel im Magazin 
„American Banker“ lieferte vor 
kurzem ein gewisser Andrew Da- 
vidson eine treffende Einsicht in 
das Denken der Derivatspekulan- 
ten. Er schrieb: „Das Konzept der 
Derivate geht mindestens auf die 
Bibel zurück. Im 1. Buch Mose 
begann Gott die Schöpfung mit 
der Trennung von Licht und Fin- 
sternis. Ohne übertreiben zu wol- 
len, eine Einschränkung der Deri- 
vate kommt einer Einschränkung 
der Schöpfung gleich.“ D 


Privatisierung 
könnte 700 000 
Arbeitsplätze bis 
zum Jahre 1998 
kosten 


Dem ERECO-Netz europäischer 
Forschungsinstitute zufolge könnten 
bis zum Ende des Jahres 1998 infol- 
ge von Privatisierungsplänen über 
700 000 Arbeitsplätze in Europa 
verlorengehen. ERECO besteht aus 
Cambridge Econometrics (Großbri- 
tannien), IFO (Deutschland), BIPE 
Conseil (Frankreich), Prometeia 
(Italien), NEI (Niederlande) und 
WIFO (Österreich). 


In der Europäischen Union und in 
der europäischen Freihandelszone 
stehen 120 Staatsbetriebe mit über 
3,5 Millionen Beschäftigten zur 
Privatisierung an. ERECO zufol- 
ge werden 20 Prozent der Arbeits- 
plätze in diesen Firmen gestrichen 
werden - 290 000 in Frankreich, 
180 000 in Italien und 140 000 in 
Deutschland. Von den Arbeits- 
platzstreichungen werden 268 000 
Arbeiter im Bereich Telekommu- 
nikation, 250 000 auf dem Ener- 
giesektor und 77 000 auf dem 
Transportsektor betroffen sein. 


Je nach der staatlichen Deregula- 
tions- und Liberalisierungspolitik 
könnte der Stellenabbau insge- 
samt zwischen 500 000 und 1,1 
Million Arbeitsplätze betragen, 
und die Privatisierung wird in den 


kommenden Jahren ein wichtiges 
politisches Thema werden, sagt 


ERECO voraus. 


Newport News 
im Wettlauf 


um Auftrag 


Die Newport News Shipbuilding, 
eine Tochtergesellschaft von 
Tenneco Inc., die in Virginia ihren 
Sitz hat, hat für den Bau seines 
neuen 46 000 Tonnen „Double 
Eagle‘ Tanker für die griechische 
Reederei Eletson Corporation in 
Piräus eine Absichtserklärung un- 
terschrieben. Der Vertragsab- 
schluß zum Bau der Tanker hängt 
noch davon ab, ob die amerikani- 
sche Maritime Administration 
aufgrund einer neuen Bestim- 
mung des Maritime Act aus dem 
Jahre 1936, das vom Kongreß im 
vergangenen Jahr erweitert wurde, 
die Finanzierungsgarantien ge- 
nehmigen wird. 


Der Double Eagle ist der erste neue 
Tanker, der von einer amerikani- 
schen Werft in einem Jahrzehnt kon- 
struiert wurde, so berichtete das 
„Wall Street Journal“. Wenn New- 
port News den Auftrag bekommt, 
wird damit eine amerikanische 
Werft zum ersten Mal seit dem Jah- 
re 1957 einen Auslandsauftrag für 
ein Handelsschiff bekommen. 


Krediterleichte- 
rungen für 
kränkelnde 
Staatsbetriebe 


Der chinesische Premierminister 
und Gouverneur der Volksbank 
Zhu Rongji hat angekündigt, daß 
Kreditbeschränkungen für die Hil- 
fe kränkelnder Staatsbetriebe 
gelockert werden sollen. 


Dies berichtete die Londoner „Fi- 
nancial Times“. In Reden vor 
zwei Wirtschaftsforen von Pro- 
vinzführern in mittleren und süd- 
lichen Regionen sagte er, die Re- 
gierungsstellen sollten „Erhebun- 
gen durchführen und den 
Betrieben dabei helfen, die Pro- 
duktion wiederaufzunehmen und 
aus dieser mißlichen Lage heraus- 
zukommen“. 


In einer damit zusammenhängen- 
den Entwicklung ist die staatliche 
Planungskommission im Kampf 
gegen die Inflation dabei, einen 


Gesetzentwurf vorzubereiten, um 
die Spekulationsgewinne skrupel- 
loser Kauf- und Geschäftsleute zu 
bekämpfen. Das Gesetz könnte 
bald verabschiedet werden. In ei- 
nem Bericht der Hongkong China 
Nachrichtenagentur hieß es, neue 
Regierungsstellen würden einge- 
richtet, um exzessive oder speku- 
lative Gewinne zu definieren und 
zu überwachen und ein Strafmaß 
dafür festzusetzen. 


Seltsamer „Auf- 


schwung‘‘ der 
Finanzmärkte 


Hinter dem 71-Punkte-Anstieg 
des Dow-Jones-Index am 26. Au- 
gust, mit dem kurzfristig das 
„Vertrauen“ in die amerikani- 
schen und europäischen Finanz- 
märkte wiederhergestellt wurde, 
stand eine hochkomplexe Art von 
Börsen-Derivaten. Der „Auf- 
schwung“ erlebte allerdings nicht 
einmal das Wochenende des ame- 
rikanischen Labor-Day vom 3.-5. 
September. Am 2. September fie- 
len die Kurse an den amerikani- 
schen und europäischen Börsen 
bereits wieder, und der Dollar 
sackte um 3 Pfennig gegenüber 
der DM ab. Die Renditen auf den 
Bond-Märkten zogen an. 


Die Derivat-Kontrakte, die für den 
Kurssprung verantwortlich waren, 
nennen sich „flexible options“. 
Sie sollen an besagtem 26. August 
einen 20-Punkte-Sprung in nur 60 
Sekunden ausgelöst haben. Dieser 
Sprung zwang wiederum die spe- 
kulativen Hedge Funds und ande- 
re Investoren, die auf einen nied- 
rigeren Dow gesetzt hatten, dazu, 
Aktien zu kaufen, um ihre Verlu- 
ste zu minimieren. Diese techni- 
schen Käufe ohne jede Verbin- 
dung zur realen Wirtschaft lösten 
ihrerseits einen Trendwechsel auf 
dem europäischen Marktgesche- 
hen aus. 


Aus Altkanzler Helmut Schmidt 
nahestehenden Kreisen verlautet, 
daß in den letzten drei Monaten 
des Jahres eine neuerliche Welle 
von Turbulenzen an den Finanz- 
märkten ausbrechen werde. „Auf 
diesen Finanzmärkten ist nur ei- 
nes klar: die Märkte sind völlig 
instabil. Alles und nichts kann 
kurzfristig passieren“, meinte eine 
Persönlichkeit aus diesem Um- 
feld. „Eine Ära, die am 15. Au- 
gust 1971 begann, als Präsident 
Nixon den Dollar vom Gold löste, 
kommt jetzt zu ihrem Ende.“ 


11/1994 [SODE 7 


Weltbevölkerun 


Zahlenspiel 
der Pseudo- 
Wissen- 
schaftler 


John Springfield 


Im 18. Jahrhundert vollführte der Ex-Mönch Giammaria Ortes aus 
Venedig - von dem der britische Pfarrer Thomas Malthus später sei- 
ne Argumente dafür abschrieb, warum die Bevölkerung drastisch 
begrenzt werden müsse - eine Reihe arithmetischer Berechnungen 
und schlußfolgerte, daß die Erde nicht mehr als drei Milliarden 
Menschen ernähren könne. Obwohl oder eher weil Ortes offenkun- 
dig inkompetent war, wird er heute von einer Gruppe von Pseudo- 
Wissenschaftlern wieder hervorgeholt, die darauf besteht, daß 
unser Planet tatsächlich nur drei Milliarden Menschen ernähren 
könne, vielleicht sogar auch nur eine Milliarde. Ortes kann natür- 
lich damit entschuldigt werden, daß die Bevölkerungszahl zu seiner 
Zeit viel geringer war und seine Berechnungen somit futuristisch 
waren. Doch seine Anhänger von heute befürworten eine Depo- 
pulation per Völkermord auf einem Niveau, das weitaus schlimmer 
ist als die Entartungen Hitlers, Stalins und Mao Zedongs zusam- 


mengenommen. 


Ortes’ Anhänger legen sich 
schwer ins Zeug, um ihren Stand- 
punkt im Vorfeld der Internationa- 
len Konferenz über Bevölkerung 
und Entwicklung, die von der 
UNO gesponsert wurde und in 
Kairo stattfand, deutlich zu ma- 
chen. Neben anderen kriminellen 
Verrücktheiten debattieren sie in 
aller Öffentlichkeit darüber, ob 
die amerikanische Bevölkerung in 
den kommenden Jahrzehnten 
nicht auf 140 bis 150 Millionen 
reduziert werden sollte. Es wäre 
eine Illusion, wenn die Bevölke- 
rung der Industrieländer glaubt, 
daß sich die Teilnehmer in Kairo 
nur die Farbigen in den Schwel- 
lenländern für ein Gemetzel und 
Blutbad ausgesucht hätten. 


Die Menschheit hat 
die Grenzen überschritten 


Als Anfang dieses Jahres die Vor- 
bereitungen für die Konferenz in 
Kairo voll ins Laufen kamen, 
wurde die Zahl zwei bis drei Mil- 
liarden als „optimale Weltbevöl- 
kerung“ von Paul Ehrlich von der 
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Stanford University - dem „Be- 
völkerungsbombe“-Wissenschaft- 
ler -, von dem Agrarwirtschafts- 
experten David Pimentel von der 
Cornell University in einer Rede 
vor dem Jahrestreffen der ameri- 
kanischen Gesellschaft zur Förde- 
rung der Wissenschaft sowie von 
Viktor Danilow-Danilyan, dem 
russischen Sekretär für Ökologie, 
am 17. März propagiert, als ein 
unter seiner Anleitung geschrie- 
benes Buch „Ökologie zwischen 
Vergangenheit und Zukunft: Die 
Welt und Rußland“ in Moskau 
veröffentlicht wurde. 


Diese Ansichten teilten auch Ar- 
kady Fedotow, ein russischer Wis- 
senschaftler, der in „International 
Affairs“, einer Zeitschrift des rus- 
sischen Außenministeriums, 
schreibt, und der britische Ökolo- 
ge Norman Myers, der sehr gute 
Verbindungen hat. In „Internatio- 
nal Affairs“ vom Juli 1994 be- 
hauptete Fedotow sogar, den 
„wissenschaftlichen“ Beweis 
dafür zu präsentieren, daß die Er- 
de nur zwischen ein und drei Mil- 
liarden Menschen ernähren kön- 


ne. Fedotow, ein Physiker mit 
44jähriger Erfahrung, leitet eine 
Sektion des Moskauer radiotech- 
nischen Instituts, das zur russi- 
schen Akademie der Wissenschaf- 
ten gehört. 


Die Biosphäre wird 
von Kapitalisten zerstört 


Fedotow begann: „Wie ist der Zu- 
stand der Biosphäre - der Wiege 
und des Habitats der Menschheit? 
Ist die Menschheit unsterblich, 
oder bricht eine ewige Nacht über 
sie herein?‘ Schon früh kritisierte 
Fedotow die Umweltschützer, 
weil sie der „biosphärischen Sta- 
bilität und den Grenzen der Mög- 
lichkeiten der Biosphäre nicht 
genügend Beachtung schenken. 
Unterdessen wird die Biosphäre ... 
von den kapitalistischen Privatun- 
ternehmen zerstört. ... Die quanti- 
tativen Möglichkeiten der Erde 
sind bereits erschöpft, und die 
Menschheit geht einer Katastro- 
phe entgegen. Dennoch wird der 
präkatastrophale Charakter der 
gegenwärtigen Periode von der 
Forschung ignoriert, wodurch die 
Menschen in die Irre geführt wer- 
den. 


Die Biosphäre als lebendiges, sich 
selbst regulierendes System hat 
unter dem Einfluß der wirtschaft- 
lichen Aktivitäten der Menschen 
ihre Stabilität verloren und erfährt 
eine intensive Zerstörung“, fuhr er 
fort. „Die Stabilitätsschwelle auf 
dem Kontinent wurde schon fünf- 
bis siebenmal überschritten. ... 
Die Belastungen, die der Erde 
durch die Aktivitäten der Men- 
schen auferlegt werden, unterlie- 
gen einer quantitativen Grenze, 
die mit dem vergleichbar ist, was 
ein Flugzeug oder die Stütze eines 
Apfelbaums aushalten können. 
Kaum jemand ist sich psycholo- 
gisch bewußt, daß den anthropo- 
genen Aktivitäten eine Grenze ge- 
setzt ist und daß diese Belastung 
errechnet werden kann. 


Um die Grenzen der Möglichkeiten 
der Erde, wie zum Beispiel das Be- 
völkerungswachstum, zu schät- 
zen‘, so Fedotow weiter, „bietet die 
Wissenschaft zwei Modelle, die 
provisorisch als Ressourcenmodell 
und biosphärisches Modell be- 
zeichnet werden könnten.“ 


Das erstere Modell ist die jüngste 
Meadows/Randers-Studie, die 
vom Club of Rome in Auftrag ge- 
geben wurde und die - so Fedotow 
- Fehler aufweise, weil sie zu viele 


Menschen in Betracht ziehe, das 
heißt eine Grenze von ungefähr 
acht Milliarden. Das „biosphäri- 
sche Modell“ basiert auf „der von 
dem russischen Physiker Viktor 
Gorschkow entwickelten Stabi- 
litätstheorie“. Basierend auf 
Gorschkows Studien über „die 
Stabilitätsschwelle oder die ökolo- 
gische Grenze“ der menschlichen 
Aktivitäten, kann glaubhaft ge- 
macht werden, daß „nur ein bis 
drei Milliarden“ Menschen 
ernährt werden können. Fedotow 
sagt, Gorschkows Modell sei vor- 
zuziehen, weil es auf den Eigen- 
schaften des Lebenssystems beru- 
he. Er fügt hinzu: „Gerade die 
Bestimmung des zulässigen Um- 
fangs der Weltbevölkerung ist ei- 
ne herausragende wissenschaftli- 
che Leistung des letzten Viertels 
des ausgehenden Jahrhunderts. 


Die Beschränkung 
der Weltbevölkerung 


Die Biosphäre hat schon Anfang 
dieses Jahrhunderts an Stabilität 
verloren. Es ist nicht nur unerläß- 
lich, die Weltbevölkerung zu be- 
schränken, sondern den überleben- 
den, unberührten und natürlichen 
Entitäten der Erde muß auch der 
Status eines Heiligtums gegeben 
werden. Die Biosphäre kann nicht 
stabilisiert werden, indem man die 
ökonomischen Aktivitäten einfach 
nur durch, sagen wir, ressourcener- 
haltende Technologien oder nicht 
verschwenderische Zyklen rationa- 
lisiert. Die Menschheit hat die 
Grenzen der Möglichkeiten der Er- 
de überschritten. Das Weltsystem 
ist in eine globale Krise eingetre- 
ten. Diese fundamentale Definition 
der gegenwärtigen Periode sollte 
den strategischen Programmen für 
die Entwicklung aller Länder zu- 
grunde liegen. 


Rußland muß die Führung dabei 
unternehmen, die Menschheit zu 
einer tragbaren Entwicklung hin- 
zuführen“, bekräftigte er und 
bringt dazu solche Begriffe wie 
„anthropogene Last“ und „Biozer- 
störung“, um aufzuzeigen, welche 
Länder am zerstörerischsten auf 
die Biosphäre wirken. Die beiden 
schlimmsten sind Japan und 
Deutschland, doch Rußland 
gehört - weil es so ungeheuer 
groß ist - zu denjenigen, die am 
wenigsten zerstörerisch wirken. 
Daraus schlußfolgerte er, daß Ja- 
pan 100 Milliarden und Deutsch- 
land 57 Milliarden Dollar als eine 
Art Ausgleichssteuer für die 
Schädigung der Biosphäre in ei- 


nen „Ökologischen Weltfonds“ 
einzahlen sollten. 


Die Ausbeutung 
von Mutter Erde 


„Rußland“, fuhr er fort, „ist viel- 
leicht mehr als jedes andere große 
Land bereit, in ein Modell eines 
tragbaren Weltsystems hineinzu- 
passen. ... Wir besitzen größere 
ökologische Reserven als andere 
wichtige Länder. ... In dieser prä- 
katastrophalen Zeit könnte Ruß- 
land nicht nur für seine eigene op- 
timale Entwicklung ein Modell 
schaffen, sondern auch ein Kon- 
zept der harmonisierenden Inter- 
aktion zwischen der Biosphäre 
und der Menschheit ausarbeiten, 
um es sodann der Weltgemein- 
schaft anzubieten.“ 


Keine einzige der Behauptungen 
Fedotows wird auch nur durch 
den leisesten Schimmer eines Be- 
weises gestützt. Sein Artikel ist 
vielmehr eine Mischung aus Nu- 
merologie, Kabbalismus und An- 
betung von Mutter Erde. Er ist ein 
Schlag ins Gesicht für jene exak- 
te und eindeutige Tradition in der 
russischen Wissenschaft, die von 
Mendelejew, Wernadski und vie- 
len anderen repräsentiert wird. 


Es ist erschreckend, daß ein solch 
schlimmes Gefasel in dem Maga- 
zin erscheint, das offiziell vom 
russischen Außenministerium ge- 
sponsert wird. Im Redaktionsaus- 
schuß sitzen Außenminister And- 
rei Kosyrew sowie der Generalun- 
tersekretär der UNO Wladimir 
Petrowski, die Wissenschaftler 
Roald Sagdeew und Jewgeni We- 
lichow und andere aus diesem 
Kondominium. Michail Kalo- 
schin, ein stellvertretender Redak- 
teur, schrieb 1990 einen extrem 
malthusianischen Artikel in dem 
Magazin, in dem er den Men- 
schen mit einem „Virus“ verglich 
und eine radikale Politik der 
„Weltökologie‘“ durchgesetzt se- 
hen wollte. „International Affairs“ 
wird jetzt übrigens in Minneapo- 
lis, Minnesota, von East View Pu- 
blications herausgegeben. 


Das Undenkbare 
denken 


Von britischer Seite kommt die 
Parole zum Völkermord von Dr. 
Norman Myers, derzeit am Green 
College, Oxford, wo er unter Sir 
Crispin Tickell, einem ehemaligen 
britischen Botschafter in den Ver- 


Statt in Kairo mit Zahlenspielen die Öffentlichkeit in die Irre zu 
führen, wird um die Hauptstadt von Obervolta ein Grüngürtel ge- 
pflanzt, der die Erosion stoppen soll. 


einigten Staaten, arbeitet. Tickell 
hat das Wachstum der Menschen 
mit dem von Ungeziefer vergli- 
chen. 


Myers ist ein Chefberater der briti- 
schen Regierung für die Konferenz 
in Kairo und berät außerdem das 
Weiße Haus sowie das Außen- und 
Verteidigungsministerium der Ver- 
einigten Staaten. In einem Inter- 
view, das er vor kurzem einem itali- 
enischen Journalisten gab, bekräf- 
tigte Myers, daß er mit Pimentel 
und Ehrlich hinsichtlich der „Trag- 
last“ der Erde übereinstimme. 


In einem Artikel mit dem Titel 
„Der große Engpaß“, der in der 
November-Dezember-Ausgabe 

von „Earthwatch‘ des Jahres 1993 
veröffentlicht wurde, denkt Myers 
über die Möglichkeiten einer dra- 
stischen Reduzierung der ameri- 
kanischen Bevölkerung nach. My- 
ers zitierte die Werke von Pimen- 
tel von der Cornell University, 
daß „jeder Amerikaner 47mal 


mehr auf der Umwelt basierende 
Waren und Dienstleistungen ver- 
braucht als ein Chinese. ... Die 
amerikanische Durchschnittsfa- 
milie hat zwei Kinder, aber wenn 
wir berücksichtigen, wie viele 
natürliche Ressourcen diese Kin- 
der konsumieren, und den ameri- 
kanischen Lebensstil mit dem 
weltweiten Durchschnitt verglei- 
chen, dann hätte die amerikani- 
sche Durchschnittsfamilie in 
Wirklichkeit etwas dreißig bis 
vierzig Kinder.“ 


Myers fuhr fort: „Wie alle ande- 
ren Industrienationen verfügen 
die Vereinigten Staaten jedoch 
nicht einmal über die Grundlagen 
einer Bevölkerungspolitik. Ob- 
wohl sie die Schwellenländer kri- 
tisieren, die ihre Bevölkerungspo- 
litik nicht mit genügendem Nach- 
druck durchsetzen, machen die 
Vereinigten Staaten keinerlei An- 
stalten, sich selbst zu fragen, wie 
hoch die Tragfähigkeit ihres eige- 
nen Landes wohl ist.“ 


„Lindsey Grant, ein bekannter Be- 
völkerungsexperte, schätzt, daß 
die US-Bevölkerung zwischen 
125 und 150 Millionen Menschen 
haben sollte - etwa den Umfang, 
den sie in den vierziger Jahren 
dieses Jahrhunderts hatte -, wenn 
die Wirtschaft auf dem heutigen 
Stand gehalten werden soll, ohne 
daß die natürlichen Ressourcen 
erschöpft werden. Robert Con- 
stanza, ein führender Ökologe, 
nennt die Zahl von 85 bis 170 
Millionen, je nach Pro-Kopf-Ver- 
brauch. Pimentel nennt 40 bis 100 
Millionen für eine sich selbst tra- 
gende Gesellschaft mit einem 
qualitativ hohen Umweltschutz. 
Ehrlichs Schätzung (berühmt- 
berüchtigt durch seine ‘Bevölke- 
rungsbombe’) liegt bei 75 Millio- 
nen - etwa der Größe von 1900.“ 


Schrumpfen auf 
die Größe von 1900 


Myers fordert, daß „die Vereinig- 
ten Staaten die Immigration voll- 
ständig abstellen müßten“ - eine 
harte Maßnahme für ein Land, das 
seine Existenz den Immigranten 
verdankt. Er behauptet, daß „die 
Zahl von 150 Millionen erreicht 
würde, wenn man nur ein Jahr- 
hundert lang eine Geburtenrate 
von 1,5 Kindern pro Frau (heute 
sind es 2,0) aufrechterhielte - eine 
Rate, die in Deutschland, Italien, 
Österreich, Griechenland, Spani- 
en, Portugal und Japan bereits exi- 
stiert. Ein guter Start könnte er- 
reicht werden, wenn man Schwan- 
gerschaften bei Teenagern 
eliminiert ... das kostet die Verei- 
nigten Staaten 25 Milliarden 
Dollar pro Jahr an Unterstüt- 
zungsleistungen.“ 


Myers fuhr fort: „Wer weiß? Die 
Amerikaner werden vielleicht 
schon bald feststellen, daß sie ein 
großes Problem in eine wunderba- 
re Gelegenheit verwandeln. Der 
erste Schritt wären die kühnsten, 
kreativsten und prägnantesten 
Umweltmaßnahmen, die die Men- 
schen je unternommen haben. 
Laßt uns fortfahren, an das Un- 
denkbare zu denken, statt die 
Kräfte der Umweltbedingungen 
das Denken für uns erledigen zu 
lassen.“ oO 
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Trilaterale Kommission 


In China 


locken 


Profite 


William Sullivan 


Die Trilaterale Kommission veröffentlichte im Mai 1994 einen Be- 
richt unter dem Titel „Ein aufstrebendes China in einer Welt der 
Unabhängigkeit“, der von den Mitgliedern der Trilateralen Kom- 
mission Michel Oksenberg, Präsident des Ost-West-Zentrums in 
Hawaii, dem China-Sachbearbeiter für den amerikanischen natio- 
nalen Sicherheitsrat, Yoichi Funabachi von der japanischen Zeitung 
„Asahi Shimbun“ und Heinrich Weiss, dem deutschen Industriel- 
len, der den Vorsitz im China-Ausschuß des Ostkomitees der deut- 
schen Industrie führt, erstellt wurde. 


Die Trilaterale Kommission hat 
seit ihrer Gründung Anfang der 
siebziger Jahre durch David 
Rockefeller und andere als eine 
der führenden Institutionen der 
anglo-amerikanischen Finanzelite 
die Politik in Europa, Japan und 
den Vereinigten Staaten in Rich- 
tung Freihandel und „postindustri- 
elle Gesellschaft“ gestaltet. Der 
China-Bericht der Kommission ist 
eine offenkundige Erklärung der 
Absicht, China ebenso wie dem 
gesamten Sektor der Schwellen- 
länder - unter der Schirmherr- 
schaft der UNO, des Internationa- 
len Währungsfonds (IWF), des 
Allgemeinen Zoll- und Handels- 
abkommens (GATT) und ähnli- 
cher Weltinstitutionen, die sich im 
allgemeinen unter ihrer Kontrolle 
befinden - einen neuen Kolonia- 
lismus aufzuzwingen. 


Doppelzüngige 
und böse Absichten 


In dem Bericht heißt es, man solle 
China zwingen, Richtlinien zu ak- 
zeptieren, die sicherstellen 
würden, daß es weitgehend ein 
verarmtes Land ohne wirkliche 
Industrialisierung und als Bil- 
liglohnland für exportorientierte 
Industrien bleibe. Der Bericht ent- 
hält auch böse Beleidigungen ge- 
gen die chinesische Geschichte 
und Kultur, so daß jeder, der auch 
nur etwas mit China vertraut ist, 
die doppelzüngige und böse Ab- 
sicht der Autoren erkennen kann. 
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Der Umlauf dieses Berichtes fällt 
mit den dramatischen Entwicklun- 
gen in Europa in den letzten Mona- 
ten zusammen, die die Ambitionen 
der Befürworter der utopischen 
„Weltregierung“ bei der Trilateralen 
Kommission gefährden. US-Präsi- 
dent Bill Clinton öffnete bei seinem 
Besuch in Europa im Juli die Mög- 
lichkeiten für riesige Entwicklungs- 
projekte für Bahn und Infrastruktur 
in ganz Europa bis hin zum Osten 
als Basis für eine Zukunft des Frie- 
dens, als er eine besondere Bezie- 
hung zwischen den Vereinigten 
Staaten und Deutschland ankündigte 
und die alte „besondere Beziehung“ 
zu England umstieß. 


Premierminister Li Peng und eine 
Gruppe von 160 chinesischen Indu- 
striellen und Experten besuchten 
Deutschland im gleichen Zeitraum 
und unterzeichneten Verträge für 
die Zusammenarbeit in den Berei- 
chen Transportwesen, Energieaus- 
bau, Raumfahrt, Schwerindustrie 
und in weiteren Bereichen der In- 
frastruktur. Es zeichnet sich der 
Wiederaufbau der alten Seiden- 
straßen als Basis für die den Konti- 
nent umfassende Entwicklung der 
eurasischen Landmassen ab, was 
die einzige Politik ist, die zum Er- 
folg führen könnte, wenn die der- 
zeitigen Finanzspekulationen auf 
den Weltmärkten zusammen mit je- 
nen, die auch in China durchge- 
führt werden, zusammenbrechen. 


Es ist genau diese Perspektive ei- 
ner Entwicklung Eurasiens, die 


von den Vereinigten Staaten even- 
tuell unterstützt wird, weiche die 
Trilaterale Kommission als die 
größte Gefahr für ihre Interessen 
ansieht. Schon zweimal zuvor in 
der Geschichte wurde eine solche 
Politik verwirklicht, und beide 
Male wurde sie von den venezia- 
nischen und britischen Mentoren 
der heutigen Trilateralen Kom- 
mission zerstört. Ende des 17. 
Jahrhunderts koordinierte G. W. 
Leibniz die Bemühungen der je- 
suitischen Missionare in China, 
die mit dem großen Kaiser Ch’ing 
Kang Hsi und Führern in Europa 
und Rußland zusammenarbeite- 
ten, um sein „Grand Design“ 
durchzuführen, mit dem der Osten 
und der Westen in der Entwick- 
lung und der kulturellen Zusam- 
menarbeit vereint werden sollte. 


Größte Gefahr für 
trilaterale Interessen 


Erst viele Jahrzehnte subversiver 
venezianischer Operationen gegen 
den Vatikan und gegen Leibniz und 
seine Kreise erreichten den Bruch 
der Allianz zwischen der „Renais- 
sance-Gruppe“ in Europa und ihren 
Mitdenkern in China, und China 
blieb isoliert und schließlich offen 
für die britischen Opiumhändler 
und die Kanonenboote des 19. 
Jahrhunderts zurück. 


Zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
tauchten erneut Pläne für eine eu- 
rasische Entwicklung in Europa 
auf. Sie konzentrierten sich mit 
Unterstützung durch den Vatikan 
auf die Pläne einer Ost-West- 
Bahnverbindung des russischen 
Grafen Sergei Witte und seiner 
französischen und deutschen Ver- 
bündeten. Dies wurde in China 
aufgegriffen von Dr. Sun Yat-sen, 
der die republikanische Revoluti- 
on im Jahre 1911 mit einem Pro- 
gramm des internationalen Aus- 
baus Chinas führte, das sich auf 
Bahnverbindungen mit Europa 
und dem Nahen Osten konzen- 
trierte. Die Briten inszenierten 
den Ersten Weltkrieg, um diese 
Möglichkeit zu zerstören, und sie 
entsandten Bertrand Russell und 
andere Geheimdienstagenten, um 
Sun Yat-sens Arbeit zu zerstören 
und eine jakobinische Opposition 
in Form einer Kommunistischen 
Partei Chinas zu schüren. 


Der Bericht der Trilateralen über 
China aus dem Jahre 1994 sollte 
eine Warnung dafür sein, daß 
auch heute wieder ähnlich tödli- 
che Maßnahmen in Vorbereitung 


sind, um jede echte Weiterent- 
wicklung der eurasischen Land- 
masse zu verhindern. 


Der Bericht macht sich die inzwi- 
schen schon standardgemäßen 
Kampfesschreie jener zu eigen, 
die sich der Auferlegung einer 
UNO/TWF-Weltregierung ver- 
schrieben haben: „tragbare“ Ent- 
wicklung - ein Euphemismus für 
verschiedene Formen antiindustri- 
eller Politik; Beschränkungen für 
„Treibhausgase“ und andere anti- 
industrielle Richtlinien, die auf 
arglistigen Umweltschutzargu- 
menten basieren, und Beschrän- 
kungen in der Militärtechnologie 
und in den Waffenverkäufen. 


Die Absicht der Trilateralen ist 
verborgen in solchen Aussagen, in 
denen China verspottet wird als 
Land, für das „die wirtschaftliche 
Entwicklung vor allem anderen 
eine regelrechte Zwangsvorstel- 
lung ist“, und in Hinweisen auf ei- 
ne „unverantwortliche Industriali- 
sierung“. In dem Bericht wird da- 
gegen die Handelszonenpolitik 
der südlichen Küstenregion mit 
Lob überschüttet, die sich durch 
„exportorientierte Wachstumsstra- 
tegien“ auszeichnet, die in Wirk- 
lichkeit zu finanziellen Spekula- 
tionen, basierend auf Kuliarbeit 
ohne Fachwissen und Technolo- 
gie, zu. Immobilienspekulation, 
Drogen, Verbrechen und Korrup- 
tion geführt hat. 


Das Problem des restlichen Lan- 
des, so behaupten sie, bestehe dar- 
in, daß es eine echte industrielle 
Basis gebe und Peking sich hart- 
näckig weigere, diese aufzugeben. 


Die Strategie der Trilateralen be- 
steht darin, Peking eine Variante 
der Schocktherapie aufzuzwingen, 
die die Volkswirtschaften in Ost- 
europa in den letzten fünf Jahren 
zerstört hat. Das erste Ziel bei die- 
ser Aufgabe ist es, China in das 
GATT-Abkommen und in die 
neue _Welthandelsorganisation 
(WTO) hineinzubringen - aber 
nicht zu Chinas Bedingungen. 


„Das Wichtigste‘ sei, so heißt es 
in dem Bericht, „China so schnell 
wie möglich unter den Einfluß der 
WTO zu bringen, ... indem es den 
GATT-Bestimmungen zustimmt.“ 


Das Problem für die Trilaterale 
Kommission besteht darin, daß 
Schwellenländer nach den GATT- 
Bestimmungen GATT beitreten 
dürfen, ohne alle Freihandelsforde- 
rungen erfüllen zu müssen. In dem 


David Rockefeller (links) und der 
ehemalige US-Außenminister 
Henry Kissinger sind die Strate- 
gen der Trilateralen. 


Bericht heißt es weiter: „Ein weite- 
res, mögliches Problem ist es, daß 
China darauf besteht, als ‘Schwel- 
lenland’ bezeichnet zu werden. 
Dies würde es dem Land er-- 
rmöglichen, für noch in der 
Entwicklung befindliche Industrie- 
zweige wie die Automobilindustrie, 
Maschinenbau und Elektronik 
Schutzzölle aufrechtzuerhalten. 


Propagandakrieg 
gegen das Schwellenland 


Die Banker der Trilateralen wollen 
diese einheimischen Industrien und 
andere eliminieren und entweder 
durch ausländische Produktion im 
Land oder durch Importe ersetzen. 
Die Trilaterale Kommission hat ei- 
ne Lösung für dieses Hindernis: 
Kaufkraft-Paritäten (Purchasing 
Power Parities, PPP), eine Abrech- 
nungsmethode, die von der Welt- 
bank im vergangenen Jahr einge- 
führt wurde. Aufgrund dieses ma- 
gischen Kunststückes hat sich die 
Volkswirtschaft Chinas praktisch 
über Nacht verdreifacht. Plötzlich 
begann die Finanzpresse im Westen 
von China als drittgrößter Volks- 
wirtschaft weltweit zu berichten, 
und viele behaupteten, daß das 
Land kein Schwellenland mehr sei. 


In dem Bericht der Trilateralen 
wird PPP auf Seite eins vorge- 


stellt, und es wird behauptet, daß 
das bemerkenswerte Wachstum 
der chinesischen Volkswirtschaft 
„den Unterschied zwischen Indu- 
strieland und Schwellenland wei- 
ter verwischt“. 


Um zu erkennen, wie widerwärtig 
diese Aussage ist, muß man sich 
nur die 150 bis 200 Millionen ar- 
beitslosen chinesischen Bauern 
vor Augen halten, die in und aus 
den Ausbeutungsbetrieben der 
Handelszone recycelt werden - 
oder den Zusammenbruch des 
größten Teils Afrikas aufgrund 
von Völkermord, wo die Volks- 
wirtschaften Afrikas durch die 
PPP-Methode ebenfalls „über 
Nacht verdreifacht‘ werden! 


Die Schlußfolgerung des Berichts 
läuft darauf hinaus, daß man sagt, 
China müsse nach den Maßstäben 
eines Industrielandes und nicht 
nach denen eines Schwellenlandes 
geführt werden: „Wir wollen dar- 
auf bestehen, daß China feste Zu- 
sagen macht, die GATT/WTO- 
Standards zu erfüllen.“ 


Die Verwendung der Kaufkraft- 
Paritäten verschleiert die Tatsa- 
che, daß der „Neue Große 
Sprung“ der letzten 15 Jahre nicht 
auf dem Ausbau der Volkswirt- 
schaft basierte, sondern auf der 
Plünderung der Ressourcen und 
der Bevölkerung, was zu einer 
Katastrophe geführt hat. Wenn die 
Volkswirtschaft Chinas korrekt 
beurteilt wird, dann stellt man 
fest, daß die Agrarproduktion pro 
Kopf seit dem Jahre 1984 gesun- 


ken ist, ebenso wie der Eisen- 


bahnbau. Die Produktion be- 
stimmter Verkaufsgüter ist auf- 
grund der Exportindustrien mit 
Billigarbeitskräften in die Höhe 
geschnellt, doch das beeinflußt 
die kritischen Kreise in der Infra- 
struktur nicht. Selbst in den Berei- 
chen, wo die Produktionsmenge 
deutlich - wenn auch nicht in aus- 
reichendem Maße - gestiegen ist, 
wie in der Stahl- und Energiepro- 
duktion, wurde sie in erster Linie 
in den Handelszonen und nicht 
für den Ausbau der erforderlichen 
nationalen Infrastruktur benutzt. 


Ziel ist es, Menschen 
abzuschaffen 


Das Ergebnis ist, daß die potenti- 
elle Bevölkerungsdichte Chinas 
buchstäblich abnimmt. Der der- 
zeitige „Arbeitskräfteüberschuß“ 
auf dem Land liegt zwischen 150 
und 200 Millionen. Der Regie- 
rung zufolge werden zumindest 
bis zum Jahr 2000 jedes Jahr wei- 
tere zehn Millionen hinzukom- 
men, wenn die derzeitigen politi- 
schen Planungen beibehalten wer- 
den. Die Lösung der Trilateralen 
ist es natürlich, keine großen In- 
frastrukturprojekte und keinen 
Städtebau mit Atomenergieversor- 
gung in die Wege zu leiten, son- 
dern die Menschen abzuschaffen. 


Die Kommission ist besonders er- 
zürnt über die schlechte Publicity 
und die Gegenmaßnahmen, die ge- 
gen China wegen ihrer bestialischen, 
erzwungenen Politik der Bevölke- 


rungsreduzierung unternommen 
werden. In dem Bericht heißt es, der 
Westen müsse die „‚unkonstruktiven 
ideologischen Barrieren wie das 
Zurückhalten von Geldmitteln durch 
die USA, ... um gegen Chinas Me- 
thoden der Bevölkerungskontrolle 
zu protestieren“, beenden. Schließ- 
lich, so meinen sie, „haben ihre 
Zwangsmittel zur Kontrolle des Be- 
völkerungswachstums gewirkt, auch 
wenn sie in der internationalen Ge- 
meinschaft weiterhin verurteilt wer- 
den“. 


Obwohl sie froh sind, daß Billig- 
arbeitskräfte kontinuierlich und 
praktisch unbegrenzt in die Han- 
delszonen an der Küste fließen, 
äußern sich die Autoren abfällig 
über die ständig wiederkehrende 
Furcht der Oligarchie, daß „ein 
Massenexodus von Chinesen ... in 
einer Welt, die von Umsiedlern 
bereits überflutet wird, die Welt 
sicherlich überwältigen würde“. 


Eine ähnliche Sorge hegt die 
Trilaterale Kommission auch da- 
rüber, daß die massive Arbeitslo- 
sigkeit, zusammen mit den Wirt- 
schaftskrisen in der Landwirtschaft 
und in den verstaatlichten Industri- 
en, zu politischen Unruhen führen 
könnte. Der Bericht warnt vor mo- 
ralischen Reaktionen des Westens 
in einer solchen Situation und 
meint, die bekannten Methoden ge- 
waltsamer Unterdrückung, die von 
Peking benutzt würden, müßten als 
im „chinesischen Kontext“ akzep- 
tabel verstanden werden: „Wenn 
man mit der Unordnung konfron- 
tiert ist, dürfen weder die chinesi- 
schen Führer noch das Ausland in 
Panik geraten oder meinen, das 
Überleben des Regimes stehe auf 
dem Spiel, sondern sie müssen die 
Unruhen in deren chinesischen 
Kontext stellen und entsprechend 
reagieren.“ 


Dies überrascht nicht, da der Au- 
tor Michel Oksenberg zusammen 
mit seinem Freund Henry Kissin- 
ger im Jahre 1989 in den Stunden 
nach den Militäroperationen auf 
dem Platz des Himmlischen Frie- 
dens die beiden Personen waren, 
die im Fernsehen weltweit am 
häufigsten zu sehen waren und 
Deng Xiaopings blutiges Vorge- 
hen gegen die Studentendemon- 
strationen voll unterstützten. 


Die Trilateralen befürworten den 
Kommunismus nicht offen, doch 
sie hoffen, daß die Kommunisti- 
sche Partei Chinas „sich selbst in 
eine korporatistische Partei ver- 
wandeln kann, die die natürliche 
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Trilaterale Kommission 
In China 
locken 

Profite 


Elite der verschiedenen Gesell- 
schaftsbereiche integriert und da- 
durch eine wertvolle, integrative 
Rolle spielt“. „Korporatismus“ 
wird natürlich im allgemeinen mit 
dem Faschismus der Mussolini- 
Richtung in Verbindung gebracht, 
einem Modell, das bei den Utopi- 
sten der Trilateralen Kommission 
sehr beliebt ist. 


Der Bericht der Trilateralen 
spricht sich für eine mögliche 
Teilung Chinas in mehrere Teile 
aus, ein Lieblingsprojekt unter 
den China-Experten des briti- 
schen Geheimdienstes, besonders 
von Gerald Segal vom Internatio- 
nalen Institut für Strategische 
Studien, der von den Autoren des 
Berichts als „Berater“ genannt 
wird. Sie folgen Segal, wenn sie 
die Provinzen Guangdong und 
Fujian als vom Rest Chinas sepa- 
rate Entität ansehen: „Eine trans- 
staatliche Wirtschaftszone exi- 
stiert in Südchina, wobei in Gu- 
angdong der Hongkong-Dollar 
und in Fujian der Taiwan-Dollar 
existiert.“ 


Hongkong, so die Autoren, habe 
„sein Wirtschaftssystem nach 
Südchina ausgeweitet und strebt 
weiter nach außen, wobei sich die 
Grenzen zwischen Hongkong und 
dem restlichen China verwischen“. 


Angriff auf 
die Kultur 


Der widerwärtigste Aspekt des Be- 
richts der Trilateralen ist sein be- 
trügerisches und beleidigendes 
Profil der chinesischen Kultur und 
Geschichte. Die Tatsache, daß die 
Autoren sich genötigt fühlten, das 
chinesische Volk in einem öffentli- 
chen Bericht über ihr Land zu ent- 
würdigen, ist symptomatisch für 
die Kolonialmentalität, von der die 
Ideologen der Trilateralen Kom- 
mission geleitet werden. 


Trotz des allgemeinen Chaos, das 
China in den 150 Jahren seit dem 
ersten britischen Opiumkrieg cha- 
rakterisiert hat, wiederholen sich 
in der fast 5000jährigen Ge- 
schichte Chinas die Perioden 
spannender Entwicklung in Wis- 
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senschaft und Kultur. Nirgendwo 
sonst auf der Welt wurde diese 
Geschichte so sorgfältig und um- 
fassend für die Nachwelt aufge- 
zeichnet wie in China, beginnend 
mit der Antike, die von Konfuzius 
und seinen Kollegen im 5. Jahr- 
hundert vor Christus festgehalten 
wurde. Diese geisteswissenschaft- 
liche Tradition der Geschichts- 
schreibung wird von Mr. Oksen- 
berg und seinen Mitautoren 
lächerlich gemacht. 


Politik mit Geschichts- 
fälschungen 


Unter Hinweis auf die Ansichten 
des kürzlich verstorbenen Harvard- 
Sinologen John Fairbanks heißt es 
in dem Bericht, daß das „Bewußt- 
sein der Chinesen für ihre eigene 
Vergangenheit ebenso sehr Mythos 
wie Realität ist“. Es werden vier 
„Entstellungen“ genannt, die die 
„Jüngste Wissenschaft“ aufgedeckt 
hat - alle vier nichtssagende und 
pedantische Punkte, die bestenfalls 
strittig sind. 


In dem Bericht heißt es: „Diese 
vier Entstellungen, die die Chine- 
sen über ihre Geschichte haben 
fortbestehen lassen, waren 
wichtig bei der Propagierung im- 
perialer, bürokratischer Regeln 
und für die Erleichterung der Ein- 
heit des Landes. ... Seit uralten 
Zeiten haben die chinesischen 
Führer ihre Intellektuellen unter- 
wiesen, die Geschichte nicht kor- 
rekt zu schreiben, sondern sie so 
zu schreiben, um moralische Ur- 
teile aufzustellen und Lektionen 
für die Gegenwart daraus ziehen 
zu lassen.“ 


Es ist verständlich, daß sich die 
Trilateralen dagegen wehren wür- 
den, moralische Urteile aufzustel- 
len und Lektionen aus der Ge- 
schichte ziehen zu lassen, denn 
wenn die Bürger der westlichen 
Länder solche Kriterien anwende- 
ten, würden sie sofort jeden ent- 
fernen, der die Politik der Trilate- 
ralen Kommission von irgendwel- 
chen Einflußpositionen heraus 
befürwortet. 


Sodann machen sich die Autoren 
des Berichts daran, ihre eigenen 
Entstellungen zur chinesischen Ge- 
schichte zu kreieren. Sie beginnen 
mit einer arglistigen Auslassung. 
Sie erzählen von der „Kontinuität 
der Zivilisation und dem Glanz der 
Leistungen Chinas in der Hang-, 
Tang-, Ming- und Qing-Dynastie“. 
Es fehlt die Sung-Dynastie (960- 


1279 n. Chr.), die die Ära der kon- 
fuzianischen Renaissance, das Gol- 
dene Zeitalter der konfuzianischen 
Schule von Chu Hsi und dessen 
Vorgängern, der ungeheuren wirt- 
schaftlichen Expansion, der Erfor- 
schung in Übersee, des raschen Be- 
völkerungswachstums und einer 
wissenschaftlichen Revolution war. 


Vielleicht wurde die Sung-Dyna- 
stie aus Versehen ausgelassen. 
Doch weitere solche Auslassun- 
gen demonstrieren wohl eher eine 
absichtlich selektive Präsentation. 
Bei der Diskussion konfuziani- 
scher Philosophie heißt es in dem 
Bericht: „Im konfuzianischen Le- 
xikon gehörten kindliche Ehr- 
furcht, Loyalität, Ritual und An- 
stand zu den höchsten Tugenden.“ 
Das ist wahr - aber viel wichtiger 
sind Güte oder Liebe (jen), Recht- 
schaffenheit (i) und Weisheit 
(chi). Warum wurden diese ausge- 
lassen? 


Die Autoren versuchen ihre ver- 
drehte und entstellte Charakteri- 
sierung des „chinesischen Cha- 
rakters“ zu rechtfertigen: „Be- 
stimmte machtvolle Tendenzen im 
Denken und in der Praxis, die auf 
Konfuzius und seine Anhänger 
zurückzuführen sind, sind weit 
verbreitet: Die dominante chinesi- 
sche Tradition behauptet, daß sich 
die Persönlichkeit des Menschen 
aus dem Netz der sozialen Bezie- 
hungen herleitet, in die man 
zwangsläufig verstrickt ist. ... 
Nach dieser Sicht haben Men- 
schen keinerlei angeborene Eigen- 
schaften, sie sind formbar.“ 


Vorliebe für 
gefügige Arbeiterschaft 


Diese entwürdigende Auffassung 
vom Menschen hat nichts mit 
dem Konfuzianismus zu tun, der 
den Menschen als ein Wesen be- 
trachtet, das aufgrund der ange- 
borenen Tugenden der Liebe 
(jen), die vom Himmel gegeben 
ist und zu der auch Weisheit, 
Rechtschaffenheit und Anstand 
gehören, im Grunde gut ist und 
daß dies ihn vom Tier unterschei- 
det. Der Begriff des Menschen 
als einformbares Werkzeug des 
Staates steht nicht mit dem Kon- 
fuzianismus in Verbindung, son- 
dern mit seinem Gegenteil, dem 
Legalismus, der Ideologe der 
berüchtigten Qin-Dynastie des 
dritten Jahrhunderts vor Christus, 
die den größten Teil der Bevölke- 
rung versklavte, die konfuziani- 
schen Klassiker verbrannte und 


die konfuzianischen Gelehrten, 
die sich dagegen wehrten, leben- 
dig verbrannte. 


Es überrascht nicht, daß Qin das 
Vorbild Mao Zedongs war, der 
seinen Untertanen sagte, sie soll- 
ten sich als Schrauben in einer 
Maschine betrachten. Da die Tri- 
laterale Kommission so klar ihre 
Vorliebe für eine gefügige chine- 
sische Arbeiterschaft entlang den 
Vorstellungen der Legalisten und 
Mao Zedongs zum Ausdruck 
bringt, kann man auch damit rech- 
nen, daß sie den Konfuzianismus 
derart verfälschen werden, daß er 
wie sein Gegenteil, der Legalis- 
mus, erscheint. 


Die Autoren sind sich zweifellos 
auch darüber im klaren, daß das 
anglo-amerikanische Establish- 
ment, das sie repräsentieren, er- 
heblich zu der Zerstörung der 
konfuzianischen Tradition und der 
Gründung der kommunistischen 
Partei beigetragen hat. Anfang der 
zwanziger Jahre dieses Jahrhun- 
derts haben radikale Positivisten 
wie Bertrand Russell, John De- 
wey und später Joseph Needham 
sowohl direkt als auch über Insti- 
tutionen wie die Vereinten Natio- 
nen, die sie gründeten, China mit 
einer entstellten Sicht „westlicher 
Wissenschaft“ geimpft, während 
sie gleichzeitig die konfuzianische 
Tradition zugunsten der taoisti- 
schen und legalistischen Ideologie 
verunglimpften. 


Die oligarchischen Familien, die 
die Trilaterale Kommission grün- 
deten, sind heute genauso bedacht 
darauf, jegliche Erneuerung der 
konfuzianischen Tradition zu ver- 
hindern, weil sie fürchten, daß 
diese die Zusammenarbeit mit den 
Feinden der Trilateralen Kommis- 
sion im Westen, die Befürworter 
des Wachstums sind, erleichtern 
könnte, und zwar auf der Basis ei- 
nes gemeinsamen Engagements 
für die umfassenden Entwick- 
lungsprojekte, die in ganz Eurasi- 
en benötigt werden. Im letzten 
Kapitel des Berichts der Trilate- 
ralen über China heißt es in scho- 
nungsloser kolonialistischer Ter- 
minologie: „Sowohl China als 
auch die trilateralen Nationen 
müssen zusammenarbeiten, um 
eher ein tragbares und kein astro- 
nomisches Wachstum in China 
aufzubauen. ... Doch die trilatera- 
len Länder müssen auch erken- 
nen, daß ein kooperativer Ansatz 
vielleicht nicht unbedingt eine 
konstruktive Reaktion der Chine- 
sen hervorruft.“ D 


Währungssystem 


Orwell-Vision 
der neuen 
Bretton- 


Woods- 


Kommission 


Joe Bronstein 


Im Jahre 1944 führten die Finanzminister und Zentralbanker der 
Welt in den Weißen Bergen von New Hampshire in einem Erho- 
lungsort mit dem Namen Bretton Woods ein neues internationales 
Währungssystem ein. Obwohl es viel Bitterkeit und einige Kom- 
promisse gab, wurde mit dem neuen System ein festes Wechsel- 
kurssystem geschaffen, das an den US-Dollar gekoppelt war. Letz- 
terer wiederum war an das Gold gebunden. 


Doch in allererster Linie verkör- 
perte das System die malthusiani- 
schen Ideen von John Maynard 
Keynes. Keynes, ein britischer 
Geheimdienstler und Finanzwelt- 
Insider, ein bekannter Homosexu- 
eller und Mitglied der British Eu- 
genics Society (britische Gesell- 
schaft für Eugenik), war im Jahre 
1903 an der Universität Cambrid- 
ge bei den Aposteln aufgenom- 
men worden, einer den Satan ver- 
ehrenden Sekte, die die jungen 
Männer auf die Weltherrschaft 
durch die britische Krone vorbe- 
reitete. In der ersten Ausgabe sei- 
nes berühmten Wirtschaftslehr- 
buchs „General Theory of Em- 
ployment, Interest, and Money“, 
1936 in Berlin veröffentlicht, cha- 
rakterisierte Keynes seine eigene 
Wirtschaftstheorie als Faschist. 


Die Institutionen 
des Bösen 


Die Konferenz von New Hamp- 
shire im Jahre 1944 brachte zwei 
Institutionen hervor, die als die 
Bretton-Woods-Institutionen be- 
kannt wurden: den Internationalen 
Währungsfonds (IWF) und die 
Weltbank. Eine dritte Institution, 
die von Keynes vorgeschlagen 
wurde, eine Internationale Han- 


delsorganisation (ITO), starb 
schon in der Wiege, nachdem es 
der amerikanische Kongreß wie- 
derholt abgelehnt hatte, den USA 
den Beitritt zu genehmigen, da er 
es richtigerweise als Beeinträchti- 
gung der nationalen Souveränität 
des Landes angesehen hatte. 


Der IWF und die Weltbank ent- 
wickelten sich zu zwei der Welt 
führenden Institutionen des Bö- 
sen. Besonders nachdem das feste 
Wechselkurssystem im August 
1971 zusammengebrochen und ei- 
ne zweite Phase des Bretton- 
Woods-Systems auf der Basis 
schwankender Wechselkurse ein- 
geführt worden war, bauten der 
IWF und die Weltbank zuneh- 
mend darauf, harte Bedingungen 
aufzuerlegen, insbesondere bei 
Ländern der dritten Welt, doch 
auch in den Industrieländern. 
Massenhungersnöte, der Zusam- 
menbruch des Gesundheitswesens 
und der Infrastruktur sowie die in- 
tensive Plünderung der Volkswirt- 
schaften lassen sich in hohem 
Maße direkt auf diese IWF- und 
Weltbankbedingungen und deren 
„Anpassungsprogramme“ zurück- 
führen. 


Heute leben 1,3 Milliarden Men- 
schen auf einer Einkommensstufe 


von weniger als einem Dollar pro 
Tag - eine Bedürftigkeit, die so 
erdrückend ist, daß man bei den 
Betroffenen von physischen und 
geistigen Qualitäten und Mensch- 
lichkeit nicht mehr sprechen kann. 
Auch das ist das vorsätzliche 
Werk des IWF und der Weltbank. 


Umstrukturierungsplan 
für die Weltwirtschaft 


Vom 20. bis 22. Juli trafen sich ei- 
nige von Großbritannien gelenkte 
Zentralbanker, Privatbanker und 
Denktank-Mitglieder im Loy- 
Henderson-Konferenzraum des 
US-Außenministeriums in Wa- 
shington, um den 50. Jahrestag 
des Bretton-Woods-Systems zu 
feiern. Die Einberufung und Lei- 
tung des Treffens hatte eine Elite- 
Bankergruppe mit dem Namen 
Kommission für die Zukunft der 
Bretton-Woods-Institution über- 
nommen. Es handelte sich nicht 
um eine sentimentale Geburts- 
tagsfeier, bei der goldene Arm- 
banduhren verteilt werden sollten. 
Sowohl auf der Konferenz als 
auch in dem 380 Seiten starken 
Begleitbuch, das Anfang Juli her- 
auskam, stellte die Kommission 
den radikalsten Umstrukturie- 
rungsplan für die Weltwirtschaft 
und das Finanzsystem vor, seit 
sich Keynes und seine Freunde 
vor 50 Jahren verschworen hatten. 


„Aber warum sollten die Finan- 
ziers irgend etwas ändern, wo sie 
doch sowieso schon so viel Geld 
machen?“ könnte man fragen. 
Aus zwei Gründen: Erstens, die 
Weltfinanzelite ist der Meinung, 
daß sie sich neue Plünderungs- 
quellen suchen muß, um ihre der- 
zeitigen Finanzspekulationen, die 
bei über 40 Billionen Dollar lie- 
gen - der höchste Wert in der Ge- 
schichte der Menschheit -, am 
Laufen zu halten. Dies geschieht, 
indem sie sich neue Gebiete auf 
der Welt erschließen, einschließ- 
lich des Industriesektors, aber ins- 
besondere des früheren Osteuropa 
und Teile der dritten Welt. 


Folglich werden die „aufstreben- 
den Märkte“ - wie die dritte Welt 
und der ehemalige Ostblock zu- 
sammen genannt werden - zur 
Zielscheibe für Investitionen aus 
dem Industriesektor, bei denen es 
ausschließlich um finanzielle Ge- 
winne geht, da die Erträge aus 
dem Industriesektor nicht mehr 
hoch genug sind. Dem Internatio- 
nalen Finanzinstitut zufolge hat 
im Jahre 1993 eine Rekordsumme 


von 181 Milliarden Dollar solcher 
nichtproduktiver Investitionen die 
„aufstrebenden Märkte“ überflu- 
tet. 


Zweitens, diese gleichen Finan- 
ziers möchten eine absolute Wirt- 
schaftsdiktatur einrichten, die so- 
wohl über die Industrieländer als 
auch über die Schwellenländer 
herrschen soll. Zu diesem Zweck 
planen sie, die Souveränität der 
einzelnen Nationen zu beseitigen. 
Im Oktober 1942 hatte Keynes 
mit seinen ursprünglichen Vor- 
schlägen für eine Weltzentralbank 
und damit zusammenhängende 
Angelegenheiten etwas Ähnliches 
geplant, das in Bretton Woods im 
Jahre 1944 dann verabschiedet 
werden sollte. Doch Keynes’ Vor- 
schlagspaket, zu dem auch eine 
Weltzentralbank gehörte, wurde 
mit Erfolg abgeblockt, weil die 
USA auf ihrer Souveränität be- 
standen. 


Eine Reform des IWF 
und der Weltbank 


Ein halbes Jahrhundert später lie- 
gen die Vorschläge für das, was 
Keynes schon ursprünglich ein- 
richten wollte, erneut auf dem 
Tisch, doch diesmal mit dem 
„Freimarkt“-Dreh. Es handelt sich 
um einen Plan für eine faschisti- 
sche Weltdiktatur, die nach That- 
cher entschieden vernichtungsori- 
entiert ist. 


Kurz gesagt, die Kommission 
plant von außen eine Reform des 
IWF und der Weltbank, die diese 
beiden Institutionen noch tödli- 
cher macht, als sie jetzt schon 
sind, während noch eine dritte In- 
stitution, die Welthandelsorgani- 
sation, geschaffen wird, die mit 
den beiden anderen zusammenar- 
beiten soll. 


Die radikale Umstrukturierung 
von IWF und Weltbank beinhaltet 
auch eine Arbeitsteilung: Der 
IWF würde die Angelegenheiten 
mit den Industrieländern handha- 
ben, während sich die Weltbank 
mit der restlichen Welt auseinan- 
dersetzen würde. In der Vergan- 
genheit war der IWF stark mit den 
Ländern der dritten Welt befaßt, 
denen er Notkredite gewährte und 
für die er die Bedingungen fest- 
legte. 


Die Kommission will weiterhin, 
daß der IWF die der dritten Welt 
auferlegten Bedingungen durch- 
setzt, doch er soll sich von den 
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Währungs- und Kreditstabilisie- 
rungsmaßnahmen gegenüber der 
dritten Welt zurückziehen und 
sich mehr auf die Industrieländer 
konzentrieren. Mit einem Plan, 
der vom Chef der Bank von To- 
kio, Toyoo Gyohten, vorgebracht 
wurde, bekäme der IWF die 
Macht, den Industrieländern die 
Politik hinsichtlich Finanzen, 
Währung, Krediten und Handels- 
angelegenheiten zu diktieren, was 
- wie ein Teilnehmer sagte - dem 
IWF vollständige Überwachungs- 
autorität verleihen würde. 


Der derzeitige Schwerpunkt der 
Weltbank liegt auf der Kreditver- 
gabe an die dritte Welt sowie auf 
dem Festlegen der Bedingungen, 
die damit verbunden sind. Die 
Kommission will hier, daß die 
Weltbank sich von der direkten 
Kreditvergabe zurückzieht und 
daß dies statt dessen zunehmend 
über deren Tochtergesellschaft, 
die freimarktorientierte Internatio- 
nal Finance Corporation (IFC), 
erfolgen soll, während sich die 
Weltbank selbst mehr um die 
Märkte des privaten Sektors küm- 
mert. 


Deryck Maughan, der Chef von 
Salomon Brothers, meinte, daß 
die privaten Märkte die dritte Welt 
besser disziplinieren werden als es 
die Bretton-Woods-Institutionen 
getan haben. Es würde die Plün- 
derung auch noch grausamer ma- 
chen, weil die Kreditvergabe-Be- 
dingungen noch härter wären. Die 
Weltbank würde eine institutionel- 
le Rolle dabei spielen, dies zu ver- 
wirklichen. 


Das imperiale 
Dreieck 


Die Kommission hat eine Kampa- 
gne geplant, um den US-Kongreß 
dazu zu bringen, noch in diesem 
Jahr ein Gesetz zu verabschieden, 
mit dem die Schaffung einer Welt- 
handelsorganisation genehmigt 
würde, die in der Tat eine Dikta- 
tur über den Außenhandel aus- 
üben Könnte. 


14 [ODE 1114 


Ein imperiales Dreieck bestehend 
aus IWF-Weltbank-WTO ist der 
Plan der Kommission für die öko- 
nomisch-finanzielle Seite einer 
Eine-Welt-Regierung. 


In dem ganzen Procedere war der 
Verfasser dieses Artikels bestürzt 
darüber, daß die Teilnehmer es ab- 
lehnten, der Realität ins Auge zu 
sehen. 


Man fühlt sich an die Geschichte 
der „Titanic“ erinnert. Der Grund, 
weshalb die „Titanic“ im Jahre 
1912 gegen einen Eisberg stieß 
und sank, wobei über 1500 Men- 
schen ums Leben kamen, lag 
nicht in der Konstruktion des 
Schiffes, sondern vielmehr an den 
schlechten Entscheidungen des 
Kapitäns. Dieser wollte einen 
neuen Weltgeschwindigkeitsre- 
kord für die Überquerung des At- 
lantischen Ozeans von Europa 
nach Amerika aufstellen und 
wählte deshalb den kürzesten Weg 
von Southampton, England, in 
Richtung West-Nordwest. Er 
wußte, daß es in jenen Gewässern 
Eisberge gab, doch er setzte sei- 
nen Weg dennoch fort, obwohl er 
auch wußte, daß das Schiff im 
Falle eines Unfalls nicht über 
genügend Rettungsboote für alle 
Passagiere verfügte. Während das 
Schiff sich vorwärts bewegte und 
die Eisberge immer häufiger wur- 
den, hatte er verschiedene Mög- 
lichkeiten, um umzudrehen. Doch 
alles, worum der Kapitän sich 
kümmerte, war seine fixe Idee, ei- 
nen Weltrekord aufstellen zu wol- 
len, ungeachtet der Menschenle- 
ben, die dies möglicherweise ko- 
sten würde. 


Die Organisatoren der Konferenz 
zum Jahrestag von Bretton Woods 
verschleierten die Realität in ähn- 
licher Weise. Sie sprachen zwang- 
haft von der endlosen Ausbrei- 
tung „weltweiter Kapitalmärkte“, 
obwohl diese Märkte dabei sind 
zu verschwinden. Crash oder 
nicht, sie haben vor, ihre Pläne für 
eine Weltdiktatur blind zu verfol- 
gen. 


Ein Privatclub 
der Banker 


Die Konferenz fand statt dank der 
generösen Unterstützung einiger 
der weltgrößten Finanzinstitutio- 
nen und Stiftungen. Zu den Geld- 
gebern der Kommission gehören: 
Nestle, Credit Suisse, die Ford- 
Stiftung, ABN-AMRO Bank of 
the Netherlands, Deutsche Bank, 


Dresdner Bank, der deutsche 
Marshall-Fonds, Morgan Guaran- 
tee Trust, Morgan Stanley, Ban- 
que Paribas, Nomura Securities 
(Japan) und Goldman Sachs. 


Zu den Kommissionsmitgliedern 
gehören Viscount Etienne Davig- 
non, der in den siebziger Jahren so 
viel dazu beitrug, die europäische 
Stahlindustrie zu Fall zu bringen; 
Fritz Leutwiler, ehemaliger Präsi- 
dent der Bank of International Sett- 
lements; Dr. I. G. Patel, ehemaliger 
Direktor der London School of 
Economics; Sir Jeremy Morse, 
KCMG, Direktor der Bank von 
England, und Felix Rohatyn, Part- 
ner der Lazard Freres Investment 
Bank. Einberufen und geleitet wur- 
de die Konferenz von Paul Volcker, 
jetziger Vorsitzender der James 
Wolfensohn Investment Bank und 
früherer Vorsitzender des U. S. Fe- 
deral Reserve Board (1979-1985), 
der das durchführte, was er „den 
kontrollierten Zerfall“ der amerika- 
nischen und der Weltwirtschaft 
nannte. 


Viele der Kommissionsmitglieder 
sind auch Mitglieder der Gruppe 
der Dreißig; beide teilen sich auch 
Büros in Washington. Die Gruppe 
der Dreißig, die aus vielen jetzi- 
gen und ehemaligen Zentral- 
bankchefs besteht und von dem 
Morgan-Chef Dennis Weathersto- 
ne geführt wird, ist die lenkende 
Kraft hinter vielen - tatsächlich 
sinnlosen - Vorschlägen für die 
„selbstregulierung“ des aufge- 
blähten Derivatenmarktes durch 
die Banker. In einem Bericht des 
General Accounting Office vom 
Mai 1994 über Derivate werden 
zum Beispiel in hohem Umfang 
Empfehlungen der Gruppe der 
Dreißig genannt. 


Die Reformpläne 
im Detail 


Wir wollen nun nacheinander die 
Pläne der Kommission zur Refor- 
mierung der Weltbank und des 
IWF und zur Schaffung einer 
Welthandelsorganisation untersu- 
chen. Viele dieser Vorhaben sind 
schon weit über das Planungssta- 
dium hinaus gediehen und haben 
in den „aufstrebenden Märkten“ 
der dritten Welt und des ehemali- 
gen Ostblocks bereits große Ein- 
brüche erzielt. 


Außerdem haben sich die Pläne der 
Kommission auf die Zerschlagung 
des echten Wirtschaftswachstums 
und der staatenbildenden Politik 


von Alexander Hamilton, Friedrich 
List und der französischen Ecole 
Polytechnique eingeschossen. Das 
ist die dirigistische Tradition des 
Merkantilismus, in der der Staat 
durch Lenkung der Kredite, Auf- 
bau der Infrastruktur sowie Unter- 
stützung von Industrie und Land- 
wirtschaft hohe Wachstumsraten 
fördert. Die Kommission ist unver- 
blümt in ihren Angriffen gegen jeg- 
liche Form von „Dirigismus“. 


Am 8. Juli veröffentlichte die 
Kommission eine umfangreiche 
Studie, „Looking to the Future“, 
die aus drei Abschnitten bestand: 
a) die Feststellungen der Kommis- 
sion; b) Untersuchungen ihrer 
Mitarbeiter; und c) 33 Hinter- 
grundpapiere, geschrieben von 
Wirtschaftswissenschaftlern und 
Bankern. 


Ein wichtiges Papier über den 
Übergang von der Planwirtschaft 
zur Marktwirtschaft stammt von 
dem Wirtschaftswissenschaftler 
Deepak Lal von der University of 
California in Los Angeles, der 
den Dirigismus als eine Form von 
„platonischem Hüterstaat“ be- 
zeichnet. Er beschwert sich da- 
rüber, daß die Idee von „wohlwol- 
lenden platonischen Hütern oder 
Vormunden“ hartnäckiger und 
schwerer loszuwerden sei. Lal zi- 
tiert eine britische Autorität, die 
behauptet, daß das Problem des 
Dirigismus und die Idee, im Staat 
einen „moralischen Zweck“ zu se- 
hen, „das Allgemeinwohl zu 
schützen“, auf die jüdisch-christ- 
liche Tradition zurückgehe. 


Alptraum des 
freien Marktes 


Nach Lals Ansicht ist das Pro- 
blem in den Schwellenländern 
nicht die Unterentwicklung, son- 
dern wie man die Infiltration der 
„religiösen Wurzeln des Westens“ 
los wird, die „zentralisierte Insti- 
tutionen‘“ wie den souveränen Na- 
tionalstaat mit sich bringen. Statt 
dessen tritt Lal für die seinem 
Verständnis nach östlichen Reli- 
gionen und östlichen Kulturen 
und das, was er wertfreie „Staats- 
verbindungen“ nennt, ein. Als be- 
ste Vertretung nicht dirigistischen, 
nicht jüdisch-christlichen Den- 
kens im Westen nennt Lal „die 
schottische Aufklärung“ - beson- 
ders David Hume und Adam 
Smith. 


Die Reform der Weltbank hat 
zwei Ziele: den Zerfall der dritten 


Welt, so daß es noch einfacher 
wird, sie auszuplündern, und der 
Versuch des nahezu Unmögli- 
chen: die weltweite Finanzspeku- 
lationen mit neuen Beutequellen 
zu erhalten. 


Die Weltbank wird radikal verän- 
dert. Einige der Funktionen, die sie 
selbst in begrenzter Form in der 
Vergangenheit ausführte, werden 
jetzt eliminiert. Derzeit macht die 
Weltbank über ihre International 
Development Agency Kreditzusa- 
gen an die ärmsten Länder und ver- 
gibt auch direkt Kredite. Erstere 
werden vertraglich festgehalten, 
letztere werden zusammengestri- 
chen. Statt dessen werden die Län- 
der auf die wucherischen Weltkapi- 
talmärkte geworfen oder man sagt 
ihnen, sie sollen sich von der IFC, 
dem Finanzarm der Weltbank in 
der „freien Marktwirtschaft“, Kre- 
dite nehmen. 


Die Weltbank kürzt ihre direkte 
Kreditvergabe bereits direkt. In 
diesem Jahr ist die Bank in der 
Lage, Zusagen für direkte Kredit- 
vergaben in Höhe von 18 Milliar- 
den Dollar zu machen, doch sie 
wird nur Zusagen über 14 Milliar- 


den Dollar geben - das sind 22 
Prozent weniger, als was sie hätte 
verliehen können. 


In einem Hintergrundpapier, das 
für „Looking to the Future“ ge- 
schrieben wurde, erläutert Sir 
William Ryrie die Strategie der 
Kommission. Ryrie, der viele Jah- 
re lang für die IFC zuständig war, 
ist jetzt leitender Direktor von Ba- 
rings, einer von Großbritanniens 
imperialistischen Banken, die 
heute eine zentrale Rolle bei der 
Verschuldung der aufstrebenden 
Märkte spielt. In diesem Papier 
schildert Ryrie seinen Feind mit 
folgenden Worten: In ihrer ersten 
Phase „bestand die Rolle der 
Weltbank darin, die Mittel für Ka- 
pitalinvestitionen zu liefern, von 
denen man glaubte, daß sie für die 
wirtschaftliche Entwicklung 
wichtig seien: Stromerzeugung, 
Transportwesen, Bewässerungssy- 
steme und dergleichen. Es wurde 
für selbstverständlich gehalten, 
daß die Bank den Kapitalaufwand 
und nicht die laufenden Ausgaben 
finanzieren sollte. Da die Bank es 
mit Regierungen zu tun hatte, la- 
gen diese Investitionen im allge- 
meinen im Öffentlichen Sektor. ... 


Die Bank kümmerte sich nicht 
sonderlich um die allgemeine 
Wirtschaftspolitik, die von den 
kreditnehmenden Mitgliedslän- 
dern verfolgt wurde.“ 


Doch Ryrie wettert: „Es besteht 
kaum Zweifel daran, daß der Fluß 
von offiziellen Geldern in großem 
Ausmaß in den sechziger, siebziger 
und achtziger Jahren dazu führte, 
daß die Schwellenländer mehr staa- 
tenzentriert geworden sind, als dies 
sonst der Fall gewesen wäre. Weil 
das Kapital aus offiziellen Quellen 
kam, besonders von der Weltbank, 
haben sich viele Industrien auf dem 
öffentlichen Sektor entwickelt. ... 
Die vorherrschende Meinung war, 
daß es für die Regierung richtig 
war, Kredite in Investitionen zu 
lenken, die ihrer Meinung nach Pri- 
orität haben sollten.“ Außerdem 
„gab es immer mehr staatseigene 
Entwicklungsbanken. Sie wurden 
oft auf Initiative der Bank gegrün- 
det und wurden dazu benutzt, Gel- 
der in einheimische Geschäfte zu 
lenken“. 


Es ist ein solcher Dirigismus ä la 
Hamilton, den Ryrie als seinen 
größten Feind ansieht. 


Im Gegensatz zu Ryries Behaup- 
tungen war es in Wirklichkeit nie 
die Politik der Weltbank, Wachs- 
tum zu fördern. Was Ryrie wirk- 
lich Sorgen macht, ist die Tatsa- 
che, daß einige wagemutige Na- 
tionen ihrer eigenen dirigistischen 
Wachstumspolitik folgend in der 
Lage waren, einen Teil der Welt- 
bankgelder für ihre eigenen 
Zwecke abzuzweigen oder gar zu 
rauben. Ryrie möchte sicherstel- 
len, daß so etwas nie wieder vor- 
kommt. Er legt auch den anderen 
Ansatz dar, dem die Weltbank fol- 
gen muß. 


Die erpresserische 
Drohung 


„Die Marktwirtschaft macht es er- 
forderlich, daß der Staat seine Ak- 
tivitäten und Finanzierungen ein- 
schränkt. Im Falle vieler 
Schwellenländer, in denen die 
Rolle des Staates sehr dominant 
gewesen ist, ist eine starke Be- 
schneidung nötig. ... Die Bank hat 
einen großen Einfluß in dieser 
Angelegenheit, vor allem weil sie 
der Finanzier so vieler staatlicher 
Aktivitäten in den Schwellenlän- 
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dern gewesen ist. ... Sie sollte 
ihren Einfluß geltend machen und 
eine Reduzierung der staatlichen 
Aktivitäten herbeiführen.“ 


Die letzten beiden Sätze enthalten 
eine unmißverständliche erpresseri- 
sche Drohung, die in Wirklichkeit 
heißt: „Die Weltbank wird ihre Kon- 
trolle über den Geldbeutel dazu be- 
nutzen, um die Länder der dritten 
Welt dazu zu zwingen, sich den 
“freien’ oder ‘privaten’ Märkten zu 
öffnen. Jedes Land, das damit nicht 
einverstanden ist, wird kein Geld 
von der Weltbank und auch nirgend- 
wo anders her bekommen.“ 


Ryrie verlangt, daß die Weltbank 
nur unter der Voraussetzung Kre- 
dite vergibt, daß das Kreditneh- 
merland „Freimarkt“- oder „Pri- 
vatmarkt“-Reformen durchführt. 
Um dies noch zu untermauern, 
kommt Deepak Lal von der 
UCLA mit einer Liste drakoni- 
scher Reformen ä la Thatcher da- 
her: a) „die Beseitigung von 
Preiskontrollen und aller Formen 
industrieller Lizenzierung“; b) 
„die Liberalisierung und Rationa- 
lisierung einheimischer Kapital- 
märkte mit der Beseitigung von 
Höchstgrenzen für Zinsen und 
zentraler Kreditkontrolle“; c) „die 
Privatisierung von Staatsbetrie- 
ben“; d) „die Beseitigung von 
Devisenkontrollen“ und die Auf- 
rechterhaltung realistischer Wech- 
selkurse; und e) Handelsliberali- 
sierung mit Zöllen, die „soweit 
wie möglich auf Null reduziert 
sind“. Was nicht gesagt wird, ist, 
daß jedes Land, das es fertig- 
bringt, all dies zu tun, völlig 
schutzlos und offen für die Aus- 
plünderung durch ausländisches 
Kapital sein wird. 


Die geplante 
Rolle der IFC 


Während die Weltbank ihre direk- 
te Kreditvergabe einschränkt, 
wird die seiner Abteilung für 
„freie Marktwirtschaft“ - der IFC 
- erhöht. Die IFC verleiht auch oft 
in Zusammenarbeit mit den „pri- 
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vaten Märkten“. Wir werden je- 
den Fall für sich betrachten. 


Die IFC führt im allgemeinen Co- 
Finanzierungen durch und vergibt 
normalerweise ein Sechstel oder 
ein Siebtel des Projektwertes an 
Darlehen. Das IFC-Darlehen ist 
Einsatzgeld, zum einen weil die 
IFC oft teilweise Anleihegarantien 
für ein Projekt geben kann und 


zum anderen weil es bedeutet, daß 
die Weltbank ein Projekt geneh- 
migt hat. Das wiederum veranlaßt 
private Finanzquellen, den Rest der 
Darlehenssumme dazuzugeben. 


Im Jahre 1988 hat die IFC Darle- 
hensgenehmigungen in Höhe von 
einer Milliarde Dollar erteilt. Die- 
se Zahl ist 1994 auf 2,5 Milliar- 
den Dollar gestiegen und soll 
1998 auf fünf Milliarden anstei- 
gen - eine Steigerung um das 
Fünffache innerhalb von zehn 
Jahren. Während fünf Milliarden 
Dollar nach Weltmaßstäben ge- 
messen eine bescheidene Summe 
ist, könnte diese Summe durch 
Co-Finanzierungen im Jahre 1998 
zu Gesamtfinanzierungen von 
Projekten im Wert von 30 bis 35 
Milliarden Dollar führen. 


Das Ziel der IFC in der Kreditver- 
gabe ist nichts Geringeres als die 
Zerstörung der Volkswirtschaften 
durch Privatisierungen im That- 
cher-Stil. Vor kurzem hat die IFC 
den Verkauf von Perus gesamtem 
Stromverteilungsnetz, der Peru 
Electrolima, eingeleitet. Sie half 
auch bei der Privatisierung von 
Agrarland in der russischen Regi- 
on Nischny Nowgorod, die jetzt 
ein Modell für die Privatisierung 
und Plünderung von Land in ganz 
Rußland ist. Auch wenn sie die 


Weltbank als eine institutionelle 
Kraft auf den „Privatmärkten“ mit 
einbezieht, so repräsentieren die 
IFC-Kredite doch nur einen 
Bruchteil der privaten Märkte als 
Ganzes. Es sind jene „aufstreben- 
den Märkte“, die die Finanzspe- 
kulationen „retten“ sollen. 


Felix Rohatyn, Bretton-Woods- 
Kommissionsmitglied und Partner 


der Lazard Freres Investment 
Bank, hat den Plan offengelegt, 
der darauf abzielt, die dritte Welt 
von der Liquidität und dem Wil- 
len der „weltweiten privaten Ka- 
pitalmärkte“ völlig abhängig zu 
machen. 


Dritte Welt abhängig 
von Kapitalmärkten 


In einem Artikel in der „New 
York Review of Books“ vom 14. 
Juli schrieb Rohatyn: „Ein echter 
weltweiter Markt von Aktien, 
festverzinslichen Wertpapieren, 
Währungen und anderen Kredit- 
instrumenten ist in Erscheinung 
getreten, der durch moderne Da- 
tenverarbeitung und Kommunika- 
tionstechnologie verbunden ist 
und 24 Stunden am Tag arbeitet. 
... Das anhaltende Wachstum und 
die Stabilität dieses Marktes ist 
wichtig für die ... Schwellenlän- 
der und die westlichen Staaten. In 
den letzten 50 Jahren waren die 
Bretton-Woods-Institutionen, die 
Weltbank und der IWF in die Fi- 
nanzierung der wirtschaftlichen 
Entwicklung in den aufstrebenden 
Volkswirtschaften direkt ver- 
wickelt. Diese Rolle wird mehr 
und mehr von den weltweiten Ka- 
pitalmärkten übernommen wer- 
den. Der kaltblütige Selektions- 


prozeß, durch den Weltkapital in- 
vestiert wird, wird den wirtschaft- 
lichen Fortschritt (womit er nicht 
Produktion, sondern reine Finanz- 
flüsse meint - Anm. d. Red.) vie- 
ler Nationen bestimmen.“ 


Deryck Maughan, Vorsitzender 
von Salomon Brothers, sagte der 
Konferenz in bedrohlichem Ton, 
daß die Banken „die Umstruktu- 


Die Wirtschafts- und Finanzkon- 
‚ferenz von Bretton Woods vom 1. 
bis 22. Juli 1944 diente dazu, die 
Völker der Welt in den Griff zu 
bekommen. 


rierung in der dritten Welt vor- 
nehmen werden, die zu Verlusten 
von Arbeitsplätzen ... und zu Wi- 
derstand und Umschwung führen 
wird. Was soll’s? Das ist eben die 
Wall Street.“ Er prophezeite, daß 
die privaten Märkte die dritte 
Welt besser disziplinieren würden 
als der IWF und die Weltbank es 
je konnten. 


Die spekulativen Einsätze, die die 
Finanziers in die „aufstrebenden 
Märkte“ gesteckt haben, sind im- 
mens. Die Einbildung dabei ist, 
daß diese Märkte weiter wachsen 
und Supergewinne hervorbringen 
werden - während sie in Wirk- 
lichkeit kurz vor dem Explodie- 
ren sind. 


Die meisten Gelder fließen 
tatsächlich nur in 10 bis 15 Län- 
der. Ein paar Fakten geben die 
Parameter: 


Die IFC sagt, die Kapitalisierung 
von 25 Aktienmärkten in der drit- 
ten Welt und in Osteuropa, die sie 
verfolge, sei von 485 Milliarden 


Dollar im Januar 1993 auf 875 
Milliarden Dollar im Mai 1994 
explodiert - nahezu eine Verdop- 
pelung. Fünf Sechstel davon sind 
eine künstliche Aufwertung der 
Aktienpreise. Dieser Preisanstieg 
ist wahnsinnig: Die vor kurzem 
privatisierte mexikanische Tele- 
fongesellschaft beispielsweise hat 
eine Aktienbewertung von 32,9 
Milliarden Dollar, was mehr aus- 
macht als eine Handvoll amerika- 
nischer Firmen, obwohl viele 
amerikanische Firmen um ein 
Vielfaches größer sind. 


Ein gigantisches 
Kartenhaus 


Im Jahre 1993 gab es 181 Milliar- 
den Dollar an Kapitalzufluß in die 
„aufstrebenden Märkte“, vor al- 
lem in Aktien und festverzinsli- 
chen Wertpapieren. 


Im Jahre 1981 erfolgten 60 Pro- 
zent der an die dritte Welt geliche- 
nen Gelder in Form von Handels- 
bankkrediten, während 1993 die 
Bankkredite lediglich 13 Prozent 
aller gewährten Gelder ausmach- 
ten. Die Investmentbanken und 
Versicherungsgesellschaften erle- 
digen jetzt einen großen Teil der 
Investitionen in der dritten Welt, 
doch ein guter Prozentsatz davon 
ist nicht deren eigenes Geld: es ist 
Geld aus amerikanischen Invest- 
mentfonds und Pensionskassen. 


Weltweit hat es in den letzten 
zehn Jahren Privatisierungsver- 
käufe im Wert von 100 Milliarden 
Dollar gegeben. In den nächsten 
fünf Jahren wird mit sage und 
schreibe 300 Milliarden Dollar 
gerechnet. Das ist die große Sum- 
me, auf die jede Finanzinstitution 
jetzt als künftigen Gewinn setzt. 
Es ist der wichtigste und in vielen 
Fällen der einzige Grund, weshalb 
die Aktienmärkte in der dritten 
Welt und auf den „aufstrebenden 
Märkten“ überhaupt funktionie- 
ren. Die Aktienmärkte in den In- 
dustrieländern hängen ebenfalls 
gleich stark davon ab, weil ihr fi- 
nanzieller Wert auf dem Aktien- 
preis der Firmen basiert, die einen 
zunehmenden Prozentsatz des 
Aktienpreises aus ihren Kapital- 
anlagen in Wertpapieren in der 
dritten Welt beziehen. 


Dieses gigantische Kartenhaus, 
das die dritte Welt und die Indu- 
strieländer miteinander verstrickt, 
ist es, worauf die Bretton-Woods- 
Kommission setzt, damit ihre 
„neue Weltfinanzordnung“ Erfolg 


hat. „Wahnsinnig“ ist ein zu mil- 
des Wort, um solche Erwartungen 
zu beschreiben. 


IWF soll sich aus der 
dritten Welt zurückziehen 


In den Feststellungen der Studie 
sagt die Kommission, daß die Zeit 
reif sei, um den ursprünglichen 
Brennpunkt des IWF wiederher- 
zustellen. Die Kommission emp- 
fiehlt, daß der [IWF sich weniger 
um die Währungsanpassungspro- 
bleme in der dritten Welt küm- 
mern und sich statt dessen mehr 
auf die Handhabung der Probleme 
der Industrieländer - ihren „ur- 
sprünglichen Brennpunkt“ - kon- 
zentrieren soll. 


Zu diesem Zweck empfiehlt die 
Kommission, daß zwei Ziele ver- 
folgt werden sollen: erstens, ein 
ordnungsgemäßes Wechselkurssy- 
stem, das ihrer Meinung nach erst 
dann etabliert werden kann, wenn 
die Wirtschaftspolitik der Indu- 
strieländer einander angenähert 
wurde. 


C. Fred Bergsten, ein ehemaliger 
Regierungsvertreter der Carter- 
Administration, der jetzt Direktor 
des Instituts für Internationale 
Wirtschaft in Washington ist, lie- 
fert die Ansichten der Kommissi- 
on zu diesem Thema. Bergsten 
gab keine Empfehlungen für ein 
festes Wechselkurssystem, wie es 
vor dem 15. August 1971 existier- 
te. Er präsentierte vielmehr einen 
Fall für ein Wechselkurssystem 
mit „Währungszonen“ oder 
„Währungsbändern“, in denen die 
Währung eines Landes auf einen 
theoretischen mittleren Punkt in 
bezug auf die Währung eines an- 
deren Landes festgesetzt würde 
und in gewissem Rahmen nach 
beiden Seiten dieses mittleren 
Punktes abweichen dürfte. Berg- 
sten empfahl einen Bereich von 
10 Prozent nach beiden Seiten in 
einer Gesamtzone von 20 Prozent. 


Bergsten sagte, daß die Welt seit 
dem Louvre-Abkommen des 
Jahres 1987 nach einem De-facto- 
Zonensystem handle: einer 
Dollar/DM-Zone von DM 1,4-1,8 
zum Dollar und einer Dollar/Yen- 
Zone von 120-160 Yen zum 
Dollar. Die Dollar/Yen-Zone sei 
erst in diesem Jahr zusammenge- 
brochen. 


Toyoo Gyohten, Vorsitzender der 
Bank of Tokyo, der in der Vergan- 
genheit zusammen mit Paul 


Volcker - der die Kommission 
einberufen hat - ein Buch schrieb, 
machte einen Vorschlag, der deut- 
lich machte, wie der IWF - durch 
Verwendung eines Währungszo- 
nensystems - diktatorische „Über- 
wachungs“-Macht über fast alle 
politischen Richtlinien der Indu- 
strieländer gewinnen könnte. 
Mehrere Konferenzteilnehmer 
hatten gesagt, das Problem sei, 
daß ein Industrieland normaler- 
weise die Empfehlungen und Di- 
rektiven des IWF ignoriere, es sei 
denn, es brauche Kredite vom 
IWF. Einer meinte: „Der Überwa- 
chungsautorität des IWF fehlt die 
nötige Schärfe.“ 


Gyohten räumte ein, daß man zur 
Zeit der Gründung des IWF zwar 
„das Schloß des Bretton-Woods- 
Systems‘ gehabt habe, aber „kein 
Kommandant der Garnison“ sei 
beim IWF eingesetzt worden, um 
die Überwachung bestimmter 
Dinge zu übernehmen. Deshalb, 
meinte er, das, was jetzt nötig sei, 
sei ein Kommandant der Garni- 
son, „ein Forum innerhalb des 
IWF, das zunächst die Situation 
auf den Devisenmärkten über- 
wacht und schaut, ob Maßnahmen 
nötig sind und zweitens die Län- 
der dazu drängt, Maßnahmen fest- 
zulegen“. 


Dem IWF fehlt die 
nötige Schärfe 


Sein vorgeschlagenes „Forum“ 
wäre „ein Komitee aus drei Län- 
dern“, den Vereinigten Staaten, 
Japan und Deutschland, die die 
drei wichtigsten Weltwährungen 
repräsentieren. Es werde aus Leu- 
ten zusammengesetzt sein, die 
„genügend Stellenwert besitzen, 
so daß ihre Meinungen und Rat- 
schläge durchkommen“. Er sagte, 
das Forum und das Komitee hät- 
ten die Macht, „den Zentralban- 
ken und den Regierungen Richtli- 
nien zu diktieren“. Deshalb müß- 
ten es hochrangige Leute sein, 
deren Entscheidungen befolgt 
würden. Wenn Liquidität nötig 
würde, um die Währungen zu sta- 
bilisieren, dann griffe das Drei- 
Personen-Komitee auf Gelder 
vom IWF zurück, und zwar ent- 
weder aus dem General Agree- 
ment to Borrow (GAB) des IWF 
oder auf andere Gelder, die ge- 
schaffen würden. 


Das Forum oder Komitee würde 
dann für ein Industrieland, dessen 
Währung nicht mehr mit den an- 
deren im Einklang steht, struktu- 


relle Anpassungsrichtlinien an- 
ordnen - Änderungen im Geldan- 
gebot, in der Haushaltspolitik, in 
der Handelspolitik. Dies, so be- 
hauptete Gyohten, verliehe dem 
IWF die diktatorische Macht, die 
er schon lange angestrebt habe. 


Eine schlechte Idee 
wird noch schlimmer 


Die dritte Sorte der Kommissions- 
empfehlungen lautet, daß es jetzt 
an der Zeit sei, die totgeborene In- 
ternationale Handelsorganisation 
von John Maynard Keynes - dies- 
mal unter der Bezeichnung Welt- 
handelsorganisation (WTO) - wie- 
derzubeleben. 


Die Idee einer WTO wurde bei 
den GATT-Verhandlungen, die im 
Dezember 1993 in Genf stattfan- 
den, begrüßt. Doch der amerikani- 
sche Kongreß muß noch darüber 
abstimmen, und er könnte sie 
noch immer ablehnen. 


John Jackson, ein Rechtsprofessor 
von der Universität von Michigan, 
der einer von Amerikas führenden 
Experten für GATT und WTO ist, 
sagt in einem von der Kommissi- 
on veröffentlichten Dokument, 
daß die neue WTO ermächtigt 
würde, „in eine Politik einzugrei- 
fen, die auf Handelspartner und 
Nachbarn schädliche Auswirkun- 
gen haben könnte, auch wenn es 
keine Nichtübereinstimmungen 
mit vertraglichen Verpflichtungen 
gäbe‘. Das heißt, die WTO könn- 
te ungeachtet der Tatsache, ob ein 
Land multilaterale Handelsverträ- 
ge verletzt hat oder nicht, interve- 
nieren. Das ist praktisch ein Blan- 
koscheck für die Lenkung von 
Handelsflüssen und ein rück- 
sichtsloses Hinwegsetzen über die 
Souveränität. Jackson sagt, die 
WTO korrigiere die Fehler, die 
die bisherige GATT-Macht einge- 
schränkt habe. oO 
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Vereinte Nationen 


Welt- 


Diktatur der 
Bankiers 


Curtis B. Dall 


Oberst Dall, Roosevelts Schwiegersohn, war Zeuge vieler Ereignisse 
und ist der Ansicht, daß die gleichen Welt-Finanzmächte, die den 
amerikanischen Präsidenten Wilson beeinflußt und auch den Bör- 
senkrach ausgelöst hatten, den Zweiten Weltkrieg dazu zu benut- 
zen beabsichtigen, Hitlers schnell anwachsendes Tauschhandels- 
programm für den Welthandel, der weitgehendst den ausgebreite- 
ten Großhandel vereiteln sollte, zunichte zu machen. Dall zeigt, wie 
Roosevelt Vorbereitungen traf, um den Japanern Pearl Harbor als 
Lockmittel anzubieten. Ein besonders interessantes Kapitel seines 
Buches „Amerikas Kriegspolitik“ ist der Bericht über den wahren 
Ursprung der Organisation der „Vereinten Nationen“. 


Hintergrund und Zweck der inter- 
nationalen Mächte, die 1945 in 
dem arglosen San Francisco zur 
Gründung der „Vereinten Natio- 
nen“ zusammentrafen, hat damals 
wenig Eindruck auf mich ge- 
macht. Nachdem ich während des 
Zweiten Weltkrieges fast vier Jah- 
re im aktiven Militärdienst gestan- 
den hatte, traten mir im zivilen 
Leben ganz andere Probleme auf, 
mit denen ich mich zu befassen 
hatte. Und da ich stets recht naiv 
gewesen bin, sah ich keinen 
Grund, warum die Vereinigten 
Staaten nicht auch mit anderen 
Nationen zusammenkommen soll- 
ten, um konstruktive Gedanken 
über wichtige Fragen auszutau- 
schen. 


Die wahren Ziele 
hinter Propaganda- 
Wolken 


Wie die meisten Amerikaner ahn- 
te ich keine UNO-Falle. Zwei Jah- 
re später jedoch beunruhigte 
mich, was in San Francisco ge- 
schehen und auch was von der 
UNO entwickelt worden war, da- 
mit es leichtgläubige Amerikaner 
hinunterschlucken sollten. In die- 
ser Hinsicht saß ich in der „ersten 
Reihe“. 


Ich weise hier auf das Eine-Welt- 
Revolutions-Programm hin, das 
zugunsten der Weltfinanzmächte 
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von den sich selbst so benennen- 
den Vereinten Nationen in Szene 
gesetzt worden ist. Hoffentlich 
werden meine Betrachtungen über 
die UNO, von der wir so viel le- 
sen und doch so wenig wissen, 
viele Amerikaner, besonders die 
nächste Generation, zum weiteren 
Lesen und Beobachten anregen. 
Gerade sie müssen die Gelegen- 
heit ergreifen, selbständig unter- 
scheiden zu können, um in der 
Lage zu sein, die Spreu vom Wei- 
zen zu trennen. Davon hängt ihre 
ganze Zukunft ab. 


Der Plan, eine überstaatliche Re- 
gierung der Vereinten Nationen zu 
schaffen, wurde 1919 in Paris bei 
der Friedenskonferenz in Szene 
gesetzt, als der Völkerbund ge- 
schaffen wurde. 


Die tatsächlichen, auf lange Sicht 
geplanten Ziele der UNO sind raf- 
finierterweise verheimlicht wor- 
den. Sie werden auch weiterhin 
hinter den Wolken einer einewelt- 
revolutionären sozialistischen 
Propaganda verborgen bleiben, 
die ihrerseits nur mit einem Dau- 
erbetrug möglich sein wird. 


Der Begriff eines weltumspannen- 
den Apparates der Vereinten Na- 
tionen kam nicht von ungefähr. 
Denn es ist ganz klar, daß nicht 
ein einzelner diese ungeheuren 
Beträge plötzlich aufbringen 
konnte, um eine erfolgreiche För- 


derung zu ermöglichen. Die auf 
lange Sicht geplanten Operationen 
der UNO zugunsten ihren eigenen 
Zwecken dienender Kriege, ein 
schwindelhaftes Unternehmen, 
waren daher für einige ehrgeizige, 
nach mehr Macht und Wohlstand 
strebende Leute schon den großen 
Teil Geldes wert. 


Bereits 1919 wurde auf der Pari- 
ser Friedenskonferenz in Versail- 
les, wo der „Friede“ durch Abwe- 
senheit glänzte, der Völkerbund 
geboren. Eine ausländische Cli- 
que hatte ihn sorgfältig geplant 
und dann Präsident Wilson damit 
übertölpelt und dieser wiederum 
Amerika. Weltbankiers waren sei- 
ne führenden Verfechter und För- 
derer. Der Völkerbund wurde ein 
Fehlschlag, und zwar weil der 
Plan schon im voraus veröffent- 
licht wurde, hauptsächlich aber 
wegen des starken Widerstandes 
des Senats der Vereinigten Staa- 
ten, aber auch, weil viele auf- 
merksame Bürger die in ihm ver- 
borgene Gefahr erkannten. 


Eine Falle für das 
amerikanische Volk 


Aber diese außerordentlich raffi- 
nierte Geldclique ließ sich durch 
diesen Fehlschlag des Völkerbun- 
des nicht entmutigen. Im Gegen- 
teil, sie beschloß, die Eine-Welt- 
Konzeption für ihre eigenen egoi- 
stischen Ziele am Leben zu 
erhalten, und ersann sofort andere 
Mittel und Wege, um ihr auf weite 
Sicht durch viel Kleinarbeit wei- 
terzuhelfen. So wurde für minde- 
stens fünfundzwanzig Jahre Vor- 
sorge getroffen, um das amerika- 
nische Volk in die Falle zu locken. 


Um dieses Mal sich gegen einen 
Fehlschlag zu sichern, wurde eine 
Organisation mit dem Namen 
Council on Foreign Relations 
(CFR) ins Leben gerufen. Sie 
sollte dazu dienen, Menschen für 
die verschiedenen Tätigkeitsberei- 
che sorgfältig zu erziehen und sie 
für ihre ideologischen, politi- 
schen, finanziellen, militärischen 
und erzieherischen Ziele entspre- 
chend zu formen. In London wur- 
de das Gegenstück dazu geschaf- 
fen: The Royal Institute of Inter- 
national Affairs. Außerdem wurde 
nach dem Zweiten Weltkrieg die 
weltbekannte Gruppe „die Bilder- 
berger‘ gegründet. An ihrer Spit- 
ze stand zunächst Prinz Bernhard 
von den Niederlanden und späte- 
der ehemalige Bundespräsident 
Walter Scheel. 


Die erste wichtige finanzielle Zu- 
wendung an den CFR erfolgte von 
einer der Stiftungen der Rockefel- 
ler-Familie im Jahre 1919. Seit- 
dem sind weitere große Schen- 
kungen erfolgt. Oberst House, der 
Berater Präsident Wilsons, war 
der erste, der mit der neuen CFR- 
UN-Werbung für die Internationa- 
len aus dem Hintergrund heraus- 
trat, wobei ihm Baruch und 
Frankfurter über die Schulter sa- 
hen. 


Politische Spekulationen 
der Eine-Welt-Bankiers 


Prüfen wir einmal den Ursprung 
dessen, was ungenau, aber oppor- 
tunistisch als Eine-Welt-Regie- 
rung bezeichnet wird, wie sie in 
den Staaten und einem ihrer be- 
deutsamsten Sprößlinge, in den 
Vereinten Nationen, gepflegt 
wird. Vielleicht würde der Begriff 
Ein-Gruppen-Regierung viel bes- 
ser ihre wahren Ziele kennzeich- 
nen. Seit Jahrhunderten stehen die 
bösen Mächte den guten Mächten 
im Kampf gegenüber. Die bösen 
Mächte setzen nur sorgfältig aus- 
gesuchte und geschulte Kräfte ein, 
und zwar aus allen religiösen und 
auch nichtreligiösen Gruppen, um 
ihre Ziele durchzusetzen. Unter 
diesen geschulten Kräften und 
ihren Anhängern finden sich Ju- 
den, Christen, Mohammedaner, 
Hindus, Atheisten und andere. 


Wenn man über viele Jahrhunder- 
te hinweg zurückblickt, wird es ei- 
nem klar, daß diejenigen, die 
heute versuchen, die sogenannte 
„Eine-Welt-Regierung“ zu ent- 
wickeln, äußerst eng mit den Ei- 
ne-Welt-Bankiers und den politi- 
schen Spekulanten von ehedem 
verbunden sind. Insofern hat in 
unserem modernen Sozialgefüge 
im Grunde genommen keinerlei 
Verbesserung stattgefunden, be- 
sonders nicht seit 1913, als Woo- 
drow Wilson Präsident wurde. In 
Wirklichkeit ist das heutige 
Staatsgefüge noch viel gefährli- 
cher geworden infolge der Ent- 
wicklung neuer technischer Gerä- 
te, die die Schnelligkeit globaler 
finanzieller Operationen erleich- 
tern und die nur von wenigen kon- 
trolliert werden können. 


„Kommunismus“, eine betrügeri- 
sche Propaganda, zuerst als „Bol- 
schewismus“ ausgegeben, wurde 
ersonnen für die erste Phase eines 
Programms zur Einführung einer 
Eine-Welt-Revolution, bevor die 
führenden Leute das erreichen, 


was sie hinterhältigerweise als 
„Frieden“ bezeichnen. „Kommu- 
nismus“ ist die aktive Front, sozu- 
sagen die Beförderungsrampe für 
den ersten Schuß, um die tatsäch- 
liche Kontrolle der Geld-Welt-Po- 
litik in die Hand zu bekommen 
mit dem Ziel der Ausrottung aller 
Religionen. 


Es ist gar nicht leicht, die Scha- 
blone dieses häßlichen Bildes zu 
erkennen. Es soll auch gar nicht 
leicht sein. Zahlreiche Erläuterun- 
gen gut unterrichteter prominenter 
Persönlichkeiten haben mir hier 
sehr geholfen, so daß ich darüber 
einiges sagen kann. 


Erstens: „Gebt mir die Kontrolle 
über die Währung einer Nation, 
und es ist mir gleichgültig, wer 
dann die Gesetze macht.“ Es war 
Amschel Meyer, der Chef und 
Gründer des ungeheuren Bankim- 
periums der Rothschild-Gruppe, 
von dem diese erschreckende 
Äußerung stammt. Heute hat die- 
se Gruppe eine verfassungswidri- 
ge Kontrolle über die Finanzen 
und den Wohlstand der Vereinig- 
ten Staaten vermittels der tatsäch- 
lichen Vermögenskontrolle der 
„Privately Owned Federal Reser- 
ve Bank“ (der im Privatbesitz be- 
findlichen Federal Reserve Bank). 
Abraham Lincoln hat schwer dar- 
um gekämpft, etwas Derartiges zu 
verhindern. Diese eben genannte 
zerstörende Macht hat das Ziel, 
alle Religionen vollständig auszu- 
merzen. 


Auf der Grundlage mehrerer älterer 
europäischer Geheimverbände 
gründete Adam Weishaupt am 
l. Mai 1776 (dem Mai-Tag der 
Kommunisten) den Orden der Illu- 
mination oder der Erleuchteten. 
Adam Weishaupt stammte aus ei- 
ner bayerischen, katholischen Fa- 
milie und war von den Jesuiten er- 
zogen worden. Seine persönliche 
religiöse Auffassung entartete je- 
doch, und sein Plan wurde eine re- 
volutionäre Weltverschwörung mit 
dem Ziel, alle bestehenden Regie- 
rungen und Religionen zu zer- 
stören. Statt dessen wollte er eine 
Eine-Welt-Regierung errichten, die 
jedoch von einem sorgfältig ausge- 
wählten Despoten beherrscht wer- 
den sollte. Das war im Jahre 1776. 


1848 veröffentlichte Karl Marx in 
London sein häufig diskutiertes 
Buch „Das kommunistische Ma- 
nifest‘“‘, wobei ihn sowohl Clinton 
Roosevelt wie auch Horace Gree- 
ly direkt finanziell stark unter- 
stützten. Ohne diese Hilfe wäre er 


ein unbekannter, besessener Revo- 
lutionär geblieben. 


1941 veröffentlichte Clinton Roo- 
sevelt ein Buch unter dem Titel 
„Ihe Science of Government 
Founded in Natural Law“ (Die 
Art zu regieren, wie sie in den 
Naturgesetzen begründet ist). In 
diesem Buch stellt er Weishaupts 
Muster von der Eine-Welt-“UN“- 
Diktatur dar. 


Die Geschichte erzählt uns, daß in 
der französischen Revolution von 
1789 die führenden Männer Mit- 
glieder von Weishaupts Illumina- 
tion-Orden waren. Man muß sich 
an die Zeit erinnern, da einige 
mächtige Pariser Bankiers so 
rücksichtsvoll waren, die normale 
Ankunft der mit Getreide und Le- 
bensmitteln für Paris bestimmten 
Schiffe zu einer bestimmten Zeit 
zu verhindern, wodurch große Not 
und infolge der Hungersnot Unru- 
hen in der Pariser Bevölkerung 
entstanden. Ganz augenscheinlich 
war diese Katastrophe im voraus 
geplant. Mit Sicherheit kann man 
wohl behaupten, daß das Opfer - 
das Volk - sie nicht geplant hatte. 


Es ist interessant zu wissen, daß 
die Eine-Welt-Finanz überwie- 
gend Woodrow Wilsons große po- 
litische Safari finanzierte und ihn 
sicher in das Weiße Haus lancier- 
te. Daher war er für die Welt-Fi- 
nanzmacht ihr „good man Friday“ 
(Robinson Crusoe) und handelte 
weisungsgemäß. Unverzüglich 
zwang man ihn, anstatt der bisher 
geführten nationalen und nützli- 
chen Außenpolitik unseres Lan- 
des eine internationale Politik zu 
führen, die Schulden mit sich 
brachte. Durch starken ausländi- 
schen Druck wurde erreicht, daß 
unser Land in den ersten europäi- 
schen Weltkrieg hineingelotst 
wurde. Die daraus entstandenen 
großen Kriegsgewinne fanden 
ihren Weg in die Koffer der Welt- 
bankiers auf beiden Seiten der 
kriegführenden Mächte. 


Der Erste Weltkrieg 
als großes Geschäft 


Nach der Rückkehr von der er- 
folglosen Friedenskonferenz in 
Versailles sagte Präsident Wilson: 
„In Europa gibt es eine geheime 
Macht, der wir unmöglich auf die 
Spur kommen können.“ Nach 
meinem Empfinden verstand sein 
Berater, Oberst House, dies sehr 
gut und hätte der Sache leicht auf 
die Spur kommen können. 


Während einer Sitzung des Aus- 
schusses für Auswärtige Angele- 
genheiten (66. Kongreß) fragte 
Senator McCumber Präsident 
Wilson: „Glauben Sie, daß, wenn 
Deutschland keine Kriegshand- 
lungen oder kein Unrecht gegen 
unsere Bürger begangen hätte, wir 
dann trotzdem in diesen Krieg 
hineingezogen worden wären?“ 


Präsident Wilson: „Ich glaube es.“ 


Senator McCumber: „Sie sind al- 
so der Meinung, daß wir auf jeden 
Fall in den Krieg gegangen 
wären?“ 


Präsident Wilson: „Jawohl“. 


Wilson hätte niemals gewagt, den 
seinen Gönnern vor der Wahl zu- 
gesagten Verpflichtungen zögernd 
nachzukommen. Was kann uns 
wohl mehr Klarheit geben als die- 
se Worte Wilsons, die zeigen, wie 
unser Land, auf unsere eigenen 
großen Kosten, aber mit großem 
Gewinn für andere, absichtlich in 
den Ersten Weltkrieg gesteuert 
wurde? 


Man tut gut, sich daran zu erin- 
nern, was Lenin später sagte: 
„Durch den Ersten Weltkrieg be- 
kamen wir Rußland, durch den 
Zweiten Weltkrieg werden wir 
ganz Europa in die Hand bekom- 
men.“ Wäre es möglich, daß Le- 
nin im voraus wußte, daß General 
Patton Berlin nicht nehmen durf- 
te? Wäre es möglich, daß der 
CFR schon im voraus alles so ge- 
plant hatte, daß wir den Zweiten 
Weltkrieg „verlieren“ sollten? 
Möglich ist ja, daß sie damals 
schon den Plan für die große 
„Kein-Gewinn-Politik“ hatten. So 
scheint es wenigstens. Ich zitiere 
weiter: „Durch ihre List hat diese 
internationale Bande die Vereinig- 
ten Staaten in drei Weltkriege hin- 
eingestürzt, bei denen wir weder 
was zu suchen noch zu gewinnen 
hatten.“ 


Um noch einige eindringliche Er- 
klärungen über die Schutzherren 
des Kommunismus und der Welt- 
regierung hinzuzufügen, möchte 
ich Dr. B. Bruce (,„Constitutions 
be Damned“, Boston) zitieren: 
„Die Illuminaten halten die Welt 
in wirtschaftlicher Sklaverei und 
diktieren durch ihre Geheimagen- 
ten die politischen Maßnahmen 
der Regierung“. Nachdem sie mit 
Hilfe des Sozialismus und Kom- 
munismus beinahe alle gekrönten 
Häupter weggefegt haben, haben 
sie mit diesem oder jenem Mittel 


praktisch auch die Ur-Aristokratie 
und die gesamte Führungsschicht 
ausgemerzt. Jetzt aber, da die Na- 
tionen durch Wuchereien ver- 
sklavt worden sind, wollen die Di- 
rektoren die Organisation der Ver- 
einten Nationen dazu benutzen, 
wenn möglich, durch friedliche 
Methoden eine überstaatliche Ei- 
ne-Welt-Regierung zu schaffen. 


Nochmals Dr. B. Bruce: „Die Illu- 
minaten beabsichtigen, den athei- 
stischen Kommunismus und alle 
‘Ismen’ bis zum letzten auszunut- 
zen. Nachdem aber die Illumina- 
ten die Nationen in einen interna- 
tionalen Staat eingepfercht haben, 
ist es ihr Ziel, ihren führenden 
König-Despoten der Welt zu krö- 
nen und so die Macht der Weltre- 
gierung an sich zu reißen.“ 


So dankte 
Roosevelt der Clique 


Ich war baß erstaunt, als Nach- 
richten durchsickerten, daß Alger 
Hiss, einer der Hauptarchitekten 
der UNO-Charta, in einem gehei- 
men Abkommen mit Molotow 
und anderen führenden Sowjets 
schon früher vereinbart hatten, 
daß der ständige militärische Füh- 
rer der Vereinten Nationen stets 
ein Rotrusse sein sollte. 


Wir sollten eigentlich sofort die 
Verbindungen mit dem ganzen 
UNO-Apparat und seinen dunklen 
Verbindungen abbrechen. Die fol- 
genden Ausführungen entnehme 
ich dem Buch von H. L. Hunt 
„Jagd nach der Wahrheit“: „Die 
UNO wurde in Wirklichkeit nicht 
erst mit Hiss und Harry Dexter 
White auf der Dumbarton-Oaks- 
Konferenz 1944 und auf der 
UNO-Tagung in San Francisco 
1945 gegründet, sondern früher, 
als Roosevelt, Stalin und 
Churchill in Teheran zusammen- 
trafen, um sich über gewisse Prin- 
zipien zu einigen, aufgrund deren 
der ewige Friede gewonnen wer- 
den sollte. Die großen drei trafen 
sich am 1. Februar 1945 wieder in 
Jalta. Die amerikanische Delega- 
tion bestand aus dem Außenmini- 
ster Stettinius, General George C. 
Marshall, Harry Hopkins und Al- 
ger Hiss mit Chip Bohlen als rus- 
sischem Dolmetscher für Roose- 
velt. 


In dem besonderen Telefonver- 
zeichnis, das veröffentlicht wurde, 
um die private Verbindung der 
amerikanischen Delegation zu 
verheimlichen, hatte Präsident 
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Roosevelt Telefon Nr. 1, Alger 
Hiss Nr. 4. 


Um hinsichtlich der Wahlvorgän- 
ge zu einer Einigung zu kommen, 
zogen sich Präsident Roose- 
velt, Stalin, Stalins Dolmetscher 
und Alger Hiss zwecks einer Pri- 
vatkonferenz zurück, wobei 
sie solche Persönlichkeiten wie 
Churchill, Stettinius und Marshall 
auf die kleinere Rolle verwiesen 
und sie draußen warten ließen. 
Dort durften sie sich dann überle- 
gen, was wohl da drinnen ge- 
schah. 


Planung von 
Revolutionen 
und Katastrophen 


Schließlich erschien diese Clique 
wieder und verkündete, daß Ruß- 
land drei Stimmen in der UNO 
und die Vereinigten Staaten nur 
eine haben sollte. Als die anderen 
amerikanischen Delegierten ge- 
gen dieses Abkommen protestier- 
ten, soll Roosevelt geantwortet 
haben: „Ich weiß, ich hätte es 
nicht tun sollen, aber ich war so 
müde, als sie mich festlegten. 
Außerdem wird es nicht viel aus- 
machen.“ 


Zwei Monate und einen Tag spä- 
ter, nachdem sie bekommen hat- 
ten, was sie wollten, war er tot. 
Sie führen die UNO heute. 


Ich wiederhole Senator McCar- 
rens ernste Bemerkung: „Bis zu 
meinem Todestage werde ich es 
bedauern, daß ich für die UNO- 
Charta gestimmt habe.‘ Der große 
Senator erkannte zuletzt das 
ganze hinterhältige Manöver. Er 
war sich bewußt, daß er und auch 
andere im Senat durch die 
falschen Erklärungen von Leo 
Pasvolsky und Alger Hiss „überli- 
stet‘“ worden waren. Mit dieser 
Aussicht stand McCarren nicht al- 
lein. Es ist erfrischend, von sol- 
cher Offenheit zu hören. 


Es ist kein Wunder, daß General 
MacArthur und seine Truppen 
später durch dieses dunkle, un- 
glaubliche militärische „Getue“ in 
den Vereinten Nationen behindert 
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worden waren, worüber die mei- 
sten Amerikaner arglos, uneinge- 
weiht und falsch unterrichtet wur- 
den und es auch heute noch sind. 
Damals hat es den Tod vieler 
amerikanischer Soldaten gekostet, 
und ich frage jetzt klipp und klar, 
wie ist es heute damit? 


General MacArthur sagte: „Ich 
bin überzeugt, daß ich meinen 
Abschied nur deswegen erhielt, 
weil ich im Januar, kurz vor mei- 
ner Ablösung, angeregt hatte, ein 
Verhör wegen Landesverrat einzu- 
leiten, um einen Spionagering 
aufzudecken, der für den Dieb- 
stahl meiner streng geheimen Be- 
richte in Washington verantwort- 
lich war“. 


Man kann sich wohl nur schwer 
vorstellen, daß es einen Spionage- 
ring in Washington gibt, der seine 
streng geheimen Berichte, in de- 
nen es sich um das Leben ameri- 
kanischer Soldaten handelte, ge- 
stohlen hat. Der berühmte Gene- 
ral wurde entlassen, aber was 
geschah mit dem Spionagering? 
Arbeitet er heute in der NYC? 


Zum zweitenmal sei ein Blick auf 
die Vereinten Nationen und ihre 
Förderer geworfen. Ich zitiere hier 
das erste und zweite Kapitel von 
„Erkenne die Vereinten Natio- 
nen“: „Wissen Sie, daß Stalin in 
Jalta, nachdem er von Roosevelt 


die Schaffung der Vereinten Na- 
tionen zugunsten des ‘Friedens’ 
verlangt hatte, als Gegenleistung 
für ‘Hilfe’ im Zweiten Weltkrieg 
den von Alger Hiss aufgestellten 
Plan annahm? Und wissen Sie, 
daß Roosevelt darauf drängte, daß 
der Standort nicht auf amerikani- 
schem Boden, sondern auf den 
Azoren sein sollte? Wissen Sie 
auch schon, daß die Vereinigten 
Staaten den Vertrag über die Ver- 
einten Nationen unter falschen 
Zusagen ratifizierten, nämlich daß 
unsere nationale Landeshoheit, 
unsere Verfassung und unsere 
Flagge unverletzlich sein würden 
und daß der einzige Zweck Frie- 
den wäre?“ 


Als ich über die UNO Auskünfte 
einholte, bekam ich nur einige 
nichtssagende, zurechtgemachte 
Antworten, wie etwa: „Sie wissen, 
daß die Charta der Vereinten Na- 
tionen das höchste Gesetz des 
Landes ist, weil es ein Vertrag ist, 
und Sie wissen auch sicher, daß es 
im Artikel 6, Paragraph 2 der Ver- 
fassung der Vereinigten Staaten 
eine Hintertür gibt.“ 


Jenes „Hintertür-Gerede“ kam 
mir ziemlich fragwürdig vor bei 
allem Respekt vor der Beredsam- 
keit des verstorbenen John Forster 
Dulles. Er war ein prominenter 
New Yorker Rechtsanwalt, ein eif- 
riger Förderer und Makler der In- 


In Teheran wird den Sowjets ein 
„Stalingrad-Schwert“ überreicht. 
Hauptthema der Konferenz: das 
Nachkriegsschicksal der Deut- 
schen. 


teressen des internationalen Pro- 
gramms des CFR, eines Pro- 
gramms, das sowohl die Demo- 
kratische als auch die Republika- 
nische Partei mit Gewalt 
herunterschlucken mußten. 


Die große 
technische Lüge 


Ich wandte mich nun dem 
Artikel 6, Paragraph 2 in einer 
Abschrift der amerikanischen Ver- 
fassung zu und las. Dann las ich 
ihn ein zweites und ein drittes 
Mal. Am nächsten Tag las ich ihn 
wieder. Zur Erklärung dieses Ar- 
tikels braucht man keinen auf sei- 
nen eigenen Vorteil erpichten 
Washington-Harvard-Rechtsan- 
walt. Er ist sehr klar geschrieben. 
Im Gegenteil, da gibt es kein 
„Schlupfloch“, Herr Dulles! Die 
große technische Lüge besteht 
vielmehr darin, es so oft wie mög- 
lich zu wiederholen, bis es am 
Ende plausibel klingt. So verhält 
es sich auch hier. 


Artikel 6, Paragraph 2 besagt: 
„Diese Verfassung und die Geset- 


ze der Vereinigten Staaten, die 
noch gemacht werden sollen, und 
alle Verträge, die unter der Ober- 
hoheit der Vereinigten Staaten ge- 
macht worden sind oder noch ge- 
macht werden, sollen das höchste 
Gesetz des Landes sein; die Rich- 
ter eines jeden Staates sind daran 
gebunden, ungeachtet einer ge- 
genteiligen Verfassung oder der 
Gesetze in irgendeinem Staat.“ 


Daher besitzen die Verfassung der 
Vereinigten Staaten, ihre Gesetze 
sowie die rechtskräftigen Verträge, 
also alle drei, höchste Geltung. Wie 
kann man daher, wenn man ehrlich 
sein will, nur eins von diesen drei- 
en als letzten Maßstab bezeichnen? 
Eigentlich doch nur auf Kosten der 
beiden anderen! Das aber ist ganz 
unmöglich. Trotzdem versuchen es 
damit häufig solche Menschen, die 
betrügen wollen. Der manchmal zi- 
tierte Fall Fuji gegen Kalifornien 
1950 in der Berufungsinstanz ist 
ein Beispiel dafür, daß ein betrüge- 
risches „Bild“, das auf einer verfas- 
sungswidrigen Grundlage beruht, 
in einen anständigen „Rahmen“ ge- 
bracht worden ist. Die Charta der 
UNO ist also nicht das oberste Ge- 
setz des Landes. Auf keinen Fall 
das der Vereinigten Staaten, die un- 
ser Land sind. Wiederum gibt es 
hier kein „Schlupfloch“! 


Ein Vertrag wird als ein „forma- 
les“ Übereinkommen zwischen 
zwei oder mehreren Nationen ge- 
schlossen im Interesse des Frie- 
dens, als Bündnis, zum Zwecke 
des Handelns. Wenn daher ein 
Vertrag in irgendeiner Weise die 
in unserer Verfassung und in ord- 
nungsgemäß erlassenen Gesetzen 
niedergelegten Rechte verneint 
oder verletzt, ist er offensichtlich 
ungültig, es sei denn, er wird 
durch einen besonderen verfas- 
sungsmäßigen Abänderungsver- 
trag bestätigt. Einige Bestimmun- 
gen der UNO-Charta greifen rigo- 
ros in unsere nationale Oberhoheit 
ein und sind daher verfassungs- 
widrig. Man erinnert sich der 
Worte: „Gebt mir die Kontrolle 
über die Währung einer Nation, 
und es ist mir gleichgültig, wer 
die Gesetze macht.“ Sind wir heu- 
te in dieser Lage, was die UNO 
angeht? 


Wir müssen die Luft reinigen, die 
Dinge beim Namen nennen und 
Schritte unternehmen, um die 
Staaten von der UNO zu befreien. 


Ein Bündnis mit anderen friedli- 
chen Nationen aus objektiven 
Gründen zu haben ist für die Verei- 


nigten Staaten eine Sache für sich, 
aber in gemeinsame Aktionen mit 
einer Gruppe anderer zerstreut lie- 
gender Nationen aus subjektiven 
Gründen verwickelt zu sein ist et- 
was ganz anderes. Ersteres zielt auf 
den Aufbau unserer Nation, 
während das andere ein auf uns ge- 
richteter Dolch ist, der uns trifft, 
wenn wir ihn nicht abwehren. Viel- 
leicht könnte ein unter Druck ge- 
setzter, geschickter politischer An- 
walt versuchen, uns aus dem Text 
die Worte am Schluß des Artikels 6, 
Paragraph 2, die sich auf die Ver- 
fassung irgendeines Staates bezie- 
hen, zu erklären, und sie auf die er- 
ste Zeit anwenden, die sich auf die 
Verfassung der Vereinigten Staaten 
bezieht. Ein derartiges Verfahren 
würde aber nichts anderes bedeuten 
als ein frecher Betrugsversuch an 
denjenigen, die nicht sorgfältig Ar- 
tikel 6, Paragraph 2 gelesen haben. 
Demgemäß ist es mein Wunsch, 
den Irrtum jenes irreführenden Ge- 
schwätzes vom „höchsten Gesetz 
des Landes“, das so oft gedruckt 
und von dem so viel heimlich gere- 
det wird, zu beseitigen. 


Jeder Vertrag wie zum Beispiel 
die UNO-Charta, der versucht, 
auf verschiedenen Wegen in unse- 
re souveränen Rechte einzudrin- 
gen, und damit unsere Verfassung 
bedroht, muß zur Sicherheit eine 
verfassungsmäßige Abänderung 
enthalten, um in den Vereinigten 
Staaten rechtskräftig sein zu kön- 
nen. 


Diese gerissenen Verfechter der 
UNO für die Eine-Welt-Regie- 
rung über den Weg des CFR wis- 
sen das natürlich, sie befürchten 
aber, daß bei einem offenen Vor- 
gehen ihrerseits zugunsten einer 
verfassungsmäßigen Abänderung 
das amerikanische Volk ihnen ei- 
ne vernichtende Niederlage berei- 
ten würde. Sie würden 10:1 ge- 
schlagen werden. 


Sämtliche amerikanischen Partei- 
en sollten in ihr Parteiprogramm 
den Austritt aus der UNO mit auf- 
nehmen und dann ihr Parteipro- 
gramm trotz des starken Geld- 
druckes der Illuminaten und des 
CFR auf alle unsere führenden öf- 
fentlichen Beamten zu Erfolg und 
Ansehen bringen. Selbstverständ- 
lich wird man versuchen, die 
UNO-Charta zu „modifizieren“, 
um ihr so mit Hilfe eines großen 
Pressetheaters neue, zweckmäßi- 
gere Satzungen zu geben. Doch 
würde ein derartiges Vorgehen 
Betrug auf Betrug und Irrtum auf 
Irrtum häufen. Dann würde ein 


„hohes Gebäude“ unsicher auf ei- 
nem wackeligen Fundament ru- 
hen. 


Man könnte natürlich rechtzeitig 
eine Bona-fide-Weltgesellschaft 
für entsprechend objektive 
Zwecke im Interesse der Nationen 
gründen, ohne daß dabei nach ei- 
ner engen Eine-Welt-Finanzmacht 
und nach politischer Kontrolle ge- 
strebt wird. Die gegenwärtigen 
geheimen Förderer der UNO und 
ihre zahlreichen Satelliten wären 
allerdings wohl niemals bereit zu- 
zustimmen, wenn sie nicht durch 
eine zornige und aufgebrachte 
Bürgerschaft dazu gezwungen 
würden. 


Bejahende Führung 
statt blasser 
Brüderschaft 


Die UNO wird als ein „Albatros“ 
beschrieben, der sich am Hals von 
Onkel Sam festgekralit hat. In der 
Tat ist die UNO nichts anderes als 
die „Neue Geschäftsabteilung“ für 
einige sehr große internationale 
Banken und Bankhäuser. Und sie 
funktioniert ausgezeichnet. 


Im Jahre 1960 schickte ich fol- 
gendes Telegramm an Präsident 
Eisenhower über UNO-Fragen in 
den Staaten: 


„Philadelphia, Pa. 27. September 
1960 


Präsident Dwight D. Eisenhower 


Adr. Waldorf Astoria Hotel, Park 
Ave.,N. Y. 


Sehr geehrter Herr Präsident! 


Im heutigen ‘Inquirer’ lese ich, 
daß Sie Chruschtschow erklärt ha- 
ben, die Vereinigten Staaten seien 
entschlossen, das Bestreben des 
Kremis, die Vereinten Nationen in 
eine Sowjetform zu pressen, mit 
aller Gewalt zu verhindern. Stop. 
Unter weniger ernsthaften Um- 
ständen könnte eine derartige 
Warnung an Chruschtschow etwas 
lächerlich erscheinen. 


Ferner ist Ihr dargelegtes Ziel, le- 
diglich die vom Kreml öffentlich 
erklärten Bestrebungen zu verhin- 
dern, in dieser Beziehung durch 
und durch negativ. Eine angemes- 
sene Stellungnahme in dieser An- 
gelegenheit müßte aber positiv 
sein. Sie sollten ganz unmißver- 
ständlich die Auflösung der gegen- 
wärtigen UNO, die ohnehin nur 


noch ein sterbendes Sowjet-Etwas 
ist, fordern und statt dessen eine 
einwandfreie Weltvereinigung 
schaffen, und zwar ohne geheime 
militärische Abmachungen und an- 
dere Machenschaften, denn durch 
diese wird gerade den Sowjets und 
ihren Satelliten die tatsächliche 
dauernde Kontrolle über die Ver- 
einten Nationen ermöglicht. Stop. 
Ihnen wird jetzt sicher bekannt 
sein, daß aufgrund eines dem Kon- 
greß wenig bekannten Geheimab- 
kommens zwischen Alger Hiss, 
Molotow und Wyschinski die Ver- 
einten Nationen in einer Sowjet- 
wiege geboren worden sind. Stop. 
Die heutige Not verlangt daher von 
Ihnen, Herr Präsident, eine starke, 
bejahende Führung und keine blas- 
se Brüderschaft. Das Land verlangt 
es. Ergebenst 


Curtis B. Dall“ 


Darauf erhielt ich keine Antwort. 


Die Weltrevolution 
der Geldsäcke 


Uns ist allen bekannt, daß die 
Hochschulen sowohl in Amerika 
wie überall da, wo sie sich in ho- 
hem Maße Vorrechte erworben 
haben, wissen, wohin die Propa- 
ganda der Eine-Welt-UNO zielt. 
In dieser Beziehung schienen mir 
die nachstehend zitierten Einzel- 
heiten nicht ganz einwandfrei. 


Am 24. März 1964 berichtete die 
Princeton-University-Campus- 
Zeitung in „The Daily Princeton“: 
„Der amerikanische Gesandte bei 
den Vereinten Nationen, Adlai E. 
Stevenson, erklärte gestern Abend 
vor einem ausgesuchten Publikum 
in der Alexander-Halle, die einzig 
gesunde Politik für Amerika liege 
in einem geduldigen, unauffälli- 
gen, und, falls erforderlich, einsa- 
men Suchen nach den Interessen, 
die die Nationen einigen.“ Und im 
darauffolgenden Absatz steht: 
„Herr Stevenson erwähnt die Not- 
wendigkeit, das Hauptproblem 
unserer Tage in die Hand zu be- 
kommen.“ 


Zwei Absätze weiter führte der 
amerikanische Gesandte aus: 
„Der Soldat der UNO ist nicht 
dasselbe wie ein anderer Soldat. 
Er hat keine andere Mission zu er- 
füllen als den Frieden und keinen 
anderen Feind als den Krieg!“ 


Im ersten Abschnitt steht kurz zu- 
sammengefaßt: „Die einzig ge- 
sunde Politik für Amerika liegt 
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darin, diejenigen Interessen zu ko- 
ordinieren, die die Nationen eini- 
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gen. 


Persönlich kann ich nicht mit dem 
Wunsch einer derartigen Politik 
für Amerika übereinstimmen. Ich 
habe gar kein Interesse an Interes- 
sen, die die Nationen vereinigen 
sollen, im Gegenteil, hier handelt 
es sich um die schamlose öffentli- 
che Erklärung einer Untreue ge- 
genüber Amerika. Ich liebe mein 
Vaterland und bin unserer verfas- 
sungsmäßigen Republik, den Ver- 
einigten Staaten von Amerika, 
treu. Da es mein dringender 
Wunsch ist, mit allen anderen 
Völkern in guter Nachbarschaft 
zu leben und zu versuchen, ihre 
Probleme zu verstehen, habe ich 
gleichwohl nicht den geringsten 
Wunsch, mit vielen anderen Na- 
tionen „vereinigt“ zu werden. 


Ich bin Amerikaner, und dies al- 
lein bestimmt unsere Interessen. 
Unsere Vorfahren kamen hierher, 
um von den Bündnissen der alten 
Welt loszukommen und neu anzu- 
fangen. Sollten wir „vereinigt“ 
werden, dann würde unsere Zivi- 
lisation, würden Kultur und Erbe, 
wie wir sie gepflegt haben, durch 
eine plötzliche Entscheidung die- 
ser obersten „Vereiniger“ Hunder- 
te von Jahren zurückfallen. Und 
dies ist gerade das, was diese 
obersten UNO-Planer wollen. 


Betrachtet man jedoch ihr ganzes 
zwielichtiges Gerede nüchtern, so 
haben sie selbst gar nicht die Ab- 
sicht, etwas zu riskieren. Glauben 
sie doch, daß sie mit Hilfe einer 
Weltrevolution auf den Flügeln ih- 
rer Geldsäcke und ihrer Macht ge- 
schickt in eine neue Eine-Welt- 
Regierung fliegen können, 
während neunundneunzig Prozent 
von uns es nicht können. Bauern 
sollen wir werden, nichts anderes 
als bessere Leihstücke in einer 
Eine-Welt-Richtungsschau. Das 
würde freilich eine „Schau“ von 
kurzer Dauer sein, selbst dann, 
wenn sie mit einer ersten nach 
Verwesung riechenden Premiere 
beginnen und vor einem leeren 
Haus gespielt würde. 


Um auf Adlai Stevensons Worte 
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zurückzukommen, „das Haupt- 
problem in die Hand zu bekom- 
men“, muß ich sagen, daß meiner 
Ansicht nach wir es nicht an- 
packen müssen, sondern selbst 
schon in den Klauen eines gut 
fundierten „Hauptthemas“ sind, 
nämlich des blendend organisier- 
ten CFR-Eine-Welt-Konzerns. Für 
uns Bürger gilt nur das eine, die- 
se gefährliche Lage so schnell wie 
möglich zu erkennen, meinem 
vorher geäußerten Drängen nach- 
zugeben und das in den „Sog“ ge- 
ratene Schiff der Vereinten Natio- 
nen zu verlassen. 


UNO-Soldaten im 
Dienst der Bilderberger 


Um auf Adlai Stevensons Wort 
zurückzukommen, der UNO-Sol- 
dat sei nicht wie alle anderen, so 
muß ich sagen: das stimmt, denn 
in Wirklichkeit ist er überhaupt 
kein Soldat, sondern ein Geheim- 
polizist, der im Dienste der Bil- 
derberger und CFR zum Krieg 
hetzenden UNO. 


Ferner heißt es, er habe keine an- 
dere Mission als den Frieden. 
Wessen Frieden? Ist das der Frie- 
de des Illuminaten-Königs-Des- 
poten? Das ist wirklich die Kardi- 
nalfrage, wessen Frieden? In jenes 
eingebildete internationale Mosa- 
ik, in das vielleicht gerade die 
Amerikaner, wenn überhaupt, hin- 
einpassen? Möglich, weil wir ein 
verwirrtes, benebeltes, wenn auch 
ganz unternehmungslustiges und 
arbeitsames Volk sind. Offenbar 
kann man sich auch auf uns ver- 
lassen, um von anderen zu deren 
großem Vorteil trockengemolken 
zu werden. 


Dieses ansprechende, aber 
mißbrauchte Wort „Friede“ ist in 
Wirklichkeit die schönste Heuche- 
lei. In dem Sinn, wie wir es einst 
verstanden haben, wird es heute 
nicht mehr gebraucht. In dem inter- 
nationalen Vokabular über den Be- 
griff „Frieden“ bedeutet dieser, daß 
er unter ihren Bedingungen durch 
verschiedene Verfahren nach Art 
des trojanischen Pferdes zustande 
gekommen ist. Wenn man keinen 
Zweifel hegt, bedeutet das Ewiger 
Friede! 


Zum Schluß heißt es: „Der Soldat 
der UNO hat keinen anderen 
Feind als den Krieg.“ Ich bin der 
Meinung, daß die vollkommene 
Albernheit und Betrügerei dieser 
Behauptung eines bekannten Be- 
amten der Vereinten Nationen, da- 


zu noch eines Bürgers unseres 
Landes, keiner weiteren ernsthaf- 
ten Erklärung bedarf! 


Mit Bestürzung haben wohl die 
meisten von uns schon festge- 
stellt, daß, wenn die Soldaten der 
UNO unter Leitung des CFR 
kämpfen, sie in der Regel die Ver- 
treter und Verteidiger des wirkli- 
chen Friedens angreifen und aus- 
merzen, nämlich die Anti-Kom- 
munisten. 


Ausplünderung 
unterentwickelter 
Völker 


Für die CFR-Förderer der UNO 
dient der Soldat der UNO nur 
dem Zweck, für ihre obersten 
Bankherren auf geradem oder auf 
schrägem Weg neue, an Boden- 
schätzen reiche Gebiete zu erwer- 
ben; der Öffentlichkeit ist natür- 
lich davon nichts bekannt. Aus 
diesem Grund schaffen sie eine 
neue „demokratische“ Regierung 
mit einem neuen überwachten 
Geldsystem, um dann sofort Plä- 
ne zu schmieden, wie die Boden- 
schätze am besten auszubeuten 
und auf den Markt zu bringen sei- 
en. In Wirklichkeit ist das nichts 
anderes als eine gut organisierte 
Ausplünderung der zahlreichen 
unterentwickelten Völker, wozu 
auch schlecht unterrichtete Ame- 
rikaner gehören, die andererseits 
die meisten Kosten für die Erwer- 
bung jener neuen Märkte und Ge- 
winne der obersten Besitzer der 
UNO zu tragen haben. 


Es ist sehr zu bedauern, daß Adlai 
Stevenson diese falsche Propa- 
ganda vor jugendlichen Zuhörern 
wiederholt in seinem eigenen 
Land vorgetragen hat. 


General MacArthur wußte genau 
über diese schleimige Phrase „der 
UNO-Soldat“ Bescheid. Erinnert 
sei an das, was er im Hinblick auf 
die UNO und auf andere, die un- 
sere „Niederlage“ wünschten, zu 
bewältigen hatte, um den Krieg 
zu gewinnen. Die Kosten für die- 
sen „kleinen Krieg‘ beliefen sich 
auf ungefähr 145 000 Tote und 
zwanzig Milliarden Dollar. Sehr 
bald wird es noch mehr Kriege 
geben. Die Agentur der UNO und 
der CFR sorgen schon dafür, 
denn dann werden neue Banken 
eröffnet, neue Währungen, neue 
Kredite geschaffen. Es gibt 
größere Anleihen für uns mit 
höheren Zinsen und neue Märkte 
für andere. 


Vielleicht wird mancher Leser 
versuchen, diese Ausführungen 
als übertrieben hinzustellen und 
davon abzulenken, um die dreiste 
Schuld der UNO hinsichtlich der 
Rechte und der Oberhoheit Ame- 
rikas zu entschuldigen. Mir ist 
das ganz recht, denn ist diese 
Schuld der UNO nicht wirklich 
eine verbrecherische Handlung? 
Verrat ist „Landesverrat“; die 
Verfassung der Vereinigten Staa- 
ten besagt: „Hochverrat gegen die 
Vereinigten Staaten besteht allein 
darin, Krieg gegen sie zu führen 
oder ihren Feinden dadurch Bei- 
stand zu leisten, daß ihnen Hilfe 
und Unterstützung gewährt wer- 
den.“ 


In der Beihilfe für unsere Feinde, 
um ihnen Hilfe und Unterstützung 
zu gewähren, ist die UNO als ein 
gut organisiertes und geschütztes 
Nest von Spionen beschrieben 
worden. J. Edgar Hoover hat in 
dieser Beziehung einige treffende 
Äußerungen von sich gegeben. 


Beim Lesen des Buches „Rote 
Spione in der UNO“ wurde meine 
Aufmerksamkeit auf ein Bild ge- 
lenkt, das meine frühere Schwie- 
germutter Eleanor Roosevelt 
zeigt, wie sie an der Spitze einer 
feierlich aufgestellten UNO-Dele- 
gation Konstantin Sintschenko 
von den Sowjets zu seiner Ernen- 
nung zum stellvertretenden Leiter 
der Vereinigten Nationen strah- 
lend begrüßt. Einige Jahre später 
als General MacArthur ihn an- 
klagte, unseren Feinden zu helfen, 
entrann er mit Mühe und Not dem 
FBI, floh nach Rußland, um dort 
über das Spionagenest der UNO 
seine Spionage fortzusetzen. 


An der gesamten UNO-Niederlas- 
sung in New York City finde ich 
nur eines ganz nett, und das ist 
das farbenfrohe Bild vieler Natio- 
nen. Wenn an einem schönen Tag, 
diese Fahnen im Winde flattern, 
bringen die Eltern ihre kleinen 
Kinder von überall her, um sie zu 
sehen. Vor Begeisterung klatschen 
sie in ihre kleinen Hände. 


Das ist ein wohl überlegter male- 
rischer äußerer Anblick des 
UNO-Gebäudes. Innen jedoch 
schwirren die Vertreter der sub- 
ventionierten freiwilligen Mitglie- 
der-Nationen umher und erwarten 
das von der UNO prophezeite 
Kommen des von ihr durchge- 
führten „Friedens“, und zwar je- 
nes Friedens einer gottlosen Dik- 
tatur der einen überstaatlichen Fi- 
nanzwelt. Oo 


Die Revolu- 
tion des 21. 
Jahrhunderts 


In seinen Sessel zurückgelehnt, den Telefonhörer am Ohr, die rech- 
te Hand auf der Computertastatur, in der linken Hand die Fernbe- 
dienung für den großformatigen Fernsehbildschirm: So läßt der 
Mensch des 21. Jahrhunderts die Bilder schnell an sich vorbeizie- 
hen. Dies ist keinesfalls eine unrealistische Vision, sondern vermit- 
telt einen kleinen Einblick in die phantastischen Kommunikations- 
möglichkeiten, die uns die Datenautobahnen eröffnen. 


Vor noch gar nicht allzu langer Zeit 
waren Computer lediglich einfache 
Rechenmaschinen. Durch ihre rapi- 
de Weiterentwicklung wurden sie in 
kurzer Zeit für viele Menschen zu 
einem unentbehrlichen Hilfsmittel. 
Durch Datenfernübertragungsnetze 
entwickelten sie sich zum Kommu- 
nikationsmittel, das als erstes 
die Finanzmärkte revolutionierte: 
Während beispielsweise 1929 die 
Nachricht vom New Yorker Börsen- 
sturz erst nach mehreren Tagen 
weltweit verbreitet war, wurde der 
Crash vom September 1987 augen- 
blicklich an allen Börsen der Welt 
bekannt. 


Schnelle Nachrichtenübermitt- 
lung ist nur eine von vielen Mög- 
lichkeiten, die die fortschrittli- 
chen Informations- und Telekom- 
munikationstechnologien (in der 
Elektronik rechnet man heute 
schon in Femtosekunden = 10° 
Sekunden) und die Telematik 
(Kombination von Telekommuni- 
kation und Computer) bieten. 


Der technologische Fortschritt 
eröffnet neue Perspektiven in den 
Bereichen Freizeit (zum Beispiel 
interaktive Spiele, Videos auf Ab- 
ruf), Arbeit (zum Beispiel Telear- 
beit), Verkehr (zum Beispiel Leit- 
systeme), Bildung oder Gesund- 
heit. Hier nur einige Beispiele: 


Bildung und berufliche Bildung: 
Erkrankt ein Student für längere 
Zeit, kann er weiter an den Semi- 
naren seines Professors teilneh- 
men, wenn er an ein Telematik- 
netz angeschlossen ist. Das Sy- 
stem ist interaktiv, so daß er 
seinem Professor Fragen stellen 


und gleich die Antworten erhalten 
kann. Der Leiter eines kleinen 
Unternehmens kann sich dank in- 
teraktiver Ausbildungsprogramme 
während der Bürozeit in einem 
Managementkurs weiterbilden. 
Der Ausbildungsbedarf von Un- 
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ternehmen wird auf eine Milliar- 
de Tage geschätzt, und die Wie- 
dereingliederung Arbeitsloser 
(Ziel: drei Monate Weiterbildung 
je Arbeitslosen) wird ähnlichen 
Aufwand erfordern. Damit sich 
solche kostspieligen Schulungs- 
programme rentieren, müssen lei- 
stungsfähige Telematiknetze auf- 
gebaut werden. Geschätzte Ko- 
sten: fünf Milliarden ECU in den 
kommenden fünf Jahren. 


Gesundheitswesen: Für jeden Pati- 
enten wird eine Datei mit seiner 
Krankengeschichte angelegt. Die 
Telematiknetze verbinden dann 
Ärzte, Krankenhäuser, Labors und 
Krankenkassen und übertragen im 
Bedarfsfall, beispielsweise bei ei- 
nem Unfall, die Daten des Patien- 
ten. Der Patient wiederum kann mit 
Hilfe eines Bildtelefons Rat bei ei- 
nem Spezialisten suchen. Die Ko- 
sten für ein solches Datennetz wer- 
den für die kommenden zehn Jahre 
auf 35 Milliarden ECU geschätzt. 


Im Idealfall sollten die Datenauto- 
bahnen überall und jederzeit allen 
Menschen Zugriff auf multime- 
diale und interaktive Dienste er- 


Satelliten-Erdefunkstelle in Raisting. Europa ist führend in der Kom- 


munikationsforschung. 


möglichen. Dafür müßte das ge- 
samte Gebiet der Europäischen 
Union mit einem Glasfaserkabel- 
netz überzogen werden, mit des- 
sen Hilfe gleichzeitig Ton und 
Bild übertragen werden können. 
Doch wie schon gesagt: Das ist 
teuer. Der Privatsektor kann diese 
Investitionen nicht allein tragen. 
Die Regierungen müssen für An- 
reize sorgen und den allgemeinen 
Rahmen schaffen, der Unterneh- 
men motiviert, in die neuen Dien- 
ste zu investieren. 


Ein einheitlicher 
Rahmen 
ist notwendig 


19 hochrangige Persönlichkeiten - 
darunter Vorstandsvorsitzende der 
größten europäischen Unternehmen 
für Telekommunikation, Informatik 
und Medien (zum Beispiel Olivetti, 
IBM Europe, France Telecom, Ca- 
nal +) wurden von der Europäischen 
Kommission um Stellungnahme ge- 
beten und präsentierten im Juni ei- 
nen Bericht über Initiativen, die eu- 
ropaweit für das Funktionieren der 
„Informationsgesellschaft‘“ erforder- 
lich wären. Sie raten vor allem zur 
Liberalisierung der Infrastrukturen 
für die Telekommunikation, damit 
private Betreiber Zugang zu den 
Netzen erhalten, um neue Dienste 
anzubieten. 


Natürlich sollte auf keinen Fall 
„wild“ liberalisiert werden, was zur 
Folge hätte, daß sich Unternehmen 
die lukrativsten Marktsegmente 
wie die Kommunikation zwischen 
Großstädten oder Geschäftskunden 
sichern und Randgebiete oder „ein- 
fache“ Kunden auf der Strecke 
bleiben. Die Entwicklung der Da- 
tenautobahnen darf auf keinen Fall 
nur den Großunternehmen oder 
überhaupt nur der Wirtschaft zu- 
gute kommen. 


Die Informationsgesellschaft muß 
auch in sozialer Hinsicht davon 
profitieren, und jeder einzelne 
sollte die neuen Dienste nutzen 
können. Um einen Universaldienst 
garantieren zu können, müssen 
nicht nur klare Spielregeln, son- 
dern auch mittel- und langfristige 
Ziele vorgegeben werden. Zu die- 
sem Zweck hat die Kommission 
einen Aktionsplan erarbeitet. Er 
beschreibt die Liberalisierungsstu- 
fen, die Bedingungen für den Zu- 
gang zu den Netzen, die Finanzie- 
rung der ersten konkreten Projek- 
te, eine Studie über die sozialen 
und kulturellen Aspekte und För- 
dermaßnahmen. oO 
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Europa-Journal 


Die internationale 
Rolle der 
Kontaktgruppe 


Die aus Großbritannien, Frank- 
reich, USA, Rußland und 
Deutschland bestehende Kontakt- 
gruppe für den Bosnien-Krieg ist 
ein Produkt des vergeblichen An- 
sinnens, die Krise im ehemaligen 
Jugoslawien allein diplomatisch 
zu lösen. Tatsächlich reicht ihre 
Rolle sogar weit über Ex-Jugosla- 
wien hinaus. Sie ist bereits in die 
Diplomatie bezüglich Haitis, Ku- 
bas, des Kaukasus, der Ukraine 
sowie anderer Krisenregionen ein- 
geschaltet. Künftig dürfte sich die 
Kontaktgruppe auch um potentiel- 
le Krisengebiete wie Algerien 
oder Indien/Pakistan kümmern. 


In höchsten transatlantischen Eli- 
tekreisen sowie in Rußland be- 
trachtet man die Kontaktgruppe 
als Keim einer neuen weltweiten 
Führungsstruktur, die das poli- 
tisch-strategische Vakuum füllen 
könnte, das derzeit vom UN-Si- 
cherheitsrat ausgeht. 


Hohe Vertreter des amerikani- 
schen Außenministeriums sehen 
in der Kontaktgruppe einen Me- 
chanismus, der verhindern soll, 
daß die USA bei regionalen Kon- 
flikten Alleingänge gehen müs- 
sen. Die Russen sehen darin ein 
Gremium, das flexibler und ein- 
satzorientierter als der UN-Sicher- 
heitsrat ist. Deutschland, als einzi- 
ges Land der Kontaktgruppe ohne 
ständigen Sitz im Sicherheitsrat, 
sieht darin das Mittel, erstmals 
nach dem Kriege im Kreis der 
Großmächte auftreten zu können. 
Großbritannien und Frankreich 
wollen die Kontaktgruppe nutzen, 
damit sie von den anderen drei in 
weltpolitischen Fragen nicht über- 
gangen werden. og 


Großbritannien 
und Rußland 
stärken Serbien 


Das westliche Beharren auf einen 
„Konsens“ der Großmächte ge- 
genüber dem ehemaligen Jugosla- 
wien bewirkt eine deutliche Stabi- 
lisierung Serbiens unter der 
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Führung Rußlands. Innerhalb der 
Kontaktgruppe herrscht die ober- 
ste Regel, keine Entwicklung im 
blutigen Konflikt zuzulassen, die 
den Konsens gefährden könnte. 
Die britische Diplomatie hat die 
Parameter für diesen Konsens de- 
finiert, nämlich sich hinter russi- 
schen Positionen zu verstecken, 
die vorab insgeheim von den Bri- 
ten entworfen und unterstützt 
wurden. 


Von den internationalen Medien 
kaum bemerkt wurde Mitte Au- 
gust in Moskau ein russisch-serbi- 
sches Handelsabkommen unter- 
zeichnet. Es umfaßt 3,6 Milliar- 
den Dollar jährlich, größtenteils 
russische Öl- und Gaslieferungen. 
Eine Klausel in dem Vertrag be- 
sagt, daß der Vertrag per Dekret 
durch den russischen Präsidenten 
in Kraft treten wird, einseitig und 
ohne Aufhebung des UN-Embar- 
gos gegen Jugoslawien. 


Rußland hat über diplomatische 
Kanäle und in der Öffentlichkeit 
wiederholt und entschieden ver- 
langt, das Embargo gegen Belgrad 
jetzt aufzuheben. Begründung: 
Die Grenzen zwischen Jugoslawi- 
en und dem serbisch besetzten 
Bosnien-Herzegowina seien „ge- 
schlossen“. Innerhalb der Kon- 
taktgruppe wird das russische 
Bemühen zur Aufhebung der 
Sanktionen gegen das Milosevic- 
Regime von Großbritannien koor- 
diniert und unterstützt. Ähnlich, 
wenn auch diskreter, verhält sich 
Frankreich. 


Großbritannien und Rußland 
stimmen darin überein, daß er- 
stens das Waffenembargo gegen 
Kroatien und Bosnien-Herzegowi- 
na fortgesetzt werden muß; und 
zweitens es keine wirksame kroa- 
tische Unterstützung der militäri- 
schen Bemühungen Bosniens und 
keine kroatische Gegenoffensive 
zur Befreiung des von Serbien be- 
setzten kroatischen Gebietes ge- 
ben darf. 


Zusammengefaßt: Eine umfassen- 
de Rückeroberung der serbischen 
Gebietsgewinne aus dem An- 
griffskrieg soll verhindert werden, 
während taktische Einzelerfolge 
der Aggressionsopfer im Stile der 
Kabinettkriegführung akzeptiert 
werden können. 


Diese britisch-russische Politik 
der Eindämmung wurde durch die 
Tatsache begünstigt, daß die kroa- 
tische Opposition die sich zum 
Frühjahrsende bietende Gelegen- 


heit verpaßt hat, Präsident Tudj- 
man abzusetzen. Eine neue Regie- 
rung hätte vermutlich mit der 
kroatischen Unterwerfung unter 
die britische Kabinettkrieg- 
führung aufgeräumt. 


Briten und UN 
sabotieren 
Papstreise 


Gleichsam als „Vergeltung“ für 
die wirksame Kritik des Vatikans 
an der UN-Bevölkerungskonfe- 
renz in Kairo haben britische 
Kreise und UN-Bürokratie zu- 
sammen die geplante Reise des 
Papstes nach Sarajevo sabotiert. 
Die bosnischen Serben unter 
Führung des Britenfreundes Ka- 
radzic lieferten mit ihrer Andro- 
hung eines Blutbades in Sarajevo 
den Vorwand für die Absage. 


Die Reise wurde endgültig un- 
möglich, als die UNO nicht nur 
keine Sicherheitsgarantie für den 
Papst abgeben wollte, sondern 
nach einem belanglosen Zwi- 
schenfall auch noch den Flugha- 
fen Sarajevo schloß. 


Der bosnische Präsident Izetbego- 
vic kommentierte die Rolle der 
Briten so: „Natürlich waren die 
Drohungen von Karadzic’ Serben 
der Grund für die Verschiebung 
des Besuchs, aber Pate dafür 
stand die UNPROFOR, die soge- 
nannte Schutztruppe der Verein- 
ten Nationen“, die von dem briti- 
schen General Rose befehligt 
wird. DO 


Clintons Rolle im 
nordirischen 
Waffenstillstand 


Der von der „Irisch-Republikani- 
schen Armee“ (IRA) am 31. Au- 
gust in Nordirland erklärte „bedin- 
gungslose Waffenstillstand“ geht 
nicht zuletzt auf eine von der Clin- 
ton-Administration mitgetragene 
politische Initiative zurück. Die 
amerikanische Regierung hat ihre 
Unterstützung für eine von wirt- 
schaftlicher Entwicklung begleite- 
te politische Lösung des blutigen 
Dauerkonflikts angeboten. Zu be- 
denken ist, daß bislang beide Sei- 
ten in Nordirland von der briti- 
schen Regierung manipuliert wur- 
den. Der Ankündigung des 
Führers der Sinn Fein, Gerry 
Adams, zur Bereitschaft der IRA, 
Gewaltakte einzustellen, gingen 


intensive diplomatische Aktivitä- 
ten seitens der USA voraus. Im 
Februar diesen Jahres ge- 
währte die Clinton-Administration 
Adams erstmals, gegen den Wi- 
derstand der britischen Regierung, 
ein Einreisevisum in die USA. 


Ende August besuchte eine von 
Bruce Morrison aus Connecticut 
geleitete amerikanische Delegati- 
on Dublin und Belfast. Der frühe- 
re Kongreßabgeordnete ist ein 
Freund Präsident Clintons. Die 
Morrison-Delegation stellte Wirt- 
schaftshilfe der US-Regierung 
von jährlich 150 Millionen Dollar 
in Aussicht, um eine politische 
Lösung voranzutreiben. Morrison 
ist auch als „Beobachter“ bei Ver- 
handlungen zwischen Sinn Fein 
und London im Gespräch. Gleich- 
zeitig erhielt Joe Cahill, der 
„Große, alte Mann“ der Sinn Fein, 
ein Einreisevisum für Gespräche 
in den USA. Am 2. September 
traf Clinton selbst den irischen Vi- 
zepremier Dick Spring an seinem 
Urlaubsort Martha’s Vineyard in 
Massachusetts. Vizepräsident Al 
Gore besucht am 7. September 
Dublin. Von großer Bedeutung 
war auch, daß Clinton Jean Ken- 
nedy Smith zur Botschafterin in 
der Irischen Republik ernannte. 
Sie ist eine Schwester des ermor- 
deten Präsidenten John F. Kenne- 
dy und des Senators Ted Kennedy. 
Eine Tochter von Robert Kennedy 
ist mit Paul Hill verheiratet, der 
als angeblicher „IRA-Terrorist“ 
15 Jahre unschuldig in einem bri- 
tischen Gefängnis zubrachte. 
1989 wurde das Urteil aufgeho- 
ben. 


Die Paralyse 
der russischen 
Regierung 


Das Unvermögen der derzeitigen 
russischen Regierung unter Präsi- 
dent Jelzin und Ministerpräsident 
Tschernomyrdin, dem Zusam- 
menbruch der Realwirtschaft Ein- 
halt zu gebieten, läßt für diesen 
Herbst den Höhepunkt der sozia- 
len und politischen Krise unaus- 
weichlich erscheinen. In diesem 
Zeitraum wird eine Kettenreakti- 
on aus Firmenzusammenbrüchen 
die Zahl der Arbeitslosen um wei- 
tere acht Millionen vor allem aus 
dem Industriebereich anwachsen 
lassen. Nach Schätzungen der Re- 
gierung belaufen sich die Schul- 
den, die zwischen den Firmen 
aufgelaufen sind, derzeit auf 112 
Billionen Rubel, das entspricht 


nahezu den gesamten russischen 
Staatseinnahmen von 1994. 


Die russische Regierung ist sich 
dieser Zuspitzung zwar bewußt, 
hat sich selbst aber in diese Krise 
manövriert, da sie eine Abschrei- 
bung der Altschulden und eine 
Politik der Kreditschöpfung zur 
Förderung der Produktion und In- 
frastruktur abgelehnt hat. 


Seit dem 5. August bemüht sich 
ein Sonderausschuß unter der Lei- 
tung des ersten stellvertretenden 
Ministerpräsidenten Oleg Sosko- 
wjez bisher ohne konkretes Er- 
gebnis um einen Ausweg aus der 
Schuldenkrise. Und bisher vorlie- 
gende Erklärungen Soskowjez’ 
sind in sich widersprüchlich. Im 
Fernsehen erklärte er am 17. Au- 
gust, man habe keine Angst vor 
Bankrotten und die Regierung 
werde scharf gegen Firmen vorge- 
hen, die den Übergang zur Markt- 
wirtschaft nicht schafften. Ein 
weiterer Rückgang der Industrie- 
produktion ist seinen Worten nach 
unvermeidlich. 


Zugleich schloß er kategorisch 
protektionistischa Maßnahmen 
gegen ausländische Billigimporte 
aus. „Wir sollten uns durch pseu- 
dopatriotische Ideen zum Schutz 
unserer Märkte nicht verwirren 
lassen. Der Staat kann den Zu- 
strom ausländischer Güter nicht 
hemmen“, sagte er. Nur fünf Tage 
später stellte er auf einmal die 
Möglichkeit von Preiskontrollen 
in den Raum und griff diejenigen 
an, die die Durchsetzung von 
Marktbedingungen im totalen 
Chaos forderten. Am 25. August 
zeigte sich die Regierung dann 
wieder entschlossen, es werde 
keine Preiskontrollen geben. I 


Rußland - 
ein Pulverfaß 


Zwischen September und Novem- 
ber dieses Jahres ist mit Massen- 
protesten und Streiks in Rußland 
zu rechnen. Die ersten Streikdro- 
hungen erfolgten bereits in der Fe- 
rienzeit. Zum ersten Mal erfolgten 
gleichzeitig Streikdrohungen in 
allen wesentlichen Industrieberei- 
chen wie Transportwesen, Kom- 
munikation, dem Energiesektor 
(Kohle, Gas, Öl und Kernenergie) 
und sogar dem militärisch-indu- 
striellen Komplex. 


Am 1. September werden sich den 
Industriearbeitern, die noch in Ar- 


beit stehen, alle jenen Kollegen 
anschließen, die gezwungener- 
maßen unbezahlten Sommerur- 
laub nehmen mußten und sich 
Anfang September wieder bei ih- 
rer Arbeitsstelle melden sollten. 
Viele dieser Millionen Beschäf- 
tigten haben teilweise seit Mai 
keinen Lohn mehr erhalten. Für 
den 1. September haben bereits 
die gesamte Arbeitnehmerschaft 
der Region Norilsk in Nordsibiri- 
en sowie die Belegschaft der bei- 
den Kernkraftwerke auf der Kola- 
Halbinsel und in Smolensk ihren 
Ausstand erklärt. 


Auch in den Streitkräften könnte 
es zu Streiks mit unkalkulierbaren 
Folgen kommen. Wie im Indus- 
triebereich haben die Offiziere 
wie auch die Mannschaftsgrade 
seit drei bis vier Monaten keinen 
Sold mehr erhalten. D 


Londons ,‚Pluto- 
niumkrieg‘‘ soll 
deutsch-russische 
Beziehungen 
stören 


Wladimir Klimenko, nationaler 
Sicherheitsberater Präsident Jel- 
zins, erregte am 23. August Auf- 
sehen mit einer Anmerkung, im 
Hintergrund der jüngsten Plutoni- 
umaffären ziehe eine „dritte 
Kraft“ die Fäden mit dem Ziel, 
Mißtrauen zwischen Bonn und 
Moskau zu säen. „Es wird ver- 
sucht, die Berliner Mauer zwi- 
schen den beiden Staaten wieder- 
zuerrichten“, sagte Klimenko. 
„Nicht alle Staaten - und folglich 
auch nicht deren Geheimdienste - 
wollen eine Stärkung der freund- 
schaftlichen Beziehungen zwi- 
schen Rußland und Deutschland.“ 


Eine gut informierte Quelle in 
Moskau teilte hierzu mit, es liege 
auf der Hand, daß mit der „dritten 
Kraft“ die englische Geopolitik 
gemeint sei, auch wenn Klimenko 
kein Land beim Namen nannte. 
Die Quelle verwies auf die zeitli- 
che Abstimmung zwischen dem 
Aufkommen der „Plutoniumäng- 
ste“, dem Gipfeltreffen zwischen 
Jelzin und Bundeskanzler Kohl 
Ende August sowie den Bundes- 
tagswahlen am 16. Oktober. Da- 
mit wolle man die russische Sou- 
veränität über den Nuklearbereich 
unterminieren. 


Klimenkos Stellungnahme erfolg- 


te nach hochrangigen Gesprächen 
zwischen russischen und deut- 
schen Nachrichtendienstexperten 
wie dem Geheimdienstkoordina- 
tor im Kanzleramt Schmidtbauer, 
BND-Chef Porzner und dem Lei- 
ter des Bundesamtes für Verfas- 
sungsschutz Werthebach. 


In einem „Spiegel“-Interview 
vom 1. August hatte der hohe rus- 
sische Geheimdienstbeamte Kyril 
Sidorow erklärt, man beobachte, 
daß die deutschen Behörden zu- 
nehmend nach der Pfeife derjeni- 
gen tanzten, die verstärkt Gerüch- 
te über russisches Spaltmaterial 
ausstreuen. Die Öffentlichkeit 
sollte glauben gemacht werden, 
daß Rußland nicht länger in der 
Lage sei, die Herstellung, Lage- 
rung und den Transport seiner 
Nuklearwaffen unter Kontrolle zu 
halten. m) 


’ ‚Flüssig- 
beatmung‘“ für 
Frühgeborene 


Eine Flüssigbeatmungstechnik 
könnte eingesetzt werden, um das 
Leben von Babys zu retten, die 
bis zu drei Monaten zu früh gebo- 
ren wurden, falls diese Technik 
von der Food and Drug Admini- 
stration genehmigt werden wird. 
Die Behandlung war das Thema 
einer Fernsehsendung, die von der 
„American Chemical Society“ 
produziert wurde. 


Die Lunge ist eines der letzten 
Organe, die sich entwickeln, was 
für das Überleben Frühgeborener 
eine Einschränkung darstellt, weil 
sich die Luftsäcke in der Lunge 
nur schwer erweitern lassen und 
leicht wieder zusammenbrechen. 
Durch den Einsatz von Gasgeblä- 
sen wird die zerbrechliche Lunge 
oft beschädigt. 


Mit der neuen Technik wird die 
Lunge des Neugeborenen 
zunächst mit einer Sauerstoff 
führenden Flüssigkeit mit Namen 
LiquiVent (entwickelt von Allian- 
ce Pharmaceutical Corporation, 
San Diego) gefüllt, die die zusam- 
mengebrochenen Luftsäcke sanft 
erweitert, wodurch ein Zustand 
ähnlich dem im Mutterleib herge- 
stellt wird. Dann wird Luft hin- 
eingepumpt, die hoch mit Sauer- 
stoff angereichert ist. Der Sauer- 
stoff löst sich in der Flüssigkeit 
auf und wird auf das Blut um die 
Luftsäcke herum transportiert, 
und das Kohlendioxid wird aus 


dem Blut in die Flüssigkeit und 
aus der Lunge heraus transpor- 
tiert. 


LiquiVent ist ein Perfluoroctyl- 
bromid, eine chemische Perfluor- 
verbindung, die Kohlenstoff, 
Fluor und Bromid enthält. 
Chemische Perfluorverbindungen 
wurden ausgewählt, weil sie kei- 
ne toxischen Auswirkungen auf 
das Körpergewebe haben. Die 
Verbindungen können bei norma- 
lem Atmosphärendruck eingeat- 
met werden und können erheb- 
lich mehr Sauerstoff enthalten als 
die Luft. oO 


Thunfisch- 
Boykott illegal 


Wie ein GATT-Ausschuß ent- 
schied, ist der US-Boykott von 
Thunfisch, der mit Wadenetzen 
(Hochleistungsnetzen, von denen 
Umweltschützer behaupten, daß 
sie Delphine töten) gefangen wird, 
illegal, weil GATT Handelsverbo- 
te aufgrund von Herstellungsme- 
thoden verbietet. Der Ausschuß 
hat jedoch stillschweigend die Le- 
gitimität von extraterritorialen 
Maßnahmen anerkannt und damit 
im Grunde eine frühere GATT- 
Entscheidung zum Thema Thun- 
fischfang umgekehrt, nach der es 
hieß, GATT-Bestimmungen ver- 
bieten jedes Verwaltungsgesetz, in 
dem versucht wird, in das Wildlife 
außerhalb der Grenzen der Län- 
der, die das Gesetz anwenden, 
einzugreifen. 


Mickey Kanto, der US-Vertreter 
für Handel, hat die Entscheidung 
angegriffen. „Die GATT-Verfah- 
ren verweigerten nicht nur eine 
faire Anhörung, sie müssen auch 
vollständig aufpoliert werden“, 
sagte er gegenüber dem „Wall 
Street Journal“. Kanto gab alle 
Dokumente frei, die die Vereinig- 
ten Staaten im Zusammenhang 
mit der Entscheidung besaßen, 
und verletzte damit die Geheim- 
haltungsregeln von GATT-An- 
hörungen. 


Die Reaktion von seiten der Um- 
weltschutzgruppen, so berichtete 
die Zeitung, sei überraschend 
stumm gewesen. Im vergangenen 
Jahr hatten Umweltschutzgruppen 
zweiseitige Anzeigen in der „Wa- 
shington Post“ und in der „New 
York Times“ gekauft und darin be- 
hauptet, GATT wolle die strenge- 
ren Umweltschutzgesetze der Ver- 
einigten Staaten aufheben. 
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Britannien 


Britische 


Tories 


in Schwierig- 


keiten 


Martin Burns 


Hat der britische Premierminister John Major „dumme Lektio- 
nen“ bei dem Fernseh-Evangelisten Pat Robertson genommen? Sei- 
ne Kampagne „Zurück zu den Grundlagen“, die auf dem basiert, 
was amerikanische Politiker wie Robertson „Familienwerte“ nen- 
nen, erweist sich aufgrund des schmutzigen Fehlverhaltens einer 
Reihe von Parlamentsmitgliedern der konservativen Partei, so auch 
von Mitgliedern seines Kabinetts, als eine Farce. 


Doch die Ursache für Majors der- 
zeitige politische Schwierigkeiten 
- die drohen seine Regierung und 
Partei in die völlige Vergessenheit 
absinken zu lassen - ist sein Aus- 
verkauf an die Internationalisten, 
die Großbritannien erfolgreich ei- 
ne Politik des vereinten Europa 
auf dem Weg zu einer Weltregie- 
rung auferlegt haben. 


Der Ärger 
der Wähler 


Christopher Story schrieb in der 
Londoner „International Currency 
Review“ (ICR) im Dezember letz- 
ten Jahres: „Während Großbritan- 
nien gezwungen ist, langsam da- 
mit anzufangen, sich mit dem 
Verlust der Souveränität abzufin- 
den, den die endgültige Ratifizie- 
rung der Maastrichter Verträge 
mit sich bringt, die von einer ver- 
achteten Regierung im Unterhaus 
gewaltsam durchgepaukt wurde, 
wird der latente, angestaute Ärger 
der Wählerschaft gegen die Politi- 
ker und das Establishment offen- 
kundiger. 


Das schlimme Beispiel der pro- 
gressiven Konservativen in Kana- 
da, die in die Wahlen vom 25. Ok- 
tober 1993 mit 153 Sitzen hinein- 
gingen und mit nur noch zwei 
herauskamen - ein Wahlergebnis, 
das es in den westlichen Demo- 
kratien noch nie gegeben hatte -, 
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Die wachsende Vertrauenskrise 
kann das politische Überleben 
von John Major als Premiermini- 
ster bedrohen. 


Die damalige britische Premierministerin Margaret Thatcher war der 
ungute Geist, der US-Präsident George Bush zum Krieg am Golf riet. 


findet in Großbritannien offen- 
sichtlich eine krasse Resonanz. 
Wenn sie nicht sehr aufpassen, 
werden die Konservativen von der 
politischen Karte verschwinden, 
und einer großen Mehrheit der 
britischen Bevölkerung täte es 
nicht leid, sie schwinden zu se- 
hen.“ 


Die konservative Partei ist in 
Großbritannien seit 1979 unter 
zwei Premierministern - Margaret 
Thatcher und jetzt Major - unun- 
terbrochen an der Macht. Sie steht 
für nichts anderes als dafür, ihren 
Herren in der Europäischen Ge- 


meinschaft, der Trilateralen Kom- 
mission und bei den Bilderber- 
gern zu dienen und im Amt zu 
bleiben. Sie wird zunehmend von 
Skandalen und politischen Fehl- 
schlägen geschüttelt und gilt für 
die nächsten Wahlen, die im April 
1997 stattfinden müssen, als si- 
cherer Verlierer. 


Die kanadische 
Lösung 


Die kanadischen Tories kamen im 
Jahre 1984 in einer „zweieinhalb- 
Partei“-Umgebung mit 50 Prozent 


der Stimmen und 211 von 295 
Sitzen im Unterhaus an die 
Macht. Sie wurden im Jahre 1988 
mit nur noch 43 Prozent der Stim- 
men, doch einer Mehrheit von 
169 Sitzen wiedergewählt. Diese 
Zahl fiel aufgrund von Ergebnis- 
sen in Nachwahlen, in denen eini- 
ge Sitze an Oppositionsparteien 
gingen, auf 153 zurück. Doch im 
Jahre 1993 erhielten sie nur noch 
16 Prozent der Stimmen und nur 
noch zwei Sitze im Parlament. 
Auch die sozialistische Neue De- 
mokratische Partei (NDP) erhielt 
von 43 Sitzen im Jahre 1989 nur 
noch acht Sitze im jetzigen Parla- 
ment. 


Es gab viele Gründe für den Sturz 
der kanadischen Tories. Dazu 
gehörten unter anderem: die unge- 
heure persönliche Unbeliebtheit 
von Brian Mulroney, der in der 
neunjährigen Regierungszeit seiner 
Partei nur ein paar Monate Pre- 
mierminister war; eine stake Rezes- 
sion; eine Arbeitslosenquote und 
eine öffentliche Verschuldung, die 
die der Vereinigten Staaten über- 
treffen; sowie Skandal um Skandal 
finanzieller und persönlicher Natur 
und das Besetzen von Aufsichtsrä- 
ten, Kommissionen und des Senats 
mit Parteigenossen und inkompe- 
tenten Kumpanen von prominenten 
Tories. 


Im Grunde standen Kanadas To- 
ries einfach für Gewinnen und 
An-der-Macht-Bleiben. Doch der 
größte einzelne Faktor für ihren 
Sturz war ihre unterwürfige Erge- 
benheit gegenüber dem Freihan- 
del und die Ratifizierung des 
nordamerikanischen Freihandels- 
abkommens (NAFTA). 


Kanadas liberale Partei, die die 
Wahlen des Jahres 1993 mit 178 
Sitzen gewann, versprach, dem 
NAFTA nur dann seine Zustim- 
mung zu geben, wenn erhebliche 
Änderungen vorgenommen wür- 
den. Viele Amerikaner und Mexi- 
kaner, ganz zu schweigen von den 
Kanadiern, die über den drohenden 
Verlust ihrer wirtschaftlichen und 
politischen Unabhängigkeit besorgt 
sind, bejubelten den Sieg der Libe- 
ralen als das Ende des nordameri- 
kanischen Freihandelsabkommens. 
Doch der neue Premierminister 
Kanadas, Jean Chretien, löste 
prompt sein Wort ein und billigte 
den NAFTA-Vertrag mit nur ge- 
ringfügigen Änderungen - Ände- 
rungen, die seine Durchführung 
nicht verzögerten und durch die 
keine seiner wichtigen Bestimmun- 
gen geändert wurden. 


". 


Großbritannien befindet sich in 
einem wirtschaftlichen Chaos, das 
schlimmer ist als das in Nordame- 
rika. Das Land hat eine Bevölke- 
rung von 56 Millionen Menschen 
und ein derzeitiges Haushaltsdefi- 
zit von 75 Milliarden Dollar, was 
auf einer Pro-Kopf-Basis und als 
Prozentsatz des Bruttoinlandspro- 
dukts weitaus mehr ausmacht als 
das amerikanische Haushaltsdefi- 
zit. Fast die Hälfte der Bevölke- 
rung - ca. 25 Millionen Men- 
schen -, britische Staatsbürger und 
Immigranten, erhalten staatliche 
Zuwendungen, darunter auch die 
Arbeitslosen - 12 Prozent der Ar- 
beitskräfte -, Rentner und Emp- 
fänger von Kindergeld. Die Tories 
haben speziell Kürzungen in den 
Sozialleistungen abgelehnt. Unge- 
rechtfertigte Ansprüche auf öf- 
fentliche Zuwendungen werden 
auf ca. sieben Milliarden Dollar 
pro Jahr geschätzt. 


Das britische 
Chaos 


Tom Bethell schrieb im konserva- 
tiven „American Spectator“, daß 
„es den Konservativen in Großbri- 
tannien nur deshalb gelungen ist, 
so lange an der Macht zu bleiben, 
weil die Labour-Partei etwas zu 
offen versprochen hat, daß sie die 
Steuern erhöhen werde. Als ich 
vor kurzem in England war, plan- 
ten die Konservativen, die den 
Republikanern von George Bush 
sehr ähneln, das Defizit durch ... 
Steuererhöhungen ... zu senken. 
Es besteht die Möglichkeit, daß 
die Tories bald den Weg ihrer ka- 
nadischen Gegenstücke gehen 
werden, weil sie für überhaupt 
nichts mehr stehen.“ 


Christopher Story beklagt in der 
„International Currency Review“ 
einen von den britischen Tories 
ausgehenden „allgemeinen Ge- 
stank der Vermoderung“ und sagt, 
daß „die weitverbreitete Auffas- 
sung die ist, daß diese Partei, die 
finanziell bankrott ist, auch 
höchst korrupt ist.“ 


Skandale der 
Major-Regierung 


‚Die normalerweise gesetzte und 
zurückhaltende Wochenzeitung 
des Establishments „The Europe- 
an“, die in London veröffentlicht 
wird, stellte Anfang dieses Jahres 
eine „wachsende Vertrauenskri- 
se“ fest, „die das Überleben John 
Majors als Premierminister 


US-Präsident Bill Clinton (rechts) hat dem politischen England seine 
Freundschaft gekündigt und setzt auf Deutschland. 


schließlich bedrohen könnte“. 


„lory-Abgeordnete waren wie 
betäubt von einer Reihe von Ge- 
schichten über die sexuellen und 
finanziellen Aktivitäten einiger 
ihrer Kollegen. Ihr Verhalten 
scheint mit der Regierungskampa- 
gne über die Rückkehr zu Famili- 
enwerten absolut nicht in Ein- 
klang zu stehen. 


Zwei Minister sind zurückgetre- 
ten: Tim Yeo, nachdem er zugege- 
ben hatte, von zwei Geliebten 
Kinder zu haben, und der Earl of 
Caithness, nachdem seine Frau of- 
fenbar Selbstmord begangen hat- 
te. Lord Caithness soll eine enge 
Beziehung zu einer anderen Frau 
entwickelt haben. 


Am 9. Januar gab es weitere un- 
angenehme Neuigkeiten. Der 
Tory-Abgeordnete David Ashby, 
ein 52jähriger, verheirateter 
Mann, soll in einem Hotel in 
Calais mit einem männlichen 
Freund in einem Doppelbett ge- 
schlafen haben. Er beteuerte, 
daß es sich um keine homosexu- 
elle Beziehung handle und 
meinte, er habe dies schon dut- 
zendmal getan, weil es ‘viel bil- 
liger’ sei.“ 


Droht den Tories 
das gleiche Schicksal 
wie in Kanada? 


Zur gleichen Zeit waren zwei wei- 
tere Tory-Abgeordnete in unange- 
nehme Skandale finanzieller Na- 
tur verwickelt. Alan Duncan soll 
sich die Bestimmungen über den 


Verkauf von Häusern, die in kom- 
munalem Eigentum stehen, zunut- 
ze gemacht haben, um das Haus 
seines Nachbarn billig zu erwer- 
ben, und Gyles Brandreth hat die 
Steuerzahler etwa 300 000 Dollar 
gekostet, als eine Firma, die ihm 
gehörte, bankrott ging, nachdem 
sie staatliche Hilfen in dieser 
Höhe erhalten hatte. 


Ein Staatschef mit breiter Unter- 
stützung in der Bevölkerung kann 
weitaus schlimmere Krisen über- 
stehen, besonders wenn er selbst 
nicht persönlich darin verwickelt 
ist. Für Ronald Reagan traf das in 
seiner Amtszeit von 1981 bis 
1989 zu. Doch John Major ist in 
Großbritannien nicht sehr beliebt. 
Meinungsumfragen zufolge haben 
die Tories landesweit eine Unter- 
stützung von nur noch 25 Prozent, 
und jüngste erhebliche Verluste in 
Kommunalwahlen und in den 
Wahlen zum Europaparlament 
zeigen eindeutig, woher der Wind 
weht. 


Wenn den britischen Konservati- 
ven das gleiche Schicksal droht 
wie ihren kanadischen Namens- 
vettern - wie wird es dann wohl 
ausgehen? Nun, der Gewinner 
wird sicherlich die offizielle Op- 
position, die Labour-Partei, sein. 
Doch auch Großbritanniens Rand- 
parteien könnten einen spekta- 
kulären Popularitätsaufschwung 
erleben. 


In Kanada profitierten nicht die 
Liberalen zum größten Teil von 
den Tory-Verlusten, sondern die 
beiden Parteien, die im Jahre 


1988 keine Sitze gewannen. Das 


waren der Bloc Quebecois mit 54 
Sitzen und die Reformpartei mit 
52 Sitzen im derzeitigen Parla- 
ment. 


Der Bloc Quebecois hatte nur in 
Quebec Kandidaten aufgestellt 
und will diese französischsprachi- 
ge Provinz in die Unabhängigkeit 
führen. Die Reformpartei existiert 
in den vier Provinzen Westkana- 
das und hat ein Programm, 
das sich bestenfalls als eine Mi- 
schung aus konservativen und li- 
bertären Ideen beschreiben läßt; 
es gehören unter anderem Steuer- 
senkungen und Einwanderungs- 
kontrollen dazu. 


„Wir leben in 
interessanten Zeiten“ 


Wenn Großbritannien dem Bei- 
spiel Kanadas folgt, sind die 
schottischen und walisischen Na- 
tionalisten und die populistische 
Nationalfront die Parteien, die die 
größten Gewinne machen könn- 
ten. Die Nationalfront hat vor 
kurzem einen ersten Sieg errun- 
gen, als ein Stadtrat im Londoner 
East End gewählt wurde. Diese 
Tatsache entfachte Aufstände bei 
Sozialisten und Kommunisten - 
viele von ihnen außerhalb des 
Wahlkreises -, die die Wahl eines 
„Rassisten“ in ein öffentliches 
Amt nicht dulden mochten. 


Wie es so schön heißt: „Wir leben 
in interessanten Zeiten.“ Wenn die 
Menschen die Chance haben, er- 
hört zu werden, sind die Kräfte des 
Internationalismus immer die Ver- 
lierer. Die Internationalisten kön- 
nen ihre Macht nur dann erhalten, 
wenn es ihnen gelingt, die Kontrol- 
le über die großen Parteien zu be- 
halten - und es wird allgemein im- 
mer mehr erkannt, daß eben diese 
großen Parteien das Problem sind 
und nicht die Lösung. 


Wenn das Establishment mit einer 
Propagandawelle von „Zurück zu 
den Grundlagen“ reagiert, blickt 
die Bevölkerung durch eine Fas- 
sade, und sie lehnt den Boten ab, 
weil er der ernsthaften und wich- 
tigen Botschaft unwürdig ist. Sol- 
che Leute wie John Major sollten 
dies zur Kenntnis nehmen. oO 
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Britannien 


Ein 


strategischer 
Fehler des Ge- 
heimdienstes 


April Turner 


Im Juni 1994 kam ein Aufgebot britischer Geheimdienstagenten 
und guter Mitarbeiter in Buenos Aires, Argentinien, zusammen. 
Der scheinbare Grund für den Besuch war eine Konferenz über 
Weltpolitik, die von einer kaum bekannten Schweizer Consulting- 
firma, Geopol, gesponsert wurde. Zu den fünf Direktoren von Geo- 
pol, die an der Konferenz teilnahmen und vor ihr sprachen, gehör- 
te Laurent Murawiec, der Anfang der neunziger Jahre zum briti- 
schen Geheimdienst „übergelaufen“ war. Danach wurde Murawiec 
durch die persönliche Gönnerschaft von Gerald Segal - dem führen- 
den Asienexperten des IISS - offiziell zum „Fellow“ des London In- 
ternational Institute for Strategic Studies (IISS) gesalbt. 


Die Geopol-Konferenz vom Juni 
1994 in Buenos Aires fand inmit- 
ten einer dramatischen Steigerung 
terroristischer Operationen gegen 
jüdische Gemeinden in vielen Tei- 
len der Welt statt, die das Ziel hat- 
ten, den Nahost-Friedensprozeß 
zu zerstören. Am 18. Juli wurde 
das Gebäude der Argentine-Israe- 
li Mutual Association (AMIA) in 
Buenos Aires durch eine starke 
Autobombe komplett zerstört. 
Acht Tage später explodierte eine 
Autobombe vor der israelischen 
Botschaft in London; eine zweite 
Autobombe detonierte nur zwölf 
Stunden später vor einem Londo- 
ner Bürogebäude, in dem eine 
Reihe jüdischer Wohltätigkeitsor- 
ganisationen untergebracht sind. 
Nach den Bombenattentaten in 
London beschuldigten israelische 
Botschaftsvertreter und jüdische 
Gemeindeführer die britischen Si- 
cherheitsbehörden der Kompli- 
zenschaft bei den Anschlägen, 
weil sie - selbst nach dem Bom- 
benattentat in Buenos Aires - auf 
Vorwarnungen vor angedrohten 
Terrorakten nicht eingegangen 
und die Sicherheitsvorkehrungen 
zu lasch gewesen waren. 


Während nichts ans Tageslicht 
kam, was darauf hingedeutet hät- 
te, daß die Geopol-Konferenz mit 
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der möglichen Beteiligung des 
britischen Geheimdienstes an der 
Welle der Gewalt in Zusammen- 
hang stand, führte die Konferenz 
selbst doch immerhin ein Aufge- 
bot an Leuten zusammen, die in 
der Vergangenheit in umfangrei- 
chen internationalen Waffenhan- 
del, Verdacht auf Drogengeldwä- 
sche und andere „geopolitische“ 
Verbrechen verwickelt waren. 


Risikoreiches Manöver 
der Briten 


Die Geopol-Runde in Argentinien 
fand auch in einer Phase statt, in 
der der britische Geheimdienst da- 
bei war, sich in die Umstrukturie- 
rungsmaßnahmen des argentini- 
schen Geheimdienstes hineinzu- 
drängen, die von Präsident Carlos 
Menem begonnen worden waren. 
Der Chef des britischen MI-6, Da- 
vid Spedding, ist vor kurzem mehr- 
mals nach Buenos Aires gereist 
und soll von Argentinien verlangt 
haben, daß der MI-6 im Rahmen 
der Umorganisation mitmischt. 


Wenn nichts sonst, so war die An- 
wesenheit der Briten in Argentini- 
en doch immerhin ein risikorei- 
cher Schritt, aufgrund dessen man 
auch die Anwesenheit des anson- 


sten unbedeutenden Laurent Mu- 
rawiec inmitten eines Aufgebots 
hochrangiger, internationaler 
Hooligans des britischen Geheim- 
dienstes versteht. 


Zielscheibe ist der 
Friedensprozeß in Nahost 


Wie seit Anfang des Jahres doku- 
mentiert wird, ist eine führende 
Gruppe des britischen Establish- 
ments, die mit der Quattuor-Coro- 
nati-Loge - dem „Forschungsarm“ 
der Großloge der britischen Frei- 
maurer - verbunden ist und sich 
die Mittel des Medienkonzerns 
Hollinger Corporation des briti- 
schen Geheimdienstes zunutze 
macht, bereits seit dem Frühjahr 
1993 durch solche Bemühungen 
wie „Whitewatergate‘“ wie ver- 
rückt darauf aus, Präsident Clin- 
ton zu Fall zu bringen. 


Ein weiteres zentrales Element in 
der Kampagne gegen Clinton ist 
der Plan, den Friedensprozeß in 
Nahost um jeden Preis zu zer- 
stören - selbst wenn das ein un- 
kontrollierbares Blutbad vom Bal- 
kan über Kleinasien bis in den 
westlichen Teil Nordafrikas be- 
deuten würde. Die Terrorwelle 
richtete sich gegen angreifbare jü- 
dische Gemeinden an solchen Or- 
ten wie Argentinien, und England 
war eine wichtige Komponente 
dabei. Sowohl unter der moslemi- 
schen Bruderschaft wie unter den 
israelischen sogenannten „Tem- 
pelberg-Gläubigen“ hat der briti- 
sche Geheimdienst gute Leute vor 
Ort, die solche „Chaos-Operatio- 
nen“ wie die derzeitigen antijüdi- 
schen und antiisraelischen Terror- 
aktionen entfachen können. Zu 
den führenden Mitarbeitern in 
dieser britischen Geheimdienst- 
Menagerie gehört der israelische 
Politiker und frühere Verteidi- 
gungsminister General Ariel 
Scharon zusammen mit seinen 
Gefolgsleuten General R. Ze’evi 
und Rafael Eytan („Dirty Rafi“). 


Das Profil 
der Geopol 


Die Beförderung von Murawiec 
in die Ränge des IISS und den Or- 
bit von Geopol ist ein Schachzug 
von einigen britischen Geheim- 
dienstbeamten, um eine „Scha- 
denskontrolle“ zu etablieren, falls 
die Terroraktionen gegen London 
zurückschlagen. 


Nach dem offiziellen Procedere 


auf der Geopol-Konferenz in Bu- 
enos Aires vom 6. bis 8. Juni hat 
die in Genf ansässige Geopol der- 
zeit fünf Direktoren, darunter Mu- 
rawiec. Ein Anruf im Büro von 
Pierre Hafner am 8. Juni bestätig- 
te, daß er der Präsident von Geo- 
pol ist. Die Sekretärin verwies den 
Anrufer allerdings auf Murawiecs 
Pariser Wohnsitz und bezeichnete 
ihn als denjenigen, der „Geopol“ 
wirklich „leitet“. 


Hafners vorrangiges Geschäft ist 
das internationale Bankenwesen. 
In Schweizer Firmenverzeichnis- 
sen wird er als Vertreter der Com- 
pagnie de Banque et d’Investisse- 
ments-Trade Development Bank 
Union Bancaire Privee (CBI-TDB 
Union Bancaire Privee) genannt. 
Der Chef der Bank - eines Zusam- 
menschlusses von drei Genfer 
Finanzinstituten - ist Edgar de 
Piccioto, ein Direktor des George 
Soros Quantum Fund. Piccioto 
ist auch ein langjähriger Ge- 
schäftspartner des italienischen 
Geschäftsmannes Carlo De Bene- 
detti. De Benedetti ist ein stiller 
Teilhaber des flüchtigen Finan- 
ziers Marc Rich, eines internatio- 
nalen Waren-Spekulanten und 
vorgeblichen Drogenhändlers mit 
langjährigen Beziehungen zu den 
sowjetischen - jetzt russischen -, 
britischen und israelischen Ge- 
heimdiensten. 


Im letzten Jahr finanzierte Rich, 
der in Zug in der Schweiz lebt, 
zwei Projekte, an denen auch Mu- 
rawiec beteiligt war: ein Buch aus 
dem Jahr 1993 über Nachkriegs- 
semitismus, das von dem „Histo- 
riker“ des britischen Tavistock-In- 
stituts, dem in Frankreich leben- 
den Leon Poliakov, herausgegeben 
wurde und ein von Murawiec mit- 
verfaßtes Kapitel enthält; und ei- 
ne Konferenz über jüdischen und 
christlichen Mystizismus, die 
noch in diesem Jahr in Spanien 
stattfinden soll. Zu den angekün- 
digten Sprechern bei der Konfe- 
renz gehört der nationale Direktor 
der ADL, Abraham Foxman. 


Verbindung zur heißen 
Geldszene 


Eine der drei Komponenten der 
Hafner-Bank - die Trade Develop- 
ment Bank - war früher der 
Schweizer Geschäftszweig des 
schmutzigen Geldimperiums von 
Edmond Safra. Safra, ein Haupt- 
financier der ADL, wurde von der 
US-Drogenbehörde und amerika- 
nischen Zollvertretern in Bern als 
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erster Drogengeldwäscher ge- 
nannt, der der syrisch-libanesisch- 
bulgarischen Heroin-Connection 
und dem kolumbianischen Ko- 
kainkartell über seine Schweizer 
und US-Banken gedient hat. 


Die  Hafner-Verbindung zur 
heißen Geldszene in der Schweiz 
hat durchaus auch mit Geopol zu 
tun. Ein anderer Direktor von Ge- 
opol, der auch auf der Konferenz 
in Buenos Aires sprach, ist Eliza- 
beth Kopp, die frühere Justizmini- 
sterin und Vizepräsidentin der 
Schweiz. Frau Kopp mußte vor ei- 
nigen Jahren von ihren Regie- 
rungsposten zurücktreten, als ihr 
Mann Hans Kopp zusammen mit 
Safra in eine Schweizer Drogen- 
handelsorganisation verwickelt 
war, die über die Shakarchi Tra- 
ding Co. geleitet wurde, die wie- 
derum einer libanesischen 
Schmugglerfamilie gehört. Be- 
richte der US-Drogenbehörde 
(DEA) und des amerikanischen 
Zolls brachten Safra mit der Sha- 
karchi Trading Co. in Verbindung 
und nannten Hans Kopp als Di- 
rektor von Shakarchi. 


Hans Kopp war mit Alfred Hart- 
mann, dem Schweizer Direktor 
des britischen Rothschild-Bank- 
hauses, auch in die Skandale mit 
der Bank of Credit and Commer- 
ce International (BCCI) und Ban- 
ca Nazionale del Lavoro (BNL) 
verwickelt. 


Bei den BCCI- und BNL-Skanda- 
len, die Anfang der neunziger 
Jahre aufkamen, waren Kopp, 
Hartmann und andere in massiven 
illegalen Waffenhandel, Drogen- 
geldwäsche und Terrorismus ver- 
wickelt. 


Ein weiterer Geopol-Direktor, der 
Schweizer Staatsbürger Peter Ar- 
benz, ist derzeit der UNO-Gene- 
ralinspekteur, der die in Bosnien 
fälschlicherweise als „Friedens- 
bemühungen“ bezeichneten Akti- 
vitäten überwacht. 


Vielleicht die umstrittenste Figur 
unter den Geopol-Direktoren, die 
auf der Konferenz in Argentinien 
erschienen, ist Helmut Raiser, ein 
deutscher Staatsbürger, der in Zug 
lebt. 


Raiser, ein langjähriger hochran- 
giger Vertreter der Bohlen Indu- 
strie GmbH, einem großen deut- 
schen Rüstungsproduzenten, war 
Ende der achtziger Jahre über ei- 
ne Consultingfirma mit dem Na- 
men Consen (Consulting En- 


gineers), die er leitete, namhaft an 
Raketenentwicklungsprojekten im 
Irak und in Argentinien beteiligt. 


Die Schweizer Behörden haben 
Raiser und Hans Kopp mit Vertre- 
tern der Kissinger Associates, der 
New Yorker und Londoner priva- 
ten Consultingfirma des ehemali- 
gen US-Außenministers Henry 
Kissinger - der auch Berater der 
Hollinger Corporation ist -, in 
Verbindung gebracht. 


Die britische 
Strategie 


Ende der achtziger Jahre vereinig- 
ten der Irak, Argentinien, Ägyp- 
ten, Brasilien und mehrere weitere 
Staaten ihre Ressourcen, um bal- 
listische Raketen zu bauen, die für 
ihre nationale Verteidigung wich- 
tig waren. Die irakische Regie- 
rung war sich sehr wohl bewußt, 
daß es wichtig ist, moderne Rake- 
ten zu besitzen. Als der Irak 
schließlich eine Mittelstreckenra- 
kete entwickelte, war dies der ent- 
scheidende Faktor dabei, den Iran 
zu zwingen, in dem acht Jahre 
dauernden _iranisch-irakischen 
Krieg (1980-88) einen permanen- 
ten Waffenstillstand zu akzeptie- 
ren. 


Raisers kleine Zuger Consulting- 
firma Consen diente als privater 
Makler zwischen dem Irak, Ar- 
gentinien, Ägypten, Brasilien etc. 
und großen europäischen Rü- 
stungsfirmen wie Deutschlands 
MBB, Italiens Snia und Schwe- 
dens Bofors, die die Technologie 
und die Sachkenntnisse für die 
Raketenentwicklungsprojekte lie- 
ferten. 


Die Agenda des internationalen 
Waffenkartells stand von Anfang 
an den souveränen Interessen die- 
ser Schwellenländer entgegen. 
Während es im manipulierten ira- 
nisch-irakischen Krieg mit briti- 
schen geopolitischen Zielen völlig 
in Einklang stand, hochtechnisier- 
te Waffen im Wert von Milliarden 
von Dollar in den Nahen Osten zu 
pumpen, war es für die britische 
Strategie ebenso erforderlich, daß 
nach 1989 die High-Tech-Waffen- 
lieferungen in den Irak gestoppt 
wurden, als die Regierungen von 
Großbritanniens Margaret That- 
cher und die des US-Präsidenten 
George Bush sich anschickten, 
den Golfkrieg zu inszenieren, um 
den Irak als einen aufstrebenden, 
modernen Industriestaat zu zer- 
stören. 


Im Falle von Argentinien wollte 
Großbritannien im Falkland-Krieg 
des Jahres 1982 seinem Gegner 
nie gestatten, eine eigene Rake- 
tenschlagkraft zu entwickeln. 


Das Raketenprojekt von Consen 
sollte schließlich als gegen den 
Irak, Argentinien und andere ge- 
lenkte Operation dienen. Die glei- 
chen britischen Geheimdienstkrei- 
se, die mit Raisers Consen in Ver- 
bindung standen, führten eine 
Propagandaaktion gegen das Ra- 
ketenprogramm Condor II - der 
Name, den argentinische Vertreter 
dem Raketenentwicklungspro- 
gramm gegeben hatten -, in man- 
chen Fällen sogar direkt gegen 
Raiser und Consen in ihren ge- 
lenkten Expos£s. 


Autoren wie Alan Friedman von 
der Londoner „Financial Times“; 
Kenneth Timmermann, früher 
Mitarbeiter bei der internationalen 
privaten Detektei Kroll Associa- 
tes; Judith Miller von der „New 
York Times“ und Laurie Mylroie 
von dem Washingtoner Institut für 
Nahostpolitik (WINEP), das mit 
der ADL in Verbindung steht - sie 
alle schossen von 1989 an um- 
fangreiche Propaganda auf Ar- 
gentinien und den Irak wegen ih- 
rer Raketenprogramme ab. Und 
im Einklang mit langjährigen bri- 
tischen geopolitischen Axiomen 
wählten sich alle diese Autoren 
Deutschland als die primäre Quel- 
le von militärischer Schwarz- 
markt-High-Tech-Hardware für 
die „Dritte-Welt-Diktatoren“ aus. 


Die wahren 
Terroristen 


Rosendo Fraga, der Geopol-Ver- 
treter in Argentinien und die Per- 
son, die die Konferenz vom 6. bis 
8. Juni mit sponserte, paßt gut in 
diese Gruppe. Fraga, Direktor des 
Union Studies Center for a New 
Majority, gibt sich als Militärstra- 
tege, doch ist er in Wirklichkeit 
eine führende Figur in der neo- 
konservativen Gruppe um Geörge 
Bush und Margaret Thatcher, die 
darauf aus ist, die Institution der 
bewaffneten Streitkräfte in La- 
teinamerika zu demontieren. Sei- 
ne Schriften sind durchsetzt mit 
Hinweisen auf die Kissinger As- 
sociates und das IISS, und von 
solchen Auswüchsen der briti- 
schen Presse wie „Financial Ti- 
mes“ wird er in überschwengli- 
chen Worten oft als der kenntnis- 
reichste argentinische Experte 
dargestellt. 


In dem geopolitischen Jargon, der 
seine zahlreichen Schriften kenn- 
zeichnet, behauptet er, daß „Mo- 
dernisierung“ und „Umstrukturie- 
rung“ - die Euphemismen für Ent- 
militarisierung - in den neunziger 
Jahren die oberste Priorität für die 
bewaffneten Streitkräfte seien. 
Geopol soll „Arbeit“ unbekannter 
Art für Fraga in Europa machen, 
und er revanchiert sich dafür in 
Argentinien. 


Ist es vorstellbar, daß der Geopol- 
Apparat bei der Ankurbelung der 
jüngsten internationalen Terrorof- 
fensive eine Rolle spielte? 


Im Falle von Murawiec muß man 
nur folgendes berücksichtigen: 
Sein Sponsor in der Londoner Eli- 
te-]ISS, Gerald Segal, ist in den 
letzten Jahren dafür bekannt ge- 
worden, daß er eine Aufteilung 
Chinas durch einen langanhalten- 
den, manipulierten Bürgerkrieg 
befürwortet. Eine solche Krise in 
China würde Millionen von Le- 
ben kosten und ganz Asien in 
jahrzehntelange Krisen und jahr- 
zehntelanges Blutvergießen stür- 
zen. Anfang dieses Jahres griff 
Segal die Clinton-Administration 
böse an, weil sie gegen Nordkorea 
wegen Pjöngjangs angeblichen 
Atomwaffenprogramms keinen 
Krieg führte. Neben dem offenen 
Ziel, mitzuhelfen, der Clinton-Re- 
gierung ein abruptes Ende zu be- 
reiten, war es seine Zielsetzung 
darüber hinaus, die Krise in Asien 
zu beschleunigen und den baldi- 
gen Beginn des Bürgerkriegs in 
China zu provozieren. Es ist 
schwer, sich einen verheerenderen 
Terrorakt als die Anstiftung eines 
derartigen Blutbades in China 
vorzustellen. 
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Robert 


Maxwell - ein 
zweiter Henry 
Kissinger 


Peter Blackwood 


Am Abend des 28. Juli brachte das Erste Deutsche Fernsehen, die 
ARD, eine außergewöhnliche Dokumentation über das Leben und 
den Tod von Robert Maxwell, dem britischen Medienmogul und 
raffinierten Geschäftemacher, der unter mysteriösen Umständen 
starb. Seine Leiche wurde am 5. November 1991 vor Teneriffa im 
Meer treibend aufgefunden. Die Sendung „Mann über Bord“ wurde 
in Koproduktion vom Mitteldeutschen Rundfunk in Leipzig und 
vom Österreichischen Rundfunk hergestellt. Sie stützte sich in er- 
ster Linie auf Interviews mit hochrangigen Beamten des ehemali- 
gen KGB und des GRU (Sowjetgeheimdienste), die mithalfen, Ver- 
mutungen zu erhärten, daß die Umstände von Maxwells Tod stark 
mit den Bemühungen zu tun hatten, Kapitalflucht und Kapital- 
transfers der sowjetischen kommunistischen Partei zu vertuschen, 
die in den letzten Tagen der UdSSR in den Westen gingen. 


Die aufschlußreichste Charakteri- 
sierung des Robert Maxwell kam 
wohl von Stanislaw Sorokin, einem 
KGB-Obersten, der für „Sonder- 
aufgaben“ zuständig war und der 
die sowjetische Copyright-Organi- 
sation VAAP als Deckmantel für 
seine Aktivitäten benutzt hatte. 
Sorokin meinte: „Ich würde sagen, 
daß er von höheren Tieren benutzt 
wurde, so wie die Amerikaner Kis- 
singer als Boten oder Botschafter 
benutzten. Maxwell verließ Eng- 
land mit einer Botschaft von Mar- 
garet Thatcher - einer inoffiziellen. 
Er verließ Gorbatschow und ging 
nach Amerika und versuchte eine 
Botschaft von Gorbatschow mitzu- 
bringen.“ 


Ein internationaler 
Mr. Fix-It 


Ein früherer Pressesprecher Max- 
wells, Roy Cole, sagte den Fern- 
sehleuten: „Es besteht kein Zwei- 
fel, daß sich Mr. Maxwell als ei- 
nen neuen Henry Kissinger ansah, 
und er spielte sicherlich die Rolle 
eines internationalen Mr. Fix-It.“ 


Sorokins Vergleich mit Kissinger 
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erscheint in der Sendung unmit- 
telbar nach einem Filmausschnitt, 
der Maxwells herausragende Rol- 
le bei den Bemühungen zeigt, in 
letzter Minute die deutsche Wie- 
dervereinigung zu verhindern. Er 


wird auf einer Pressekonferenz 
Ende der achtziger Jahre gezeigt, 
auf der er das Erscheinen einer lo- 
benden, englischsprachigen Bio- 
graphie des ostdeutschen Dikta- 
tors Erich Honecker ankündigt. 
Maxwell wird gezeigt, wie er die 
kolossalen Leistungen des kom- 
munistischen Ostdeutschland 
preist und sich mit Honecker ab- 
küßt. 


Im Oktober 1989 sagt er deut- 
schen Journalisten, daß die deut- 
sche Wiedervereinigung „nicht in 
Frage“ komme. Das war nur einen 
Monat vor dem Fall der Berliner 
Mauer! Dies setzt seine 
Bemühungen mit denen der da- 
maligen Premierministerin Mar- 
garet Thatcher gleich, die ver- 
zweifelt versucht hatte, die deut- 
sche Wiedervereinigung zu 
verhindern. 


Stanislaw Sorokin war einer von 
mehreren hochrangigen ehemali- 
gen sowjetischen Geheimdienst- 
und politischen Insidern, der in 
der Sendung zu Maxwell offen 
seine Meinung sagte. Aus eige- 
nem Interesse haben diese Russen 
offensichtlich die Absicht, eine 
internationale Diskussion über 
und eine Untersuchung der Rätsel 
um die Kapitalflucht aus der 
UdSSR herauszufordern, die En- 


de der achtziger und Anfang der 
neunziger Jahre stattfand. 


Der ehemalige KGB-Chef Wladi- 
mir Krjutschkow, ein Partner von 
Maxwell in zahlreichen heimli- 


chen Unternehmungen, der wegen 
seiner Beteiligung am gescheiter- 
ten Putsch gegen Gorbatschow im 
August 1991 ins Gefängnis kam, 
gibt am Ende der Sendung zu ver- 
stehen, daß „die englisch-ameri- 
kanischen Geheimdienste, die er- 
fahren genug sind, die Wahrheit 
herausfinden könnten, wenn sie es 
wollten. Das heißt, falls sie es 
wollten. Ich halte es für möglich, 
daß noch mehr Dinge herauskom- 
men werden.“ 


Eine solche Möglichkeit sollte be- 
sonderes Unbehagen an solchen 
Orten wie Minnesota hervorrufen, 
wo Maxwell in seinen letzten Ta- 
gen aktiv war. Er kam mit Michail 
Gorbatschow, dem er als besonde- 
rer Berater diente, auf Reisen 
dorthin, um ein „Gorbatschow- 
Maxwell-Institut“ zu gründen. 
War das in Wirklichkeit eine Tar- 
nung für Geldwäsche- und Kapi- 
talfluchtoperationen aus der So- 
wjetunion? 


Ein Blick in 
die Unterwelt 


Diese Sendung der ARD ist von 
großer strategischer Bedeutung. 
Wie durch die Bezeichnung „ein 
zweiter Kissinger“ unterstrichen 
wird, war Maxwell ein Spezial- 


Erich Honecker (rechts) im Ge- 
spräch mit Robert Maxwell in 
Berlin am 4. Juli 1990. 


agent des „Jalta-Systems“, der an 


den Schnittstellen von Regierun- 


gen, Geheimdiensten und Unter- 
nehmen verschiedener Nationen, 
darunter Großbritannien, Israel, 
der Sowjetunion und in verschie- 
denen Ländern des Ostblocks ar- 
beitete. Die Sendung zeigt ihn als 
einen „Mann mit vielen Gesich- 
tern“, der für mehrere verschiede- 
ne Parteien gleichzeitig arbeitete 
und der „es liebte, jeder Seite das 
Gefühl zu geben, daß er ihr Mann 
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sel. 


Ein anderer seiner „Partner“ bei 
den Sowjeteskapaden, Premiermi- 
nister Walentin Pawlow, der auch 
wegen seiner Beteiligung an dem 
fehlgeschlagenen Coup im Au- 
gust 1991 ins Gefängnis kam, 
deutet am Schluß der Sendung an, 
daß Maxwells Tod wahrscheinlich 
von mehr als einer Seite in dem 
System des Kalten Krieges ge- 
plant wurde. 


Maxwell würde tatsächlich am 
besten als eine der Zentralfiguren 
in der Unterwelt angesehen, die in 
verschiedenen Teilen der Welt er- 
folgreich war, in der Umgebung 
von George Bush und seinen 
Freunden in den Geheimdiensten 
und unter der „Schrottpapier“- 
und „Anlagenausschlachtungs“- 
Kultur der achtziger Jahre. Ande- 
re Namen in diesem schäbig- 
schmutzigen Komplex wären Kis- 
singer, Armand Hammer und Sir 
Jimmy Goldsmith. Maxwell, 
Goldsmith und Hammer hatten 
übrigens einen gemeinsamen An- 
walt in Frankreich - Samuel Pisar. 


Die achtziger Jahre waren das 
Jahrzehnt der berüchtigten Iran- 
Contra-Waffen-für-Drogen-Ge- 
schäfte. Es war auch das Jahr- 
zehnt, in dem viele wichtige Per- 
sönlichkeiten starben, darunter 
der schwedische Premierminister 
Olof Palme (Februar 1986), der 
schleswig-holsteinische Minister- 
präsident Uwe Barschel (Oktober 
1987) und der Vorstandschef der 
Deutschen Bank Alfred Herrhau- 
sen (November 1989), die besei- 
tigt wurden, um die Iran-Contra- 
beziehungsweise „Jalta“-Bezie- 
hungen zu schützen. 


Es ist zu hoffen, daß in der Ära 
nach Bush und mit einer Clinton- 
Administration, die eine andere 
strategisch-politische Perspektive 
besitzt, die schmutzigen Wahrhei- 
ten dieses Jahrzehnts ans Licht 
kommen werden. Die Sendung 
der ARD sollte in dieser Hinsicht 
von großer Hilfe sein. 


Die Sendung am 28. Juli beginnt 


mit Maxwells Tod. Die „offizielle 
Todesursache“ war Tod durch 
Herzschlag. Die Briten, die von 
Christina Wilkening und Sylvia 
Kauffeldt - den Autorinnen des 
Films - interviewt wurden, lehnen 
die Hypothese, Maxwell sei er- 
mordet worden, ab; die Theorie, 
daß er durch „Unfall oder Selbst- 
mord‘“ gestorben sei, herrsche im- 
mer noch in London vor, betonen 
sie. 


In Moskau ist man 
überzeugt davon, daß 
es Mord war 


Im Gegensatz dazu schließen so- 
wohl der KGB-Oberst Stanislaw 
Sorokin als auch der GRU-Oberst 
Jewgeni Solowjow - der die 
VAAP-Copyright-Agentur eben- 
falls als Tarnung benutzte - die 
Möglichkeit eines Selbstmords 
sofort aus. Sorokin versichert: 
„Ich denke, es war wahrscheinlich 
ein sogenannter ‘Mord auf Be- 
fehl’. Es wurde ganz professionell 
gemacht und als Selbstmord ge- 
tarnt.“ „In Moskau“, sagen Frau 
Wilkening und Frau Kauffeldt, 
„ist man davon überzeugt, daß es 
Mord war.“ 


Die KGB-Offiziere zeigen eine 
absolute Bereitschaft, den Filmau- 
toren exklusive Informationen zu 
liefern. Sie liefern beispielsweise 
zahlreiche Hinweise für Maxwells 
Verbindungen zu Israel. Im Ge- 
gensatz dazu lehnten es führende 
Israelis ab, interviewt zu werden. 
Der frühere Premierminister Yitz- 
hak Schamir sagte ein Interview, 
einen Tag bevor es stattfinden 
sollte, plötzlich ab. Die „Verbin- 
dung zu Israel“ ist offenbar von 
großer Bedeutung. In der Sen- 
dung wird Maxwells Trauerfeier 
und Begräbnis auf dem Ölberg in 
Jerusalem gezeigt. 


Woher kommt 
das Geld? 


Um die Wahrheit über Maxwell 
herauszufinden, muß man bei sei- 
ner Vergangenheit anfangen. Frau 
Wilkening und Frau Kauffeldt be- 
ginnen mit seiner Geburt im Jah- 
re 1923 in einer jüdischen Familie 
in der Stadt Solotowino in der da- 
maligen Tschechoslowakei. Seine 
Familie wurde später von den Na- 
zis ermordet. Der „tschechische 
Engel“ war offensichtlich immer 
von großer Bedeutung. Der GRU- 
Mann Swiridow bestätigt, daß 
Maxwell nie vergessen hatte, daß 


DR. MED. OTTO MENNERICH 


DURCH EINE NEUE BIOLOGIE, 
METAPHYSIK UND MEDIZIN 


»Das Werk von Dr. med. Otto Mennerich, der hoffentlich als einer der 
Überwinder des medizinischen Materialismus in die Geistesgeschich- 
te eingehen wird, ist so original einmalig, daß es entweder gar nicht 
beachtet werden wird oder eine geistige Revolution großen Stils aus- 
zulösen vermag.« Dr. Bodamer 


Martin Verlag - 87740 Buxheim 
228 Seiten DM 28.- 


ZEIT-WENDE 


Otto Mennerich hat zu früh gelebt und ist zu früh verstorben. Wie so 
mancher große Außenseiter, war er seiner eigenen Zeit um Jahrzehnte 
voraus. Wäre er heute in seinen besten Jahren, er wäre einer der 
Kardinäle der ’New-Age’-Bewegung, so aber kennt man ihn kaum noch. 
Es wäre aber die Mühe wert, ihn und sein Werk kennenzulernen, und hier 
eine Lücke zu schließen hat sich dieses Buch zur Aufgabe gesetzt. 


Mennerich war nicht ein theoretisierender Studierstubengelehrter, er war 
zuerst und vor allem Arzt. Sein neues Bild der Welt und des Lebens in ihr 
war ihm nicht erkenntniswissenschaftlicher Selbstzweck, sondern Fun- 
dament für eine neue, diesem Weltbild adäquate Medizin. Mit einer 
neuen Sichtweise der Lebensvorgänge mußten zwangsläufig auch die 
therapeutischen Verfahren neu und anders ansetzen, als in der Schulme- 
dizin dogmatisiert, deren Doktrinen ja weitestgehend noch dem materia- 
listischen Paradigma des 19. Jahrhunderts entstammen und anhängen. 
Gleichzeitig war damit aber auch ein empirischer Maßstab für die Gültig- 
keit der Mennerichschen Sichtweise gegeben und die Erfolge des Arztes 
gaben dem Denker Mennerich mehr als recht — sehr zum Nutzen seiner 
Patienten. Im Gegensatz zur einseitig kausal orientierten Schulmedizin 
mit ihrer linearen Symptom-Suche und Behandlung war Mennerichs 
therapeutischer Ansatz auf eine allseitige Funktionsdynamisierung auf- 
gebaut. Für ihn stand im Mittelpunkt nicht "der Mensch’ als ein isoliertes 
Etwas, das mit all dem anderen Rest nichts zu tun hat, sondern das 
autonome Urphänomen des Seins, dem auch der Mensch als unabtrenn- 
barer Teil eingeordnet ist. Damit ging Mennerich von vornherein von 
einem ganzheitlich weit gefaßten Ansatz von Zusammenhängen aus, die 
ihrerseits eingebunden sind in allumfassende kosmische Zusammen- 
hänge. Damit unterlief er aber auch gleich das krankmachende Überheb- 
lichkeitssyndrom des ’Menschen als Krone der Schöpfung und Ebenbild 
Gottes’, das krankmachend ja schon deshalb sein muß, weil es sich in 
der Lebenswirklichkeit nirgendwo erfüllen, oder auch nur bestätigen läßt! 


— Das Buch ist gewiß anspruchsvoll geschrieben und daher streckenwei- 
se nicht leicht zu lesen, aber die Mühe belohnt sich selbst, wenn man es 
durcharbeitet. Vor allem Ärzte und alle in medizinischen Berufen Tätigen 
sollten zu ihm greifen, es würde ihnen die Augen Öffnen, soweit sie dazu 
nach ihrer Ausbildung überhaupt noch in der Lage sind... 
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KGB 


Robert 
Maxwell - ein 
zweiter Henry 
Kissinger 


er „auf slawischem Boden gebo- 
ren wurde“. 


Ein britischer Mitarbeiter Max- 
wells, Roy Greenslade, versichert, 
daß er (Maxwell) „im Osten wie 
ein König behandelt wurde. Jedes 
Mal, wenn er aus Bulgarien 
zurückkam, hatte er eine neue 
Medaille, einen neuen Orden.“ 


Wie erzählt wird, floh Maxwell 
im Krieg über Ungarn nach Eng- 
land. Im Jahre 1944 trat er in die 
Royal Army ein und wurde bald 
„Major im englischen Geheim- 
dienst MI-5“. Er erhielt die briti- 
sche Military Cross Medal, und 
im Jahre 1947 hatte er den wich- 
tigen Posten des Presseoffiziers 
für die britische Kontrollkommis- 
sion in Berlin inne, der für die 
Ausgabe von Lizenzen verant- 
wortlich war. Er machte sein er- 
stes Geld mit dem Kauf und Ver- 
kauf von Lizenzen und Finanz- 
transaktionen zwischen dem 
Nachkriegsdeutschland und den 
Siegermächten. Dann wurde er 
der Repräsentant in London für 
den reorganisierten Springer-Ver- 
lag. Das verschaffte ihm und den 
Briten Zugang zu den wichtigen 
wissenschaftlichen Publikationen, 
die Springer in den Vorkriegsjah- 
ren veröffentlicht hatte. Im Jahre 
1949 kaufte er Pergamon Press, 
ein britisches Verlagshaus, das auf 
wissenschaftliche Bücher spezia- 
lisiert war. 


Bis zum Winter 1956 war es Max- 
well gelungen, in Moskau Zugang 
zu der sowjetischen Akademie der 
Wissenschaften und der VAAP zu 
gewinnen, was außergewöhnlich 
war. 


Abgesehen von dem, was zu den 
biographischen Hinweisen von 
Solowjow und Sorokin - siehe 
oben - genannt worden ist, sollte 
betont werden, daß die VAAP für 
KGB-Desinformations- und ande- 
re Operationen von ungeheuerer 
Wichtigkeit war. Ihr Leiter von 
1973-82 war Boris Pankin, der 
zum Zeitpunkt der Ermordung 
Olof Palmes Sowjetbotschafter in 
Schweden und eine Schlüsselfigur 
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Robert Maxwell, ein Mann mit vielen Gesichtern, im Mai 1991 bei ei- 
nem Besuch in Washington. 


bei den Versuchen war, diese Tat 
Lyndon LaRouche und seinen 
Freunden in die Schuhe zu schie- 
ben. 


Eine der Personen, mit denen er 
damals zusammengearbeitet hat, 
Juri Gradow, sagt über seine er- 
sten Treffen mit Maxwell: „Ich 
fragte mich, woher kommt das 
Geld?“ 


Das Interesse der 
sowjetischen 
Geheimdienste 


Den Filmautorinnen zufolge hat 
Maxwells Interesse an sensitiven 
wissenschaftlichen Themen „die 
Aufmerksamkeit der sowjetischen 
Geheimdienste erregt“ und es 
wurden ihm drei Top-Geheim- 
dienstkontakte zugewiesen: Solo- 
wjow und Sorokin sowie Felix 
Swiridow, ein GRU-Oberst, der 
auf amerikanische Angelegenhei- 
ten spezialisiert war. Der Chef bei 
der VAAB, Ter Gaserjansk, der 
viel mit ihm zu tun hatte, war 
überrascht, daß Maxwell nur zwei 


der 73 Dokumente veröffentlich- 
te, die er gemäß unterzeichneten 
Verträgen mit VAAP bekommen 
hatte. 


Solowjow beteuert vor der Kamera, 
Maxwell sei kein KGB-Agent ge- 
wesen, doch läßt er durchblicken, 
daß er Agent des israelischen Mos- 
sad gewesen sein könnte. Parallel 
dazu liefert Sorokin Beweise dafür, 
daß Maxwell ein entscheidendes 
Bindeglied zwischen den Sowjets 
und den Israelis war. Er verrät den 
Inhalt eines Schreibens mit vertrau- 
tem Tenor, das er im Jahre 1991 an 
David Kimche, einen der Mossad- 
Direktoren, schrieb und in dem er 
um Hilfe von „David“ für drei TV- 
Mitarbeiter bat, die am „Robert- 
Maxwell-Projekt‘“ arbeiteten. Die 
Filmautorinnen bringen ihr Erstau- 
nen darüber zum Ausdruck, daß 
ein solch freundschaftlicher Ton in 
einem Brief zwischen zwei angeb- 
lich feindlichen Geheimdiensten - 
dem sowjetischen und dem israeli- 
schen - herrschen sollte. 


Maxwell baute zusammen mit ei- 
nem Kommunisten aus Bulgarien 


mit Namen Ognan Doinov Ge- 
schäftsverbindungen zum israeli- 
schen militärisch-wissenschaftli- 
chen Establishment auf. Er ent- 
wickelte enge Beziehungen zu der 
Firma von Shaul Eisenberg und 
dessen Bruder sowie zu führenden 
Figuren im ganzen politischen 
Spektrum Israels. Seine Bezie- 
hungen zu den Sowjets waren so 
gut, daß er 105 jüdische Atom- 
physiker und Computerwissen- 
schaftler in den Jahren 1983-84 
aus der Sowjetunion nach Israel 
bringen konnte - zu einer Zeit, in 
der solche Emigrationen extrem 
eingeschränkt waren. Diese so- 
wjetischen Juden wurden in ei- 
nem Wohnkomplex in der Negev- 
Wüste angesiedelt, der für Arbei- 
ter im israelischen Atomzentrum 
von Dimona gebaut worden war. 
Aus Beweisen, die in der Sendung 
gezeigt wurden, geht eindeutig 
hervor, daß Maxwell beim Aus- 
bau der atomaren Schlagkraft Is- 
raels eine Rolle spielte. 


Eine mysteriöse 
Selbstmordserie 


Im Winter 1990 verschob sich der 
Schwerpunkt von Maxwells Akti- 
vitäten, als sich die Situation in 
der Sowjetunion dramatisch ver- 
schlechterte. Mit der Wirtschaft 
ging es bergab, und die Mafia 
wurde immer mächtiger. Die Be- 
völkerung wurde immer unruhi- 
ger, doch die westlichen Banken 
bestanden auf der sofortigen 
Rückzahlung von 15 Milliarden 
Dollar aus der insgesamt 32 Mil- 
liarden Dollar hohen Außen- 
schuld der Sowjets. Der damalige 
Premierminister Walentin Pawlow 
machte Maxwell zu - in seinen 
Worten - „unserem Agenten“ in 
einem unermeßlichen Plan, um an 
Geld zu kommen, um der Sowjet- 
union herauszuhelfen. Maxwell 
wurde in immer verrücktere 
Transaktionen verwickelt, die da- 
mit endeten, daß er die Pensions- 
kassen seiner eigenen Firmen in 
London plünderte, um den Liqui- 
ditätsfluß nach Moskau aufrecht- 
zuerhalten. Er wurde auch in 
wohldurchdachte sekundäre 
Schuldenmarkt-Transaktionen mit 
Ländern wie Äthiopien ver- 
wickelt, die bei der UdSSR hoch 
verschuldet waren. 


Maxwell selbst wurde sichtbar 
immer nervöser, beschränkte sei- 
ne Geschäftsgespräche auf den 
engsten Kreis um sich, vor allem 
auf seiner Jacht. Alle seine Tref- 
fen wurden durch bewaffnete 


in 


Mossad-Wachen geschützt. 


Doch Maxwells verzweifelte 
Bemühungen brachen mit dem ge- 
scheiterten Coup in der Sowjetuni- 
on zusammen. „Seine Arbeitgeber 
Walentin Pawlow und Wladimir 
Krjutschkow wurden verhaftet“, 
und das neue Jelzin-Regime be- 
gann eine Untersuchung der Doku- 
mente über die Verwaltung von 
Geldern, die der Kommunistischen 
Partei der Sowjetunion (KPdSU) 
gehörten. „Nach dieser Aktion trat 
eine mysteriöse Selbstmordwelle 
auf. Sieben führende Mitglieder der 
KPdSU, die vor allem für die 
Finanzen der Partei verantwortlich 
waren und auch von den Maxwell- 
Milliardengeschäften wußten, wur- 
den tot aufgefunden.“ Dem folgten 
weitere Selbstmorde, bei denen 
wahrscheinlich „nachgeholfen“ 
wurde, darunter folgende: 


Am 23. August Innenminister Bo- 
ris Pugo, ehemaliger KGB-Chef 
in Lettland; am 24. August Niko- 
lai Kruschtschina, verantwortlich 
für Währungstransaktionen in der 
sowjetischen kommunistischen 
Partei, der aus dem Fenster ge- 
sprungen sein soll; am 25. August 
der Chef des Generalstabs Sergei 
Achromejew. 


Die Geschichte 
ist noch nicht zu Ende 


Die Filmautorinnen: „Zehn Wo- 
chen später starb Maxwell. Die 
Ärzte beteuern: Er war schon tot, 
bevor er ins Wasser fiel.“ 


Doch die Geschichte ist hier noch 
nicht zu Ende. Nach Hinweisen 
russischer Quellen, daß sie doch 
mal in Wien schauen sollten, wo 
Interpol „auf der Spur der Milliar- 


den-Dollar-Geschäfte“ sei, unter- 
suchten die Filmautorinnen die 
Wiener Büros einer Firma mit Na- 
men Nordex, die Büros auf der 
ganzen Welt hat und die eine ehr- 
bare Fassade aufrechterhält, doch 
offensichtlich ein Unternehmen 
ist, das in große Kapitalfluchtge- 
schäfte aus Rußland heraus ver- 
wickelt ist. Sie wurde mit Geneh- 
migung der damaligen sowjetisch- 
lettischen Regierung zu der Zeit 
gegründet, als Boris Pugo KGB- 
Chef in Riga war. Ihr Chef, Gri- 
gori Lutschanski, kommt aus Ri- 
ga, ein ehemaliger Führer der 
Komsomol (kommunistischen Ju- 
gend) dort. 


Und um dem Ganzen die Krone 
aufzusetzen - den Filmautorinnen 
gelang es, Robert Maxwells Söh- 
ne Ian und Kevin zusammen mit 
dem bulgarischen Geschäftspart- 
ner ihres Vaters Doinov bei einem 
Treffen mit Lutschanski und an- 
deren in Wien in den letzten Wo- 
chen zu filmen - was darauf hin- 
deutet, daß die Geschäfte bis zum 
heutigen Tage andauern. 


Wie die Filmautorinnen zum 
Schluß bemerken, wird der Pro- 
zeß gegen Ian und Kevin Max- 
well wegen strafbarer Handlun- 
gen im Zusammenhang mit dem 
Max-well-Vermögen in diesem 
Herbst in London beginnen. Sie 
sagen jedoch, daß die Wahr- 
scheinlichkeit, daß die Wahrheit 
herauskommen werde, gering sei. 
Ihre abschließenden Worte: 
„Wenn Maxwell nicht ins Wasser 
fiel, dann waren Profis am Werk, 
die irgendwo in der Grauzone 
zwischen Geheimdiensten und 
Mafia operieren - und für die rie- 
sigen Summen an Geld, die sie 
bekommen, leisten sie gute Ar- 
beit.“ 


William Engdahl 


Mit der Ölwaffe zur Weltmacht - 
Der Weg zur neuen Weltordnung 


400 Seiten, DM 19,80 
ISBN 3-725925-15-6 


Seit gut hundert Jahren bildet Öl den Angelpunkt, 
um den sich die Weltpolitik dreht. Was für den ein- 
zelnen der Brotkorb, ist für Nationen die Energie- 
versorgung. Wer sie kontrolliert, der bestimmt, was 
als ‚‚Wohlverhalten” gelten und welche ‚Ordnung” 
die internationalen Beziehungen regeln soll. Der 
Kampf um die ‚neue Weltordnung” ist schon ein 
Jahrhundert alt. Sie hat uns zwei Weltkriege und 
mit dem sogenannten Versailler System eine Wirt- 
schafts- und Finanzordnung beschert, die für die 
Unterentwicklung weiter Teile der Erde verantwort- 
lich ist. Nun hat sie uns in die schärfste Wirt- 
schaftsdepression dieses Jahrhunderts und an 


den Rand eines neuen ‚Dreißigjährigen Krieges” 


geführt. Das Buch zeigt die diplomatischen, han- 
dels-, wirtschafts- und finanzpolitischen Prozesse 
dahinter auf. Die bekannte Geschichte der letzten 
hundert Jahre erscheint als Ölkrieg um die Welt- 
herrschaft in ganz neuem Licht. 


Mehr-Wissen-Buchdienst 
Lise-Meitner-Str. 11 
40764 Langenfeld 
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Italien 


Berlusconis 
Sturz wird 
wahrschein- 


icher 


April Turner 


Wie seine Vorgänger wird Italiens Premierminister Silvio Berlusco- 
ni durch Anklagen wegen Korruption zu Fall kommen. In weniger 
als drei Monaten nach ihrer Bildung ist seine Koalitionsregierung 
bei ihrer ersten ernsthaften Herausforderung von seiten der derzeit 
in Italien dominanten institutionellen Macht - einer Gruppe von 
Anklagevertretern unter Führung des Mailänder „Clean Hands“- 
Teams, die politische und wirtschaftliche Korruption untersuchen 
- zusammengebrochen. Am 15. Juli wurde ein Regierungserlaß, der 
Habeas-corpus-Kriterien für eine Inhaftierung noch vor Prozeßbe- 
ginn aufgestellt hatte, von den „Clean Hands“ unter Führung von 
Antonio Di Pietro, der sich praktisch als Oppositionsführer auf- 


führte, öffentlich abgelehnt. 


Berlusconi mußte den Erlaß 
zurücknehmen, weil sich sein In- 
nenminister, ein Vertreter der 
Nordliga, Di Pietro anschloß und 
drohte, eine Regierungskrise zu 
entfachen. Dann verhaftete Di 
Pietro einen Finanzmanager von 
Berlusconis Holding - Fininvest - 
und begann eine Reihe von Unter- 
suchungen, deren letztendliches 
Ziel Berlusconi selbst ist. 


Eine Koalition mit 
gegensätzlichen 
Gesichtern 


Berlusconi ist Chef einer Partei 
mit dem unglaubwürdigen Namen 
Forza Italia - der mit „Los, Itali- 
en“, wie bei einer Anfeuerung im 
Sport, übersetzt werden könnte -, 
einer der neuen Parteigründungen, 
die in das Vakuum traten, das von 
den zerrütteten traditionellen Par- 
teien zurückgelassen worden war. 
Zu den anderen Gruppen in dieser 
Mehrheitskoalition gehört die 
Nordliga, die auf der Basis einer 
regionalistischen und nahezu se- 
zessionistischen Plattform zu ei- 
ner starken Kraft im reicheren 
Norden wuchs, und die Nationale 
Allianz, in der sich politische Fi- 
guren aus der alten christdemo- 


34 [ODE 11004 


kratischen Partei und aus Musso- 
linis MSI zusammengefunden ha- 
ben. 


Berlusconis Koalition hatte von 
Anfang an zwei gegensätzliche 
Gesichter - eines, das die reine 
britische monetaristische Aus- 
plünderung der italienischen 
Wirtschaft befürwortete, die sich 
hinter solchen Euphemismen wie 
freier Handel und freier Markt- 
wirtschaft verschanzt, und das an- 
dere, das eine ernsthafte Wachs- 
tumspolitik auf der Basis einer 
europäischen und italienischen 
Infrastruktur-Entwicklung befür- 
wortet. Da diese Dichotomie 
nicht gelöst wurde, ist Berlusconi 
jetzt offen für die gegenwärtigen 
Angriffe. 


Die venezianische 
Seite 


Natürlich ist der Kampf zwischen 
Berlusconi und den Mailänder 
Staatsanwälten ein Machtkampf. 
Das Thema der Korruption ist eine 
Waffe, die erstmals in den Jahren 
1992-93 verwendet wurde, um die 
etablierten politischen Parteien wie 
die Christdemokraten und die So- 
zialistische Partei zu zerstören. 


Jetzt wendet man sich gegen Fir- 
men, einschließlich Berlusconis 
Fininvest-Medien- und Finanzim- 
perium, die Steuern hinterzogen 
und Polizisten bestochen haben, die 
die Steuerhinterziehungen untersu- 
chen sollten. Doch dieses scharfe 
Vorgehen gegen Steuerhinterzie- 
hungen erfolgt auf Befehl der glei- 
chen Machtgruppen und Lobbies, 
die mit den internationalen Finanz- 
märkten in Verbindung stehen, die 
im letzten Jahrzehnt die Steuerbe- 
lastungen pro Kopf sowohl im 
Wirtschaftsleben als auch für die 
Familien ständig in die Höhe ge- 
schraubt haben. Diese gleichen 
Gruppierungen haben „parallele“ - 
das heißt schwarze - wirtschaftliche 
Aktivitäten toleriert oder manch- 
mal sogar gefördert, die nur durch 
Steuerhinterziehungen existieren 
konnten, und sie unterstützen jetzt 
die Aktionen der Staatsanwälte mit 
der Vorstellung, daß der Weg bald 
frei sein werde für eine weitere 
Runde von Steuererhöhungen. 


Kapitalabfluß bringt 
Regierung in Bedrängnis 


Ein Sprecher dieser Gruppierung 
ist Bruno Visentini. Visentini 
gehört zum „antiklerikalen“ Flü- 
gel der inneren venezianischen 
Oligarchie, die die „italienische 
Revolution“ von Anfang an über 
solche Sprachrohre wie die Tages- 
zeitung „La Repubblica‘“ und die 
Wochenzeitung „L’Espresso“ un- 
terstützt hat. Visentini sitzt im Re- 
daktionsausschuß von „L’Espres- 
so“, der dem internationalen Fi- 
nanzier Carlo De Benedetti 
gehört, und ist ehemaliger Vor- 
standschef von Olivetti, De Bene- 
dettis Computerfirma. Visentini 
ist auch Vorsitzender der Vittorio 
Cini Foundation, eines wichtigen 
venezianischen Denktanks, und 
der Wagner Foundation. Er war 
Finanzminister und wurde 
berühmt, nachdem er jeden italie- 
nischen Ladenbesitzer dazu ge- 
zwungen hatte, eine automatische 
Registrierkasse zu kaufen, damit 
alle Geschäftsvorgänge festgehal- 
ten werden. Die Kassen wurden 
von Olivetti hergestellt, dessen 
Vorstand Visentini nie verlassen 
hat. Visentini, der Führer der ita- 
lienischen republikanischen Partei 
(PRI) war, der Partei des Interna- 
tionalen Währungsfonds, schloß 
sich dem „linken“ Kartell gegen 
Berlusconi in den letzten Wahlen 
an. 


Am 16. Juli griff Visentini Berlus- 
coni auf der Titelseite der Tages- 


zeitung „La Repubblica“ an, weil 
er es ablehnte, eine „wichtige“ 
Politik der Schuldenreduzierung 
(Haushaltskürzungen und Steuer- 
erhöhungen) einzuführen und we- 
gen seiner „eigenmächtigen, aber 
tröstenden Vorstellung, die die 
Reduzierung des öffentlichen De- 
fizits als automatische Konse- 
quenz der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung betrachtet“. 


Natürlich wird - so sah Visentini 
voraus - Berlusconi das „Vertrau- 
en der Märkte“ verlieren. Visenti- 
ni bezieht sich damit auf Elemen- 
te der Pro-Wachstums-Politik wie 
die Entwicklung der Infrastruktur, 
von der die italienische Regierung 
behauptet hat, sie sche sie als eine 
vorrangige Priorität an, sowohl als 
Förderer von Arbeitsplätzen und 
Schöpfer von mehr Steuereinnah- 
men. Um die Regierung zum 
Rückzug zu drängen, wurde eine 
Operation gegen die Lira gestar- 
tet, was einen großen Kapitalab- 
fluß, eine Wende zu radikalen 
Sparmaßnahmen und zur Stornie- 
rung sämtlicher Investitionspro- 
gramme verursacht hat. 


Die wirkliche Konfrontation zwi- 
schen der italienischen Regierung 
und den internationalen Finanz- 
märkten war am 5. Juli zum Aus- 
bruch gekommen, als die Londo- 
ner „Financial Times“ die Über- 
schrift brachte: „Die italienische 
Regierung gefährdet die Autono- 
mie der Zentralbank“. Dies wurde 
durch Berlusconis legitime Ent- 
scheidung veranlaßt, einen Nach- 
folger für die Nummer zwei der 
Bank of Italy, Lamberto Dini, zu 
ernennen, der Schatzminister ge- 
worden ist. Ein solcher Schritt ist 
völlig verfassungsgemäß, doch er 
verletzt eine Praktik, unter der die 
Zentralbank bisher ihre Privilegi- 
en schützte, indem sie ihre eige- 
nen Mitglieder ernannte. 


Geplante Destabili- 
sierung Italiens 


Der stellvertretende Chef der Par- 
lamentsfraktion der Forza Italia, 
Pietro Di Muccio, attackierte ein 
solches Privileg und meinte: „Die 
Verfassung faßt nicht die Auto- 
rität der Zentralbank ins Auge“, 
und er fragte, ob es akzeptabel 
wäre „zuzulassen, daß sie in stil- 
ler Vergessenheit ruht, wo sie 
doch alles tun und auf nichts rea- 
gieren kann. Durch die Schaffung 
der Währung und die Regulierung 
ihres Umlaufs“, fuhr Di Muccio 
fort, „hat die Zentralbank eine 


—. 


Macht, die mit niemandem kon- 
kurrieren sollte. Die Währung ist 
keine monetäre, sondern eher eine 
politische Macht.“ 


Doch der Artikel in der „Financial 
Times“, dem am nächsten Tag ein 
Leitartikel folgte, wirkte wie eine 
Alarmglocke für „internationale 
Investoren“, die anfingen, ihre Li- 
rapositionen flüssigzumachen. 
Die Lira stürzte zum ersten Mal 
auf 1000 gegenüber der Deut- 
schen Mark und begann damit ei- 
nen Abwärtstrend, der am 15. Juli 
seinen Tiefpunkt erreichte, als es 
zu der Konfrontation zwischen 
Berlusconi und Di Pietro kam. 


Die Kommentatoren sind sich der 
destabilisierenden Rolle der „in- 
ternationalen Finanzmärkte“ be- 
wußt. So schrieb der Kolumnist 
Mario Deaglio in der Turiner Ta- 
geszeitung „La Stampa“ am 17. 
Juli: „Die Finanzmärkte unterzie- 
hen jede Handlung, ja fast jeden 
Atemzug der politischen Welt Ita- 
liens _ einer leidenschaftlichen 
Analyse, ... (und) die Notierung 
der Lira oder von Termingeschäf- 
ten wird so zu einem Parameter 
der politischen Landschaft Itali- 
ens, etwas, was noch vor ein paar 
Jahren undenkbar gewesen wäre. 
... In dieser Situation kann man 
sagen, daß der wahre Oppositi- 
onschef ... Mr. George Soros ist - 
der große Finanzier, der zum 
Symbol der wichtigsten Finanzge- 
schäfte in der letzten Periode ge- 
worden ist, und daß die Oppositi- 
on aus jenen gebildet wird, die 
einst die “Züricher Zwerge’ ge- 
nannt wurden, das ist die anony- 
me Bande der Firmenfinanzex- 
perten, der Manager von Invest- 
mentfonds, der Führungskräfte 
von Holdings.“ 


Eine klare Botschaft wurde am 
22. Juli vom Wirtschaftsredakteur 
des „Corriere della Sera“, Massi- 
mo Gaggi, übermittelt, dem einzi- 
gen italienischen Journalisten, der 
bei der berühmten Zusammen- 
kunft auf der königlich-britischen 
Jacht „Britannia“ am 2. Juni 1992 
anwesend war, wo die derzeitige 
Phase der wirtschaftlichen Desta- 
bilisierung Italiens geplant wurde. 
Gaggi erinnerte die Regierung 
daran, daß „das Schatzministeri- 
um heute auf über 200 000 Milli- 
arden Lire an Krediten zählen 
kann, die aus dem Ausland kom- 
men; kurzfristige Gelder, die für 
Veränderungen in den wirtschaft- 
lichen Erwartungen höchst sensi- 
tiv sind. ... Große Finanziers und 
Spekulanten fragen sich, was in 


unserem Land vor sich geht. Ge- 
orge Soros, der behauptet hat, er 
verstehe alles, hat zugegeben, daß 
er desorientiert sei, und hat einen 
Abgesandten nach Italien ge- 
schickt, um die Lage zu untersu- 
chen.“ 


Die Botschaft ist klar: Soros, der 
die draufgängerischen Spekulatio- 
nen angeführt hatte, die im Sep- 
tember 1992 zur Zerstörung des 
europäischen Währungssystems 
führten, kann auch Italiens 
Währung wieder in den Zusam- 
menbruch treiben, wenn die Re- 
gierung nicht das tut, was die 
Märkte sagen. 


Eine Gelegenheit für 
eine neue Koalition 


Natürlich könnte die italienische 
Regierung scharf gegen die Spe- 
kulation vorgehen, Devisen kon- 
trollen einführen und diese 
200 000 Milliarden Lire für die 
internationalen Spekulanten in ei- 
nen Verlust verwandeln und so 
den unvermeidlichen Zusammen- 
bruch des Marktes von einer star- 
ken Position aus vorwegnehmen. 


Doch leider weisen Quellen inner- 
halb der Regierungskoalition dar- 
auf hin, daß der Druck auf Berlus- 
coni seine Wirkungen zeigt. Die 
Pro-Wachstums-Politik wurde fal- 
lengelassen, und jetzt herrscht nur 
noch „Besessenheit im Zusam- 
menhang mit der Schuldenfrage“. 
Außenminister Antonio Martino, 
ein Freimarkt-Wirtschaftswissen- 
schaftler und einst Schüler von 
Milton Friedman, soll eine Wirt- 
schaftspolitik der Sparmaßnah- 
men als Priorität diktieren. 


So schließt Berlusconi - dessen 
Möglichkeiten, aus den juristi- 
schen Schwierigkeiten herauszu- 
kommen, jeden Tag kleiner wer- 
den - die einzige Möglichkeit 
aus, eine Perspektive für sein Ka- 
binett zu sichern. Die gleichen 
Kräfte, die ihn unterstützt haben, 
suchen bereits nach Alternativen, 
und es geht die Idee einer „insti- 
tutionellen Regierung“ um, das 
heißt einer neuen Koalition. 
Neue Spieler wie die Volkspar- 
tei-Nachfolger der alten Christ- 
demokraten - oder die PDS- 
Nachfolger der kommunistischen 
Partei - lassen ihre Teams sich 
„warmlaufen“. Doch es wird kein 
wirklicher Wandel eintreten, 
wenn die Kräfte des „freien 
Marktes“ nicht eindringlich her- 
ausgefordert werden. iM] 


Carol Greene 


Mörder aus der Retorte — 

Charles Manson und der Wertewandel 
238 Seiten, DM 16,80 

ISBN 3-925725-13-X 


Daß der amerikanische Geheimdienst CIA Ende 
der fünfziger Jahre im Rahmen des Projekts „MK- 
Ultra” Teile der amerikanischen Hochschuljugend 
vorsätzlich unter Drogen setzte, ist inzwischen un- 
bestreitbar. Daß jemand künstlich satanische 
Kulte, rituelle Massenmörder und dergleichen her- 
anzüchtet, bleibt trotzdem schwer zu begreifen. 
Die Untersuchung des Mordfalls Charles Manson 
hat Ungeheuerliches aus den Hexenküchen der 
Psycho-Klempner zutagefördert. Daraus werden 
die eigentlichen Ursprünge der Anti- und Gegen- 
kultur, die längst zur vorherrschenden Kultur ge- 
macht worden sind, erkennbar. 


Aus dem Inhalt 


« Was geschah am 9. August 1969? « Der 
philosophische Psychopath «e Mensch oder Ratte » 
Aldous Huxley und die „somatotonische“ 
Persönlichkeit «e Harvard und die psychedelische 
Revolution « Science-fiction, der direkte Weg in 
die Traumwelt « Manson und Scientology ® 
Satanismus und Sigmund Freud ® Ein „neuer 
Mensch‘ für eine „neue Gesellschaft“ 


Mehr-Wissen-Buchdienst 
Lise-Meitner-Str. 11 
40764 Langenfeld 
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Politik 


mit der 


Atombombe 


Donn Grand Pre 


Woher kam diese Idee einer „Weltregierung“ und der Übergabe des 
Militärkommandos der Amerikaner an die Vereinten Nationen, und 
was hat das alles mit der Atombombe zu tun? Oberst a. D. Donn 
Grand Pre war ein hochdekorierter Luftwaffen-Pilot und diente 
während des Zweiten Weltkriegs in Burma und Korea. Heute lebt 
Pre als Farmer und Geschäftsmann im US-Bundesstaat Virginia. 


Der für mehrere Zeitungen schrei- 
bende Kolumnist Pat Buchanan 
hat vor kurzem einige harte Fra- 
gen gestellt, nämlich: „Wer hat 
das Land verraten? Wer war Mit- 
läufer? Wer war der Betrogene? 
Wer wurde zu Unrecht beschul- 
digt oder fälschlicherweise ver- 
leumdet?“ 


Japan hatte die 
Kapitulation angeboten 


Er stellt diese Fragen im Zusam- 
menhang mit der Enthüllung von 
Pawel A. Sudoplatow, daß ]. 
Robert Oppenheimer der UdSSR 
hin und wieder Daten über den 
Bau der ersten Atombombe gelie- 
fert haben soll. Sudoplatow war 
Chef des sowjetischen Geheim- 
dienstbüros, das im Zweiten Welt- 
krieg mit dem Atomproblem be- 
faßt war, und ist mit einer Reihe 
von historischen Geheimnissen 
der Sowjets an die Öffentlichkeit 
gegangen. 


Buchanans Vermutung ist, daß 
„da noch viel, viel mehr heraus- 
kommen wird“. Er hat recht da- 
mit. 


Mehrere hochrangige amerikani- 
sche Militäroffiziere waren sich 
bereits 1942 darüber im klaren, 
daß den Sowjets sowohl geheime 
Daten als auch materielle Be- 
standteile der Atombombe auf 
heimlichem Wege geliefert wur- 
den. Aus vielerlei Gründen zogen 
es viele vor - und ziehen es heute 
noch vor -, über den heimlichen 
und verräterischen Transfer Still- 
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dem Eintritt der Sowjetunion in 
den Krieg und nachdem die 
Atombomben auf Hiroshima und 
Nagasaki abgeworfen worden wa- 
ren - dann auch geschah. 


Die Fragen bleiben: Warum ge- 
schah es? Wer waren die Täter 
auf höchster Ebene? Wer hat da- 
von profitiert? 


Man bedenke, daß die USA und 
die Ex-UdSSR seit 1954 - über 
die Pugwash-Konferenzen - de- 
taillierte Atomforschungs- und 
-testergebnisse ausgetauscht ha- 
ben. 


Die Pugwash-Konferenzen wur- 
den nach dem kanadischen Besitz 
ihres Gastgebers, des internatio- 
nalistisch denkenden Industriellen 
Cyrus Eaton, benannt und wurden 
von einem höchst kuriosen Paar 
in Gang gebracht, nämlich Albert 


Albert Einstein schlug eine Weltregierung vor, deren Macht sich auf 
die Geheimnisse der Atombombe stützt. 


schweigen zu bewahren. Warum? 


Diese gleiche Gruppe von Mi- 
litäroffizieren wußte 1945 auch, 
daß es militärisch absolut nicht 
erforderlich war, Atombomben 
auf Japan abzuwerfen. 


Kaiser Hirohito, der im April/Mai 
1945 mit den USA über den Vati- 
kan verhandelte, war bereit, unter 
den gleichen Bedingungen aufzu- 
geben, wie es im August - nach 


Einstein und Bertrand Russell. 


Eine Weltregierung 
basierend auf Furcht 


Zuvor war es der Finanzier Ber- 
nard Baruch gewesen, der die 
Atombombe als „absolute Waffe“ 
bezeichnet hatte. Er setzte sich 
selbst an die Spitze einer interna- 
tionalen Organisation, die er die 
„Atomenergiekommission der 


Vereinten Nationen“ nannte. Das 
war im Jahre 1944, ungefähr 16 
Monate bevor die meisten Kabi- 
nettsmitglieder - darunter auch 
der damalige Vizepräsident Harry 
Truman - von der Existenz der 
Bombe wußten, und vor dem er- 
sten Treffen der Gründungsgrup- 
pe der Vereinten Nationen. Tru- 
man berief Baruch in genau eine 
solche Position, als er Präsident 
wurde. 


Baruch wußte von beiden bevor- 
stehenden Ereignissen, denn er 
war an der Planung beteiligt - und 
bei der Schaffung zugegen - wie 
sein guter Freund Albert Einstein. 


Beide Männer waren erklärte „In- 
ternationalisten“, beide wurden 


von einer unterwürfigen und kon- 


trollierten Presse als „große Män- 
ner“ gepriesen. Baruch, so sagten 
sie, sei ein Finanzier und Philan- 
throp, ein „großer, alter Staats- 
mann“ und „Patriot“. Einstein, so 
sagten sie, sei ein „Genie“ und 
„Pazifist“. 


Beide spielten eine wichtige Rolle 
bei der Aufstellung einer Weltre- 
gierung, basierend auf Furcht, wie 
sie von den Gründern der Verein- 
ten Nationen gesehen und von 
Einstein 1945 so kurz und bündig 
ausgedrückt wurde: 


„Da ich nicht sehen kann, daß die 
Atomenergie für lange Zeit ein 
großer Segen sein wird, muß ich 
sagen, daß sie im Augenblick ei- 
ne Bedrohung ist. Vielleicht ist es 
auch gut, daß es so ist. Durch die- 
se Furcht könnte sie die mensch- 
liche Rasse dazu bringen, Ord- 
nung in ihre internationalen An- 
gelegenheiten zu bringen, was sie 
ohne diesen Druck von Angst 
vielleicht nicht täte.“ 


Einstein offenbart sich selbst in 
seinen beiden Büchern „Warum 
Krieg?“ (ein Austausch von Brie- 
fen mit Sigmund Freud) und „Die 
Welt, wie ich sie sehe‘. Ebenfalls 
aufschlußreich ist ein Artikel in 
„Ihe Atlantic Monthly“ (Novem- 
ber 1945) mit dem Titel „Einstein 
über die Atombombe“. 


In dem Einstein-Artikel sprach 
der gelehrte Professor von dem 
„Geheimnis der Bombe“, die sei- 
ner Meinung nach weder die Ver- 
einten Nationen bekommen soll- 
ten, noch sollte sie mit der So- 
wjetunion geteilt werden. 


Jetzt kommt die Dichotomie. Ein- 
stein schlug vor, daß „das Ge- 
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Die Großmächte sollten zur Er- 
haltung der Macht mit der Atom- 
bombe drohen, um weltweit die 
Nationen einzuschüchtern. 


heimnis der Bombe statt dessen 
einer Weltregierung anvertraut 
werden sollte und daß die Verei- 
nigten Staaten sofort ihre Bereit- 
schaft verkünden sollten, es einer 
Weltregierung zu übergeben“. 


Einsteins seltsame 
Argumentation 


Als nächstes schlug dieses „Ge- 
nie“ vor, daß eine solche Weltre- 
gierung von den Vereinigten Staa- 
ten, der Sowjetunion und Großbri- 
tannien gegründet werden solle - 
„den einzigen drei Mächten mit 
großer militärischer Stärke“. 


Er fügte hinzu, daß jede dieser 
drei Großmächte „ihre gesamte 
militärische Stärke der Weltregie- 
rung übergeben“ solle. 


Beunruhigt Sie dieser Gedanke 
ein bißchen? Wie sollte eine sol- 
che Weltregierung gebildet wer- 
den? Dr. Einstein klärt uns und 
die Welt, wie er sie sah, auf: 


„Da die Vereinigten Staaten und 
Großbritannien über das Geheim- 
nis der Atombombe verfügen und 
die Sowjetunion nicht, sollten sie 
die Sowjetunion dazu auffordern, 
den ersten Entwurf für eine Ver- 
fassung der vorgeschlagenen 


Weltregierung auszuarbeiten und 
zu präsentieren.“ 


Hier ist Einsteins 
gewundene 
Argumentation 


„Dies sollte dazu beitragen, das 
Mißtrauen zu zerstreuen, das die 
Russen bereits empfinden, weil 
die Bombe geheimgehalten wird, 
hauptsächlich um zu verhindern, 
daß sie in ihre Hände fällt. Der er- 
ste Entwurf wäre sicherlich nicht 
der endgültige, aber die Russen 
sollten das Gefühl bekommen, 
daß die Weltregierung ihnen ihre 
Sicherheit garantiert“. 


Dr. Einstein schlägt sodann vor, 
daß kleinere Länder eingeladen 
werden sollten, der Weltregierung 
beizutreten, doch daß sie genauso 
gut auch davon absehen dürften. 


„Die Weltregierung hätte die 
Macht in allen militärischen An- 
gelegenheiten und braucht nur 
noch eine weitere, nämlich die 
Befugnis, sich in Ländern einzu- 
mischen, in denen eine Mehrheit 
von einer Minderheit unterdrückt 
wird und die Art von Instabilität 
schafft, die zum Krieg führt.“ 


Dann spricht er von der damals in 
der UdSSR herrschenden „Min- 
derheit“. 


„Es stimmt zwar, daß in der So- 
wjetunion eine Minderheit regiert, 
doch ich halte die innenpoliti- 


schen Bedingungen dort nicht für 
eine Gefahr für den Weltfrieden. 
Man muß berücksichtigen, daß 
das Volk in Rußland über keine 
lange politische Erziehung verfügt 
und daß Änderungen zur Verbes- 
serung der Bedingungen in Ruß- 
land von einer Minderheit durch- 
geführt werden mußten, weil es 
keine Mehrheit gab, die dazu in 
der Lage gewesen wäre.“ 


Einstein fährt fort: „Eine Weltregie- 
rung ist dem weitaus größeren Übel 
von Kriegen, besonders mit deren 
großer Zerstörung, vorzuziehen.‘ 


Die Drohung 
und das Versprechen 


Hier haben wir die ewige „Dro- 
hung“ und das ewige „Verspre- 
chen“ von Adam Weishaupts „Il- 
luminati“, die in der französischen 
„Revolution“ und erneut in der 
russische „Revolution“ zum Aus- 
druck kamen. Sie hingen wie ein 
dunkler Schatten über Roosevelt 
und seinem New Deal, über Jalta 
und Potsdam und bezogen die drei 
„Großmächte“ ein, von denen 
Einstein so eloquent spricht. Es 
enthält sowohl die „Drohung“ als 
auch das „Versprechen“ und ist 
verkörpert in ihren unzähligen 
„Statuten und Urteilen.“ 


Einstein, dieser vortreffliche ame- 
rikanische Import aus Deutsch- 
land über die Schweiz, gibt uns 
„Drohung“ und „Versprechen“ 
mit Zins und Zinseszinsen. 


Am Ende seines klaren Artikels 
schreibt der gute Doktor: „Jetzt, 
wo wir das Atomgeheimnis ha- 
ben, dürfen wir es nicht verlieren 
- und das ist es, was wir riskieren 
würden, wenn wir es den Verein- 
ten Nationen oder der Sowjetuni- 
on übergäben. Doch wir müssen 
so schnell wie möglich klarma- 
chen, daß wir die Bombe nicht 
um der Macht willen geheimhal- 
ten, sondern in der Hoffnung, in 
einer Weltregierung Frieden in der 
Welt zu etablieren und daß wir 
unser möglichstes tun werden, um 
die Weltregierung ins Dasein zu 
bringen“. 


Wir können in diesem seltsamen 
Artikel nicht nur die Dichotomien 
erkennen, sondern auch das Ver- 
sprechen eines wunderbaren Welt- 
friedens, gekoppelt mit der Dro- 
hung völliger Zerstörung. 


Globale Furcht 
vor atomarer Macht 


Es war Einsteins britischer Freund 
Bertrand Russell, der verwegen 
behauptete („Bulletin of Atomic 
Scientists“, Oktober 1946), daß es 
nötig sei, Furcht vor Atomwaffen 
einzuflößen, um alle Nationen da- 
zu zu zwingen, ihre Souveränität 
aufzugeben und sich der Diktatur 
der Vereinten Nationen zu unter- 
werfen. 


Das Konzept 
der Furcht vor 
Atomkraft 


Und es war genau dieses Denken, 
das sich auf der zweiten Pugwash- 
Konferenz im Jahre 1958 durch- 
setzte und das die Politik hervor- 
brachte, die als „Mutual Assured 
Destruction“ (MAD) - gegenseitig 
garantierte Zerstörung - bekannt 
wurde. 


Wie hat sich dieses Konzept der 
Furcht vor der Atomkraft ent- 
wickelt? 


Im Mai jenes schicksalhaften Jah- 
res (1945) war ich mit dem Mi- 
litär in Nordburma, um die letzten 
der geschlagenen Japaner dort 
herauszubringen. Unser Haupt- 
quartier lag in Namhkam, und wir 
wollten bald nach Kunming, Chi- 
na, aufbrechen. 


Gleichzeitig flogen unsere B-29er 
von den pazifischen Atollen aus und 
verwüsteten Tokio in einer Reihe 
von Luftangriffen (27. Mai 1945). 
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USA 


Politik 
mit der 
Atombombe 


Zwei Tage nach den Angriffen 
rief der amtierende Außenmini- 
ster, Joseph C. Grew, Präsident 
Truman an. Er empfahl, daß der 
Präsident seine vorherige Er- 
klärung - „bedingungslose Kapi- 
tulation bedeutet weder Vernich- 
tung noch Versklavung“ - erwei- 
tern solle auf „Kapitulation 
bedeutet nicht die Eliminierung 
der jetzigen Dynastie, wenn das 
japanische Volk deren Beibehal- 
tung wünscht“. 


Truman favorisierte diesen An- 
satz. Er bat Grew, die Zustim- 
mung von Kriegsminister Henry 
L. Stimson und anderen Beratern 
einzuholen. Grew traf sich am 29. 
Mai 1945 mit Stimson, Jim Fore- 
stall, General George Marshall, 
John McCloy, Elmer Davis und 
Richter Samuel Rosenman. 


Der Kern von Grews Aktennotiz, 
die er nach dem Treffen verfaßte, 
lautete, daß er selbst sowie Stim- 
son, Forestall und Marshall für 
den Vorschlag seien, während die 
anderen es „aus bestimmten mi- 
litärischen Gründen“ für den Prä- 
sidenten nicht „ratsam“ hielten, 
eine solche Erklärung abzugeben. 


„Die Frage des Zeitpunkts war der 
springende Punkt an der ganzen 
Sache“, schrieb Grew. „Ich habe 
dem Präsidenten ordnungsgemäß 
darüber Bericht erstattet, und der 
Vorschlag wurde zunächst fallen- 
gelassen.“ 


Natürlich hatte diese „Frage des 
Zeitpunkts“ mit der kommenden 
Potsdamer Konferenz zu tun, dem 
Ultimatum an Japan von den drei 
Regierungschefs - Truman, Josef 
Stalin, Winston Churchill - und 
dem verspäteten Eintritt Sowjet- 
rußlands in den Krieg gegen Ja- 
pan kurz vor dem Abwurf der 
Atombomben und der Kapitulati- 
on. 


Der psychologische 
Dreh 


Wie Grew später schrieb: „Wenn 
die Kapitulation im Mai 1945 
oder auch noch im Juni oder Juli 
vor dem Eintritt Sowjetrußlands 
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in den Krieg und dem Einsatz der 
Atombombe zustande gekommen 
wäre, wäre die Welt der Gewinner 
gewesen.“ 


Warum hielten sich Rosenman, 
McCloy und Davis bei dem Tref- 
fen mit Außenminister Grew 
zurück? 


Was wußten sie, und seit wann 
wußten sie es? Um einen Hinweis 
darauf zu bekommen, hier 
nochmals ein Kommentar von 
Grew an Stimson in einem per- 
sönlichen Brief vom 12. Februar 
1947: „Wenn nur klargemacht 
worden wäre, daß eine Kapitulati- 
on nicht den Sturz der Dynastie 
bedeutet hätte.“ 


Dieser Punkt war in Artikel 12 
der Potsdamer Erklärung eindeu- 
tig impliziert: 


„Die Besatzungsmächte der Alli- 
ierten werden aus Japan abgezo- 
gen, sobald in Übereinstimmung 
mit dem frei ausgedrückten Wil- 
len des japanischen Volkes eine 
zum Frieden geneigte und verant- 
wortliche Regierung etabliert 
wurde.“ 


Der psychologische Dreh hinter 
der Explosion der Atombomben 
bestand darin, eine solche welt- 
weite Furcht vor der Macht der 
Atomenergie zu erzeugen, daß die 
Länder ihre Souveränität aufge- 
ben, alle ihre Waffen und bewaff- 
neten Streitkräfte einer Weltregie- 
rung aushändigen und ihre Frei- 
heit aufgeben würden. 


Das bringt uns zurück zu Einstein 
und seiner Überzeugung, daß „ei- 
ne Weltregierung dem weitaus 
größeren Übel von Kriegen vor- 
zuziehen“ sei. 


Was er damit wirklich sagen woll- 
te - und wenn wir seiner „Bril- 
lanz“ überhaupt irgendeinen 
Glauben schenken sollen, dann 
müssen wir zustimmen -, ist, daß 
wir uns dem absoluten Weltdespo- 
tismus unterwerfen können oder 
von der absoluten Waffe vernich- 
tet werden. 


Letzten Endes kommen wir auf 
jene grundlegende Frage zurück, 
die im alten Rom bei jedem Streit 
gestellt wurde: „Cui bono?“, das 
heißt, „wem nützt es?“. D 


Ruanda 


Hinter dem 
Horror stehen 
die Briten 


April Turner 


Die Vernichtung Ruandas - das Massaker an Hunderttausenden 
von Menschen, die Umsiedlung von fünf Millionen der sieben Mil- 
lionen in Flüchtlingslagern innerhalb und außerhalb des Landes, in 
denen Krankheiten wüten - ist das direkte Ergebnis von Operatio- 
nen, die vom britischen Geheimdienst in Gang gesetzt wurden. 


Die Schlüsselfigur bei den Opera- 
tionen in der Region ist der ugan- 
dische Präsident Yoweri Museve- 
ni, der aus eigenen trügerischen 
Motiven rekrutiert wurde, um die 
geopolitischen Ambitionen der 
Briten in der Region durchzu- 
führen. Die Politik wird über- 
wacht von Lynda Chalker, Mini- 
sterin für überseeische Entwick- 
lung, vormals britisches 
Kolonialamt. 


Die Operation der Briten begann 
mit der Invasion Ruandas durch 
die Ruandische Patriotische Front 
(RPF) im Oktober 1990 von 
Uganda aus, die mit Wissen und 
Genehmigung des britischen Ge- 
heimdienstes stattfand. Die Inva- 
sion hat ihrerseits eine Reihe von 
Ereignissen in Gang gesetzt, die 
im Folgenden untersucht werden 
und die in unerbittlicher Weise zu 
unbegreiflichem geistigem und 
körperlichem Leid der Menschen 
in Ruanda geführt hat. 


Der britische 
Schlachtplan 


Die Militärinterventionen Frank- 
reichs seit dem Jahre 1990, die 
damit Ruanda und die Regierung 
von Juvenal Habyarimana gegen 
die RPF verteidigen wollten, ha- 
ben die Krise nur verschlimmert. 
Auf der Basis der gleichen geopo- 
litischen Annahmen hinsichtlich 
„Einflußsphäre“ wie der Schlacht- 
plan der Briten hat die französi- 
sche Politik - die angeblich in den 
Händen des Sohnes von Präsident 
Frangois Mitterrand, Jean-Christo- 
phe Mitterrand, liegen soll - den 
britischen Schlachtplan nie offen 


herausgefordert oder dargelegt, 
sondern man hat sogar Waffenlie- 
ferungen nach Ruanda unterstützt. 
Frankreich stand daneben und 
schaute zu, wie die Garde des 
ruandischen Präsidenten die Hu- 
tu-Miliz organisierte, die Franken- 
stein-Monster, die dann im RPF- 
Blitzkrieg im Frühling dieses Jah- 
res die systematische Ermordung 
von Hunderttausenden von Tutsi- 
Männern, -Frauen und -Kindern 
durchführten. 


Ohne eine effektive Intervention, 
um den geopolitischen Plänen der 
Briten zur Zerstörung der afrika- 
nischen Nationalstaaten und der 
Depopulation des afrikanischen 
Kontinents Einhalt zu gebieten, 
werden sich die schrecklichen Er- 
eignisse, die seit Anfang April 
1994 in Ruanda stattfinden, in 
weitaus größerem Umfang in ei- 
nem Land nach dem anderen wie- 
derholen. 


In Ostafrika ist es das unmittelba- 
re Ziel des britischen Geheim- 
dienstes, Uganda - das zunächst 
durch den von den Briten unter- 
stützten Barbaren Idi Amin 
(1972-79) zunichte gemacht wur- 
de und jetzt zum wichtigen finan- 
ziellen und politischen Außenpo- 
sten Großbritanniens in der Regi- 
on wurde - als Sprungbrett für die 
Destabilisierung der Region zu 
benutzen. Dazu gehören: die Zer- 
störung Ruandas und Burundis, 
wobei die Überbleibsel zu funk- 
tionalen Satelliten unter ugandi- 
scher (britischer) Herrschaft wer- 
den; die Destabilisierung Kenias, 
einschließlich der Eliminierung 
des kenianischen Präsidenten Da- 
niel Arap Moi, und die Anstiftung 


von Stammeskriegen und die 
mögliche Inbesitznahme des an 
Mineralstoffen reichen Ostzaire. 


Das Konzept des 
britischen 
Geheimdienstes 


Außerdem schafft der britische 
Geheimdienst mit Hilfe von Pro- 
ject-Democracy-Außenstellen in 
den Vereinigten Staaten die Vor- 
aussetzungen für einen Stammes- 
krieg in dem wichtigsten Land 
Westafrikas, Nigeria, wo im 
Biafrakrieg des Jahres 1967 drei 
Millionen Menschen starben, so- 
wie in Südafrika, dessen zerbrech- 
liche Stabilität auf Präsident 
Nelson Mandela ruht. 


In dem Augenblick, wo dieser Ar- 
tikel geschrieben wird, stehen die 
Chancen dafür, daß sich die Ziele 
der Briten erfüllen, sehr gut. Der 
Direktor der US-Behörde für In- 
ternationale Entwicklung (AID), 
Brian Atwood, sagte dem ameri- 
kanischen Kongreß am 26. Juli, es 
sei möglich, „daß durch das De- 
bakel in Ruanda die ganze Region 
destabilisiert wird. Die massiven 
Flüchtlingsbewegungen und die 
anhaltende Gefahr erneuter bür- 
gerlicher Unruhen könnte ähnli- 
che Situationen in Burundi, Zaire, 
Uganda, Tansania und Kenia aus- 
lösen und sich auch rasch über die 
Grenze hinaus bis zum Horn von 
Afrika und nach Zentralafrika 
ausweiten.“ 


„U.S. News and World Report“ 
schreibt: „Zaire befindet sich am 
Rande des Zusammenbruchs, seit- 
dem das Land von Aufständen 
und Plünderungen durch die Ar- 
mee seit dem Jahre 1991 heimge- 
sucht wird, ... Eine frustrierte 
Opposition könnte dazu neigen, 
radikalere Maßnahmen gegen Prä- 
sident Mobutu Sese Seko zu er- 
greifen. ... “Wenn Zaire geht’, sagt 
ein Experte, ‘wird es Somalia wie 
ein Sonntagspicknick aussehen 
lassen.’“ 


Die Krise in Ruanda, die voll aus- 
brach, als am 6. April der ruandi- 
sche Präsident Habyarimana und 
Burundis Präsident Cyprien 
Ntaryamira ermordet wurden, 
dient dem britischen Geheim- 
dienst als „Rechtfertigung“ dafür, 
auf Entvölkerung und Eine-Welt- 
Regierung der UNO zu drängen. 
Trotz ihrer genauen Kenntnisse 
über die tatsächlichen Ursachen 
für den Zerfall Ruandas benutzte 
Großbritanniens Lady Chalker das 


„Beispiel“ Ruandas dazu, die Pro- 
tokolle der Internationalen UNO- 
Konferenz über Bevölkerung und 
Entwicklung im September in 
Kairo anzuregen, und sie sagte 
der Londoner Royal Society am 
11. Juli: „Die Bevölkerungsdichte 
in Ruanda ist ein Grund dafür, 
weshalb das Ausmaß der Tragödie 
derart groß ist.“ 


Ihre Bemerkungen wurden am 
nächsten Tag im „Daily Tele- 
graph“ im Zusammenhang mit 
der Notwendigkeit von Gesetzen 
über Geburtenbeschränkungen, 
besonders in den Schwellenlän- 
dern, abgedruckt. 


Ein ungeheurer 
psychologischer Krieg 


Die Zerstörung Ruandas wird 
auch dazu benutzt, um zu verste- 
hen zu geben, daß afrikanische 
Regierungen durch die Herrschaft 
der Kolonialmächte ersetzt wer- 
den müssen, und zwar entweder 
über die UNO oder direkt. Am 14. 
April schrieb die „New York Ti- 
mes“: „Die Vereinigten Staaten 
und ihre Verbündeten haben ent- 
schieden, daß es schwierig wäre, 
Ruanda zu erhalten, ohne das 
Land in ein Treuhandgebiet der 
Vereinten Nationen oder in eine 
koloniale Verwaltung zu verwan- 
deln.“ 


Eine Geheimdienstquelle in Süd- 
afrika faßt die britischen Ziele in 
Ruanda verbittert zusammen: „Es 
gibt einen Machiavelli-Plan, um 
zu zeigen, daß die Weltbevölke- 
rung außer Kontrolle ist, daß sich 
dies in Afrika in Stammeskriegen 
zeigt, daß es keinerlei Möglich- 
keit gibt, daß die Menschen sich 
selbst ernähren können, daß all 
diese Hilfe nicht ausreicht und 
daß diese Gebiete auf Jahre hin- 
aus massive Hilfeleistungen nötig 
machen werden, was große Steu- 
ererhöhungen in den Industrielän- 
dern bedeutet, um dies zu bezah- 
len. Es wird also einen ungeheu- 
ren psychologischen Krieg geben, 
und dahinter stehen die Überle- 
gungen, daß Afrika entvölkert 
und nur als Basis für Rohstoffe 
benutzt und anschließend rekolo- 
nisiert werden sollte. ... Das sind 
die Vorstellungen der großen Me- 
gaunternehmen, die von den Ge- 
heimdiensten nicht zu unterschei- 
den sind, die die Ressourcen so 
billig wie möglich haben wollen 
und nicht durch Militärregierun- 
gen oder andere Regierungen be- 
hindert werden wollen. Was wirk- 


lich im Gange ist, ist ein geheimer 
Rekolonisierungsplan.“ 


Die Ereignisse in Ruanda zeigen, 
daß sich dieser Plan jetzt in der 
Durchführungsphase befindet. 


Die Auflösung 
Ruandas 


Vor April dieses Jahres hatte 
Ruanda eine Bevölkerung von un- 
gefähr 7,2 Millionen Menschen. 
Bis zum 26. Juli waren minde- 
stens 500 000 Menschen in Ru- 
anda getötet worden. Schätzungen 
von US-AID zufolge sind 
2 576 000 Menschen innerhalb 
Ruandas umgesiedelt worden, 
darunter 1,3 Millionen in die fran- 
zösische Sicherheitszone im Süd- 
westen des Landes. Weitere 
2 223 000 Menschen befinden 
sich als Flüchtlinge außerhalb 
Ruandas, darunter 1 542 000 in 
Zaire, 210 000 in Burundi, 
460 500 in Tansania und 10 500 
in Uganda. Das heißt, 5 299 000 
Menschen oder 73,5 Prozent der 
Bevölkerung wurden getötet oder 
sind entwurzelt. 


Wenn die französischen Truppen 
die Sicherheitszone zum Ende ih- 
res UNO-Mandates am 22. Au- 
gust verlassen, so fürchtet man, 
daß die 1,3 Millionen Menschen 
dort über die Grenzen in das be- 
nachbarte Zaire und Burundi strö- 
men werden, Die RPF regiert von 
der Hauptstadt Kigali aus ein ent- 
völkertes Land. 


Wie ist das 
geschehen? 


Obwohl sowohl in Burundi als 
auch in Ruanda eine lange Ge- 
schichte des Kasten-Krieges exi- 
stiert, der sich noch verschlim- 
merte, als Belgien beide Kolonien 
1921 übernahm und die Tutsi zur 
herrschenden Klasse machte, hät- 
te die Verwüstung Ruandas nie 
ohne Intervention von außen statt- 
finden können. Die unmittelbare 
Quelle dieser Intervention war 
Uganda. 


Der Traum vom 
Tutsi-Imperium 


Im Jahre 1986 übernahm Yoweri 
Museveni die Macht in Uganda, 
nachdem er zunächst gegen Präsi- 
dent Milton Obote und dann ge- 
gen Präsident Tito Okello einen 
fünfjährigen Guerillakrieg geführt 


hatte. Die ersten, die Museveni in 
seine National Resistance Army 
(NRA) rekrutierte, waren Söhne 
der Tutsi-Flüchtlinge von Ruanda. 
Einige Quellen behaupten, daß 
Museveni, selbst ein Mitglied des 
Hima-Stammes oder der ugandi- 
schen Tutsis, mit den Tutsis in 
Ruanda einen Pakt geschlossen 
habe, daß sie in Kigali wieder an 
die Macht kämen. Fest steht, daß 
die Anführer dessen, was im Ok- 
tober 1990 als RPF auftrat, mit 
der Top-Riege der ugandischen 
Armee identisch war. 


Der ugandische Verteidigungsmi- 
nister war David Tinyefuza von 
der RPF; Paul Kagame, derzeiti- 
ger Vizepräsident und Verteidi- 
gungsminister von Ruanda unter 
der RPF, war Geheimdienst- und 
Gegenspionagechef in der ugandi- 
schen Armee; der 1990 getötete 
RPF-Kommandeur Fred Rwigy- 
ema war Generalmajor der ugan- 
dischen Armee; Peter Baingaina 
von der RPF war Leiter der medi- 
zinischen Dienste der NRA; Chris 
Bunyenyezi war der ehemalige 
kommandierende Offizier der 


306. Brigade der NRA, die 
berüchtigt war für die Greueltaten 
gegen Ugandas Teso. 


Im Jahre 1989 wurden viele die- 
ser Offiziere der ugandischen Ar- 
mee, darunter auch Kagame, un- 
ter ugandischer Schirmherrschaft 
zur Ausbildung an das US Army 
Command and Staff College in 
die Vereinigten Staaten geschickt. 


Am 1. Oktober 1990 überfielen 
zehntausend Truppen unter dieser 
RPF-Führung Ruanda und wur- 
den kurz vor Kigali nur deshalb 
zurückgeschlagen, weil 1000 fran- 
zösische Fallschirmjäger entsen- 
det worden waren, um die Haupt- 
stadt zu verteidigen. 


Einigen Quellen zufolge kamen 
ugandische Truppen zusammen 
mit der RPF ins Land, darunter 
Musevenis Cousin, der Befehls- 
haber der ugandischen Armee, 
Salim Saleh. Einer Quelle in 
Kampala zufolge waren 95 Pro- 
zent der RPF in der ugandischen 
Armee - und die NRA, selbst aus- 
gebildet von den Briten, Amerika- 
nern und Nordkoreanern, seit Mu- 
seveni im Jahre 1986 die Herr- 
schaft übernommen hatte, 
versorgte die RPF ständig mit 
Material und stellte die Finanzen 
sicher. 


Einigen Informanten in Uganda 
zufolge steht hinter dem Vorstoß 
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Ruanda 

Hinter dem 
Horror stehen 
die Briten 


der RPF Musevenis Traum von 
der Errichtung eines großen Tutsi- 
Imperiums. Der ugandische Si- 
cherheitsgeheimdienst liegt in den 
Händen von Musevenis ethni- 
schen Brüdern Banyarwanda, Ru- 
kungiri und Ankole aus Südugan- 
da. Das RPF-Angriffkorps heißt 
Inkontanyi - nach den führenden 
Kriegern der Tutsis genannt. Ka- 
game soll der Cousin der Frau des 
verstorbenen Königs von Ruanda, 
Mutara III., sein, der im Jahre 
1959 starb. Die Tutsi beherrschen 
auch das Militär von Burundi 
vollständig. 


Die Rückkehr 
der Briten 


Hinter Museveni steht Lady Lyn- 
da Chalker. Britischen Informan- 
ten zufolge war sie die erste Aus- 
länderin, die mit Museveni zu- 
sammenkam, nachdem er in 
Kampala die Macht übernommen 
hatte. Schon nach zehn Tagen 
Amtszeit besuchte sie ihn. Seither 
seien Museveni und Chalker sehr 
vertraut, so ein Informant. 


Ein britischer Ostafrika-Experte 
meinte, Lady Chalker verbringe 
„eine Menge Zeit, unverhältnis- 
mäßig viel Zeit, am Horn von 
Afrika und in Uganda“. Schon 
bald nach dem Sieg der RPF in 
Ruanda besuchte sie Uganda als 
Gast von Museveni vier Tage 
lang, bevor sie nach Goma in Zai- 
re weiterreiste, um die Flüchtlin- 
ge zu besuchen. Dabei sagte sie 
der Presse: „Natürlich, wenn man 
den Tod so nahe zu Gesicht be- 
kommt ... zu Hunderten oder wie 
hier in Goma zu Tausenden, das 
bewegt mich schon. Aber ich wer- 
de es nicht zulassen, daß mein Ur- 
teilsvermögen dadurch getrübt 
wird.“ 


Museveni wurde von Lady Chal- 
ker und den Mitarbeitern der 
Overseas Administration in Kam- 
pala gesteuert, um Uganda in ei- 
nen „Vorzeigefall“ für den Inter- 
nationalen Währungsfonds in 
Afrika zu verwandeln. In der Sep- 
tember-Ausgabe von „Atlantic 
Monthly‘““ wurde Uganda als „afri- 
kanische Erfolgsgeschichte“ ge- 
priesen. Obwohl die internationa- 
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len Preise für Ugandas primäre 
Exportware - Kaffee - seit 1986 
stürzen, ist es Museveni - der den 
Ruf als „wahrer IWF-Anhänger“ 
erworben hat - gelungen, den er- 
forderlichen Schuldendienst für 
die 2,5 Milliarden Dollar hohen 
Schulden des Landes zu zahlen. 


Über 35 Prozent der Regierungs- 
ausgaben wurden für die Aufrech- 
terhaltung der 120 000 Mann star- 
ken Armee Musevenis abge- 
zweigt. Der Rest wurde aus dem 
verarmten Lebensstandard des 
ugandischen Volkes noch heraus- 
gequetscht - eine Aufgabe, vor der 
Museveni, der außer seiner be- 
waffneten Streitkräfte über keine 
politische Basis verfügt, nicht im 
geringsten zögerte. 


Der Liebling 
des Westens 


Gleichzeitig sind die Briten wie- 
der nach Uganda zurückgekehrt, 
um das Land zu kontrollieren, und 
mit britischem Kapital werden je- 
ne lebensfähigen Unternehmen 
aufgekauft, die durch die vom 
IWF auferlegten Privatisierungs- 
pläne zu Niedrigstpreisen zum 


Verkauf angeboten werden. In al- 
ter Frische zurückgekehrt nach 
Uganda sind die britischen Teefir- 
men James Finlay and Sons, die 
Commonwealth Development 
Corporation und Mitchell Cotts 
zusammen mit British American 
Tobacco, International Distillers 
and Vintners sowie Guinness. 
Außerdem ist die große asiatische 
Investmentfirma Madhvani, die 
von Idi Amin hinausgeworfen 
worden war, unter Londons 
Schutzherrschaft als größter ein- 
zelner Investor wieder ins Land 
zurückgekehrt. Museveni be- 
kommt auch saftige 825 Millio- 
nen Dollar pro Jahr von seinen 
Gebern. 


Wegen seiner wirtschaftlichen und 
geopolitischen Dienste an die Bri- 
ten ist Museveni der einzige unter 
den Landesführern Afrikas, der 
nicht unter den Demokratisierungs- 
druck gerät. Das Geld wurde gege- 
ben, ohne daß irgendwelche Bedin- 
gungen daran geknüpft sind, wie 
verschiedene Quellen bestätigen. 
Wie Museveni gegenüber der Pres- 
se sagte: „Meine Version der De- 
mokratie genießt die volle Unter- 
stützung der britischen und der 
amerikanischen Regierung.“ 


Ruanda, eine fast schon wieder 
vergessene Tragödie in der Öf- 
fentlichkeit, hinter der britische 
Interessen stehen. 


Dazu eine gut informierte Quelle 
in Kampala: „Die Briten stehen 
sehr stark hinter der Regierung. 
Es gibt keinerlei Bedingungen für 
eine Demokratisierung, keine 
Mehrparteien-Demokratie. Der 
Präsident gibt nicht einmal vor, 
dafür zu sein, und doch ist er ein 
Liebling des Westens.“ 


Musevenis Uganda steht in Wirk- 
lichkeit hinter der jetzigen RPF- 
Regierung in Kigali, Ruanda. OD 


Venezuela 


Der Krieg 
gegen die 
Banken- 


Mafia 


Carlos Calderon 


Der venezolanische Präsident Rafael Caldera hat seinen anhalten- 
den Krieg gegen die Finanz-”Mafia“, die das Lebensblut aus der 
Volkswirtschaft seines Landes gesaugt hat, auf die Spitze getrieben, 
indem er die erste Beschlagnahme illegal einbehaltenen Vermögens 
im Ausland anordnete. Besitztümer im Wert von 50 Millionen 
Dollar wurden auf der Karibikinsel San Martin auf Anordnung ei- 
nes Gerichts der niederländischen Antillen, das damit auf einen An- 
trag des venezolanischen Generalstaatsanwalts reagierte, beschlag- 
nahmt. Das Eigentum gehörte Gustavo Gömez Löpez, dem flüchti- 
gen Präsidenten der Banco Latino, der ersten venezolanischen 
Bank, die von der Regierung im Januar wegen ihrer kriminellen 
Bankpraktiken geschlossen worden ist. 


Es ist wohl bekannt, daß viele 
Milliarden Dollar von Venezola- 
nern außer Landes gebracht wor- 
den sind, um die Konfiszierung 
und/oder Strafverfolgung zu ver- 
meiden. Mit dieser Maßnahme 
hat Caldera eine dramatische Bot- 
schaft gesendet, nämlich daß we- 
der diese ungeheuren illegalen 
Vermögenswerte noch deren Ei- 
gentümer jetzt außerhalb der 
Reichweite des venezolanischen 
Gesetzes liegen. 


Ein Machtzusammenstoß 
mit der Mafia 


Bei der Eskalation dieses Krieges 
ist Caldera mit dem von der Op- 
position beherrschten Kongreß 
hart aneinander geraten. Am 21. 
Juli hatte diese Opposition über 
die Wiedereinführung verfas- 
sungsrechtlicher Garantien abge- 
stimmt, die von Präsident Caldera 
einen Monat zuvor vorüberge- 
hend ausgesetzt worden waren, 
um die Razzien, Verhaftungen 
und Vermögensbeschlagnahmen 
zu erleichtern, was den Würge- 
griff der Mafia auf das Bankensy- 
stem des Landes gelockert hat. Zu 
diesen Rechten gehörte unter an- 
derem der Schutz vor Verhaftung 


ohne Gerichtsbeschluß, Schutz 
gegen Enteignungen sowie die 
Freiheit, zu reisen und Eigentum 
zu besitzen und zu transferieren. 
Diese Rechte wurden ausgesetzt, 
um die Art von „finanziellen Ma- 
chenschaften“ zu verhindern, die 
es korrupten Bankern und deren 
Geschäftsfreunden wiederholt er- 
möglicht haben, illegales Vermö- 
gen auf unsichtbare Trusts oder 
Scheinfirmen zu übertragen und 
der Verhaftung zu entkommen. 


Am nächsten Tag machte der Prä- 
sident klar, daß er dem Kongreß 
nicht erlauben könne, ihn mitten 
im Kampf seiner Waffen zu be- 
rauben. Und so setzte er in einer 
landesweit ausgestrahlten Fern- 
sehansprache diese verfassungs- 
mäßigen Rechte erneut außer 
Kraft und erklärte: 


„Wir beginnen jetzt zu entdecken, 
was hinter diesem Mafia- 
Netzwerk steht. Der General- 
staatsanwalt hat mit Präventiv- 
maßnahmen begonnen, um Eigen- 
tum zu konfiszieren - Aktionen, 
die von den Justizbehörden gere- 
gelt werden. ... Mit dem Geld des 
Landes und mit dem Geld der 
Leute haben sie versucht, durch 
eine Reihe von Manövern, die 


von (durch die Regierung ernann- 
te Beamte) Untersuchungsbeam- 
ten in den Banken festgestellt 
worden sind, dieses Vermögen zu 
ihrem eigenen Vorteil einzuset- 
zen. Es wäre verheerend, diese 
dringend erforderliche Aufgabe 
durch die Wiedereinführung der 
verfassungsmäßigen Garantien zu 
unterbrechen. Es wäre eine Maß- 
nahme zugunsten jener, die das 
öffentliche Vertrauen genossen 
und kollektive Rechte mißbraucht 
haben.“ 


- Diktatur oder 


Führung? 


Noch bevor seine Rede gesendet 
wurde, wurden Radio- und Fernseh- 
sender mit Anrufen überflutet, in 
denen jeder seine Unterstützung 
für den Präsidenten zum Ausdruck 
brachte und der verräterische 
Schutz der Feinde des 
Landes durch den Kongreß ange- 
prangert wurde. Als Reaktion be- 
gannen venezolanische Gesetzesma- 
cher, die die gefährdeten finanziel- 
len und politischen Interessen 
repräsentieren, Caldera als „Auto- 
kraten“ und „Diktator“ zu be- 
schimpfen in der Hoffnung, ihn zum 
Rückzug zu zwingen. Statt dessen 
holte er zum Gegenangriff aus. Als 
Antwort für jene, die ihn beschul- 
digten, die Verfassung zu verletzen, 
sagte der Präsident, daß er mitgehol- 
fen habe, die venezolanische Verfas- 
sung zu schreiben. Sie „besitzt sehr 
effektive Bestimmungen für anor- 
male Situationen. Wir waren ge- 
zwungen, auf diese Bestimmungen 
zurückzugreifen“, sagte er. 


Er fügte hinzu: „In meiner ersten 
Amtsperiode regierte ich fünf Jah- 
re lang, ohne die verfassungs- 
mäßigen Garantien auch nur einen 
Tag lang auszusetzen. Präsident 
Romulo Betancourt dagegen hat- 
te die Garantien praktisch 
während seiner ganzen Amtszeit 
außer Kraft gesetzt. ... Genau an 
dem Tag, als wir die Verfassung 
der Republik unterzeichneten, be- 
rief Präsident Betancourt das Ka- 
binett nach Miraflores ein, um die 
Außerkraftsetzung der verfas- 
sungsmäßigen Garantien zu ratifi- 
zieren. Und wir unterstützten Mr. 
Betancourt, weil wir wußten, daß 
über den Interessen von Gruppen 
und den parteiischen Interessen 
das Interesse Venezuelas steht. ... 
Das Land hat mich gewählt, um 
dieser Krise entgegenzutreten, 
und es wäre unverantwortlich von 
mir, nicht entsprechend der Ernst- 
haftigkeit der Lage zu handeln. Es 


wird zweifellos jedesmal gefährli- 
cher werden, wenn es nicht richtig 
gehandhabt wird.“ 


Das Kriminelle 
Bankennetzwerk 


Um zu verhindern, daß dieser Zu- 
sammenstoß zwischen Exekutive 
und Legislative die Regierung 
lähmt, hat Präsident Caldera eine 
Art Ultimatum ausgegeben. „Wir 
wollen ein Referendum darüber 
abhalten - schlug er vor -, ob die 
Bevölkerung meine Notmaßnah- 
men unterstützt. Wenn ich verlie- 
re, werde ich zurücktreten“. Doch 
er fügte hinzu: „Wenn das Refe- 
rendum zeigt, daß die Regierung 
recht hat, sind es die Kongreßab- 
geordneten, die ihre Ämter zur 
Verfügung stellen sollten.“ 
Calderas mutiger Vorschlag hat 
großes Protestgeschrei ausgelöst. 
Bei der Eröffnung einer Sitzung 
des Kongresses am 26. Juli, an 
der der Präsident teilnahm, sagte 
ihm die Kongreßabgeordnete der 
Democratic Action (AD), Paulina 
Gamuz, ins Gesicht, er verfolge 
„totalitäre“ und „personalistische 
Ambitionen“. Sie fuhr fort: „An- 
genommen, das Referendum wird 
durchgeführt. Was werden wir die 
Leute fragen? Daß Maßnahmen, 
die die Regierung selbst als vorü- 
bergehend und nicht wünschens- 
wert bestätigt hat, dauerhaft wer- 
den sollen? Vielleicht würde ein 
verängstigtes Volk davon über- 
zeugt, daß ihre Arbeitslosigkeit, 
ihre Armut und fehlenden Woh- 
nungen mit Aussetzung von Ga- 
rantien gelöst werden?“ 


Es ist kein Zufall, daß der ehema- 
lige Präsident Carlos Andres 
Perez, der der politische Pate der 
kriminellen Bankennetzwerke, die 
jetzt unter Beschuß stehen, war 
und selbst wegen Betrugs und Un- 
terschlagung des Amtes enthoben 
und verhaftet wurde, die Rede von 
Paulina Gamuz als „glänzend“ be- 
zeichnete. Auch ist es kein Zufall, 
daß Gamuz der Anti-Defamati- 
ons-Liga von B’nai B’rith nahe- 
stehen soll, der jüdischen Organi- 
sation, die langjährige Verbindun- 
gen zum organisierten Verbrechen 
hat und seit langem darin aktiv ist, 
die schmutzigen Finanzkreise von 
Perez zu schützen. 


Caldera antwortete Gamuz: „Man 
muß für das Volk kämpfen. Es darf 
nicht den Wucherern ... zum Opfer 
fallen, die ihre Klauen in das Fleisch 
der Republik gesteckt haben und es 
nicht mehr loslassen.“ 
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Haiti 


Die Folgen 


er 


US-Invasion 


Joe Bronstein 


Die Abstimmung im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen am 31. 
Juli 1994, mit der „der Einsatz aller erforderlichen Mittel“ geneh- 
migt wurde, um Haitis kampfbereites Militärregime zu stürzen und 
den verrückten Jean-Bertrand Aristide wieder ins Präsidentenamt 
zu heben, hat der Regierung Clinton grünes Licht für eine Invasion 
gegeben. Bei diesem UNO-Votum handelt es sich um das erste Mal, 
daß eine Invasion in Nord- und Südamerika durch ein anderes Land 


international genehmigt wurde. 


So hat das Konzept einer supra- 
nationalen Autorität in einem 
Streich den Platz des einst unver- 
letzlichen Gebots der nationalen 
Souveränität eingenommen. Im 
gleichen Atemzug wurde die 
Monroe-Doktrin - die die US-Be- 
ziehungen mit der restlichen He- 
misphäre auf eine „Interessenge- 
meinschaft“ bezieht, die aus- 
drücklich auf die Achtung 
nationaler Souveränität und die 
Ablehnung imperialistischer 
Abenteuer konzentriert ist - viel- 
leicht für immer begraben. 


Sich in die 
Sklaverei fügen 


Die selbstmörderische Tendenz 
der Clinton-Regierung, in diesen 
kleinen, darbenden Inselstaat ein- 
zufallen, entstammt nicht ihr 
selbst. Sie wird eher von geopoli- 
tischen Kräften und Individuen 
der George-Bush-Gruppe geformt 
und angetrieben, die genauso 
stark daran interessiert sind, Prä- 
sident Clinton im Treibsand einer 
Haiti-Invasion, die zu nichts 
führen wird, untergehen zu lassen 
wie daran, die Krise in Haiti dazu 
zu benutzen, Bushs imperiale 
„neue Weltordnung“ einzuführen. 
Und wie wir sehen werden - der 
Unterbau dieser „neuen Weltord- 
nung“ ist das Leibeigentum. 


Im März 1994 veröffentlichte das 
Institut für strategische Studien des 
US Army War College eine Studie 
über den Kurs, der in bezug auf 
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Haiti einzuschlagen ist und den die 
Regierung Clinton in der Folge un- 
ter dem Druck von Hollywood und 
dem Congressional Black Caucus 
ab Ende April dann auch als ihre 
Politik verfolgt hat. 


In der Studie mit dem Titel „Das 
Unvereinbare vereinbaren: Der 
schwierige Ausblick einer US-Po- 
litik gegenüber Haiti“, die sich 
mit Bush in Verbindung stehende 
Spezialisten ausgedacht haben, 
wird ausdrücklich behauptet, die 
Bewohner Haitis seien zu keinem 
anderen Zeitpunkt der Geschichte 
als während der Zeit der Sklaven- 
kolonie Frankreichs besser dran 
gewesen, und sie legt nahe, daß 
die Wiedereinsetzung von Jean- 
Bertrand Aristide durch das ame- 
rikanische Militär der Beginn 
einer jahrzehntelangen „Kulturre- 
volution en gros“ unter ausländi- 
scher Besatzung wäre. 


Die Autoren der Haiti-Studie 
schreiben: „Unter französischer 
Herrschaft war Saint-Domingue 
(Haitis Kolonialname) vielleicht 
die einträglichste Kolonie in der 
westlichen Welt, die für Zucker 
und Kaffee internationale Produk- 
tionsrekorde aufstellte.“ Doch da 
90 Prozent der Bevölkerung Hai- 
tis unter den Franzosen Sklaven 
waren, meinen die Autoren, daß 
„die Revolution, die die Unabhän- 
gigkeit brachte, auch die einträg- 
liche landwirtschaftliche Basis 
des Landes zerstörte“ - weil die 
Unabhängigkeit der Sklaverei in 
Haiti ein Ende setzte! 


Berater für die Studie des Army 
War College war Luigi Einaudi 
vom amerikanischen Außenmini- 
sterium - seit den Tagen der Ford- 
Administration bekannt als „Kis- 
singers Kissinger“ für Latein- 
amerika. Einaudi war als 
US-Botschafter bei der Organisa- 
tion der amerikanischen Staaten 
nicht nur der Architekt von Bushs 
Haitipolitik, sondern er ist auch 
einer der Hauptbetreiber des 
Plans, die bewaffneten Streitkräfte 
Lateinamerikas zu demontieren - 
ein Plan, der in der ganzen He- 
misphäre als das „Bush-Hand- 
buch“ bekannt ist. Entscheidend 
beteiligt an diesem Bush-Hand- 
buch-Projekt ist auch der „Demo- 
kratiebefürworter‘‘ Gabriel Mar- 
cella, der die Haiti-Studie des War 
College mit verfaßte. 


Ein Plan aus dem 
Bush-Handbuch 


Bevor man schlußfolgert, die Be- 
fürwortung der Sklaverei in der 
Studie sei in Wirklichkeit nur ein 
schlecht formuliertes Argument - 
vielleicht ein Trick -, sollte der 
Leser wissen, daß die Propagie- 
rung von Kolonialismus und Skla- 
verei derzeit in den Kreisen der 
Eine-Welt-Regierung-Verfechter 

ein Comeback feiert. Man beden- 
ke beispielsweise, daß das Nobel- 
preiskomitee den Wirtschaftsno- 
belpreis im Jahre 1993 an den 
amerikanischen Wirtschaftswis- 
senschaftler und „Schockthera- 
pie“-Befürworter Robert Fogel 
von Milton Friedmans Chicago 
School of Economics verlieh. Zu- 
sammen mit Stanley L. Engerman 
von der Universität von Rochester 
schrieb Fogel „Time on the 
Cross“ (Lanham, Md.: University 
Press of America, 1985), eine Stu- 
die, in der es ausdrücklich heißt, 
die Sklaverei sei die effizienteste 
Form der Landwirtschaft. Einem 
Rezensenten zufolge beteuern Fo- 
gel und Engerman, daß jeder 
Aspekt der Landwirtschaft mit 
Sklaven „günstiger und besser“ 
sei als die freie Landwirtschaft. 


Aufbau nach 
britischem Muster 


Am 14. Juli behauptete die briti- 
sche Nachrichtenagentur Reuters, 
daß Haiti „das erbärmlichste, re- 
pressivste und verarmteste Land 
von Despoten gewesen ist, das es 
war, seit ... Sklaven ihre französi- 
schen Herren gestürzt und die er- 
ste von Schwarzen regierte Nation 


auf der Welt dort etabliert haben“. 


Und am 1. August sprach sich der 
anglophile argentinische Journa- 
list Jorge Castro in „El Cronista“ 
für eine unmittelbare Invasion 
Haitis aus und behauptete, die 
UNO könnte dann mit dem Wie- 
deraufbau des Staates Haiti begin- 
nen. Welche Art von „Wiederauf- 
bau“? Castro erklärt: „Die Aufga- 
be des Aufbaus von Staaten ist 
nichts Neues in der Geschichte. 
Im 19. Jahrhundert wurde sie im 
Namen des Kolonialismus eifrig 
praktiziert.“ Er fügt hinzu: „Es 
gibt kein erfolgreicheres Modell 
für den Aufbau einer Nation“ als 
die britische Herrschaft über Indi- 
en. 


Diese eklatanten Argumente für 
die Rekolonialisierung, besonders 
der dunkelhäutigeren Völker, wer- 
den von jedermann, der bereit ist, 
die Geschichte ein wenig zu stu- 
dieren, als Lügen entlarvt. Im Fal- 
le Haitis hat sich dieses Land aus- 
gezeichnet, indem es die erste er- 
folgreiche Sklavenrebellion auf 
der Welt durchführte, die im Jah- 
re 1804 mit der enthusiastischen 
Unterstützung des amerikanischen 
Gründervaters Alexander Hamil- 
ton zur Gründung der zweiten Re- 
publik in der westlichen Hemi- 
sphäre - nach den Vereinigten 
Staaten - führte. 


Im Jahre 1804 verlangte Napole- 
on ein weltweites Wirtschaftsem- 
bargo gegen den schwarzen Na- 
tionalstaat als Vergeltung dafür, 
daß er aus seiner eigenen Kolonie 
hinausgeworfen worden war - und 
er bekam dieses Embargo auch. 
Präsident Thomas Jefferson gab 
Frankreichs erfolgloser Aktion 
zur Rekolonialisierung und erneu- 
ten Versklavung Haitis seine volle 
Unterstützung. Es war die jahr- 
zehntelange brutale Wirtschafts- 
kriegführung, die Haiti auf das re- 
duziert hat, was es heute ist. 


Aristide reinwaschen 
und wieder einsetzen 


Die Studie des Army War College 
spricht sich nicht nur für die Wie- 
derversklavung Haitis aus, son- 
dern entwickelt auch einen 
schrittweisen Führer dazu, wie 
das zu erreichen ist. Zunächst be- 
steht man darauf, daß Aristide 
wieder eingesetzt werden muß, 
um eine langfristige, von außen 
gesteuerte „Kuturrevolution“ 
durchzuführen. In der Studie gibt 
man zu, daß Jean-Bertrand Aristi- 


de „äußerst reizbar ist und zu Ner- 
venkrisen neigt“, doch man recht- 
fertigt seine Gewaltaktionen als 
Präsident - Menschen bekamen 
zum Beispiel einen brennenden 
Reifen um den Hals gelegt und 
wurden auf diese Weise verbrannt 
- als „rhetorische Exzesse“, die 
aus „traumatischen und höchst 
provozierenden Umständen“ re- 
sultierten. Die Autoren der Studie 
loben Aristide vor allem wegen 
seiner „Mäßigkeit und Flexibi- 
lität“ im Umgang mit dem Bush- 
Regime und mit „internationalen 
Kreditinstitutionen‘“. 


In der Studie heißt es weiterhin, 
nur eine Flüchtlingskrise würde 
Haiti zu einer Priorität der Clin- 
ton-Regierung machen und eine 
solche Flüchtlingskrise könne nur 
dadurch garantiert werden, daß 
man der erzwungenen Repatri- 
ierung ein Ende setze. Einen Mo- 
nat nachdem die Studie herausge- 
geben worden war, begann Ran- 
dall Robinsons Trans-Africa 
Organisation mit ihrer Publicity- 
und Hungerstreikkampagne, um 
Clinton zu zwingen, der erzwun- 
genen Repatriierung von Flücht- 
lingen ein Ende zu setzen - eine 
zugegebenermaßen verachtens- 
werte Politik -, während man 
gleichzeitig einer Invasion das 
Wort redete. Angehörige von Hol- 
lywood-Kreisen um den Produ- 
zenten John Demme („Das 
Schweigen der Lämmer“), der 
Trans-Africa finanziert, sowie ei- 
nige Mitglieder von Black Caucus 
im amerikanischen Kongreß 
schlossen sich dem an. 


Die Souveränität 
verteidigen 


Jetzt, wo der Countdown für die 
Invasion beginnt, scheint der Be- 
schluß des UNO-Sicherheitsrats 
das Rückgrat nicht weniger 
lateinamerikanischer Länder ge- 
stärkt zu haben, die in der Vergan- 
genheit für den Mythos der „Wie- 
derherstellung der Demokratie in 
Haiti“ nur allzu empfänglich wa- 
ren. In den Tagen vor der UNO- 
Abstimmung war eine Reihe von 
Schritten unternommen worden, 
um irgendeine Art von Wider- 
stand gegen diese beispiellose Of- 
fensive gegen die nationale Sou- 
veränität zu organisieren. 


Die neu gegründete, 32 Nationen 
umfassende lateinamerikanische 
und karibische Gruppe traf sich in 
der Karibik und verurteilte jegli- 
che Invasionspläne aufs schärfste 


und sprach sich statt dessen für 
den Einsatz der Diplomatie aus. 
Das lateinamerikanische Parla- 
ment, eine Organisation von Kon- 
greßabgeordneten aus allen la- 
teinamerikanischen Ländern, 
schlug vor, daß sowohl Aristide 
als auch der Militärführer Haitis - 
General Raoul Cedras - zurücktre- 
ten sollten, um eine Lockerung 
der Spannungen zu bewirken und 
Verhandlungen zur Lösung der 
Krise zu erleichtern. 


Brasilien, eines der 14 Mitglieder 
des Sicherheitsrates, zog es vor, 
sich bei der Abstimmung der Stim- 
me zu enthalten. Eine Sprecherin 
erklärte danach, daß „jeder aus La- 
teinamerika dagegen“ sei. „Neben 
unseren eigenen Gründen für die 
Stimmenthaltung war das einer der 
Aspekte für unsere Entscheidung.“ 


Ein äußerst 
gefährlicher 
Präzedenzfall 


Sie fügte hinzu, daß Brasiliens 
Opposition auf der Charta der Or- 
ganisation der Amerikanischen 
Staaten und der der Vereinten Na- 
tionen selbst basiere, die eine 
Nichteinmischung in die Angele- 
genheiten anderer Staaten fordern. 


Der brasilianische Präsident Ita- 
mar Franco fügte am 3. August 
hinzu, daß „die im Sicherheits- 
ratsbeschluß gebilligten Metho- 
den weder zur Wiederherstellung 
der Demokratie noch zur Erleich- 
terung des langen Leidens der Be- 


‘völkerung von Haiti beitragen 


würden. ... Der Verteidigung der 
Demokratie wird nicht durch den 
Einsatz von Zwangsmaßnahmen 
mit unvorhersehbaren Konsequen- 
zen geholfen.“ 


Mexikos Außenministerium „be- 
dauerte“ das Votum des UNO-Si- 
cherheitsrats; sein Botschafter bei 
den Vereinten Nationen, Victor 
Flores Olea, nannte es einen 
„äußerst gefährlichen Präzedenz- 
fall“ auf dem Gebiet der interna- 
tionalen Beziehungen - mit ande- 
ren Worten, eine Art Carte blan- 
che dafür, daß multinationale 
Kräfte unbegrenzt handeln kön- 
nen, wenn man es für angebracht 
hält. Peru meinte, daß „der Einsatz 
von Gewalt das Leiden der Bevöl- 
kerung Haitis nur noch verstärken 
würde“, und er wäre „unvereinbar 
mit der juristischen Tradition der 
Hemisphäre, sich nicht in die in- 
ternationalen Angelegenheiten der 
Staaten einzumischen“. 


Indien 


Reformen 
scheitern an 
der Strom- 
industrie 


Peter Blackwood 


Während die Regierung von Premierminister P. V. Narasimha Rao 
eifrig damit beschäftigt ist, die Angriffe von seiten der parlamenta- 
rischen Opposition abzuwehren, die die Regierung beschuldigt, die 
Schuldigen hinter einem Effektenschwindel zu schützen, indem es 
um mehrere Millionen Dollar geht, wird man sich vor allem außer- 
halb der Regierung zunehmend darüber klar, daß die vielgepriese- 
nen Wirtschaftsreformen, die Indien zu einem so bereitwilligen 
Markt für die geldgierigen Geschäftemacher wie George Soros ge- 
macht haben, durch die zunehmende Energieknappheit in tiefe Ver- 


gessenheit stürzen werden. 


Die Fakten und Zahlen, die in 
verschiedenen Presseartikeln 
durchsickern, zeigen, daß eine 
große Diskrepanz herrscht zwi- 
schen dem, was die Regierung als 
gesamte Stromerzeugungskapa- 
zität verspricht, die am Ende des 
Achten Plans (1996-97) installiert 
sein wird, und der Kapazität, die 
dann auch tatsächlich erreicht 
sein wird. Der Energiesektor des 
Landes befindet sich in einer Art 
Lähmungszustand. Während die 
Regierung zungenfertig von pri- 
vater Beteiligung an der Energie- 
erzeugung spricht, werden keine 
neuen Projekte in Angriff genom- 
men, die staatlichen Elektrizitäts- 
gesellschaften sind bankrott und 
es scheint kaum eine Zukunft für 
sie zu geben, und die Energieaus- 
rüstungsfirmen haben keinerlei 
Aufträge. 


Der Energiemangel 
steigt ständig 


Frühere Bedarfsplanungen haben 
gezeigt, daß am Ende des Achten 
Plans weitere 38 000 Megawatt 
an elektrischer Leistung erforder- 
lich wären, um das Defizit auszu- 
gleichen. Während das Energie- 
ministerium behauptet hat, es 
würde die internen Ressourcen 
für 28 000 MW aufbringen, 


möchte die Regierung, daß die 
restlichen 10 000 MW Leistung 
vom in- und ausländischen priva- 
ten Sektor installiert werden. 
Später gab es Schätzungen, die 
darauf hindeuteten, daß die inter- 
nen Investitionen in die Stromer- 
zeugung 16 000 MW nicht über- 
schreiten würden und daß der 
Beitrag des privaten Sektors unter 
7000 MW liegen würde. Mit an- 
deren Worten, das Defizit würde 
bei fast 15 000 MW liegen. 


Eine andere Version wurde vor 
kurzem vom ehemaligen Vorsit- 
zenden der Central Electricity 
Authority, S. N. Roy, präsentiert, 
der andeutete, daß die Planer die 
Zielsetzung der zusätzlich instal- 
lierten Kapazität während des 
Achten Plans auf 20 000 MW 
drastisch gekürzt haben, was so- 
gar noch ein niedrigerer Wert ist 
als die tatsächlich erreichten 
Werte im Siebten Plan. Unglaub- 
licherweise geschieht dies zu ei- 
ner Zeit, wo der Energiemangel 
steigt und die industrielle Wachs- 
tumsrate im Vergleich zu dem, 
was gebraucht wird, minimal 
bleibt. 


Wenn die Industrie Aussichten 
auf eine viel raschere Wachstums- 
rate zeigt, besteht kaum Zweifel 
daran, daß sie durch den Energie- 
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mangel im Zaum gehalten wird, 
und die Planer werden erneut die 
Theorie beweisen, daß Nachfrage 
nur das ist, was sie anbieten wol- 
len. Roy zufolge kann die instal- 
lierte Leistung auf 89 000 MW 
ansteigen, wenn tatsächlich 
20 000 MW am Ende des Achten 
Plans hinzukommen, was dann 
bei 60 Prozent Verfügbarkeit einer 
Bruttospitzenleistung von ca. 
53 000 MW entspricht. Der Be- 
darf dagegen, so Roy, werde den 
Planungen der Central Electricity 
Authority für 1996-97 zufolge auf 
80 000 MW geschätzt, was zu ei- 
nem Defizit von 27 000 MW oder 
33 Prozent des Spitzenbedarfs 
führe. 


Reform 
oder Irrationalität? 


Unter den Schlagworten, die man 
im Energiesektor hört, rangieren 
Privatisierung und ausländische 
Investitionen im Energiesektor 
weit oben. Ob dies tatsächlich zu 
erheblichen Investitionen auf dem 
Energiesektor führen wird, ist ei- 
ne rein akademische Frage, doch 
klar ist, daß es zwei wichtige Sek- 
toren in Indiens Energiesektor 
vernichten könnte und wahr- 
scheinlich auch vernichten wird. 
Der erste ist der Energieausrü- 
stungssektor. Die Flut der Privati- 
sierungsvorschläge hat die staatli- 
chen Elektrizitätsgesellschaften 
erstickt. Sowohl private wie aus- 
ländische Investoren sind mit aus- 
ländischen Lieferanten verbun- 
den, da dies für sie aufgrund ein- 
facherer Rückzahlungen von 
Krediten und Hartwährungen at- 
traktiver ist. 


Gleichzeitig hat die Regierung die 
Zölle auf Maschinen erheblich re- 
duziert, und sie garantiert die Ein- 
nahmen auf einer Basis von Ge- 
stehungskosten plus Gewinnspan- 
ne. Unter den Umständen wäre es 
ein Wunder, wenn ein Investor 
sich dazu entschließen sollte, in 
naher Zukunft in die Expansion 
von Energieausrüstung im Inland 
zu investieren. Unterdessen wer- 
den die existierenden Energieaus- 
rüstungshersteller weiter stagnie- 
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ren, weil ihnen neue Aufträge feh- 
len, und sie werden in technologi- 
scher Hinsicht rasch in Vergessen- 
heit geraten. 


Das zweite Opfer der jetzigen 
„Liberalisierung“ ist die Atomin- 
dustrie. Da behauptet wird, die Li- 
beralisierung sei das Patentrezept 
dafür, um Indiens Devisenproble- 
me und seine technologische 
Rückständigkeit zu lösen, und daß 
sie auch eine solide Grundlage für 
Indiens agro-industrielle Wirt- 
schaft liefern werde, könnte man 
erwarten, daß die Regierung eine 
Industrie, bei der Indien in tech- 
nologischer Hinsicht mit dem 
Rest der Welt bereits auf gleicher 
Stufe steht, fördern würde. Falsch 
- wenn die Erfahrungen der indi- 
schen Atomindustrie ein Hinweis 
dafür sind. 


Die indische Atomindustrie ist zu 
über 95 Prozent autark, und doch 
schwindet der Atomenergiesektor 
langsam aus den Gedanken der 
Politiker als ein Mittel, um Indi- 
ens großes Elektrizitätsdefizit 
auszugleichen. Statt dessen be- 
kommen ausländische Firmen, de- 
ren Fachwissen im Bau von 
Kohlekraftwerken liegt, Schmier- 
gelder, damit sie nach Indien 
kommen. Natürlich werden sie 
Ausrüstung aus dem Ausland im- 
portieren, um „ihre“ Kraftwerke 
zu bauen, während die indische 
Atomindustrie herumsitzt und 
einrostet. Wie der ehemalige Vor- 
sitzende der Atomic Energy Com- 
mission (AEC), M.R. Srinivasan, 
sagte, wenn nicht rechtzeitig neue 
Initiativen ergriffen werden, 
während wir auf das Jahr 2000 
zugehen, könnte sich die Atom- 
energie als eine Technologie er- 
weisen, die viel versprochen, aber 
wenig gehalten hat. 


Streichungen 
der Atomindustrie 


Man muß nicht nur wissen, wie 
wenig die Atomindustrie geliefert 
hat - eine Tatsache, die von der 
Anti-Atom-Lobby offen gepriesen 
wird -, sondern auch, warum das 
so ist. Mitte der achtziger Jahre, 
als auf höchster Ebene Verspre- 
chungen gegeben wurden, bis 
zum Jahr 2000 ein technologisch 
fortgeschrittenes Indien zu haben, 
hatte die Atomenergiebehörde 
versprochen, daß dem nach Strom 
lechzenden Land 10 000 MW 
Atomstrom zur Verfügung gestellt 
würden. Damit hätte der Atom- 
strom bescheidene 10 Prozent an 


der Gesamtenergieversorgung in 
Indien ausgemacht. Im Vergleich 
dazu erhält Frankreich fast 75 
Prozent seiner elektrischen Ener- 
gie aus Atomstrom; selbst in den 
Vereinigten Staaten, wo die 
Atomenergie von den Umwelt- 
schützern in die hinterste Ecke ge- 
drängt wurde, macht der Atom- 
strom noch fast 20 Prozent an der 
Gesamtenergieversorgung aus. In 
Japan sind es 26 Prozent. 


Doch Indiens „ehrgeiziges“ Pro- 
gramm wurde rasch abgewürgt, 
und im Jahre 1991 hatte die 
Atomenergiebehörde das Ziel bis 
zum Jahr 2000 auf 5000 MW her- 
abgesetzt. Das geschah zu dem 
Zeitpunkt, als die Lücke zwischen 
dem täglichen Energiebedarf und 
der Energie, die der Industrie, der 
Landwirtschaft, den kommerziel- 
len Einrichtungen und den Haus- 
halten zur Verfügung gestellt wur- 
de, rasch immer größer wurde, 
und selbst in der Hauptstadt Del- 
hi kam es im ganzen Sommer täg- 
lich zu Stromabschaltungen in ho- 
hem Ausmaß. Die Planer und 
Mandarine im Finanzministerium, 
die als Kostenrechnungs-“babus“ 
handelten, lieferten die Rechtfer- 
tigung für solche Programmkür- 
zungen. 


Während des Trommelwirbels für 
die wirtschaftliche Liberalisie- 
rung, der im Jahre 1991-92 be- 
gann, wurde wiederholt gesagt, 
daß der Erfolg eines solchen Re- 
formprozesses stark von dem rei- 
bungslosen Funktionieren der In- 
frastruktur-Sektoren abhänge, zu 
denen auch der Energiesektor 
gehört. Doch Worte sind offenbar 
Schall und Rauch. Und jetzt zeigt 
das gegenwärtige Tempo der Ak- 
tivitäten beim Bau von Atom- 
kraftwerken - wie Dr. Srinivasan 
in einem Artikel im August 1993 
schrieb - eindeutig, daß „wir bis 
zum Jahr 2000 vielleicht nur 3000 
MW haben werden“, wenn nicht 
eine starke Finanzspritze verab- 
reicht wird. Bis jetzt ist eine sol- 
che „starke Finanzspritze“ aller- 
dings noch nicht in Sicht. 


Es ist eine nationale Tragödie, daß 
fast vier Jahrzehnte, nachdem das 
Atomprogramm begonnen hat 
und nachdem die indischen Atom- 
wissenschaftler und Ingenieure 
diese fortgeschrittene Technologie 
gemeistert und bei dem Einsatz 
von Uran 233 als Spaltstoff bahn- 
brechende Arbeit geleistet haben, 
eine Bande von Geschäftema- 
chern unter dem Vorwand von 
Wirtschaftsreformen die Macht- 


befugnis bekommen hat, diese le- 
benswichtige Industrie zu zer- 
stören. 


Die Atomenergie 
hat enttäuscht 


Unterdessen ist die stagnierende 
und im Grunde ignorierte Atom- 
technologie Indiens vom Ausland 
angegriffen worden. Nach einer 
unwissenschaftlichen CBS-Sen- 
dung in den Vereinigten Staaten, 
in der eine Anti-Atom-Lobby In- 
dien beschuldigte, ein Pseud- 
äoatomkraftprogramm zu haben, 
brachte der Guru der Umwelt- 
schutzorganisationen - das World 
Watch Institute in Washington - 
eine Studie mit dem Titel „Empo- 
wering Development: The New 
Energy Equation“ heraus. 


In Indien und anderen Schwellen- 
ländern ebenso wie in den Indu- 
strieländern, sagt World Watch, 
habe die Atomenergie ihr Ver- 
sprechen, billigen Strom zu lie- 
fern, nicht gehalten. Das Pro- 
gramm in Indien wie die Pro- 
gramme in Argentinien und 
Brasilien wurden auch angegrif- 
fen, weil sie hinter Termin seien, 
von technischen Problemen ge- 
plagt würden und zu hohe Bud- 
getkosten hätten. Leider liest sich 
die World-Watch-Studie genauso 
wie die Entschuldigungen, die 
von den indischen Mandarinen 
vorgebracht wurden, um die 
Haushaltskürzungen für die 
Atomindustrie zu rechtfertigen. 


Neben der CBS-Sendung und der 
World-Watch-Studie schlugen die 
indischen Medien Alarm, als im 
Frühjahr 1993 von der Zerstörung 
des Turbogenerators im Atom- 
kraftwerk Narora durch ein Feuer 
berichtet wurde. Die Sorge von 
seiten des Department of Atomic 
Energy (DAE) um die Sicherheit 
wurde von den großen Tageszei- 
tungen in der gleichen Weise wie 
vom World Watch Institute in Fra- 
ge gestellt. 


Was aus den jüngsten Entwick- 
lungen hervorgeht, ist die Tatsa- 
che, daß das Atomenergiepro- 
gramm und die Atomindustrie in 
Indien vom In- und Ausland unter 
Beschuß geraten ist. Der geopoli- 
tische Grund dafür ist die Tatsa- 
che, daß Indien den Atomwaf- 
fensperrvertrag nicht unterzeich- 
net hat und zusammen mit China 
das einzige Schwellenland ist, das 
den ganzen Nuklearbrennstoffzy- 
klus beherrscht. I 


Naher Osten 


Wirtschafts- 


themen 


bestimmen 
den Friedens- 


prozeß 


Peter Blackwood 


Die Geschichte wurde am 25. Juli geschrieben, als Premierminister 
Yitzhak Rabin von Israel und König Hussein vom Hashemeite-Kö- 
nigreich von Jordanien bei einer Zeremonie im Weißen Haus eine 
gemeinsame Erklärung unterschrieben, mit der der Kriegszustand 
beendet wurde, der zwischen den beiden Ländern seit 1948 ge- 
herrscht hatte. Der nächste Schritt ist die Aushandlung eines 
tatsächlichen Friedensvertrages, während man allmählich mit den 
Projekten wirtschaftlicher Entwicklung Fortschritte macht, die al- 
lein den Friedensprozeß in Nahost garantieren können. 


Bisher haben beide Seiten die 
Einrichtung direkter Telefonver- 
bindungen, die Verbindung ihrer 
Stromnetze und die Öffnung von 
Grenzübergängen, darunter einer 
bei Agaba und Eilat und ein wei- 
terer im Norden, vereinbart. Jor- 
danien hat zugestimmt, daß die 
israelischen Flugzeuge für Flüge 
nach Fernost und Indien ihren 
Luftraum überqueren dürfen. 


Schöne Worte 
verändern keine 
Realitäten 


Premierminister Rabin, der bei 
einem Abendessen im Weißen 
Haus auf „diejenigen, die den 
Mut haben, Axiome zu verän- 
dern, Vorurteile zu überwinden 
und Realitäten zu verändern“ ei- 
nen Toast ausbrachte, zeigte, daß 
er sich sehr darüber bewußt ist, 
daß die wirtschaftlichen Themen 
in Angriff genommen werden 
müssen, bevor die Terroristen und 
Wahnsinnigen auf beiden Seiten 
den Friedensprozeß in Blut er- 
tränken. 


„Die Ergebnisse jeder Vereinba- 


rung müssen nach der Unter- 
zeichnung auf das Leben des 
Volkes in dem Land, das den Ver- 
trag unterzeichnet hat, übertragen 
werden“, sagte er in seinen Kom- 
mentaren in der Öffentlichkeit. 
„Sie müssen erkennen, daß die 
Veränderung stattgefunden hat, 
daß das Leben sicherer geworden 
ist, daß sich ihr Leben verbessert 
hat - in ausbildungstechnischer, 
wirtschaftlicher und sozialer Hin- 
sicht. ... Durch schöne Worte al- 
lein werden Realitäten nicht ver- 
ändert. Die Länder und die Völ- 
ker werden erkennen, daß Frieden 
eine Bedeutung hat, die nicht 
durch schöne Worte zustande 
kommt, sondern durch die Verän- 
derungen in ihrem Leben, daß der 
Frieden ihnen etwas Neues ge- 
bracht hat.“ 


Einer gut informierten Quelle zu- 
folge waren Rabins inoffizielle 
Gespräche mit Präsident Clinton 
noch offener zu diesem Thema. 
Er betonte, daß es wichtig ist, daß 
die Vereinigten Staaten und die 
anderen Westmächte ihr Verspre- 
chen einhalten, das sie auf der so- 
genannten Donor-Konferenz im 
vergangenen Jahr in Washington 


gaben. Rabin ist diesem Infor- 
manten zufolge besorgt darüber, 
daß zwischen den Vereinbarungen 
und der Durchführung zuviel Zeit 
verlorengeht. 


Versprechen müssen 
eingehalten werden 


In seinen 1979 veröffentlichten 
Memoiren betonte Rabin in einer 
Besprechung der Camp-David- 
Vereinbarungen, wie wichtig es 
ist, die finanziellen Zusagen ein- 
zuhalten: „Ich glaube, daß das 
Ausmaß, in dem sich die wirt- 
schaftliche Situation in Ägypten 
wirklich verbessert, der Faktor ist, 
der über die Stabilität und Dauer- 
haftigkeit des Friedens und Ägyp- 
tens Einhaltung seiner Verpflich- 
tungen mehr als alles andere ent- 
scheidet. Ich hoffe, daß jetzt, wo 
der formelle Vertrag unterzeichnet 
ist, die Länder, die vom Frieden so 
vielversprechend gesprochen ha- 
ben und die Seiten bei jeder Gele- 
genheit beschwatzt haben - näm- 
lich die Vereinigten Staaten, Kana- 
da und die europäischen Länder -, 
dem Frieden mehr als nur ein Lip- 
penbekenntnis zukommen lassen. 
So wie Europa nach dem Zweiten 
Weltkrieg kaum eine Chance ge- 
habt hätte, sich zu einem demo- 
kratischen Teil der Welt zu ent- 
wickeln, wenn der Marshall-Plan 
nicht gewesen wäre, werden dieje- 
nigen, die den Frieden predigen, 
nicht in der Lage sein, zu bewei- 
sen, daß ihre Vorstellung wirklich 
gerechtfertigt ist, wenn sie Ägyp- 
ten - und Israel - keine konkrete 
wirtschaftliche Hilfe liefern.“ 


Geheime Gespräche 
im Gange 


Das wichtigste wirtschaftliche 
Thema für Israel, Jordanien und 
die Palästinenser ist Wasser, und 
die europäischen Zeitungen haben 
berichtet, daß die drei Seiten vom 
24. bis 26. Juli in Oslo geheime 
Gespräche abhielten, um die ge- 
meinsame Nutzung von Wasserre- 
serven zu diskutieren. Asbjörn 
Mathisen, dem norwegischen 
stellvertretenden Minister für 
überseeische Entwicklung, zufol- 
ge, ist dies das erste Mal, daß die 
drei Seiten sich getroffen haben, 
um die Wasserfrage zu bespre- 
chen. Sie sollen sich auf eine Er- 
klärung geeinigt haben, die für 
künftige Verhandlungen über die 
gemeinsame Nutzung von Was- 
serreserven ein wichtiges Werk- 
zeug sein soll. 


Unter Hinweis auf die Richtung, 
in die solche Diskussionen gehen 
sollten, forderte der jordanische 
Staatsminister für Angelegenhei- 
ten des Premierministers, Jawad 
Anani, in einer Rede vor dem 
Washingtoner Institut für Nahost- 
politik am 28. Juli den Bau eines 
Kanals durch das Rote und das 
Tote Meer. Er sagte, Jordanien be- 
fürworte das Projekt als Weg zur 
Förderung der gemeinsamen wirt- 
schaftlichen Entwicklung Jordani- 
ens und Israels. Die Rede wurde 
in der „Washington Times“ vom 
31. Juli wiedergegeben. 


Anani wies darauf hin, daß der is- 
raelische Energieminister Mosche 
Schahal vor kurzem den Bau ei- 
nes Kanals durch das Mittelmeer 
und das Tote Meer gefordert hat, 
doch daß Jordanien zunächst den 
Bau einer Verbindung zwischen 
Rotem und Totem Meer begrüßen 
würde. „In Jordanien sind das Ro- 
te und das Tote Meer unsere Prio- 
rität“‘, sagte er. 


Die Projekte ergänzen einander. 
Viele Jordanier und auch Israelis 
behaupten, das Kanalprojekt Ro- 
tes/Totes Meer sei in technischer 
Hinsicht vorzuziehen. Anani for- 
derte auch, daß der Kanal zum 
Ausbau eines großen Frischwas- 
ser-Entsalzungsprogramms für 
Trinkwasser und Bewässerungs- 
zwecke benutzt werden sollte. 


Die „Washington Times“ berich- 
tete von einer israelischen Schät- 
zung, derzufolge im Rahmen des 
Kanalprojekts Mittelmeer/Totes 
Meer mit einer Reihe von Kraft- 
werken das vom Mittelmeer her- 
einströmende Wasser entsalzt 
werden könnte, was ungefähr eine 
Milliarde Dollar kosten würde. 
„Den Kanal entlang gebaute 


Kraftwerke mit einer Mindestlei- 
stung von 800 Megawatt könnten 
bis zu einer Milliarde Kubikmeter 
Frischwasser pro Jahr produzie- 
ren“, hieß es in der Zeitung. 
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Naher Osten 


Frieden 
durch wirt- 
schaftliche 
Entwicklung 


Victor Marchetti 


Die gegenwärtigen Friedensverhandlungen zwischen Jordanien und 
Israel haben das Thema Frieden durch wirtschaftliche Entwicklung 
in den Mittelpunkt des Nahost-Friedensprozesses gerückt. In den 
ersten direkten Gesprächen zwischen den beiden Ländern, die auf 
ihrem eigenen Territorium stattfanden und die am 18. Juli in der 
Wüste direkt an der Grenze zwischen den beiden Ländern began- 
nen, trafen sich jordanische und israelische Diplomaten und Ge- 
neräle in einem klimatisierten Zelt nicht weit vom Golf von Aqaba. 


Zwei Tage später sollte der israe- 
lische Außenminister Schimon 
Peres der erste Israeli sein, der 
erstmals nach 46 Jahren wieder 
‚nach Jordanien flog. Auf einer 
Pressekonferenz mit dem jordani- 
schen Premierminister Abdul-Sa- 
lamal-Majali und dem amerikani- 
schen Außenminister Christopher 
Warren sprach Peres von den 
wirtschaftlichen Möglichkeiten, 
die der Frieden bringen wird, „wo 
Farmer Soldaten und Gewächs- 
häuser Militärkasernen ersetzen 
werden“. 


Streichung 
der jordanischen 
US-Schulden 


Im Gegensatz dazu schlugen die 
Friedensgegner auf beiden Seiten 
mit der heftigen Bombardierung 
eines jüdischen Gemeindezen- 
trums in Argentinien zurück, das 
zu über 20 Toten und zu Aufstän- 
den im Gazastreifen geführt hat. 


Zu der Eröffnung direkter Ver- 
handlungen zwischen Jordanien 
und Israel hat eine diplomatische 
Bemühung der Clinton-Admini- 
stration beigetragen. König Hus- 
sein zufolge versprachen die Ver- 
einigten Staaten die Außenschuld 
Jordaniens in Höhe von fast einer 
Milliarde Dollar zu streichen. 
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Christopher bereiste eine Woche 
lang die Region, wo er mit israeli- 
schen, palästinensischen, jordani- 
schen und syrischen Führern 
sprach, um den Friedensprozeß 
voranzutreiben. 


Während dieser Durchbruch mit 
Jordanien eine gute Nachricht ist, 
so muß er doch, um erfolgreich zu 
sein, mit einem neuen Vorstoß für 
regionale Entwicklungsprojekte 
gekoppelt sein, wie das ursprüng- 
lich von Außenminister Peres in 
den Vereinbarungen mit der Palä- 
stinensischen Befreiungsorganisa- 
tion dargestellt wurde. Daß Wirt- 
schaftsentwicklungsprojekte, wie 
sie im Gaza-Jericho-Vertrag ste- 
hen, nicht sofort durchgeführt 
wurden - vor allem wegen der Be- 
hinderungstaktik der Weltbank 
und ihrer Helfer in der Region -, 
war das größte Hindernis für den 
Friedensprozeß. 


Zehn zusammenhängende 
Projekte vorgeschlagen 


Ein offizieller israelischer Regie- 
rungssprecher sagte: „Es gibt drei 
Schlüsselfaktoren, die derzeit ver- 
handelt werden: erstens die Si- 
cherheit, zweitens die Grenzzie- 
hung und drittens Kooperation in 
den Bereichen Wasser, Energie 
und Ökologie.“ 


Er äußerte weiter, sobald einmal 
normale Beziehungen zwischen 
den beiden Ländern etabliert wer- 
den könnten, sei „der Himmel die 
Grenze“ in bezug auf das, was in 
wirtschaftlicher Hinsicht getan 
werden könne. Israelischen Regie- 
rungsquellen und dem Energie- 
und Infrastrukturminister Mosche 
Schahal zufolge hatte Israel nicht 
weniger als zehn gemeinsame 
Energieentwicklungsprojekte vor- 
geschlagen, darunter: 


Den Bau von Kanälen zwischen 
dem Toten Meer und dem Roten 
Meer sowie zwischen dem Toten 
Meer und dem Mittelmeer. Das 
Projekt würde dem Toten Meer 
Meerwasser bringen, was für die 
anhaltende Ausbeutung des Mee- 
res zur Produktion von Pottasche 
und anderen natürlichen Ressour- 
cen durch beide Länder ungeheu- 
er wichtig ist. Außerdem könnte 
am Kanal zur Stromerzeugung 
und Wasserentsalzung ein 800- 
Megawatt-Wasserkraftwerk ge- 
baut werden. 


Die Integration der Stromnetze 
zwischen Jordanien, Israel und 
Ägypten. 


Die Entwicklung eines integrier- 
ten Öl- und Gasleitungsnetzes 
zwischen Jordanien, Israel und 
Ägypten. 


Den Bau gemeinsamer Entsal- 
zungsanlagen unter Verwendung 
von Gas-, Öl- und Solarenergie- 
quellen. 


Gemeinsame Erforschung und Er- 
schließung natürlicher Ressour- 
cen, insbesondere Öl, Gas und 
Mineralstoffressourcen. 


Ölschiefernutzung zur Energie- 
produktion, was die gemeinsame 
Erschließung der fast 20 Milliar- 
den Tonnen Ölschiefervorkom- 
men in der Region ermöglichen 
würde. 


Gemeinsame Erschließung der 
Region Eilat-Agaba am Golf von 
Agaba, einschließlich der Ent- 
wicklung der Hafen- und Flugha- 
feneinrichtungen eines jeden Lan- 
des. Problematisch ist, daß ein 
großer Teil davon in dem engen 
und unangemessenen Kontext des 
sich entwickelnden Tourismus 
diskutiert wird. 


Eine regionale Eisenbahnlinie von 
Istanbul nach Kairo. Obwohl noch 
in einem sehr frühen Stadium, hat 
Ägypten kürzlich formell zuge- 


stimmt, sich an dem Bau einer Ei- 
senbahnlinie von Kairo über den 
Gazastreifen bis nach Tel Aviv zu 
beteiligen. 


Den Bau eines Straßennetzes, das 
Israel, die palästinensischen Terri- 
torien und Jordanien verbindet, 
was Verbindungswege zwischen 
Jordanien und den Mittelmeerhä- 
fen schaffen würde. 


Die Zustimmung 
Syriens fehlt 


Obwohl die Atomenergie nicht 
Teil der Verhandlungen war, war 
der Bau von Atomkraftwerken 
entlang eines solchen Kanals ein 
Thema informeller Diskussion 
unter führenden Teilnehmern im 
Friedensprozeß. Während der jor- 
danische König Hussein und der 
israelische Premierminister Yitz- 
hak Rabin ihr erstes öffentliches 
Treffen am 25. Juli in Washington 
abhalten sollen, wird die Unter- 
zeichnung eines formellen Frie- 
densvertrages nicht erwartet. Kö- 
nig Hussein hat gesagt, daß er ei- 
nen formellen Friedensvertrag nur 
dann unterzeichnen werde, wenn 
er die Zustimmung Syriens bekä- 
me, das sich bisher geweigert hat, 
mit Israel direkte Verhandlungen 
aufzunehmen. 


Nichtsdestoweniger haben Jorda- 
nien und Israel über ein Jahr lang 
informelle und formelle Verhand- 
lungen geführt, und es wird ge- 
sagt, daß sie die meisten Haupt- 
hindernisse, die die Unterzeich- 
nung eines Friedensvertrages 
verhindert hatten, inzwischen be- 
seitigt haben. Zu diesen Hinder- 
nissen gehört ein Grenzstreit im 
Jordantal, die Wasserzuteilung 
von den Flüssen Yarmuk und Jor- 
dan und die Frage der palästinen- 
sischen Flüchtlinge, die seit Jahr- 
zehnten in Flüchtlingslagern le- 
ben. 


Friedensgegner 
auf beiden Seiten 


Das Bombenattentat auf das jüdi- 
sche Gemeindezentrum in Buenos 
Aires war eine dramatische Be- 
stätigung dafür, daß die Feinde 
des Friedens aktiv sind. In Unter- 
stützung der Aussage von Peres, 
der sagte, es habe sich bei dem 
Bombenattentat um einen Angriff 
auf die Friedensverträge gehan- 
delt, erklärte ein amerikanischer 
Politiker: „Ich teile die Beurtei- 
lung und die Meinung des israeli- 


Von links nach rechts: König 
Hussein, US-Präsident Clinton 
und Israels Premierminister Ra- 
bin bei ihrem Besuch im Weißen 
Haus. 


schen Außenministers Schimon 
Peres, daß das Bombenattentat auf 
die Argentine Israelite Mutual As- 
sociation in Buenos Aires einen 
Angriff auf die Nahost-Friedens- 
verträge darstellt.“ 


Obwohl Israel und Sicherheitsex- 
perten den Finger auf den Iran 
und die vom Iran unterstützte His- 
bollah als Urheber des Attentats 
gezeigt haben, hat es bisher dafür 
keinerlei Bestätigung gegeben. 
Man ist der Meinung, daß die 
Hisbollah das Attentat als Vergel- 
tung für jüngste Angriffe des isra- 
elischen Militärs in Südlibanon 
ausführte, bei denen über 20 Gue- 
rillas der Hisbollah ums Leben 
kamen. Im Februar 1992 war die 
israelische Botschaft in Buenos 
Aires das Ziel eines heftigen 
Bombenattentats durch eine Auto- 
bombe, in der über 20 Menschen 
starben. Es heißt, daß dies ein 
Vergeltungsschlag für die Ermor- 
dung des Hisbollah-Führers Ab- 
bas Mousawi gewesen sein soll. 


Auch blieb die Tatsache nicht oh- 
ne Folgen, daß sich der PLOChef 
Yassir Arafat in Gaza niedergelas- 
sen hat. Am 17. Juli starben bei 
einem massiven Aufstand am 
Grenzübergang Eretz zwischen Is- 
rael und Jordanien zwei Palästi- 
nenser, und über 100 wurden ver- 
wundet. Die palästinensische Po- 
lizei und israelische Soldaten 
waren in Schießereien verwickelt, 
bei denen 25 palästinensische Po- 
lizisten verwundet wurden. Die 
Aufstände resultierten aus irrsin- 
nigen Regelungen für die Grenz- 
überschreitung, die den Palästi- 
nensern, die zur Arbeit nach Israel 
gehen, viele Stunden Verzögerun- 
gen verursachen. Es heißt, diese 
Regelungen seien das Ergebnis 
des Drucks von Seiten der Gegner 
der Friedensverträge innerhalb 
des militärischen und Sicherheits- 
Establishment. 


Die radikale 
Siedlerbewegung wird 
immer extremer 


Unmittelbar nach den Aufständen 
übernahm die Hamas, eine Grup- 
pe der islamischen Fundamentali- 
sten, die gegen den Friedensver- 
trag ist, die Verantwortung für den 


Mord an einem israelischen Sol- 
daten in Gaza. Hamas wird auch 
der Provokationen während der 
Eretz-Aufstände beschuldigt. Die 
Provokation rief eine rasche Re- 
aktion von Nabil Schaath, dem 
palästinensischen Minister für 
Planung und internationale Ko- 
operation für die palästinensische 
National-Autorität, hervor. 


„Wir befinden uns jetzt in Gaza 
und Jericho in einem Friedenspro- 
zeß, und niemand darf Militärope- 
rationen durchführen, denn diese 
Operationen verletzen den Vertrag 
und stören so den Friedenspro- 
zeß“, sagte Schaath. Dennoch zog 
er auch über die israelische Ent- 
scheidung, den Gazastreifen zu 
schließen, her: „Israel hat kein 
Recht dazu, jedesmal, wenn ein 
Problem auftaucht, den Gazastrei- 
fen zu schließen. Auch damit wird 
der Vertrag verletzt.“ In den letz- 
ten Wochen wurde die radikale 
Siedlerbewegung immer extremer, 
während sie gleichzeitig immer 
isolierter wird. Während sich an 
ihren Demonstrationen im ganzen 
Land kaum Menschen beteiligen, 
waren ihre ernsthaftesten Aktio- 
nen die Besetzung eines regie- 
rungseigenen Hauses in Hebron 
durch radikale Siedler aus Kyrat 


Arba, der Siedlung, aus der Ba- 
ruch Goldstein, der Mörder im 
Hebron-Massaker, stammte. Ihre 
Aktivitäten verschieben sich rasch 
von den Siedlungen in den Terri- 
torien bis nach Jerusalem, wo De- 
monstrationen an der Felsendom- 
Moschee - die von radikalen jüdi- 
schen Gruppen in Anlehnung an 
den Ort des antiken zweiten Tem- 
pels als „Tempelberg“ bezeichnet 
wird - stattfinden. 


Damit wird das heikelste politi- 
sche Thema zwischen Israel und 
den Palästinensern - der Status Je- 
rusalems - angeschnitten. Israel 
beansprucht Jerusalem als seine 
„ungeteilte und. ewige Haupt- 
stadt‘, während Palästina das ara- 
bische Ostjerusalem als seine 
Hauptstadt beansprucht. Sein end- 
gültiger Status muß innerhalb von 
fünf Jahren nach Unterzeichnung 
des Gaza-Jericho-Abkommens 
gelöst werden. 


Eine Konfrontation braut sich 
über dem Felsendom zusammen. 
Diese Moschee ist nach Mekka 
und Medina der drittheiligste Ort 
des Islam. Die Moschee steht auf 
dem Felsen, von dem aus der Pro- 
phet Mohammed seine Reise in 
den Himmel begonnen haben soll. 
Es wird befürchtet, daß die „‚Tem- 
pelberg“-Fanatiker eine Provoka- 
tion gegen den Ort unternehmen 
werden, um eine regionale Krise, 
wenn nicht gar einen Krieg, her- 
aufzubeschwören. 


Es ist bekannt, daß diese Extremi- 
sten Gelder in großem Umfang 
von Nordamerika, Europa und aus 
Kreisen innerhalb Israels bekom- 
men, die mit Ariel Scharon, dem 
Urheber des verheerenden Liba- 
nonkriegs im Jahre 1982 und Mi- 
nister in der vorherigen Likud-Re- 
gierung, in Verbindung stehen. U 
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Hintergrund- 


Journal 


Vatikan attackiert 
malthusianische 
„Tragfähigkeit“ 


In einem halbseitigen Artikel im 
„Wall Street Journal‘ vom 1. Sep- 
tember äußerte sich Vatikan-Spre- 
cher Joaquin Navarro-Valls zu den 
grundlegenden Fragen, warum 
Papst Johannes Paul II. die Ziele 
der Kairoer Bevölkerungskonfe- 
renz kategorisch ablehnt. Es geht 
um die sogenannte „Tragfähig- 
keit“ der Erde, wonach es eine 
unüberbrückbare Kluft zwischen 
angeblich „endlichen Ressourcen“ 
und einem „exponentiellen Bevöl- 
kerungswachstum“ gebe. Angeb- 
lich hat die Erde bereits die Gren- 
ze ihrer fixen „Tragfähigkeit“ er- 
reicht, worüber hinaus keine 
weiteren Menschen mehr ernährt 
werden könnten. 


Diese Vorstellung geht auf den 
Mann zurück, der lange vor Mal- 
thus „den Malthusianismus er- 
fand“, den Venezianer Giammaria 
Ortes. So wichtig Fragen wie Ab- 
treibung und sexuelle Freizügig- 
keit als solche auch sein mögen, 
ist es für die Zukunft der Mensch- 
heit von entscheidender Bedeu- 
tung, ob dieses Konzept von 
„[ragfähigkeit‘ als internationales 
politisches Axiom akzeptiert oder 
abgelehnt wird. 


Navarro-Valls erklärte: „Zunächst 
ist die Rede von einer weltweiten 
Bevölkerungskrise, was aus empi- 
rischen Gründen von vielen be- 
stritten wird. Tatsächlich wird be- 
hauptet, das Bevölkerungswachs- 
tum sei ‘außer Kontrolle geraten’. 
Aus dieser zweifelhaften Sicht 
wird die Notwendigkeit der Be- 
völkerungskontrolle zur obersten 
ethischen und politischen Aufga- 
be, und alles andere wird in die- 
sem Licht betrachtet. Der Weltbe- 
völkerung wird eine Obergrenze 
von 7,5 Milliarden gesetzt. Da 
diese Zahl angeblich die “Trag- 
fähigkeit’ der Erde repräsentiert - 
selbst etwas völlig Willkürliches -, 
rechtfertigt dieses Ziel die Mittel, 
um es zu erreichen ...“ 


In diesem Sinne sei es „die Auf- 
gabe des Hl. Vaters, die Mensch- 
heit vor einer ernsten Bedrohung 
ihres eigenen Wohlergehens zu 
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warnen. ... Der Hl. Vater hat in 
den letzten Jahren viel über Mut 
gesprochen. Damit meint er be- 
sonders den Mut, den Papst und 
Bischöfe aufbringen müssen, um 
mit Spott und gesellschaftlicher 
Ausgrenzung fertig zu werden, 
wenn sie in zentralen Fragen, die 
an die Grundfesten des menschli- 
chen Lebens und der christlichen 
Offenbarung rühren, bestimmte 
Positionen vertreten. Eine gesam- 
te Kultur, die einst das Recht auf 
Leben für ‘selbstverständlich’ 
hielt, will dieses Grundsatzprinzip 
nun in allen Lebenssphären außer 
Kraft setzen ... 


Wenn der Hl. Vater frei und mutig 
genug ist, um fest zu bleiben, 
wenn alle anderen Kompromisse 
im Hinblick auf das Wesen der 
Menschenwürde machen, dann 
muß das heißen, daß es hier um 
mehr geht als um politische Wil- 
lensausübung. Die Zivilisation 
steht auf dem Spiel. Es wäre 
töricht, in der Kairo-Konferenz et- 
was Geringfügigeres zu sehen.“ 


Bei einer anderen Gelegenheit 
wandte sich Navarro-Valls gegen 
die weitverbreitete Legende, der 
Massenmord in Ruanda sei ur- 
sächlich auf die „Übervölkerung“ 
dieses Landes zurückzuführen. Ja- 
pan habe eine wesentlich höhere 
Bevölkerungsdichte als Ruanda, 
ohne daß dort solche Blutbäder 
stattfänden. 


Jelzin/Jiang-Gip- 
fel in Moskau 


Der Besuch des chinesischen Prä- 
sidenten und KP-Chefs Jiang Ze- 
min in Rußland soll das langfristi- 
ge strategische Ziel eines Drei- 
ecks Rußland, China, Indien 
festigen helfen. Dieses Ziel sei 
angesichts der Stärkung der rus- 
sisch-indischen Beziehungen und 
der Verbesserung der chinesisch- 
indischen Beziehungen jetzt er- 
reichbar, verlautete aus hochran- 
gigen russischen Quellen. Dar- 
über hinaus konzentrieren sich 
einflußreiche Gruppierungen in 
China auf die strategischen Ver- 
einbarungen mit Rußland, um die 
eurasische „Landbrücke“, das 
heißt Eisenbahn- und andere In- 
frastrukturprojekte, in Gang zu 
setzen und Beziehungen nach 
Zentralasien aufzubauen. Beides 
ist nötig, um die Wirtschaftslage 
im verarmten chinesischen Hin- 
terland, vor allem in den moslemi- 
schen Provinzen, zu verbessern. 


Sowohl Indien als auch China ha- 
ben Schritte unternommen, um 
die regionalen Spannungen um 
Kaschmir zu entschärfen. 


Rußland ist daran interessiert, die 
Beziehungen zu China „so stark 
wie möglich zu entwickeln“, hieß 
es. Die Vereinbarungen werden 
über die üblichen Abkommen zu 
militärischen Fragen und dem 
Handel hinausgehen. Die Russen 
beabsichtigen, umfangreiche Rü- 
stungsgüter vor allem für die Luft- 
waffe und die Marine an China zu 
liefern. Moskau möchte die Herr- 
schaftsstrukturen in China gerade 
jetzt stützen, wo so viel über die 
Nachfolge Deng Xiao-Pings dis- 
kutiert wird. Die Rüstungsgüter 
werden die Armee stärken und das 
Bündnis zwischen Armee und 
Partei stabilisieren. m 


Hekmatyar 
und die 
Destabilisierung 
Zentralsasiens 


Der nominelle Ministerpräsident 
Afghanistans, Gulbuddin Hekma- 
tyar, versucht den afghanischen 
Bürgerkrieg weiter auszudehnen. 
Hekmatyar steht an der Spitze is- 
lamischer Kräfte, die von Groß- 
britannien gesteuert und aus dem 
Drogenhandel finanziert werden. 
Zentralasien ist traditionell der 
geopolitische Sandkasten für das 
„Große Spiel“ der Briten. 


Die Rolle Hekmatyars in den Bür- 
gerkriegen von Afghanistan und 
Tadschikistan ist altbekannt. Neu 
ist seine faktische Übernahme des 
separatistischen Aufstandes im in- 
dischen Teil Kaschmirs. Seine 
Kräfte haben die traditionellen 
Kaschmir-Nationalisten als wich- 
tigste Betreiber der „Unabhängig- 
keit Kaschmirs“ abgelöst. Ganze 
Gruppen islamischer Fundamen- 
talisten sind unter der Losung, die 
Sache Kaschmirs sei der nächste 
„Dschihad“ (heilige Krieg), zu 
ihm übergelaufen. Er unterstützt 
die Hisbul Mudschahedin, die 
größte Rebellenbewegung des 
Kaschmirtals, mit Kämpfern und 
modernen Waffen. 


Das Geld für die Waffen stammt 
aus den Erträgen des umfangrei- 
chen afghanischen Drogenhan- 
dels. Afghanistan gehört neben 
Burma zu den größten Rohopium- 
lieferanten der Welt. Bevor sich 
Hekmatyar in den Konflikt ein- 


schaltete, gab es Anzeichen für ei- 
ne positive Wende in Kaschmir. 


Es deckt sich mit Hekmatyars 
wachsender Einmischung in 
Kaschmir, daß er Indien vorwirft, 
den Truppen des afghanischen 
Präsidenten Rabbani, die in Af- 
ghanistan gegen seine Einheiten 
vorgehen, finanzielle und techni- 
sche Hilfe zu leisten. Hekmatyar 
behauptet, indische Piloten hätten 
die Flugzeuge gesteuert, die am 
21. August seinen Wohnsitz bom- 
bardierten. 


Algerien: 
Gespräche 
mit der FIS 


Die algerische Regierung unter 
Liamine Zeroual, die vom Militär 
gestützt wird, kündigte am 5. Sep- 
tember auf einem Treffen mit fünf 
Oppositionsparteien an, sie werde 
in einen „nationalen Dialog“ mit 
der Islamischen Heilsfront (FIS) 
eintreten. Nach Angaben eines 
Präsidentensprechers haben die 
bisherigen Gespräche zu „positi- 
ven Resultaten“ geführt. Zum er- 
sten Mal sei das Thema der ver- 
botenen Parteien wieder zur Spra- 
che gekommen. 


Berichte, nach denen es bereits zu 
direkten Gesprächen zwischen 
Vertretern der FIS und der Regie- 
rung gekommen sei, konnten 
noch nicht bestätigt werden. Fest 
steht allerdings, daß der inhaftier- 
te FIS-Chef Abassi Madani zwei 
Schreiben an Präsident Zeroual 
gerichtet hat, in denen er Bedin- 
gungen für einen Dialog darlegt. 
Dazu gehören die Freilassung po- 
litischer Gefangener, offene Ver- 
handlungen mit der Regierung, 
die Aufhebung des Staatsnotstan- 
des und ein Waffenstillstand. 


Die fünf Oppositionsparteien er- 
heben praktisch die gleichen For- 
derungen, wollen darüber hinaus 
aber noch die Abschaffung der 
Todesstrafe und der Sonderge- 
richtshöfe für Terrorismus sowie 
die Respektierung der Verfassung, 
die Anerkennung des Islam als 
Staatsreligion, den Verzicht auf 
Gewalt als Mittel zur Erreichung 
politischer Ziele und politischen 
Pluralismus. 


Viele dieser Forderungen wurden 
jetzt zum ersten Mal in der algeri- 
schen Presse diskutiert. Die Ter- 
rorgruppe „Bewaffnete Islamische 
Gruppe“ (GIA), die für die Er- 


mordung von Ausländern verant- 
wortlich ist, hat Gespräche mit der 
Regierung bisher abgelehnt. Die 
GIA soll von algerischen Geheim- 
dienstkreisen aufgebaut worden 
sein, die Gespräche mit der FIS 
ablehnen. 


Ein erstes Nachfolgetreffen, an 
dem möglicherweise auch 
Führungsmitglieder der FIS teil- 
nehmen, ist geplant. Diese Ent- 
wicklung könnte entscheidend zur 
Beendigung des Bürgerkrieges 
beitragen, der bisher an die zehn- 
tausend Menschenleben kostete. 


Die Initiative US-Präsident Clintons 
von Anfang dieses Jahres, ebenfalls 
Gespräche mit der FIS zu beginnen, 
hat dem „nationalen Dialog“ den 
Weg geebnet. An den Bemühungen 
beteiligten sich neben der algeri- 
schen Regierung auch Frankreich 
und der Sudan. 


Vernon Walters: 
Infrastrukturent- 
wicklung statt 
Kairo-Konferenz 


Vernon Walters hat sich vehement 
gegen die UN-Entvölkerungskon- 
ferenz in Kairo ausgesprochen. 
Walters ist ehemaliger stellvertre- 
tender CIA-Direktor, ein früherer 
US-Botschafter bei den Vereinten 
Nationen und war Botschafter in 
Deutschland während der Wieder- 
vereinigung. Walters gehörte zu 
den Unterzeichnern einer ganzsei- 
tigen Anzeige, die am 15. August 
in der „New York Times“ gegen die 
Kairo-Konferenz veröffentlicht 
wurde. Für die Anzeige zeichnete 
eine „Ad-hoc-Koalition des Inter- 
nationalen Instituts für Kultur“ ver- 
antwortlich. Am 23. August orga- 
nisierte diese Gruppe eine Presse- 
konferenz in Washington mit 
Walters als einem der Hauptredner. 
Er erklärte kurz und bündig, für das 
Stattfinden der Kairo-Konferenz 
gebe es „keinen Grund“. Sie verlet- 
ze die Charta der UNO, wonach 
Einmischungen in die inneren An- 
gelegenheiten von Mitgliedsstaaten 
unzulässig sind. Das gelte auch für 
die USA, zumindest was die Ge- 
setzgebung zur „Bevölkerungspoli- 
tik“ fremder Staaten angehe. Wal- 
ters bezeichnete den Begriff der 
Überbevölkerung als absurd. 
Wären die Vereinigten Staaten so 
dicht bevölkert wie Belgien, lebten 
dort drei Milliarden Menschen, 
aber „haben Sie jemals einen ver- 
hungernden Belgier gesehen?“ 


In einem Interview mit der französi- 
schen Tageszeitung „Le Figaro“ ver- 
sicherte Vernon Walters, die beiden 
höchsten Prioritäten der US-Außen- 
politik seien die Beziehungen zu 
Rußland und China. Er betonte die 
Notwendigkeit, alles zu unterneh- 
men, um Rußland zu stabilisieren 
und die Entstehung einer „neuen 
Sowjetunion“ zu verhindern. Dafür 
„müssen wir den Russen helfen, 
nicht nur mit Geld, sondern durch 
Beihilfen zum Aufbau einer neuen 
Infrastruktur und der Verbesserung 
des Verkehrssystems.“ Walters wies 
darauf hin, daß jedes Jahr die Hälfte 
des russischen Weizens aufgrund 
fehlender Lagerkapazitäten und 
nicht verfügbarer Eisenbahnwag- 
gons verrottet. D 


Britische Manipu- 
lationen: Kuba- 


Exodus und 
Haiti-Invasion 


Sobald die krisenhafte Lage um 
den kubanischen Flüchtlingsstrom 
von Clinton etwas entschärft wor- 
den war, wurde die Situation in 
und um Haiti wieder aufgeheizt. 
Dahinter stehen britische Interes- 
sen, die mittels karibischer Com- 
monwealth-Ministaaten und des 
UNO-Generalsekretärs Boutros B. 
Ghali agieren. Sie zielen darauf 
ab, Clinton in eine kombinierte 
Kuba/Haiti-Krise zu verstricken. 
Clinton soll erst zu einer Invasion 
Haitis gedrängt und dann für die 
unvermeidlich daraus folgenden 
Negativentwicklungen verant- 
wortlich gemacht werden. 


Clinton hatte die Absicht Castros 
durchschaut, ihn mit dem insze- 
nierten Exodus aus Kuba politisch 
zu destabilisieren und zu erpres- 
sen. Er verweigerte den kubani- 
schen Bootsflüchtlingen die Ein- 
reise in die Vereinigten Staaten 
und ließ sie statt dessen zum US- 
Militärstützpunkt Guantanamo 
auf Kuba bringen. Als nach einer 
Schlechtwetterperiode der Flücht- 
lingsstrom wieder anschwoll, er- 
reichte die US-Regierung von 
Panama, Mexiko, Venezuela und 
anderen iberoamerikanischen 
Staaten die Aufnahme Zehntau- 
sender Kubaflüchtlinge. Außer- 
dem begann die Regierung Clin- 
ton Gespräche mit dem Castro- 
Regime über die Gewährung einer 
begrenzten Zahl von Einreisevisa 
für Kubaner in die USA. 


Unterdessen wurde am 28. Au- 


gust ein katholischer Priester, Je- 
an-Marie Vicente, in Haiti unter 
mysteriösen, bislang ungeklärten 
Umständen ermordet. Vicente war 
ein Vertrauter von Jean-Bertrand 
Aristide, dem exilierten, „gewähl- 
ten Führer“ Haitis. Unmittelbar 
nach diesem Mord verkündete B. 
B. Ghali am 29. August den Ab- 
bruch einer UN-Vermittlungsmis- 
sion auf Haiti. Die dortigen Mi- 
Iitärmachthaber seien völlig unbe- 
weglich gewesen, was diese 
bestreiten. Ghali gab die Haiti- 
Frage wieder an den UN- 
Sicherheitsrat zurück, der zuvor 
eine Resolution verabschiedet hat- 
te, die die Anwendung „aller er- 
forderlichen Mittel“ zum Sturz 
des Militärregimes genehmigt. 


Am 29. und 30. August nahmen 
der stellvertretende US-Außenmini- 
ster Strobe Talbott und der stellver- 
tretende US-Verteidigungsminister 
John Deutsch in Kingston, Jamai- 
ka, an einem Treffen der CARI- 
COM-Gruppe von elf karibischen 
Staaten teil. Vier ehemalige briti- 
sche Kolonien - Trinidad, Barba- 
dos, Jamaika und Belize - verspra- 
chen dabei, für eine Invasionstrup- 
pe gegen Haiti 266 Soldaten zu 
entsenden. Zwei weitere Common- 
wealth-Kleinstaaten, Guy-ana und 
die Bahamas, versprachen logisti- 
sche Unterstützung. Die britische 
Regierung selbst stellte ein Kriegs- 
schiff samt Versorgungstanker so- 
wie ein militärisches Trainingspro- 
gramm zur Verfügung. 


Vertreter farbiger 
und jüdischer 
Amerikaner einig 
gegen ADL 


Am 1. September fand an der an- 
gesehensten Universität für Farbi- 
ge in den Vereinigten Staaten, der 
Howard-Universität in Washing- 
ton, eine außergewöhnliche Ver- 
anstaltung statt. Die Veranstaltung 
wurde gemeinsam vom Schiller- 
Institut und der Koalition „Stoppt 
den Angriff“ durchgeführt, die 
von Studenten der Universität ge- 
gründet wurde, um eine Verleum- 
dungskampagne der Anti-Defa- 
mation League (ADL) der B’nai 
B’rith abzuwehren. 


Bei der Veranstaltung am 1. Sep- 
tember sprachen unter anderem Dr. 
Abdul Alim Muhammad, nationa- 
ler Sprecher des Vorsitzenden der 
Nation of Islam Louis Farrakhan; 
Anton Chaitkin vom Schiller-Insti- 


tut, Sohn des verstorbenen Jacob 
Chaitkin vom American Jewish 
Congress; Rabbi Gerald Kaplan 
vom Rabbinerrat von Brooklyn und 
Reginald X, ein Studentenführer an 
der Howard-Universität. Rabbi Ka- 
plans Anwesenheit war für die 
ADL besonders unerfreulich, da er 
unter amerikanischen Juden recht 
bekannt ist. Vor der Veranstaltung 
erhielt Kaplan zahlreiche Aufforde- 
rungen, seine Teilnahme abzusa- 
gen. Die ADL setzte auch den Rab- 
binerrat von Brooklyn unter Druck, 
Schritte gegen Kaplan zu ergreifen. 
In seiner Rede am 1. September 
verurteilte Kaplan diesen Druck als 
eine Verletzung der Vorschriften 
des jüdischen Glaubens. Er sagte, 
angesichts der bevorstehenden ho- 
hen jüdischen Feiertage, insbeson- 
dere dem Tag der Buße (Jom 
Kippur), sollte die ADL diejenigen, 
die sie verletzt habe, um Vergebung 
bitten. Er erhielt herzlichen Ap- 
plaus von den zu 70 Prozent farbi- 
gen 250 Teilnehmern. Dr. Muham- 
mad warf dem Federal Bureau of 
Investigation (FBI) und der ADL 
eine jahrzehntelange Ver- 
schwörung zur Verleumdung und 
Vernichtung afro-amerikanischer 
Führer vor. Über die Veranstaltung 
wurde in der „Washington Post“ 
berichtet. 


Scharon will als 
Premierminister 
kandidieren 

In einem Schritt, der sicher dazu 
beitragen wird, die interne politi- 
sche Situation in Israel zu destabi- 
lisieren, hat „Hardliner“ Ariel 
Scharon, der Chef der Likud, an- 
gekündigt, daß er bei den näch- 


sten Wahlen als Premierminister 
kandidieren werde. 


Als israelischer Verteidigungsmi- 
nister führte Scharon im Jahre 
1982 die Invasion in den Libanon 
durch, bei der israelische Solda- 
ten in den Flüchtlingslagern von 
Sabra und Schatilla den Massen- 
mord an Hunderten von Palästi- 
nensern überwachten. Als lauts- 
tarker Gegner des Vertrages 
zwischen Israel und der palästi- 
nensischen Befreiungsfront reiste 
Scharon im letzten Jahr zwischen 
Israel und den Vereinigten Staa- 
ten hin und her - meistens in Be- 
gleitung von Führern der gewalt- 
tätigen Siedlerbewegung vom 
Westjordanland - um Gelder für 
einen bewaffneten Aufstand ge- 
gen die Regierung Rabin zu sam- 
meln. 
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Japan 


Der große 
Wandel 

in Japan 
und Korea 


John Springfield 


Tomiichi Murayama, der Chef der sozialistischen Partei Japans, 
wurde im Unterhaus der Diet am 29. Juni dieses Jahres in einer un- 
gewöhnlichen Allianz mit der liberaldemokratischen Partei (LDP) - 
einem Gegner seit 40 Jahren - zum Premierminister gewählt. Ent- 
gegen dem, was in den anglo-amerikanischen und anderen westli- 
chen Medien zu lesen ist, „ist dies keine sozialistische Regierung“, 
äußerte eine hochrangige Geheimdienstquelle. „Es handelt sich um 
eine konservative Regierung mit einem sozialistischen Premiermi- 
nister, die auf einer höheren Ebene als die Parteipolitik existiert“, 


äußerte er. 


Die neue sozialistisch-liberalde- 
mokratische Regierung stelle eine 
„große Wandlung“ dar, meinte der 
Informant. Ihre Bildung solle da- 
zu beitragen, Präsident Clinton zu 
helfen, die Koreakrise abzukühlen 
und in Ostasien eine Atmosphäre 
zu schaffen, in der die wirtschaft- 
liche Entwicklung von Nordkorea 
und China stattfinden könne. 


Das Entgegenkommen 
von Bill Clinton 


Südkorea sei unterdessen „behut- 
sam optimistisch“, erklärte ein 
Vertreter im Hinblick auf Ge- 
spräche auf hoher Ebene, die in 
Genf zwischen dem stellvertreten- 
den nordkoreanischen Außenmi- 
nister Kang Sok-ju und dessen 
US-amerikanischem Amtskolle- 
gen Robert Gallucci aufgenom- 
men wurden. Präsident Clinton 
habe den ursprünglichen Vor- 
schlag des damaligen südkoreani- 
schen Präsidenten Noh Tae-woo 
„einer umfassenden und gründli- 
chen“ Diskussion über die ganze 
Nord-Süd-Beziehung aus dem 
Jahre 1990 akzeptiert, sagte Gal- 
lucci auf einer Konferenz an der 
Georgetown-Universität in Wa- 
shington am 29. Juni. 


Im Austausch für eine Einfrierung 
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terstützung beim Übergang von 
der Plutoniumreaktor- zur Leicht- 
wasserreaktor-Technologie disku- 
tieren, sagte Gallucci. „Die 
Leichtwassertechnologie ist eine 
bessere Energiequelle und hat zu- 
dem den Vorteil, daß sie weiterge- 
geben werden kann.“ 


Er meinte, Japan und Südkorea 
hätten die Vereinigten Staaten au- 
torisiert, „deren technische und 
wirtschaftliche Unterstützung für 
Nordkorea“ zu diskutieren, um 
die Atomanlagen des Nordens zu 
finanzieren und wiederaufzubau- 
en. 


Die Genfer Gespräche und der 
Gipfel, der vom 25. bis 27. Juli 
zwischen dem südkoreanischen 
Präsidenten Kim Young-sam und 
Nordkoreas Kim Il-sung stattfand, 
sind eine historische Gelegenheit 
auch für die Vereinigten Staaten, 
Japan und China - eine Chance, 
um Ostasien aus der Kriegszone 
heraus und in das 21. Jahrhundert 
hinein zu führen. Ein großes mul- 
tinationales Programm, für High- 
Tech-Investitionen von Süd- nach 
Nordkorea, angeführt von nuklea- 
rer elektrischer Energie über „bul- 


US-Präsident Bill Clinton zeigt in den Beziehungen zu Nordkorea ein 


ungewöhnliches Entgegenkommen. 


des Plutonium-Programms durch 
Pjöngjang würden die Vereinigten 
Staaten die diplomatische Aner- 
kennung Nordkoreas und die Un- 


let trains“, magnetischen Schwe- 
betransport zu „science cities“ 
und Wasserinfrastruktur könnte zu 
einer Wiedervereinigung Koreas 


mit Wachstumsaspekten führen. 


Wenn Nord- und Südkorea beim 
Bau neuer Reaktoren mit ameri- 
kanischer Hilfe kooperieren wür- 
den, sagte ein amerikanischer Ver- 
treter der „Washington Post“ am 
7. Juli, „wäre das ein enormer 
Sprung in Richtung Normalisie- 
rung für alle drei“. 


Asiatisches 
Entwicklungs-Viereck 


Ein solcher High-Tech-Boom in 
Korea könnte zu der Entwicklung 
von Nuklearenergie auf Chinas 
riesigem Markt führen und zum 
Kernpunkt eines eurasischen 
Hochgeschwindigkeits-Eisenbahn- 
netzes von Tokio über Seoul, 
Pjöngjang und Peking nach 
Moskau führen. Wie der Start des 
Apollo-Mondlandungsprogramms 
unter US-Präsident John F. Ken- 
nedy gezeigt hat, schafft ein 
Dollar an Regierungsinvestitionen 
in solch führende Technologien 
mindestens zehn Dollar an Privat- 
investitionen in neue Industrien. 


Als die Berliner Mauer 1989 fiel, 
wurde ein derartiges Programm für 
das „produktive europäische Drei- 
eck‘ vorgeschlagen, das mit einem 
Hochgeschwindigkeits-Eisenbahn- 
netz von Paris über Berlin nach 
Wien beginnen sollte, um Deutsch- 
land mit einer solchen Infrastruktur 
wiederzuvereinigen. Durch eine 
Anbindung an Moskau wären Ost- 
europa und Rußland in dieses Ent- 
wicklungsprogramm des 21. Jahr- 
hunderts integriert worden. 


Doch unter dem Druck von Marga- 
ret Thatcher, dessen sie sich in ihren 
Memoiren rühmt, und von George 
Bush wählten Deutschland und 
Rußland statt dessen die Schockthe- 
rapie-Programme des Internationa- 
len Währungsfonds. Das hat zu 
Desinvestitionen, Niedergang und 
der Gefahr geführt, daß die Kom- 
munisten von Berlin bis Moskau 
wieder an die Macht zurückkehren. 


Ostasien hat die Chance, dies zu 
umgehen und ein „Entwicklungs- 
Viereck“ der Infrastruktur von Ja- 
pan über Süd- und Nordkorea nach 
China aufzubauen. Wenn diese Ge- 
legenheit verpaßt wird, wird das 
Ergebnis nicht nur ein möglicher 
Krieg in Korea, sondern auch eine 
Wirtschaftskrise in China sein, die 
weitaus schlimmer sein wird als die 
in Rußland - und das mit Konse- 
quenzen, die die Region in Gefahr 
bringen werden. 


Japans neue Regierung besitzt ei- 
ne Anzahl interessanter Züge, 
wenn man sie von diesem strate- 
gischen Standpunkt Asiens aus 
betrachtet. Erstens, „wird Präsi- 
dent Clinton feststellen, daß Mr. 
Murayama in seinem Umgang mit 
Nordkorea sehr nützlich ist“, 
äußerte die japanische Geheim- 
dienstquelle. „Mr. Murayama un- 
terhält seit Jahren Beziehungen zu 
Pjöngjang.“ 


Die neue 
Regierung in Tokio 


Japans Sozialisten tauschen sich 
schon lange mit Nordkorea aus - 
eine Beziehung, die in Washing- 
ton als obskur betrachtet wird, 
doch in Tokio, wo die Planung 
über Jahrzehnte geht, als langfri- 
stige Investition angesehen wird. 


Murayama, so der Informant, sei 
„nicht irgendein wilder Revolu- 
tionär, sondern ein alter Gewerk- 
schaftler, der fünfte Sohn eines 
Fischers, der bei der nationalen 
Eisenbahn gearbeitet hat“. 


Die Mehrheit des neuen japani- 
schen Kabinetts besteht aus LDP- 
Konservativen, die eifrig darauf 
bedacht waren, einen Koreakrieg 
zu vermeiden und für die wirt- 
schaftliche Entwicklung der Regi- 
on zu arbeiten. 


Britische 
Pläne gestoppt 


„Wir haben vor, den Streit über 
Nordkoreas angebliche Atomplä- 
ne durch einen friedlichen Dialog 
zu lösen und Sanktionen zu ver- 
meiden“, sagte Yohei Kono, Vize- 
Premierminister und Außenmini- 
ster sowie Chef der LDP, gegen- 
über der Presse am 30. Juni. Der 
neue Finanzminister Masayoshi 
Takemura, ein früheres LDP-Diet- 
Mitglied, der sich mit Kim Il-sung 
getroffen hatte, hat sich ebenfalls 
gegen Sanktionen oder Militärak- 
tionen gegen Nordkorea aus- 
gesprochen. Die Londoner „, 
Financial Times“ verurteilte so- 
wohl Kono als auch Takemura als 
„Pazifisten‘“, weil sie gegen einen 
Krieg in Korea sind. 


Kono, Takemura und Murayama 
sind auch gegen eine Ausweitung 
von Japans Rolle in den von den 
Briten kontrollierten Vereinten 
Nationen, deren Internationale 
Atomenergiebehörde (IAEA) die 
Koreakrise ständig provoziert hat, 


Der ehemalige US-Präsident Jimmy Carter reiste als Clintons Sonder- 
botschafter nach Nordkorea. 


indem sie den bereits paranoiden 
Koreanern ständig aufdringliche 
Polizeigewalt aufzwingen wollte. 
Die drei japanischen Führer sind 
gegen eine Revision von Artikel 
Neun der japanischen Verfassung, 
die die Beteiligung japanischer 
Truppen an UNO-Einsätzen ver- 
bietet, in denen es zum Kampf 
kommt. Sie haben sogar vor, Ja- 
pans Drang nach einem perma- 
nenten Sitz im UNO-Sicherheits- 
rat zu verlangsamen. 


In der Wirtschaftspolitik hat die Re- 
gierung Murayama Pläne für Dere- 
gulationen im Handels- und Finanz- 
bereich aufgestellt, die zuvor von 
der Wall Street und von London ver- 
langt worden waren, doch die jetzt 
zunächst gestoppt werden. Eine 
wichtige Ernennung ist die des ehe- 
maligen LDP-Finanzministers 
Ryutaro Hashimoto zum Leiter des 
Ministeriums für Internationalen 
Handel und Industrie (MIT]). 


Im Jahre 1990 prägte Hashimoto 
den Begriff „Finanz-AIDS“ und 
meinte damit die Wall-Street- 
Krankheit, die Japan aufgrund der 
Forderungen von London und 
Washington durchsetzen sollte, in- 
dem es solche spekulativen Me- 
thoden importieren sollte wie 
„Junk bonds“ (Schrottpapiere), 
Deregulation des Bankenreserve- 
Verhältnisses (Bank reserve ratio) 
und die Schaffung des riesigen 
und krebsartigen Derivaten- 
Markts, der der Wall Street die 
größten Kopfschmerzen bereitet. 


Die Deregulationspläne, die von der 
früheren Regierung von Tsutomu 
Hata und Ichiro Ozawa geschrieben 


wurden, hätten den ersten interna- 
tionalen Derivaten-Markt in Japan 
geschaffen. Jetzt jedoch hat das Ka- 
binett Murayama diese Pläne erst 
einmal beiseite geschoben, wie ein 
Vertreter des japanischen Finanzmi- 
nisteriums am 2. Juli äußerte. Fi- 
nanzminister Takemura, der bis vor 
kurzem in Hashimotos konservati- 
vem Flügel der LDP war, stimme 
mit Hashimotos Ansichten überein, 
so der Vertreter, und verfüge über 
keinerlei internationale Erfahrungen 
und werde sich deshalb auf Hashi- 
moto verlassen. Die Regierung Mu- 
rayama, so der Informant, werde in 
Japan keinen ausländischen Deriva- 
ten-Markt zulassen. 


Kein Derivaten- 
Markt in Japan 


Finanzminister Takemura und der 
Rest des Kabinettes haben auch 
eine entschiedene Haltung gegen 
Währungsspekulationen einge- 
nommen und zugesagt, Präsident 
Clinton dabei zu helfen, so gut sie 
können, den gegenwärtigen 
Dollar-Sturz zu bremsen. „Wir 
müssen unsere größte Aufmerk- 
samkeit dem rapiden Anstieg des 
Yen widmen“, sagte Takemura am 
1. Juli und verurteilte „Spekulan- 
ten, die damit rechnen sollten, ih- 
re Finger zu verbrennen“, wenn 
sie mit dem Dollar weiter Dum- 
ping betreiben. 


In London und New York be- 
schwert man sich bereits lauthals. 
Das „Wall Street Journal“ vom 
1. Juli nannte die neue Regierung 
bereits eine „Gegenreformation“ 
gegen das Deregulationspro- 


gramm der beiden Hata und Ozawa. 


Koreanisch- 
russische Kooperation 


In Seoul haben unterdessen im Par- 
lament Gespräche über den Wie- 
deraufbau des Nordens auf Atom- 
energiebasis begonnen, und es hat 
sogar Diskussionen über die Mobi- 
lisierung des Wissenschaftssektors 
der russischen Wirtschaft für diese 
Zwecke gegeben. 


„Es war ein sehr geheimer Aufruf; 
es kam fast zu einem Krieg“, sagte 
ein Vertreter in Seoul, „und jene, 
die über Krieg sprechen, haben kei- 
ne Vorstellung davon, was es be- 
deutet, wenn nach 40 Jahren Auf- 
bau in unserem Land alles zerstört 
würde. Doch wir sind mit allem 
einverstanden, was Präsident Clin- 
ton getan hat - und jetzt sind wir 
der Meinung, daß es eine sehr gute 
Idee ist, dem Norden die Leicht- 
wasseratomreaktor-Technologie als 
Teil eines umfassenden Verhand- 
lungspaketes, einschließlich voll- 
ständiger diplomatischer Beziehun- 
gen mit den USA, anzubieten.“ 


Der südkoreanische Premiermini- 
ster Lee Yung-dug sagte dem Par- 
lament, daß „wir ernsthaft überle- 
gen werden, dem Norden in Zu- 
sammenarbeit mit den USA und 
der internationalen Gemeinschaft 
zu helfen, so daß sie ihre Atomre- 
aktoren in Leichtwasserreaktoren 
umwandeln können, wenn Nord- 
korea seine atomare Transparenz 
garantiert. ... Wenn der Süden und 
der Norden bei dem Gipfel den 
Grundstein für gegenseitiges Ver- 
trauen und Kooperation legen, 
können wir uns eine umfassende 
wirtschaftliche Kooperation, 
einschließlich der gemeinsamen 
Förderung überseeischer Märkte 
auf dem Bausektor und gemeinsa- 
mer Lieferungen von Elektrizität 
und Energie vorstellen.‘ 


Präsident Clinton prüft derzeit die 
Vorstellung, daß Rußland Nord- 
korea die Technologie der Leicht- 
wasserreaktoren für die Atomener- 
gie geben könnte, die dann als 
Rückzahlungen für südkoreanische 
Darlehen an Moskau verrechnet 
würde, wie die Nachrichtenagentur 
Yonhap in Seoul berichtete. Süd- 
korea hat Moskau im September 
1990 - kurz bevor die beiden Län- 
der diplomatische Beziehungen zu- 
einander aufnahmen - ein Darlehen 
in Höhe von drei Milliarden Dollar 
gewährt, mit dem Moskau nun 
größtenteils in Verzug ist. 
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Bonn 


Peres und 
die Deutschen 


Peter Blackwood 


Der israelische Außenminister Schimon Peres erklärte auf einer 
Pressekonferenz in Bonn am 22. August, daß Deutschland in Welt- 
angelegenheiten und insbesondere bei der Unterstützung des Nah- 
ost-Friedensprozesses eine führende Rolle spielen sollte. Bei seinem 
Besuch in Deutschland traf Peres mit Außenminister Klaus Kinkel, 
Bundeskanzler Helmut Kohl und Bundespräsident Roman Herzog 


zusammen. 


Über seine Besprechungen mit 
Außenminister Kinkel äußerte Pe- 
res gegenüber der Presse, man ha- 
be sich „wirklich sehr gut verstan- 
den“. Er fügte hinzu: „Ich möchte 
zwei allgemeine Bemerkungen 
machen. Als Israeli glaube ich, 
daß die Erwartungen heute so 
sind, daß Deutschland eine viel 
aktivere und kreativere und politi- 
sche Rolle bei der Verbesserung 
des Zustandes der Welt spielen 
wird. Die Welt schaut also heute 
meiner Meinung nach auf 
Deutschland, und zwar nicht nur 
im Hinblick darauf, daß es von 
den Übeln der Vergangenheit be- 
freien kann, sondern auch wenn 
es bereit ist, eine größere Rolle 
dabei zu spielen, an viele Orte der 
Welt, die jetzt unter großen 
Schmerzen leiden, Medizin zu 
bringen. Und die zweite Bemer- 
kung: Der Nahe Osten war als ei- 
ne der kompliziertesten Regionen 
der Welt bekannt, wo die Konflik- 
te sehr tief und sehr langwierig 
waren, ... und heute ist er eine Re- 
gion mit einer großen Chance, ih- 
re Wunden zu heilen, ihre Vorur- 
teile, ihren Haß, den Kriegszu- 
stand der Vergangenheit zu 
überwinden. Ich weiß, daß Sie in 
wenigen Tagen König Hussein 
von Jordanien besuchen wird, und 
er wird als König kommen, der 
sich dem Frieden zugewendet 
hat.“ 


Die größte 
Volkswirtschaft in Europa 


„Ich betrachte Deutschland als die 
größte Volkswirtschaft in Europa, 
und Deutschland führt derzeit den 
Vorsitz in der Europäischen Uni- 
on und kann mithelfen, den Frie- 
den in Nahost aufzubauen. ... Wir 
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werden nicht aufhören mit unse- 
ren Bemühungen, ein neues Nah- 
ost aufzubauen entlang den glei- 
chen Linien, wie Europa geschaf- 
fen wurde, nämlich als Region 
mit offenen Grenzen, wirtschaftli- 
chen Grenzen, innerhalb derer je- 
der seine eigene Kultur und Iden- 
tität behält, und wo wir alle ko- 
operieren, um eine bessere 
Zukunft für unsere Kinder in der 
Region aufzubauen.“ 


„Ich bin 
ein Optimist“ 


Peres’ Aufruf an Deutschland, ei- 
ne führende Rolle in internationa- 
len Angelegenheiten zu überneh- 
men, kommt den Aussagen von 
US-Präsident Bill Clinton bei des- 
sen Besuch im Juli in Bonn und 
Berlin gleich. Es zeigt auch, daß 
sich die israelische Regierung bei 
der Konsolidierung der Friedens- 
vereinbarungen zwischen Israel, 
der palästinensischen Befreiungs- 
organisation und dem Königreich 
Jordanien um die Unterstützung 
Deutschlands bemüht. Peres hofft, 
Israel, die Palästinenser und Jor- 
danien in einer Art Benelux-Ver- 
einbarung mit offenen Grenzen, 
starken wirtschaftlichen Verbin- 
dungen und sogar einer Zollunion 
zu vereinigen. Deutschlands di- 
plomatisches Gewicht und seine 
wirtschaftlichen Sachkenntnisse 
könnten bei der Realisierung einer 
solchen Entwicklung eine Schlüs- 
selrolle spielen. 


Auch wenn es in der Pressekonfe- 
renz bei vielen Fragen um die ter- 
roristische Gefahr aus dem Iran 
oder den Plutoniumschmuggel 
ging, war Peres, wann immer es 
möglich war, darauf bedacht, zu 


dem Thema zurückzukehren, daß 
Deutschland seine „Verantwor- 
tung“ als führende Rolle in der 
Welt übernimmt. 


„Wissen Sie, ich gehöre zu der 
optimistischen Seite der politi- 
schen Meinung in unserem 
Land“, sagte er. „Ich glaube, daß 
Deutschland allein, Deutschland 
als Staat und Deutschland mit sei- 
nen politischen und wirtschaftli- 
chen Fähigkeiten auf der Welt und 
im Nahen Osten definitiv eine po- 
sitive Rolle spielen kann. Ich 
glaube, daß dies der Wunsch der 
jungen Generation in Deutschland 
ist. In meinen Augen ist auch 
Klaus Kinkel die junge Generati- 
on. Ich denke, daß dies der Trend 
ist. Im allgemeinen glaube ich 
nicht, daß Kriege eine Zukunft 
haben, denn die Quellen des mo- 
dernen Reichtums und moderner 
Macht sind nicht materiell, son- 
dern intellektuell, und im Krieg 
können wir.keine Weisheit gewin- 
nen und nicht viel zum Essen pro- 
duzieren. Wenn es in Zukunft 
noch Kriege geben wird, werden 
es meiner Meinung nach keine 
Eroberungskriege, keine Kriege 
der Starken gegen die Schwachen, 
sondern Protestkriege der Schwa- 
chen gegen die Starken sein, und 
diese Kriege können nicht mi- 
litärisch, sondern nur wirtschaft- 
lich beendet werden. ... Deutsch- 
land wird in der Weltpolitik eine 
wichtige und positive Rolle spie- 
len. Dies zeigt sich in der Diskus- 
sion darüber, daß Deutschland 
Mitglied des Sicherheitsrates wer- 
den soll. Auch das repräsentiert 
eine optimistische Sicht des deut- 
schen Modells.“ 


Wasser ist die 
dringlichste Frage 
im Nahen Osten 


Als Antwort auf die Frage eines 
Journalisten, ob man bei seinem 


Besuch auch über die friedliche 
Nutzung der Atomenergie zur 
Wasserentsalzung sprechen wer- 
de, sagte Peres: „Nun, über Was- 
ser ja; über Atomkraft, fürchte 
ich, nein, da Atomkraft heutzuta- 
ge höchst problematisch ist, und 
es könnte sein, daß wir Wasser 
und Atomkraft trennen werden. 
Wir fürchten, daß die Atomkraft 
unser Leben verkomplizieren 
könnte, obwohl es meiner Mei- 
nung nach sicher eine Option für 
die Zukunft ist. Und das Wasser 
ist die dringlichste Frage im Na- 
hen Osten. Wenn wir dafür keine 
Lösung finden werden, werden 
wir, fürchte ich, nicht in der Lage 
sein, einen stabilen Frieden zu 
finden. Wir haben heute nachmit- 
tag über das Thema Wasser ge- 
sprochen. ... Es gibt mehrere Ent- 
salzungsprojekte, die heute in 
Nahost angeboten werden. Priva- 
te Firmen können eine wichtige 
Rolle spielen, nicht nur die Regie- 
rungen. Wie Sie wissen, werden 
wir zum ersten Mal im Nahen 
Osten eine Wirtschaftskonferenz 
in Casablanca haben, auf der sich 
Geschäftsleute aus Israel, Jordani- 
en, Marokko, Amerika ... treffen 
werden, um zu sehen, was getan 
werden kann, um den Nahen 
Osten wirtschaftlich weiterzuent- 
wickeln.“ 


Deutschland ist in einer ausge- 
zeichneten Position, um dabei zu 
helfen, dem Friedensprozeß einen 
wirtschaftlichen Inhalt zu geben. 
Deutschland ist das erste europäi- 
sche Land, das in Jericho, der 
Hauptstadt der Palestinian Natio- 
nal Authority, ein Regierungsbüro 
eröffnen wird. Der riesige Daim- 
ler-Benz-Konzern ist derzeit da- 
bei, einen Plan für die Infrastruk- 
turentwicklung in den palästinen- 
sischen Territorien sowie die 
Region als Ganzes zu entwickeln. 
Sie ist auch in verschiedene wich- 
tige Transportprojekte in Israel 
verwickelt. ie 
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Bonn 


Propaganda- 
Krieg gegen 
Deutschland 


Wo derzeit all diese Skandale untersucht werden, könnte man mei- 


nen, daß irgend jemand auf die heißeste Story von allen stoßen 


würde. 


Die schwarze Propagandakampagne 
gegen Deutschland, die zur Zeit in 
der britischen Presse läuft, gibt den 
Mitgliedern der ostdeutschen PDS 
viel Gelegenheit, ihre „antifaschisti- 
schen“ Bedenken über eine wach- 
sende Rolle des vereinigten 
Deutschland zum Ausdruck zu brin- 
gen. Diese Kampagne sollte die 
Leute an die „besonderen Beziehun- 
gen“ erinnern, die viele Jahre lang 
zwischen dem britischen Geheim- 
dienst und dem ostdeutschen kom- 
munistischen Regime bestanden hat 


Die besonderen 
Beziehungen 


Tatsache ist, daß der ostdeutsche 
ausländische Geheimdienst - der 
HVA - vor dem Jahre 1989 seine 
größte Operationsbasis in London 
hatte. Dies wird in all den Spionage- 
geschichten, von denen die Zeitun- 
gen in den letzten vier Jahren voll 
waren, selten erwähnt. Auch die Tat- 
sache, daß die Royal Ordinance, der 
staatliche Waffenproduzent in Groß- 
britannien, mit der IMES - der ost- 
deutschen Firma, die illegale Waf- 
fengeschäfte in allen Teilen der Welt 
getätigt hat - besondere Geschäfte 
machte, hat unter den Journalisten, 
die ganze Bücher über Alexander 
Schalck-Golodkowski - den HVA- 
Offizier, der für die Kommerzielle 
Koordination (KoKo), die Mutterge- 
sellschaft der IMES, zuständig war 
- geschrieben haben, auch kein 
großes Interesse hervorgerufen. 


Die „besonderen Beziehungen“ 
zwischen Ostdeutschland und 
Großbritannien scheinen die Wen- 
de des Jahre 1989 überlebt zu ha- 
ben. Heinz-Jürgen Kronberg, ein 
Christdemokrat aus Ostdeutsch- 
land, der im parlamentarischen 
Untersuchungsausschuß der 


Bonner Parteien es nicht für nötig 
halten, diese Aktivitäten der acht- 
ziger Jahre aufzudecken, bleibt 
die Öffentlichkeit darüber im dun- 
keln. 


Zumindest der Fall der öster- 
reichischen kommunistischen 
Partei und ihrer „Wirtschaftsen- 
titäten“, die Ende 1989 von den 
ostdeutschen Kommunisten er- 
hebliche „Spenden“ in der 
Größenordnung von einer Milliar- 
de DM erhielten, ist Gegenstand 
einer offiziellen Untersuchung 
durch die deutschen Behörden. 


Die Fälle von Liechtenstein und 
der Schweiz, in denen es in den 
achtziger Jahren jeweils gleichzei- 


Als US-Präsident benutzte George Bush seltsame Verbindungen, um 


politische Aktivitäten zu steuern 


„Schalck“-Affäre saß, deutete in 
einem Interview mit der „Thürin- 
ger Allgemeinen Zeitung“ am 23. 
Juli an, daß „verschiedene Fir- 
men“ der KoKo-Gruppe „von der 
Treuhand an frühere Schalck- 
Partner verkauft worden sind, wie 
das Hotel Bellevue in Wien und 
auch an Firmen in den Niederlan- 
den und in Großbritannien“. 


Das Geschäft Waffen 
gegen Geiseln 


Dieses Interview war einer der 
seltenen Momente, in denen west- 
liche Partner von Schalck - außer 
jenen in der Bankenenklave 
Liechtenstein und in der Schweiz 
- erwähnt worden sind. Weil die 


tig Handelsgesellschaften gab, 
deren Aktienmehrheiten von 
Schalcks KoKo kontrolliert wur- 
den, werden jedoch ignoriert. 
Doch genau dieser Aspekt würde 
Spuren zu den Geschäften „Waf- 
fen gegen Geiseln“ liefern, die 
George Bush und Genossen wie 
Oliver North im Oktober 1980 
aushandelten. 


Da gab es beispielsweise in der 
Schweizer Stadt Lugano eine 
kleine Firma mit Namen Befisa 
S. A., bei der ein gewisser Man- 
fred Seidel, der stellvertretende 
Boß von Schalcks KoKo, 93 Pro- 
zent der Aktien kontrollierte. Die 
gleiche Firma kontrollierte 100 
Prozent der Aktien von Inver 
Canary S. A. in Las Palmas 


und 95 Prozent des Hotels Belle- 
vue in Wien. Seidel hielt 
40 Prozent an der Intrac 
S. A., auch aus Lugano, und weite- 
re 40 Prozent dieser Firma wurden 
von den Brüdern G. und O. Her- 
mann gehalten, denen fünf Prozent 
von Befisa gehörte. Damit 
kommt man zur Intrac Latina 
S. A. in Panama, von der ein wich- 
tiger Aktionär - K. Neubert - auch 
als Hauptaktionär der Central Tra- 
ding Company of Beirut erscheint, 
die als Umschlagspunkt für illega- 
le Transfers von Militärausrüstung 
in den Nahen Osten und nach Mit- 
telamerika diente. 


Ein sehr 
gefährlicher Blick 


Dies sind nur ein paar der Schlüs- 
selfiguren und Firmen des inter- 
nationalen Waffenhandel-Netz- 
werks, die die ostdeutsche KoKo 
kontrolliert hat und die den Plä- 
nen von Oliver North sowie den 
britischen Waffenhändlern, die es 
vorzogen, im Hintergrund zu ar- 
beiten, gedient hat. 


Es ist zugegebenermaßen gefähr- 
lich, wenn man versucht, einen 
Blick in dieses Netzwerk zu wer- 
fen: Der deutsche Christdemokrat 
Uwe Barschel wurde im Oktober 
1987 im Genfer Beau Rivage Ho- 
tel getötet, als er versuchte, etwas 
über die Waffengeschäfte heraus- 
zufinden, in die ostdeutschen En- 
titäten verwickelt waren. Er wur- 
de an dem Tag getötet, an dem er 
einen Mann mit dem Codenamen 
„Rohloff“ treffen wollte. 


Der Agentenliste zufolge, die die 
ostdeutsche HVA im Westen führ- 
te, war „Rohloff“ der Name, der 
einem Ottokar Hermann seit dem 
Jahre 1965 zugewiesen war. Es 
war der gleiche O. Hermann, der 
zusammen mit Manfred Seidel 
Aktionär in westlichen Handels- 
gesellschaften war, die von der 
KoKo-Gruppe gegründet wurden. 
Sollte es nicht eine Priorität für 
deutsche Behörden sein herauszu- 
finden, wer Barschel tötete? 


Doch weder die Bonner Regie- 
rung noch der parlamentarische 
„Schalck“-Untersuchungsaus- 

schuß haben irgendein wirkliches 
Interesse an dieser Spur gezeigt. 
Eine solche Untersuchung würde 
natürlich zwangsläufig auch briti- 
sche Namen aufdecken, und ge- 
nau das ist es, was durch das offi- 
zielle „Desinteresse“ der Deut- 
schen blockiert wird. 
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Geopolitische 
Spiele mit 
Plutonium 


Gunther Burckhardt 


In einem Interview mit der deutschen Wochenzeitung „Der Spie- 
gel“ am 1. August sagte Kyril Sidorow von der russischen Gegen- 
spionage FSK, der für den Schutz der Rüstungsindustrien zustän- 
dig ist: „Wir beobachten die Tatsache, daß deutsche Behörden zu- 
nehmend nach der Pfeife jener tanzen, die vorhaben, die Gerüchte 
über russisches Atommaterial zu eskalieren.“ 


„Die Öffentlichkeit soll glauben“, 
sagte Sidorow, „daß Rußland die 
Herstellung, Lagerung und den 
Transport von Atomwaffen nicht 
mehr kontrollieren kann, was eine 
Verletzung des Atomwaffensperr- 
vertrags implizieren würde. Einer- 
seits drängen sie auf eine suprana- 
tionale Kontrolle des russischen 
Atomkomplexes, und andererseits 
wird die Nachfrage nach nuklea- 
ren Stoffen im kriminellen Um- 
feld geschaffen.“ 


Wem nützen 
die Skandale? 


Paradoxerweise erwiesen sich Si- 
dorows Bemerkungen ein paar Ta- 
ge nach der erneuten Beschlag- 
nahmung von Plutonium in 
Deutschland als prophetisch. Am 
12. August stellte die Polizei auf 
dem Münchener Flughafen illegal 
transportiertes Plutonium von drei 
Passagieren eines Lufthansa- 
Flugs aus Moskau sicher. 


Der Vorfall, in den drei Nichtrus- 
sen verwickelt waren, führte dazu, 
daß in den Medien erneut lauthals 
gefordert wurde, die russischen 
Atomanlagen müßten einer stren- 
gen Kontrolle unterworfen wer- 
den, und löste erneut Spekulatio- 
nen darüber aus, daß linke oder 
rechte Terroristen oder islamische 
Staaten versuchen, eine Atom- 
bombe zu bauen. 


Der Vorfall veranlaßte Bundes- 
kanzler Helmut Kohl zu sagen, 
die Affäre sei „eine Gefahr nicht 
nur für uns, sondern auch für den 
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Bundeskanzler Kohl sah in der 
Affäre „eine Gefahr nicht nur für 
uns, sondern auch für den Rest 
der Welt“. 


Rest der Welt“, und Bernd 
Schmidbauer, seinen Chefkoordi- 
nator des Geheimdienstes, auf- 

eine spezielle Mission nach 
Moskau zu entsenden. Dies hat 
diplomatische Spannungen verur- 
sacht, weil die Expertenkoopera- 
tion auf dem Gebiet nuklearer Si- 
cherheit bereits etabliert worden 
war, und sie kam genau an dem 
Punkt, wo gemeinsame zivile 
Projekte in Atomtechnologie zwi- 
schen Bonn und Moskau verhan- 
delt werden. 


Zwei solcher Kooperationsverein- 
barungen sollten in München 
vom stellvertretenden russischen 


Minister für Atomkraft, Walentin 
Sidorenko, unterzeichnet werden, 
der zufällig auf dem gleichen Flug 
war, der die drei Plutonium- 
schmuggler nach München brach- 
te - in der Tat ein seltsames Zu- 
sammentreffen. 


Die Frage erhebt sich, wem all 
diese Skandale nützen, insbeson- 
dere wenn bestimmte Politiker be- 
haupten, das beschlagnahmte Plu- 
tonium stamme aus Brütern im 
Militärbereich. Dies impliziert, 
das der Westen in russischen 
Atomanlagen des Militärs spio- 
niert. 


Clinton spielt 
die Geschichte herunter 


Es gibt eine weitere Frage in dem 
Zusammenhang, nämlich wer pro- 
fitiert davon, daß Deutschland als 
internationales Zentrum für den 
illegalen Nukleartransfer aus dem 
Osten diffamiert wird? Diese Fra- 
ge ist in der Öffentlichkeit von 
Russen, nicht von Deutschen ge- 
stellt worden. 


In Deutschland hat es vor den 
jüngsten Beschlagnahmungen von 
illegalem Plutonium schon eine 
„Nuklear“-Affäre gegeben: Das 
amerikanische Außenministerium 
hatte ein paar Wochen zuvor ge- 
gen Pläne für einen neuen „Neu- 
tronenquellen“-Forschungsreaktor 
in Garching bei München prote- 
stiert, der die 37 Jahre alte For- 
schungsanlage ersetzen soll. In 
der Note an den deutschen 
Außenminister kamen amerikani- 
sche Bedenken darüber zum Aus- 
druck, weil das Projekt angeblich 
„wichtige Bestimmungen des 
Atomwaffensperrvertrages“ ver- 
letze. 


Während es in der amerikani- 
schen Regierung Gruppen gibt, 
die immer noch der alten, von den 
Briten veranlaßten Politik folgen, 
den wiedervereinten und nominell 
souveränen deutschen Staat unter 
politischer Kontrolle zu halten, 
sind auch andere Tendenzen her- 
vorgetreten. 


Am 17. August wechselte die Re- 
gierung Clinton den Kurs, spielte 
die Schreckensgeschichten herun- 
ter und behauptete, die Vereinig- 
ten Staaten hätten keinerlei Be- 
weise dafür, daß das geschmug- 
gelte Nuklearmaterial überhaupt 
aus Rußland komme, und auch 
keine Beweise für einen Schwarz- 
markt solcher Materialien. Vertre- 


ter aus dem Außen- und Energie- 
ministerium bemühten sich, zu er- 
klären, daß die Russen sehr darauf 
bedacht seien, die Nuklearmate- 
rialien zu kontrollieren, und daß 
die Vereinigten Staaten in diesen 
Angelegenheiten eng mit Rußland 
und Deutschland kooperierten. 


Die gewissen 
Kreise in London 
und Moskau 


Diese am 17. August abgegebe- 
nen Erklärungen standen in deut- 
lichem Widerspruch zu den For- 
derungen nach internationaler 
Überwachung und zu den 
Schreckensmeldungen über Ruß- 
land und Deutschland, die aus der 
britischen Presse kommen. 


Es gibt auch einflußreiche Leute 
in Moskau, die gegen bessere 
deutsch-russische Beziehungen 
sind. Kürzlich abgehaltene Remi- 
niszensen über den „Großen Pa- 
triotischen Krieg“ gegen die Nazis 
und Vorschauen darüber, wie die 
50-Jahres-Feier der Kapitulation 
der Deutschen im nächsten Jahr 
von dem „siegreichen Rußland“ 
gefeiert werden soll, signalisieren, 
daß irgend jemand Spannungen 
mit Deutschland hervorrufen will. 
Es überrascht nicht, daß es sich 
dabei um die Moskauer Kreise 
handelt, die mit den britischen In- 
teressen auf dem Gebiet der „Frei- 
markt“-Politik zusammenarbeiten. 


Solche Kreise können auch in den 
Transport illegalen Plutoniums 
verwickelt sein. Durch ihre Unter- 
grundtätigkeit werden auch die 
Kooperationsgespräche über neue 
Nukleartechnologien sabotiert wie 
beispielsweise über den Hochtem- 
peraturreaktor, der von Deutsch- 
land entwickelt wurde und der für 
die russische Industrie attraktiv 
sein sollte, weil in ihm Rohstoffe 
verarbeitet werden können. D 


Bonn 


Der Kampf 


um die 


Atomenergie 


Gunther Burckhardt 


Wenn die 16 Jahre andauernde administrative Blockade der Atom- 
kraftprojekte in naher Zukunft nicht aufgehoben wird, könnten 
sich die Deutschen eines Tages - und zwar nicht in allzu ferner Zu- 
kunft im nächsten Jahrhundert - gezwungen sehen, an asiatische 
Türen zu klopfen, um ihre Atomanlagen repariert zu bekommen, 
weil sie über keine Spezialisten mehr verfügen werden, die das erle- 


digen könnten. 


Diese Warnung, die von einem 
höhergestellten Mitarbeiter einer 
Frankfurter Engineeringfirma auf 
einem atompolitischen Seminar an 
der Evangelischen Akademie in 
Loccum geäußert wurde, scheint 
von den Richtern des Obersten Ver- 
waltungsgerichtes in Berlin gehört 
worden zu sein, die am 9. August 
entschieden, daß die drei Wider- 
sprüche von Ökologen gegen die 
neue Atomanlage in Hanau abge- 
wiesen werden und daß das Projekt 
legal ist. Während noch sechs ande- 
re Widersprüche zur Entscheidung 
anliegen, kann die von Siemens be- 
triebene Anlage in Hanau jetzt fer- 
tiggestellt werden, so daß die Pro- 
duktion von Brennstoffelementen 
aus Plutonium von Deutschlands 22 
Atomkraftwerken aufgenommen 
werden kann. Die Anlage in Hanau 
ist die einzige ihrer Art in Deutsch- 
land und nur eine von sechs auf der 
ganzen Welt. 


Das politische Umfeld 
ändert sich 


Das Gerichtsurteil, das einen 
wichtigen Sieg im jahrelangen 
Kampf zwischen Ökologen und 
der Atomindustrie darstellt, kann 
einen wichtigen Schritt in Rich- 
tung Aufhebung der Technologie- 
Blockade bedeuten, die die Politi- 
ker des Landes im Jahre 1978 auf 
dem Höhepunkt heftiger Proteste 
gegen die Atomkraft auferlegten. 
Seither wurde kein neues Atom- 
kraftwerk genehmigt. 


Es gibt bestimmte Anzeichen 


dafür, daß sich das politische Um- 
feld in Deutschland ändert, wo- 
durch eine Rückkehr zu dem 
Technologie-Impuls möglich wird, 
der dem Land einen Platz unter 
den am meisten entwickelten un- 
ter den Industrieländern gesichert 
hat. 


Am 21. Juli veröffentlichte die 
bayerische Regierung ihr neues 
mittelfristiges Investitionspro- 
gramm, das drei Milliarden DM 
für Projekte in der Atomindustrie 
und sonstigen technischen Sekto- 
ren im Staat vorsieht. Besonders 


wichtig ist die bayerische Ent- 
scheidung des geplanten neuen 
Atomforschungsreaktors in Gar- 
ching, einer „Neutronenquellen- 
Anlage“, die eine Investition in 
Höhe von 450 Millionen DM dar- 
stellt - den größten Einzelposten 
im Staatshaushalt für Wissen- 
schaft und Technologie. Diese Fi- 
nanzierung ist ohne ihresgleichen 
im Rest der Republik. 


Wiederbelebung eines 
fanatischen Okologismus 


Weitere 300 Millionen DM wer- 
den für die Finanzierung techni- 
scher Fachhochschulen im Land 
ausgegeben, die nach den Worten 
des bayerischen Ministerpräsiden- 
ten Edmund Stoiber „für einen 
High-Tech-Staat wie Bayern, der 
ein Interesse daran hat, im näch- 
sten Jahrhundert eine Rolle zu 
spielen, ein absolutes Muß sind“. 


Stoiber bezeichnete den geplanten 
Atomforschungsreaktor als „eine 
unerläßliche Voraussetzung für je- 
de künftige allerhöchste Produkti- 
vität in Wissenschaft und Techno- 
logie“, und er kündigte an, der 
bayerische Staat werde auch be- 
sondere „Technologietransfer- 
Zentren“ gründen, um die An- 
wendung neuer Technologien auf 
den industriellen Produktionspro- 
zeß zu beschleunigen. 


Eine weitere wichtige Entwicklung 
war eine Anzeige, die vor kurzem 
in den großen Tageszeitungen des 


Die Ruine des schnellen Brüters in Kalkar, ein Wahrzeichen für eine 


verfehlte deutsche Atompolitik. 


Landes von allen Bürgermeistern 
der Städte veröffentlicht wurde, in 
denen Atomanlagen stehen. Eine 
derartige Anzeige, in der die Atom- 
technologie befürwortet wird, wäre 
in den vergangenen Jahren in dem 
Atomgegner-Klima nicht möglich 
gewesen. 


Auf der anderen Seite ist es aller- 
dings auch zu einer Wiederbele- 
bung eines fanatischen Ökologis- 
mus gekommen, in dem vor der 
Gewaltanwendung nicht haltge- 
macht wird, um Nuklearprojekte 
zu verhindern. Dies läßt sich bei 
den Protesten an der geplanten 
Atommüllanlage in Gorleben be- 


obachten, wo Demonstranten 
Straßen blockiert, Eisenbahn- 
schienen durchgesägt und 


Stromübertragungsanlagen be- 
schädigt haben. 


Das Element 
der PDS 


Die sozialdemokratische Opposi- 
tion schließt sich dieser Propagan- 
dakampagne an, um dabei ihren 
farblosen Kanzlerkandidaten Ru- 
dolf Scharping als „Alternative zu 
Helmut Kohl“ bei den Bundes- 
tagswahlen im Oktober zu verkau- 
fen. Die Linken in der SPD möch- 
ten nach den Wahlen eine Koaliti- 
on mit den Grünen, doch 
Ökologismus und radikaler „Anti- 
faschismus“ in der Wahlkampa- 
gne der Partei werden allein nicht 
zu einer Mehrheit im Parlament 
führen. Das „rot-grüne“ Bündnis 
braucht einen dritten Partner, und 
der einzige, der einem dabei in 
den Sinn kommt, ist die PDS 
(Partei des Demokratischen So- 
zialismus), ehemals die herr- 
schende sozialistische Einheits- 
partei (SED) in Mitteldeutsch- 
land. Die PDS setzt die 
SED-Politik fort, den Ökologis- 
mus in Westdeutschland zu 
schüren, um das System dort zu 
schwächen. Sie ist in den fünf öst- 
lichen Bundesländern mit 20 Pro- 
zent sehr stark - also ein nicht un- 
bedeutender Faktor bei den Bun- 
destagswahlen. 


Das Element der PDS „außer- 
halb“ der Koalition ist jedoch 
stark genug, um die radikalen 
Ökologen in der SPD in diesem 
Land zu verstärken. Diese Politik 
zeigt bereits ihre ersten Ergebnis- 
se in Äußerungen der Landesre- 
gierung Sachsen-Anhalts, daß sie 
aus ökologischen Gründen alle 
großen Infrastrukturprojekte 
blockieren wolle. DO 
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Deutschland- 


Journal 


„Privilegierte‘‘ 
deutsch-russische 
Beziehungen 


Die Feierlichkeiten anläßlich des 
Abzugs der russischen Truppen in 
Berlin am 31. August fanden in 
einem würdigen Rahmen und jen- 
seits der gewöhnlichen diplomati- 
schen Routine statt. Am wichtig- 
sten war zweifellos die Eröffnung 
privilegierter politischer und be- 
sonders wirtschaftlicher Bezie- 
hungen zwischen Rußland und 
Deutschland. Dramatische sozia- 
le, wirtschaftliche und politische 
Rupturen in Rußland und im rus- 
sischen „nahen Ausland“ sind 
zwar unvermeidlich, aber die rus- 
sische Führung werde an der 
„Sonderbeziehung“ zu Deutsch- 
land festhalten. Dies wurde nir- 
gendwo deutlicher als in der 
Außerung Jelzins, Deutschland 
und Bundeskanzler Kohl „haben 
uns nicht betrogen, nicht um eine 
D-Mark“. Hinter dieser etwas der- 
ben Formulierung steckt der Wille 
Rußlands, Deutschland zu seinem 
wirtschaftlichen Hauptpartner im 
Westen zu machen. 


Am gleichen Tag wurde bekannt, 
daß der russische Ministerpräsi- 
dent Wiktor Tschernomyrdin am 
30. September zur BASF nach 
Ludwigshafen kommen wird, dem 
Tag, an dem der deutsche Che- 
miegigant erstmals russisches 
Erdgas beziehen wird. Das Gas 
kommt durch eine gerade fertig- 
gestellte Pipelineverbindung 
durch Westdeutschland, die als 
Joint-venture von BASF und der 
russischen Gasprom für vier Mil- 
liarden DM gebaut wurde. 
Tschernomyrdin hatte dieses Pro- 
jekt noch in seiner früheren Positi- 
on als Vorsitzender der Gasprom 
vereinbart. Jetzt soll die Pipeline 
sogar in weitere europäische Län- 
der ausgedehnt werden. 


Bischof Lehmann 
auf Kollisionskurs 
mit Vatikan 


Der Vatikansprecher Joaquin Na- 
varro-Valls wies die Behauptung 
zurück, das Bevölkerungswachs- 
tum habe die „Tragfähigkeit“ der 
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Erde bereits erreicht oder schon 
überschritten. Die genaue Gegen- 
position zu Navarro-Valls hatte ei- 
ne Woche vor Beginn der Kairoer 
Konferenz die Deutsche Bischofs- 
konferenz unter Leitung von Bi- 
schof Karl Lehmann bezogen. Die 
Rede ist von einer Studie der Wis- 
senschaftlichen Arbeitsgruppe für 
weltkirchliche Aufgaben der 
Deutschen Bischofskonferenz mit 
dem Titel „Wirtschaft: global und 
ökologisch“. 


Darin heißt es, es gebe „drei interde- 
pendente Prozesse, die die gesamte 
Menschheit in ihrer Existenzgrund- 
lage‘ bedrohten. Erstens, die „hor- 
rende Verschwendung von nicht er- 
neuerbaren Ressourcen“. Zweitens, 
„das immer noch weitgehend unge- 
bremste Bevölkerungswachstüm, 
vorwiegend in den agrarwirtschaft- 
lichen Regionen der dritten Welt“, 
die zu einer „Verengung des oh- 
nehin schon fragilen Mensch- 
Ressourcen-Verhältnisses“ führe. 
Drittens „die dramatische Überfor- 
derung der Schadstoffaufnahmeka- 
pazität der Umwelt“. 


Das Papier ist voll von übelstem 
Malthusianismus. „Auch vor der 
‘Moderne’ standen Menschen vor 
der Frage, wie ein labiles Fließ- 
gleichgewicht des ‘Mensch-Res- 
sourcen-Verhältnisses’ gehalten 
werden konnte. Oftmals wurde das 
Gleichgewicht durch Hunger, Seu- 
chen oder Naturkatastrophen er- 
zwungen. Die Geschichte der 
Menschheit ist durch die Wieder- 
kehr ‘malthusianischer Krisen’, das 
heißt von der Natur erzwungener 
Anpassungen der Zahl der Men- 
schen an die ökologischen Grenzen, 
geprägt. Dies gilt prinzipiell für alle 
Erdteile und kennzeichnet vorgege- 
bene Grenzen der menschlichen Ge- 
staltung.“ Der „Boden“ und die in 
ihm enthaltenden Rohstoffe seien 
die „letzte, elementare und begrenz- 
te Grundlage der menschlichen Exi- 
stenz“. 


Seit den Untersuchungen des Club 
of Rome sei erwiesen, daß es 
„ökologische Grenzen des Bevöl- 
kerungswachstums“ gebe. „Die 
Hoffnung scheint nicht begründet, 
daß die Entwicklung neuer Tech- 
niken und die Realisierung einer 
größeren Verteilungsgerechtigkeit 
ein wesentlich größeres Bevölke- 
rungswachstum ... möglich ma- 
chen würde.‘ Genausowenig lasse 
sich leugnen, daß „die Zunahme 
insbesondere der ‘armen’ Bevöl- 
kerung in der dritten Welt zu ei- 
nem unmittelbaren Druck auf die 
ohnehin begrenzten Ressourcen, 


insbesondere den Boden, führt.“ 
Aus diesem Grund bleibe „die Be- 
völkerungsentwicklung eine der 
größten Herausforderungen der 
Menschheit.“ O 


Konkurse in 
Deutschland 
steigen weiter 


Helmut Kohls Wahlkampfstrate- 
gie geht von einem vermeintli- 
chen Wirtschaftsaufschwung aus. 
Die wirtschaftliche Realität 
spricht aber eine andere Sprache. 
Von kurzfristigen Schwankungen 
abgesehen steuern die internatio- 
nalen Finanzmärkte (auch die 
deutschen) weiterhin auf den Ab- 
grund zu. 


Die deutsche Realwirtschaft be- 
findet sich keineswegs in einer 
stabilen Aufschwungphase. Die 
Arbeitslosigkeit liegt deutlich 
höher als im Vorjahr, und die 
Sparmaßnahmen, die am 1. Janu- 
ar 1995 in Kraft treten sollen, 
werden die Inlandsnachfrage wei- 
ter bremsen. Obwohl Kohl das eu- 
ropäische Infrastrukturprogramm 
des scheidenden EU-Präsidenten 
Jacques Delors unterstützt, das die 
Realwirtschaft stimulieren soll, 
sucht man ein entsprechendes 
Programm vergeblich im Wahl- 
programm der CDU/CSU. 


Am 23. August erklärte der Vor- 
sitzende des Bundesverbandes der 
mittelständischen Wirtschaft 
(BVMW) Dieter Härthe, im er- 
sten Halbjahr 1994 sei die Zahl 
der Firmeninsolvenzen in West- 
deutschland um 20 Prozent und in 
den neuen Ländern um 44 Prozent 
angestiegen. Dabei seien an die 
200 000 Arbeitsplätze vernichtet 
worden. Für das Gesamtjahr rech- 
net Härthe mit 18 000 oder sogar 
20 000 Firmenzusammenbrüchen 
gegenüber 15 100 im Vorjahr. 


Aus dem Volkswagenwerk kam 
eine andere alarmierende Nach- 
richt. VW-Vorstandschef Ferdin- 
and Piech erklärte, entgegen allem 
Wunschdenken über einen Wirt- 
schaftsaufschwung seien die Käu- 
fe von Neuwagen weiterhin rück- 
läufig. Immer weniger deutsche 
Haushalte erwägten laut Umfra- 
gen für dieses Jahr einen Automo- 
bilneukauf. Dafür seien die Wahl- 
kampfhysterie über Tempobegren- 
zungen sowie die Angst vor dem 
„Ozonloch“ und die Befürchtun- 
gen weiterer Steuererhöhungen im 
nächsten Jahr verantwortlich. 


Das Münchener IFO-Institut hat 
errechnet, daß 1994 Einkünfte aus 
Finanz- und Rentengeschäften um 
9 Prozent steigen, das „Normal- 
einkommen“ nach Steuerabzug 
hingegen um 1,5 Prozent fallen 
werde. 


Geldvermögen 
der Deutschen 
steigt auf vier 
Billionen DM 


Die Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland sind deutlich anlage- 
bewußter geworden. Das Geldver- 
mögen der privaten Haushalte 
stieg bis Ende des vergangenen 
Jahres auf 3925 Milliarden DM. 
Damit hat es sich in zehn Jahren 
rund verdoppelt und seit 1960 
mehr als verzwanzigfacht. Dabei 
kam es zu erheblichen Verschie- 
bungen bei den Anlageformen. 
Betrug der Anteil der Spareinla- 
gen am Geldvermögen 1960 noch 
etwa 32 Prozent, so sank er bis 
1993 auf nur noch knapp 22 Pro- 
zent. Festverzinsliche Wertpapiere 
nahmen dagegen von vier Prozent 
im Jahr 1960 auf etwa 18 Prozent 
1993 zu. Von den fast vier Billio- 
nen DM Geldvermögen besitzen 
die Bürger in den alten Bundeslän- 
dern 3702 Milliarden DM, jene in 
den neuen Bundesländern 223 
Milliarden DM. 


Jeder Deutsche 
ist mit 25 800 DM 
verschuldet 


Die öffentliche Verschuldung 
wird 1995 rund 62 Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes (BIP) er- 
reichen und sich umgerechnet pro 
Kopf der Bevölkerung auf 25 800 
DM erhöhen. Insgesamt werden 
die Schulden der öffentlichen 
Haushalte im kommenden Jahr 
auf geschätzte fast 2,1 Billionen 
DM steigen. 1991 waren es noch 
knapp 1,17 Billionen DM oder 
14.500 DM pro Einwohner. 


Die Regierung gibt in ihrer am 13. 
Juli veröffentlichten Antwort auf ei- 
ne kleine Anfrage der SPD-Fraktion 
an, damit bleibe die Bundesrepublik 
mit dem Staatsdefizit trotz der über- 
nommenen Verpflichtungen aus 
dem deutschen Vereinigungsprozeß 
und der Entschuldung der privati- 
sierten Eisenbahnen „in der unteren 
Hälfte der EU-Staaten“ und liege 
günstiger als die führenden Indus- 


trienationen USA und Japan. Die 
Schuldenquote Deutschlands sei im 
Vergleich der Industrieländer sogar 
die zweitniedrigste nach Großbritan- 
nien, betont die Regierung. 


Die aus der DDR übernommenen 
„Erblasten“ und der Wiederaufbau 
Ostdeutschlands haben den Bund 
den Angaben zufolge von 1990 bis 
1994 brutto rund 560 Milliarden 
DM gekostet. Gut die Hälfte der 
Summe sei durch Zusatzeinnahmen, 
Einsparungen und Steuererhöhun- 
gen ausgeglichen worden. Die Net- 
tobelastung beziffert die Regierung 
auf 270 Milliarden DM. Sie weist 
darauf hin, zusätzlich übernehme 
der Bund 1995 „durch die Mißwirt- 
schaft des früheren SED-Regimes 
entstandene Verpflichtungen“ von 
rund 400 Milliarden DM im „Erbla- 
stentilgungsfonds“. 


Um durch die öffentliche Verschul- 
dung private Investitionen nicht zu 
verdrängen, verfolgt die Bundesre- 
gierung ihrer eigenen Darstellung 
zufolge einen strikten Konsolidie- 
rungskurs. Gemäß der mittelfristi- 
gen Finanzprojektion, wie sie im Fi- 
nanzplanungsrat abgestimmt wor- 
den sei, werde das Staatsdefizit bis 
1998 auf weniger als ein Fünftel des 
94er Niveaus zurückgeführt. Für 
1995 geht die Bundesregierung 
noch von 129,5 Milliarden DM De- 
fizit im öffentlichen Gesamthaushalt 
aus, wobei auf den Bund 69 Milliar- 
den DM entfallen. 1994 sind es laut 
dieser Schätzung 146,5 Milliarden 
DM mit einem Bundesanteil von 
69,1 Milliarden DM. 


Die Ausgaben für Investitionen im 
öffentlichen Gesamthaushalt sind 
seit 1991 stets höher ausgefallen als 
die Summe der aufgenommenen 
Kredite. 165 Milliarden DM Investi- 
tionen hätten 1991 genau 17 Prozent 
der Gesamtausgaben und 125,1 Pro- 
zent der Nettokreditaufnahme ent- 
sprochen, schreibt die Bundesregie- 
rung. Für 1992 lauten die Ver- 
gleichszahlen: 187,4 Milliarden DM 
oder 17,6 Prozent der Ausgaben 
bzw. 162,8 Prozent der Nettokredi- 
te. 1993 waren es 183 Milliarden 
DM oder 16,5 Prozent der Ausga- 
ben bzw. 137,5 Prozent der Netto- 
kreditaufnahme, und im laufenden 
Jahr sollen 186 Milliarden DM oder 
16 Prozent der Ausgaben bzw. 127 
Prozent der Nettokreditaufnahme 
investiert werden. 


Dem Bund sind laut Regierung 
von 1983 bis 1994 insgesamt 
129,7 Milliarden DM zugute ge- 
kommen, die die Deutsche Bun- 
desbank an Gewinnen an den Fi- 


nanzminister abgeführt hat. Für 
1994 rechnet die Bundesregierung 
mit 18,3 Milliarden DM Über- 
schuß bei der Bundesbank. D 


Moderate Ausga- 
benentwicklung 
trotz deutlicher 
Qualitätsver- 
besserung für die 
Patienten 


Die Ausgaben der Gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) für 
Arzneimittel sind nach heute be- 
kanntgewordenen Zahlen im er- 
sten Halbjahr 1994 in den alten 
Bundesländern lediglich um 4,7 
Prozent gestiegen. Die Steige- 
rungsrate liegt damit deutlich un- 
ter dem Durchschnitt über alle 
Leistungsbereiche von 6,45 Pro- 
zent. „Damit setzt sich“, so der 
Hauptgeschäftsführer des Verban- 
des Forschender Arzneimittelher- 
steller, Professor Dr. Frank E. 
Münnich, „der Trend fort, daß die 
Arzneimittel einen immer gerin- 
geren Anteil der gesamten GKV- 
Kosten verursachen.“ Lag der An- 
teil der Arzneimittelausgaben an 
den Gesamtausgaben der GKV 
vor dem Gesundheitsstrukrurge- 
setz (GSG) noch bei über 15 Pro- 
zent, so sank er im letzten Jahr 
auf etwa 12,5 Prozent. Die jüng- 
sten Zahlen zeigen, daß sich diese 
Tendenz fortsetzt. 


Bei der Bewertung der Ausgaben- 
entwicklung sei auch zu beachten, 
daß die Steigerungsrate von 4,7 
Prozent auf einer besonders nied- 
rigen Ausgangsbasis des ersten 
Halbjahres 1993 aufsetze. Zudem 
seien die Preise für Arzneimittel 
weiterhin rückläufig. Damit zeige 
sich erneut, daß die Einsparungen 
im Gesundheitswesen in erster Li- 
nie vom Arzneimittelsektor er- 
bracht werden. 


Darüber hinaus wies der Hauptge- 
schäftsführer des VFA darauf hin, 
daß diese Entwicklung mit einer 
deutlichen Qualitätsverbesserung 
in der Arzneimittelversorgung 
einhergehe. Nach einer ersten 
Marktanalyse des VFA zeige sich 
das Bemühen der Vertragsärzte, 
nach den Irritationen des GSG im 
letzten Jahr ein qualitätsorientier- 
tes Verordnungsverhalten zu rea- 
lisieren. Dies zeige sich zum Bei- 
spiel bei der Therapie von Infekti- 
onskrankheiten. Nach einer 


keineswegs unumstrittenen Re- 
naissance älterer Antibiotika grif- 
fen die Ärzte wieder gezielt auf 
moderne Hochleistungsantibiotika 
zurück. Ähnliche Entwicklungen 
seien auch bei anderen Indikatio- 
nen festzustellen. Demgegenüber 
seien die Arzte bei den sogenann- 
ten umstrittenen Arzneimitteln 
wie schon im vergangenen Jahr 
sehr zurückhaltend. Auch dies be- 
weise ein an der Qualität orien- 
tiertes Verordnungsverhalten. 


Den Anstieg der Arzneimittelausga- 
ben in den neuen Bundesländern im 
ersten Halbjahr 1994 von ca. 25 Pro- 
zent bewertete Münnich als faktisch 
moderat, wenn auch die Zahl auf den 
ersten Blick etwas anderes signali- 
siere. Im Vergleichszeitraum des 
Vorjahres habe aber in den neuen 
Bundesländern ein gesetzlich vorge- 
schriebener Preisabschlag der Phar- 
mabranche von zuletzt 20 Prozent 
gegolten. Um zu einer realistischen 
Bewertung der Ausgabenentwick- 
lung in den neuen Bundesländern zu 
kommen, so Münnich weiter, müsse 
der aktuelle Wert entsprechend be- 
reinigt werden. Übrig bleibe dann 
ein geringer Anstieg. 


Renten in 
den neuen 
Bundesländern 


Unsere Sozialversicherung und 
Rentenkasse finanzieren sich aus 
den Beiträgen der Berufstätigen, die 
Höhe der Rente hängt unter ande- 
rem von der Zahl der Jahre ab, in 
denen die einzelnen in diese Kasse 
eingezahlt haben. Mit der Wieder- 
vereinigung stellte sich jedoch das 
Problem, daß ein großer Teil der Be- 
völkerung - alle älteren Menschen in 
Ostdeutschland, die im Ruhestand 
sind, und jene, die bald in den Ruhe- 
stand treten werden - keine oder in- 
zwischen nur sehr geringe Beträge 
in die Solidarkasse eingezahlt ha- 
ben. Dieses Problem wurde im Eini- 
gungsvertrag so geregelt, daß den 
Ruheständlern in Ostdeutschland 
trotzdem mit Bezug auf die jeweili- 
ge Lebensarbeitszeit und ihr Gehalt 
in der ehemaligen DDR eine ganz 
normale Rente ausgezahlt wird. 


Etwa jeder dritte Befragte in der al- 
ten Bundesrepublik empfindet diese 
Regelung als ungerecht. „Ich finde 
es nicht richtig, daß die Rentner aus 
der ehemaligen DDR und die Ost- 
deutschen, die jetzt bald in den Ru- 
hestand gehen, eine ganz normale 
Rente bekommen, obwohl sie über- 
haupt nichts in die Rentenversiche- 


rung einbezahlt haben. Das ist den 
Westdeutschen gegenüber absolut 
ungerecht.“ Aber der Mehrheit, je- 
dem zweiten in Westdeutschland, 
scheint die geltende Rentenregelung 
richtig zu sein. „Die Rentner in Ost- 
deutschland haben auch ihr Leben 
lang gearbeitet. Deswegen ist es nur 
recht und billig, daß sie jetzt auch ei- 
ne ganz normale Rente bekom- 
men.“ 52 Prozent der westdeutschen 
Männer und 48 Prozent der west- 
deutschen Frauen sehen das so. 


Auch in der älteren Generation der 
Westdeutschen, die zum größten 
Teil für ihre Rente über ein langes 
Berufsleben hinweg Beiträge ge- 
zahlt haben, überwiegt die Einsicht, 
daß man die Menschen aus Ost- 
deutschland, die in der damaligen 
DDR gar nicht die Möglichkeit zu 
Beitragszahlungen hatten, heute auf 
angemessene Weise mit einer Rente 
ausstatten muß. 


Nachvollziehbar ist sicherlich: Je 
höher das eigene Einkommen 
oder die eigene (zu erwartende) 
Rente ist, um so großzügiger wird 
auch im Westen die Rentenrege- 
lung für die ehemaligen DDR- 
Bürger als „recht und billig“ emp- 
funden. Leitende Angestellte und 
Beamte finden die Regelung zu 
58 Prozent richtig, während Ar- 
beiter die finanzielle Ungleichbe- 
handlung, die vorläufig nur 
schwer zu umgehen ist, eher als 
ungerecht empfinden. 41 Prozent 
der angelernten Arbeiter und 37 
Prozent der Facharbeiter drückten 
in der Allensbacher Umfrage ein 
solches Gefühl von Ungerechtig- 
keit aus. 


Wie unterschiedlich trotz dieser for- 
malen Gleichbehandlung bis heute 
die Einkommenssituation vor allem 
der Rentner in West und Ost aus- 
sieht, ist den meisten im Westen 
kaum bekannt. Obwohl - anders als 
im Westen - viele Rentnerpaare im 
Osten wegen der lebenslang selbst- 
verständlichen Berufstätigkeit der 
Frauen in der DDR eine doppelte 
Rente beziehen, beläuft sich das 
durchschnittliche Haushaltseinkom- 
men eines ostdeutschen Rentner- 
paars auf 2582 DM. Ein entspre- 
chendes Rentnerpaar in West- 
deutschland verfügt demgegenüber 
im Durchschnitt über ein Haus- 
haltseinkommen von 3463 DM. Ein 
alleinstehender Rentner, der sein 
Berufsleben in der DDR verbracht 
hat, bezieht heute eine durchschnitt- 
liche Rente von 1424 DM, während 
ein alleinstehender Rentner im We- 
sten immerhin über eine Rente von 
2067 DM verfügt. 


ng [SJODE 57 


Bonn 


BSE -e 


in 


Thema in der 
Diskussion 


Manfred Gareis 


Die anhaltende und häufig eher verwirrende Berichterstattung zum 
Thema Rinderwahnsinn (BSE) macht es erforderlich, einige aktu- 
elle Informationen weiterzugeben und auf diesem Weg die Diskus- 
sion zu versachlichen. Professor Dr. Dr. Manfred Gareis, Institut 
für Mikrobiologie und Toxikologie der Bundesanstalt für Fleisch- 
forschung in Kulmbach, stellt die derzeitige Situation bis hin zu 
möglichen Bekämpfungsstrategien dar. 


Zentrales Thema der Angstpubli- 
zistik ist seit Monaten die Rinder- 
krankheit BSE (Bovine Spongi- 
forme Enzephalopathie). Durch 
ständig wiederkehrende Bericht- 
erstattung in den Medien hat die- 
se Tierkrankheit politische Di- 
mensionen erreicht und in Verbin- 
dung mit den Meldungen über die 
Schweinepest, die Salmonellen- 
problematik und den angeblichen 
„Fleischskandal“ bei Tiefkühlwa- 
ren zu einer nachhaltigen Stigma- 
tisierung der Lebensmittel tieri- 
scher Herkunft beigetragen und 
speziell der Rinderproduktion 
gravierende Schäden zugefügt. 
Die durch BSE ausgelöste Verun- 
sicherung bei den Landwirten als 
Erzeuger über die verschiedenen 
Berufsgruppen der Lebensmittel- 
branche bis hin zum Verbraucher 
ist ebenso groß wie verständlich, 
da den mediengerechten Szenari- 
en dieser Tierseuche wissen- 
schaftliche Unklarheiten über die 
Biologie des Erregers und Ähn- 
lichkeiten der BSE mit Erkran- 
kungen beim Menschen gegen- 
‚überstehen. Was ist das Besonde- 
re an „BSE“ und der Tatsache, 
daß diese Krankheit sicher auch 
zukünftig zentrales Thema der 
Medien sein wird? 


In Deutschland so 
gut wie unbekannt 


Die BSE, bei uns als „Rinder- 
wahnsinn“ in den Sprachschatz 
eingegangen, gehört zu dem 
Krankheitskomplex der „Über- 
tragbaren Spongiformen Enze- 
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phalopathien“, die zu einer 
schwammartigen Veränderung 
des zentralen Nervensystems 
führen. Derartige Erkrankungen 
sind sowohl bei Tieren (zum Bei- 
spiel Traberkrankheit oder Scra- 
pie der Schafe) als auch beim 
Menschen (Creutzfeld-Jakob) seit 
langer Zeit bekannt. Die Beson- 
derheiten dieser Erkrankungen 
sind darin zu sehen, daß extrem 
lange Zeiträume von der An- 
steckung bis zum Auftreten kli- 
nisch sichtbarer Symptome beob- 
achtet werden und daß es bisher 
nicht gelang, die Natur der Erre- 
ger aufzuklären. Vieles scheint 
darauf hinzudeuten, daß es sich 
bei dem BSE-Agens nicht um ei- 
nen klassischen Infektionserreger 
handelt, also nicht um ein Virus, 
sondern daß es den sogenannten 
„Prionen“ zugeordnet werden 
muß, die als äußerst stabile Ei- 
weißkörper eine hohe Wider- 
standskraft gegenüber physika- 
lisch-chemischen Einflüssen auf- 
weisen. 


Bis vor etwa zehn Jahren war eine 
derartige Erkrankung bei Rindern 
nicht bekannt und offensichtlich 
in Großbritannien erst durch das 
Zusammenwirken verschiedener 
Faktoren ausgelöst worden: Aus 
Kostengründen wurden 1981 die 
Verfahren zur Tiermehlproduktion 
geändert, wobei die nicht ausrei- 
chende Sterilisierung bei der Tier- 
körperbeseitigung dazu führte, 
daß der Erreger der Scrapie, einer 
Schafkrankheit, die in England 
endemisch auftritt, unbeschadet in 
die Mehle gelangen konnte. In 


Deutschland kommt die Schaf- 
krankheit Scrapie beziehungswei- 
se Traberkrankheit so gut wie 
nicht vor. Aus diesem Grund kann 
davon ausgegangen werden, daß 
für den Menschen hinsichtlich 
dieser Übertragung kein Risiko 
besteht und damit deutsches 
Schafs- und Lammfleisch kein 
Gefährdungspotential aufweist. 


Sorgloser Umgang 
mit der Hygiene 


Darüber hinaus begannen engli- 
sche Rinderzüchter ebenfalls aus 
wirtschaftlichen Überlegungen 
Anfang der achtziger Jahre damit, 
dem Kraftfutter für Kälber in 
Milchviehbeständen Tierkörper- 
mehle beizumischen. Dies dürfte 
auch der Grund dafür sein, daß 
die BSE-Erkrankung in den nach- 
folgenden Jahren in den engli- 
schen Hochleistungsmilchviehbe- 
ständen verstärkt aufgetreten ist 
und dort mittlerweile mehr als 
130 000 Rinder - davon etwa 85 
Prozent Milchrinder - erkrankten. 


Es sind im wesentlichen also zwei 
Hauptgründe für die Entstehung 
der BSE-Erkrankung anzuführen, 
zum einen der sorglose Umgang 
mit der Hygiene bei der Tierkör- 
perbeseitigung, was zum Überle- 
ben von bestimmten Infektionser- 
regern führen kann, sowie zum 
anderen der Einsatz daraus resul- 
tierender Tiermehle als nicht art- 
gerechtes Futtermittel für Wieder- 
käuer. 


In der Diskussion steht momentan 
zudem der mögliche Einfluß von 
chronischen Vergiftungen durch 
organophosphathaltige Insektizi- 
de, was wissenschaftlich bislang 
jedoch nicht belegt ist. 


Befürchtungen sind 
verständlich 


Aufgrund der Erkenntnisse, daß 
eine derartige Erkrankung offen- 
sichtlich vom Schaf auf das Rind 
übertragbar ist und experimentelle 
Untersuchungen auch den mögli- 
chen Transfer auf andere Tierspe- 
zies aufzeigten, sind die Befürch- 
tungen einer möglichen Übertra- 
gung auch auf den Menschen 
verständlich. Im Hinblick auf eine 
sachliche Einschätzung möglicher 
Gefahren durch die BSE sollte 
zunächst jedoch zwischen der Ge- 
fährdung für Tiere und Menschen 
eine getrennte Betrachtung erfol- 
gen. Es ist hierbei festzuhalten, 


daß es sich bei BSE um eine Rin- 
derkrankheit handelt und der epi- 
demische Charakter der Erkran- 
kung auf Großbritannien lokali- 
siert ist. Eine Reihe von Ländern 
wie Deutschland gelten als BSE- 
frei. Die vier in Deutschland bei 
britischen Zuchttieren nachgewie- 
senen Fälle lassen sich auf bereits 
infizierte, aus Großbritannien im- 
portierte Tiere zurückverfolgen. 


Wichtigstes Ziel der veterinärpo- 
lizeilichen Handlungen muß es 
sein, die Einschleppung der Er- 
krankung in Tierbestände bisher 
BSE-freier Regionen zu verhin- 
dern. Bislang stehen Erkenntnisse 
aus, ob sich das BSE-Agens in 
der Umwelt verankern und eine 
Ansteckung über Weiden erfolgen 
kann. Aufgrund der hohen Wider- 
standskraft des BSE-Agens ge- 
genüber äußeren Einflüssen sollte 
diesem Aspekt vermehrt Bedeu- 
tung geschenkt werden, da in die- 
sem Falle endemische Situationen 
provoziert werden könnten. 


Seit 1988 sind Barrieren auf na- 
tionaler, englischer und EU-Ebe- 
ne aufgebaut, die mittlerweile 
mehr als 20 Maßnahmen umfas- 
sen. Da eine potentielle Übertra- 
gung der Krankheit durch impor- 
tierte englische Rinderrassen 
möglich erscheint, reiht sich das 
zuletzt ausgesprochene Schlacht- 
verbot britischer Rinder über ei- 
nem Alter von sechs Monaten und 
die Beobachtung der Rinderbe- 
stände, in denen sich solche Tiere 
befinden, als sinnvolle Maßnahme 
ein. 


Im Sinne eines 
optimalen 
Verbraucherschutzes 


Im Unterschied zu der Infektions- 
gefahr für die einheimische Rin- 
derpopulation kann für den Men- 
schen eine Gesundheitsgefähr- 
dung durch BSE nur hypothetisch 
in Ansatz gebracht werden. Wis- 
senschaftlich fundierte Hinweise 
für ein Gesundheitsrisiko liegen 
nicht vor beziehungsweise 
schließen eher aus, daß es durch 
den Verzehr von Fleisch und 
Fleischprodukten zu Erkrankun- 
gen kommen kann. 


Allerdings läßt sich zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt für eine Risi- 
kobewertung keine absolut sichere 
Aussage machen, da der Auslöser 
der BSE und die biologischen Ab- 
läufe noch nicht eindeutig identi- 
fiziert oder geklärt sind. Reprodu- 


ziert werden konnte die Krankheit 
im Tierversuch an Labortieren 
durch Injektion von Extrakten des 
Gehirns, Rückenmarks und Dünn- 
darmgewebes von an BSE er- 
krankten Tieren, nicht jedoch mit 
Extrakten anderer Gewebe, Sekre- 
te sowie Muskulatur, weshalb 
nach allgemeiner Auffassung da- 
her der Fleischverzehr von mögli- 
cherweise an BSE erkrankten Tie- 
ren als unbedenklich gilt. Obwohl 
dies sehr beruhigend ist, so muß 
man sich doch kritisch mit dieser 
Diagnostikmöglichkeit auseinan- 
dersetzen, die es nicht ermöglicht, 
gesicherte Aussagen über den 
Verbleib des Erregers zu machen. 


Im Sinne eines optimalen Ver- 
braucherschutzes sowie eines 
Zeitgewinns für die wissenschaft- 
liche Klärung noch offener Fra- 
gen muß daher die umfassende 
Expositionsprophylaxe im Vorder- 
grund stehen, weshalb die deut- 
schen Forderungen auf EU-Ebene 
gerechtfertigt erscheinen. 


Legitime Forderungen 
der Verbraucher 


Eine Reihe von wissenschaftli- 
chen Aspekten zur BSE ist gegen- 
wärtig noch nicht geklärt. Sicher 
ist jedoch, daß von Fleisch und 
Fleischprodükten, die von Rin- 
dern aus BSE-freien Regionen 
stammen, keinerlei Gesundheitsri- 
siken in diesem Zusammenhang 
für den Menschen ausgehert. Dies 
trifft natürlich insbesondere für 


Rindfleisch aus einheimischer 
Produktion zu. Auch die hierzu- 
lande angewandten Dekontamina- 
tionsverfahren bei der Tierkörper- 
beseitigung gelten als sicher und 
haben sich bezüglich der Hygie- 
neanforderungen seit fünfzig Jah- 
ren bewährt. 


Diese einfachen, naheliegenden 
Erkenntnisse müssen jedoch 
glaubhaft vermittelt werden. Die 
Notwendigkeit der Einführung ei- 
nes Informationssystems, das 
Auskunft über Herkunft, Auf- 
zucht und den weiteren Verbleib 
der Tiere bis hin zum Lebensmit- 
tel gibt, ist daher eine vernünftige 
und durchaus legitime Forderung 
des Konsumenten, der verständli- 
cherweise nicht bereit sein kann, 
sich freiwillig einem möglichen 
Expositionsrisiko auszusetzen. Da 
die Qualität von Lebensmitteln 
tierischer Herkunft zunehmend 
von ethischen Aspekten wie Hal- 
tungsformen, Transportbedingun- 
gen und Tierschutz bestimmt 
wird, kämen einem Informations- 
system darüber hinaus weitere po- 
sitive Gesichtspunkte zugute. 


Neben der wissenschaftlichen 
Aufklärung der BSE-Erkrankung 
erscheint es aus den genannten 
Gründen notwendig, vermehrt An- 
strengungen im Hinblick auf einen 
sachgerechten Umgang mit dieser 
Thematik zu unternehmen und In- 
formationssystemen über die Her- 
kunft sowie den Weg von Lebens- 
mitteln tierischer Herkunft eine 
hohe Priorität einzuräumen. DO 


Was tun bei 


ARTHROSE? 


Was kann man bei Arthrose 
tun? Wo kann man sich infor- 
mieren? Auf diese häufigen 
Fragen will die Deutsche Ar- 
throse-Hilfe e.V. mit Sitz in 
Frankfurt fundierte Antworten 


geben. Zusammen mit dem 
Förderkreis Arthroseforschung 
gibt sie eine neue Informa- 


tionszeitschrift mit Namen 
„Arthrose-Info‘ heraus, deren 
dritter Jahrgang jetzt vollstän- 
dig vorliegt. 

In den übersichtlichen Heften, 
die vierteljährlich erscheinen, 
werden praktische Tips und 
Empfehlungen zu allen Fra- 


gen der Arthrose gegeben. In 
leicht verständlichen und in- 
teressanten Darstellungen wie 
„Was ist Arthrose?“ oder 
„Praktische Tips bei Arthro- 
se der Knie, der Hüften, der 
Fußgelenke ... usw.“ werden 
gleichzeitig die Grundsätze 
dieser Gelenkveränderungen 
anschaulich erläutert. 

Ein Exemplar kann kostenlos 
angefordert werden bei: Deut- 
sche Arthrose-Hilfe e.V., Post- 
fach 110551, 6000 Frank- 
furt/Main. (Bitte eine 1-DM- 
Briefmarke als Rückporto 
beifügen.) 


Bonn 


Spannung 

mit Moskau 
durch Plutoni- 
um-Skandal’? 


Gunther Burckhardt 


Die Bemerkungen, die Wladimir Klimenko, ein hochrangiger na- 
tionaler Sicherheitsberater des russischen Präsidenten Boris Jelzin, 
am 23. August machte, wirken sicherlich wie eine Bombe für die 
Londoner Netzwerke geopolitischer Propagandisten und deren 
Sympathisanten in den Vereinigten Staaten und Westeuropa. 


Eine „dritte Kraft“, sagte Klimen- 
ko in einem Interview mit der 
Nachrichtenagentur Interfax, sei 
dabei, einen künstlichen nuklea- 
ren Sicherheitsalarm mit Ziel- 
scheibe Rußland und Deutschland 
zu schaffen. Ihre Absicht sei es, 
„die Berliner Mauer zwischen den 
beiden Staaten wieder aufzubau- 
en. ... Nicht alle Staaten - und 
folglich auch deren Geheim- 
dienstbehörden - wollen eine Stär- 
kung der freundschaftlichen Be- 
ziehungen zwischen Rußland und 
Deutschland“. 


Klimenko meinte auch, daß aus- 
ländische Interessen versuchten, 
die jüngsten inszenierten Vorfälle 
mit Plutoniumschmuggel dazu zu 
verwenden, internationale Kon- 
trollen über Rußlands Nuklear- 
technologiekomplex, insbesonde- 
re den militärischen Teil davon, zu 
propagieren. 


Klimenko nannte kein bestimmtes 
westliches Land, das hinter dieser 
„dritten Kraft“ stehe, doch infor- 
mierte Quellen in Moskau äußer- 
ten, daß man sich in Rußland über 
die Rolle im klaren sei, die die 
britische Politik und britische 
Operationen spielen, um die Sou- 
veränität Rußlands zu unterminie- 
ren, und daß sie gegen eine Ko- 
operation Deutschlands mit den 
Russen seien. 


Klimenko machte seine Bemer- 
kungen nach dreitägigen, hoch- 
rangigen Gesprächen in Moskau 
zwischen russischen und deut- 


schen Geheimdienstbeamten und 
ein paar Tage vor einem weiteren 
Besuch Jelzins in Deutschland. 
Jetzt muß man sich an die beißen- 
den Reaktionen in bestimmten 
Medien erinnern, die Jelzins Vor- 
schlag hervorrief, den er bei sei- 
ner Reise Mitte Juni nach 
Deutschland im Zusammenhang 
mit der russisch-deutschen Ko- 
operation bei gemeinsamen Ei- 
senbahn- und anderen Infrastruk- 
turprojekten machte, die die 
Hauptstädte der beiden Länder 
miteinander verbinden sollen. Jel- 
zin forderte das Projekt einer 
Hochgeschwindigkeits-Eisenbahn- 
linie zwischen Moskau und Ber- 
lin, was auf britische Geopeolitiker 
wie das rote Tuch auf den Stier 
gewirkt haben muß. 


Die unmittelbare und positive Re- 
aktion des deutschen Bundeskanz- 
lers Helmut Kohl auf diesen Vor- 
schlag sowie in den folgenden Wo- 
chen nach dem Treffen mit Jelzin 
seine häufigen Hinweise darauf, 
wie wichtig eine Vertiefung der 
russisch-deutschen Beziehungen 
sei, signalisierten, daß das Treffen 
zwischen dem deutschen Kanzler 
und dem russischen Präsidenten 
am.31. August in Weimar bei der 
offiziellen Verabschiedungszere- 
monie für die letzten Truppen, die 
den östlichen Teil Deutschlands 
nach 49jähriger Besatzung verlas- 
sen, sicher ein höchst symbolisches 
Ereignis in dieser strategischen Per- 
spektive werden sollte. 


Das Datum ist sehr symbolisch, 
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denn es bedeutet noch mehr als 
der Fall der Berliner Mauer, daß 
die Kriegszeit und Nachkriegszeit 
vorbei ist und daß - wie Diploma- 
ten es ausdrückten - „ein neues 
Kapitel im Buch der wechselseiti- 
gen Beziehungen geöffnet werden 
kann“. 


Vor dem Hintergrund von fast 
100 Jahren von den Briten mani- 
pulierter Feindschaft zwischen 
Russen und Deutschen ist die 
strategische Konstellation vom 
Sommer 1994 definitiv das Beste, 
was in den russisch-deutschen 
Beziehungen seit den neunziger 
Jahren des vergangenen Jahrhun- 
derts passiert ist. Wie US-Präsi- 
dent Bill Clinton in seiner histori- 
schen Rede vom 12. Juli am 
Brandenburger Tor in Berlin sag- 
te, „alles ist jetzt möglich“ zwi- 
schen Berlin und Moskau, 
während im vergangenen Jahr- 
hundert wenig möglich war. 


Außerdem hat diese Perspektive 
die ausdrückliche Unterstützung 
der amerikanischen Regierung 
und weitgehend auch die der fran- 
zösischen. Das ist genau die Kon- 
stellation, die britische Geopoliti- 
ker traditionell versucht haben zu 
sabotieren. Es ist deshalb nur kon- 
sequent, daß die Reaktion der Bri- 
ten gelinde gesagt „nicht wohl- 
wollend“ ist. 


Wo ist 
der Beweis? 


Es ist ein seltsames Zusammen- 
treffen der Ereignisse, daß die 
jüngste Serie von Plutonium- 
schmuggel-Vorfällen ausschließ- 
lich auf deutschem Boden ge- 
schah; daß in allen Fällen Speku- 
lationen über den „russischen 
Ursprung“ des Plutoniums oder 
anderer radioaktiver Substanzen 
von den Medien verbreitet wur- 
den; daß massive Bemühungen 
der Medien in Deutschland, in 
Rußland und auf internationaler 
Ebene in Gang gesetzt wurden, 
um Politiker und Experten von al- 
len Seiten zu Beurteilungen und 
Kommentaren über diese Berich- 
te herauszufordern - ohne daß es 
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Boris Jelzins und Rußlands Souveränität stehen britischen geopoliti- 
schen Interessen im Wege. 


von irgend jemand konkrete Be- 
weise für diese Beschuldigungen 
gegeben hätte. 


Es ist noch erwähnenswert, daß 
russische Sprecher in dieser Situa- 
tion relativ vorsichtig waren und 
keinerlei Beschuldigungen und 
Gegenbeschuldigungen mit den 
Deutschen austauschten, obwohl 
die spektakuläre Beschlagnah- 
mung von Plutonium auf dem 
Münchener Flughafen am 10. Au- 
gust von deutschen Beamten 
inszeniert wurde, die hinter dem 
Rücken russischer Behörden eine 
Operation anordneten. 


Der Vorfall, zu dem auch die po- 
lizeiliche Durchsuchung eines zi- 
vilen Flugzeugs mit Walentin Si- 
dorenko, dem stellvertretenden 
russischen Kabinettsminister für 
Atomenergie, an Bord, gehörte, 
barg das Potential für eine schwe- 
re diplomatische Krise zwischen 
Bonn und Moskau. Dies erklärt, 
weshalb Bundeskanzler Kohl so- 
fort Präsident Jelzin anrief, um 
die Sache zu dämpfen und ein 
Sondertreffen deutscher und rus- 
sischer Sicherheits- und Geheim- 
dienstexperten in der russischen 
Hauptstadt für den 20. bis 22. Au- 
gust anberaumte. 


Die deutsche Delegation wurde 
angeführt von Bernd Schmidbau- 
er, Kanzler Kohls Chefkoordina- 
tor für Geheimdienstangelegen- 
heiten, und sie bestand neben an- 
deren hochrangigen Experten aus 


den Chefs der deutschen Gegen- 
spionageeinheit und der ausländi- 
schen Geheimdienstbehörde. 


Gute 


Beziehungen schützen 


Sergei Stepaschin, der Präsident 
der russischen Geheimdienst- 
behörde FSK, setzte in einer Ne- 
benbemerkung bei seinen Kom- 
mentaren gegenüber der Presse 
am 21. August nach der ersten 
Gesprächsrunde mit der deut- 
schen Delegation ein wichtiges 
Signal hinsichtlich der Beziehun- 
gen Rußlands zu Deutschland. 
Der Zweck dieser Gespräche, so 
Stepaschin, bestehe darin, „das 
gemeinsame Interesse zu unter- 
streichen, daß der bevorstehende 
Besuch Jelzins in Deutschland 
von keinerlei Ärger überschattet 
werden soll“. 


Ein Acht-Punkte-Katalog von Pri- 
oritätsmaßnahmen hinsichtlich 
der Schritte zur Verbesserung der 
nuklearen Sicherheit in Rußland 
sowie eine effizientere Kooperati- 
on gegen das organisierte Verbre- 
chen, die Spionage und Sabotage 
im Bereich der Nukleartechnolo- 
gie auf beiden Seiten wurde auf 
dem russisch-deutschen Experten- 
treffen vereinbart. Beide Seiten 
einigten sich darauf, daß der voll- 
ständige Wortlaut des Papiers von 
Kohl und Jelzin persönlich ge- 
prüft werden sollte, bevor er ver- 
öffentlicht wird. Außerdem be- 


schlossen Deutsche und Russen, 
daß Konsultationen über damit 
zusammenhängende Angelegen- 
heiten mit Treffen von Vertretern 
und Experten auf hochrangiger 
Ebene regelmäßig durchgeführt 
werden sollten. 


Der Leiter der deutschen Delega- 
tion, Schmidbauer, bezeichnete 
die Moskauer Gespräche als 
„sehr positives und fruchtbares 
Ereignis“ und signalisierte, daß er 
mit den Ergebnissen zufrieden 
sei. Die deutsche Delegation be- 
tonte, daß der angeblich „russi- 
sche Ursprung“ des Plutoniums, 
das in den letzten Wochen be- 
schlagnahmt worden sei, an die- 
ser Stelle nicht hinreichend nach- 
weisbar sei und daß noch mehr 
Daten gesammelt werden müßten, 
bevor irgendwelche Schlußfolge- 
rungen gezogen werden könnten. 
Beide Seiten würden auch unter- 
suchen, so wurde angedeutet, 
warum alle diese spektakulären 
Fälle mit Plutonium der vergan- 
genen Woche auf deutschem Bo- 
den auftraten, was der Hinter- 
grund für dieses auffallende Mu- 
ster sei und in wessen Interesse es 
sei, daß diese Dinge in Deutsch- 
land passieren. 


Klimenkos Bemerkungen könn- 
ten einen Hinweis dafür geben, in 
welche Richtung diese Untersu- 
chungen gehen werden. Von be- 
sonderem Interesse hinsichtlich 
der russisch-deutschen Koopera- 
tion ist außerdem die Tatsache, 
daß Schmidbauer am Ende der 
Moskauer Gespräche mit Jewge- 
ni Primakow, seinem russischen 
Kollegen und Präsident Jelzins 
Chefkoordinator für ausländische 
Geheimdienstangelegenheiten, 
zusammentraf. Es wurde nicht 
bekannt, über was genau die bei- 
den sprachen, doch Primakows 
Sprecher ließ - eine Woche vor 
dem wichtigen Weimarer Gipfel 
am 31. August zwischen Kohl 
und Jelzin - gegenüber der Pres- 
se anklingen, daß die beiden ei- 
nen umfassenden Bereich inter- 
nationaler Themen besprochen 
hatten, was deutlich machte, daß 
sie mehr als nur das Thema Plu- 
tonium auf ihrer Tagesordnung 
hatten. 


Die Londoner Geopolitiker mö- 
gen ihre eigenen Schlußfolgerun- 
gen daraus gezogen haben - eine 
davon ist, daß diese erste Runde 
inszenierter Skandale, die 
Deutschland und Rußland in Ver- 
ruf bringen sollten, nicht so funk- 
tioniert hat. 


Standort Deutschland 


Die Ver- 
schwendung 
im Gesund- 
heitswesen 


Peter Oberender 


Das deutsche Gesundheitssystem befindet sich in einer Systemkri- 
se. Es leidet an einer Vielzahl von Symptomen. Ursache ist die feh- 
lende Preissteuerung. Dadurch kommt es zu umfangreichen Ver- 
schwendungen. Die dadurch ausgelöste Ausgaben-Expansion führ- 
te in der Vergangenheit zu steigenden Beitragssätzen und damit zu 
einer Zunahme der Lohnnebenkosten, was zu einer Verschlechte- 
rung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit des Standortes 
Deutschland beitrug, stellte Professor Dr. Peter Oberender von der 
Universität Bayreuth auf einer Pressekonferenz der Bayer AG fest. 
Er ging dabei auf die zunehmende ökonomische Relevanz der Arz- 
neimittelverordnungen vor allem im Bereich der Magen-Darm- 
Erkrankungen ein, der in Deutschland mit 45,7 Millionen Verord- 
nungen zu den häufigsten Erkrankungen zählt. 


Angesichts der ständig steigenden 
Ausgaben der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung versucht deshalb 
der Gesetzgeber seit Mitte der 
siebziger Jahre mit immer stärke- 
ren Interventionen die Ausgaben- 
entwicklung in den Griff zu be- 
kommen. Einen Höhepunkt in die- 
ser Entwicklung stellt das 
Gesundheitsstrukturgesetz dar. Es 
ist gekennzeichnet durch ein 
bißchen Marktwirtschaft und viel 
Dirigismus. Dabei handelt es sich 
um eine bloße Symptomtherapie, 
ohne daß die Ursachen wirkungs- 
voll bekämpft werden. Die Ge- 
sundheitspolitik verkümmert somit 
zunehmend zu einer bloßen Politik 
der Kostendämpfung, indem büro- 
kratische und staatliche Interven- 
tionen weiter verschärft werden. 


Aufgrund der politischen Priorität 
der Beitragssatzstabilität werden 
die Ausgaben der Gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) im- 
mer stärker gedämpft. Von diesen 
Einsparungsmaßnahmen ist insbe- 
sondere der Arzneimittelbereich 
stark betroffen, indem neben Fest- 
beträgen und anderen Diskriminie- 
rungen innovativer Präparate ein 
Arzneimittelbudget installiert wur- 
de. Dadurch gewinnt der Preis bei 
Arzneimitteln einen unverhältnis- 


mäßig hohen Stellenwert: 
Die Verordnung von Arzneimitteln 
wird zunehmend von pretialen 
Überlegungen geleitet. Ökonomi- 
sche Aspekte gewinnen dadurch 
zunehmend an Relevanz. Dies gilt 
auch für den Bereich der Magen- 
Darm-Erkrankungen. 


Erkrankungen des Magen-Darm- 
Systems gehören in Deutschland 
zu den häufigsten Erkrankungen. 
1992 lagen sie mit 45,7 Millionen 
Verordnungen auf dem dritten 
Rang, mit über zwei Milliarden 
DM Umsatz auf dem zweiten 
Rang der verordnungs- und um- 
satzstärksten Indikationsgruppen. 
25 bis 30 Prozent der Bevölkerung 
leiden in Deutschland und Europa 
mindestens einmal im Jahr an einer 
Magen-Darm-Erkrankung. 15 bis 
30 Prozent aller Patienten des nie- 
dergelassenen Arztes entfallen auf 
die Indikationsgruppe Magen- 
Darm-Erkrankungen. 


Magen-Darm-Erkrankungen gehö- 
ren in den alten Bundesländern zu 
den großen Krankheitsgruppen, die 
zur Arbeitsunfähigkeit führen. So 
waren 1980 vier Millionen Fälle 
von Arbeitsunfähigkeit, das ent- 
spricht 10 Prozent aller Arbeitsun- 
fähigkeitsfälle, zu verzeichnen. 


1990 waren es bereits 5,8 Millio- 
nen, was in etwa 13 Prozent aller 
Arbeitsunfähigkeitsfälle entspricht. 
Damit ist eine Zunahme von 1980 
bis 1990 um 45 Prozent bei den 
Arbeitsunfähigkeitsfällen aufgrund 
von Magen-Darm-Erkrankungen 
zu konstatieren. Mehr als 75 Pro- 
zent aller Patienten sind Männer im 
Alter bis zu 45 Jahren. 


Im gleichen Zeitraum sank aller- 
dings die Tage der Arbeitsunfähig- 
keit um 19,2 Prozent von 73 Mil- 
lionen (1980) auf 59 Millionen 
(1990). Wird auf den täglichen Ar- 
beitsausfall in den alten Bundeslän- 
dern durch Magen-Darm-Erkran- 
kungen abgestellt, so ergibt sich für 
1990 ein täglicher Arbeitsausfall 
von etwa 240 000 Arbeitnehmern 
und Arbeitnehmerinnen. Dies ent- 
spricht etwa 10 Prozent aller tägli- 
chen Arbeitsausfälle. 


Die durchschnittliche Arbeitsun- 
fähigkeit betrug 1990 bei Magen- 
Darm-Erkrankungen 9,86 Tage. 


Bei den Krankenhaustagen ist in 
der Zeit von 1980 bis 1990 eine 
Abnahme von 2,8 Millionen Tagen 
zu verzeichnen. Dies entspricht ei- 
ner Abnahme von 27,5 Prozent. Im 
Durchschnitt beträgt der Kranken- 
hausaufenthalt bei Magen-Darm- 
Erkrankungen 12,6 Tage. Damit 
liegt diese Indikationsgruppe unter 
dem Durchschnitt von 14,3 Tagen. 


Bei der medikamentösen Therapie 
peptischer Läsionen der Magen- 
und Duodenalschleimhaut domi- 
nierten 1992 mit 80 Prozent Anta- 
zida und H2-Antagonisten (33,3 
beziehungsweise 46,7 Prozent) der 
verordneten Tagesdosen. 1992 ent- 
fielen von den 288 Millionen Ver- 
ordnungen 96 Millionen auf Anta- 
zida und 134 Millionen auf H2-An- 
tagonisten. Hierbei läßt sich noch 
ein West-Ost-Gefälle feststellen, in- 
dem nämlich in den alten Bundes- 
ländern 1992 pro Einwohner etwa 
fünf Tagesdosen von Ulcuspräpara- 
ten verordnet wurden, waren es in 
den neuen Bundesländern nur eine 
Tagesdosis von drei. 


Es stellt nun nicht nur eine unzuläs- 
sige Vereinfachung der sehr kom- 
plexen medikamentösen Therapie 
dar, wenn ausschließlich auf den 
Preis eines Präparates abgestellt 
wird, weil der Preis nur ein Aspekt 
eines Medikamentes verkörpert. 
Eine weitere unzulässige Vereinfa- 
chung liegt vor, wenn lediglich auf 
die durchschnittlichen Therapieko- 
sten abgehoben wird. Vielmehr 
müssen auch die Effektivität und 


die Verträglichkeit (Nebenwirkun- 
gen) einer medikamentösen Be- 
handlung adäquat berücksichtigt 
werden. Es muß deshalb auf die 
Gesamttherapiekosten abgehoben 
werden. 


Für die Entscheidung des Arztes, 
welches Präparat in einer konkreten 
Situation das jeweils preiswerteste 
zur Behandlung einer Krankheit 
darstellt, müssen deshalb alle Vor- 
teile (Nutzen) und Nachteile (Ko- 
sten) der jeweiligen medikamentö- 
sen Therapie berücksichtigt wer- 
den. Hierbei müssen medizinische, 
soziale und ökonomische Dimen- 
sionen beachtet werden. Neben den 
direkten Kosten (Personen-, Sach- 
sowie Behandlungskosten) und den 
indirekten Kosten (Verdienstaus- 
fall, Arbeitszeitverlust, Produkti- 
onsausfall, zukünftige Gesund- 
heitsausgaben durch eine höhere 
Lebenserwartung) müssen insbe- 
sondere die intangiblen Kosten und 
Nutzen (beispielsweise Glück, 
Freude, Angst, Trauer, Lebensqua- 
lität), die nicht ohne weiteres mo- 
netär bewertet werden können, 
berücksichtigt werden. 


Werden diese Überlegungen auf die 
Magen-Darm-Erkrankungen ange- 
wandt, so ergeben sich für 1991 in 
den alten Bundesländern Gesamt- 
kosten in Höhe von 18,8 Milliarden 
DM. Auf die medikamentöse The- 
rapie entfallen hierbei 1,2 Milliar- 
den DM, auf die ambulante Be- 
handlung 1,4 Milliarden DM sowie 
auf die stationäre Behandlung etwa 
drei Milliarden DM. Die indirekten 
Kosten (Bruttokrankenlohn, Pro- 
duktionsausfall, Kosten für Ersatz- 
kräfte) belaufen sich auf etwa 13,1 
Milliarden DM. 


Wird nun die Betrachtung auf die 
Kosten der medikamentösen Thera- 
pie eingeschränkt und hypothetisch 
eine völlige Substitution von H2- 
Antagonisten durch Antazida vorge- 
nommen, so ergibt sich für 1992 ein 
rechnerisches Einsparungspotential 
bei diesen direkten Kosten von etwa 
330 Millionen DM. Eine solche Be- 
trachtung greift allerdings zu kurz, 
weil hier keine Aussagen bezüglich 
der Effektivität sowie der Akzeptanz 
dieser Therapie durch die Patienten, 
der Compliance, der Therapiedauer, 
der Rezidivrate sowie der Neben- 
wirkungen gemacht wird. Eine adä- 
quate Antwort, inwieweit ein Ein- 
sparungspotential im Bereich der 
Magen-Darm-Erkrankungen be- 
steht, erfordert deshalb eine pro- 
spektive, randomisierte, multizentri- 
sche Studie, bei der alle Kosten und 
Nutzen adäquat erfaßt werden. 
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Standort Deutschland 
Greenpeace 
verfehlt 


„Gift im Grundwasser“ - die internationale Umweltorganisation 
Greenpeace steuert mit ihrer neuesten Kampagne frontal auf die 
Hersteller von Pflanzenschutzmitteln zu und verfehlt dabei den 
einst so energisch eingeschlagenen Öko-Kurs. Denn: Die drei von 
Greenpeace angegriffenen BASF-Pflanzenschutz-Wirkstoffe sind 
allesamt umweltverträglich. Dies bestätigen zum einen die wissen- 
schaftlichen Zulassungs- und Einvernehmensbehörden (Biologische 
Bundesanstalt, Umweltbundesamt und Nachfolgeeinrichtungen des 
Bundesgesundheitsamtes). Zum andern wurde dies in mehreren 
Fachgesprächen und Briefwechseln mit Greenpeace dargelegt und 


breit diskutiert. 


So auch im Rahmen eines Be- 
suchs von Greenpeace-Vertretern 
auf der Landwirtschaftlichen Ver- 
suchsstation in Limburgerhof am 
Dienstag, den 6. September 1994. 


Die BASF kann die erneuten Vor- 
würfe der Organisation nicht 
nachvollziehen. Auf einer Liste 
von 13 Pflanzenschutz-Wirkstof- 
fen, die laut Umweltbundesamt 
im Grundwasser gefunden worden 
seien, tauchen drei von der BASF 
hergestellte Substanzen auf: Ben- 
tazon, Metazachlor und Meco- 
prop. Alle drei sind in nahezu al- 
len sogenannten Hoch-Registrie- 
rungsländern zugelassen. Das 
sind Länder mit besonders stren- 
gen Registrierungsvorschriften. 
Dazu zählt auch Deutschland. 


Hintergrund: 
Wasserproben aus 
Deutschland ausgewertet 


Das Umweltbundesamt in Berlin 
hatte zwischen 1988 und Dezem- 
ber 1992 insgesamt rund 196 000 
Grundwasserproben aus Deutsch- 
land ausgewertet. Nur in einem 
Prozent der Proben von in 
Deutschland zugelassenen Pflan- 
zenschutzmitteln gab es leichte 
Überschreitungen des Trinkwas- 
sergrenzwertes. Diese sind ge- 
sundheitlich absolut unbedenk- 
lich. In über 91 Prozent der Mes- 
sungen wurden keine Spuren von 
Pflanzenschutzmitteln oder deren 
Abbauprodukten nachgewiesen. 
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BASF-Mitarbeiter gingen jedem 
einzelnen der ihnen gemeldeten 
Funde an BASF-Wirkstoffen 


nach. Sie informierten sich vor 
Ort, analysierten und konnten die 
Ursachen aufklären sowie durch 
praktische Beratung helfen, weite- 
re Einträge in die Gewässer zu 
vermeiden. 


Bentazon wirkt gezielt gegen zwei- 
keimblättrige Unkräuter in Getreide, 
-Erbsen-, Mais-, Kartoffel-, Reis- 
und Sojakulturen. Das Mittel wird 
im Nachauflauf-Verfahren ange- 
wendet, also dann, wenn die Un- 
kräuter sichtbar sind. Die Substanz 
wirkt über die Blätter. Teile von ihr, 
die in den Boden gelangen, werden 
dort durch Mikroben rasch abge- 
baut. Deshalb verlagert sich der 
Wirkstoff bei sachgerechter Anwen- 
dung nicht in tiefere Bodenschich- 
ten. Das bestätigen die Studien zum 
Versickerungsverhalten. 


Das Umweltbundesamt kam zu 
folgendem Schluß: Entgegen er- 
sten Vermutungen müsse davon 
ausgegangen werden, daß Benta- 
zon nicht zu den Pflanzenschutz- 
mitteln zähle, „von denen bei ord- 
nungsgemäßer landwirtschaftli- 
cher Verwendung Gefahr für das 
Grundwasser ausgeht“. 


Ungeachtet der EG-Getreideprobleme ist die Versorgung mit Roggen 
fürs tägliche Brot knapp. 


Die Funde im Grundwasser hätten 
daher andere Ursachen. Dazu ver- 
weist das Umweltbundesamt zum 
Beispiel auf die Risiken, die ent- 
stehen können, wenn Rest- und 
Reinigungsbrühen unsachgemäß 
entsorgt werden. 


Bentazon ist seit vielen Jahren ein 
bewährter Wirkstoff. Trotzdem ist 
er modern und umweltverträglich, 
weil er gezielt wirkt und nicht gif- 
tig ist. Die Weltgesundheitsorga- 
nisation, WHO, setzte den Grenz- 
wert deshalb auf 30 Mikrogramm 
je Liter Trinkwasser fest - also 
300mal höher als der in Deutsch- 
land gültige Wert von 0,1 Mikro- 
gramm je Liter. 


Über exzellente Umwelt-Eigen- 
schaften verfügen auch die Sub- 
stanzen Metazachlor und 
Mecoprop. Beide versickern 
nicht, weshalb sie sogar in Was- 
serschutzgebieten eingesetzt wer- 
den dürfen. 


Metazachlor wirkt gegen Unkräu- 
ter in Raps-, Kohl- und Stoppelrü- 
ben-Kulturen. Dieser Wirkstoff 
kann ebenfalls gezielt angewendet 
werden. Es gilt dabei das Schad- 
schwellenprinzip: Das heißt, die 
Landwirte bringen im entschei- 
denden Moment gerade soviel an 
Pflanzenschutzmittel aus, wie ab- 
solut notwendig ist. 


Auch Metazachlor baut sich im 
Ökosystem ab. Gemäß der Aus- 
wertung des Umweltbundesamts 
wurden in den letzten Jahren 
kaum mehr Funde in Gewässern 
nachgewiesen. Davor gab es Fun- 
de im Uferfiltrat des Rheins, die 
aus Produktionsabwässern der 
Jahre vor 1988 stammten. Diese 
Quelle ist abgestellt. 


Es gab daneben falsche Analy- 
senergebnisse von freien Institu- 
ten, wie im nachhinein von offizi- 
eller Seite bestätigt wurde. 
Andere Funde gingen auf unsach- 
gemäße Handhabung und Scha- 
densfälle zurück. 


Mecoprop: Schneller 
Abbau ist schon 
lange Forschungsziel 


Mecoprop wirkt gegen Unkräuter 
in Getreidekulturen. Die Substanz 
wird gezielt in die stehenden Be- 
stände ausgebracht, wodurch we- 
nig von ihr auf oder in den Boden 
gelangt. Im Boden bauen Mikro- 
ben den Wirkstoff schnell ab. Der 
Wirkstoff neigt daher nicht zur 


Versickerung. Bei sachgerechtem 
Umfang sind weder Tier noch 
Mensch oder Umwelt gefährdet. 


Die schnelle Mineralisierung von 
Pflanzenschutzmitteln ist schon 
seit vielen Jahren eines der bedeu- 
tenden Forschungsziele der BASF. 


Für die BASF ist Umweltschutz 
nicht nur Schutz des Grundwas- 
sers. Zum Umweltschutz gehören 
alle Teile des Naturhaushalts. 
Deshalb sollen Pflanzenschutz- 
mittel alles können: Nützlinge 
schonen, gut abbaubar sein, ge- 
zielt wirken, die Bodenfruchtbar- 
keit und das ökologische Gleich- 
gewicht auf Feld und Flur erhal- 
ten, keine Rückstände bilden, die 
Landwirte als Anwender vor 
Schaden bewahren und die Ernte 
sichern. 


Über 800 Studien werden für je- 
des der BASF-Pflanzenschutzmit- 
tel erarbeitet, vor allem um die 
Umweltfragen für die Zulassung 
einer Substanz lückenlos zu 
klären. Die BASF verkauft keine 
„trüben Chemikalien“, sondern 
„gläserne Wirkstoffe“. 


Ökologischer 
Gesamtnutzen außer 
acht gelassen 


Angesichts dieses Aufwands sagt 
ein Fund im Grundwasser noch 
nichts über das gesamte Umwelt- 
verhalten einer Substanz aus. Sie 
kann trotzdem ungiftig und an- 
wenderfreundlich sein, gut abbau- 
bar und nützlingsschonend. Ihr 
ökologischer Gesamtnutzen ist al- 
so dann höher, als es ein bloßer 
Nachweis im Wasser zunächst na- 
helegt. 


Die BASF und ihre Mitarbeiter in 
Forschung und Entwicklung, Pro- 
duktion und Anwendungsbera- 
tung werden jedenfalls alles dafür 
tun, daß ihre Pflanzenschutzmittel 
künftig noch seltener Anlaß zu 
Umweltsorgen geben. Dies ist ei- 
ne ständige Aufgabe, die überaus 
ernst genommen wird. 


Keine Geheimnistuerei 
um den Schutz des 
Wassers 


Im übrigen: Die Wasserwerke 
sind verpflichte, Funde von 
Pflanzenschutzmitteln im Grund- 
wasser zu melden. Diese Informa- 
tionen erhält die Industrie leider 
nicht regelmäßig. Die Hersteller 


können daher meist nicht gleich 
entsprechende Gegenmaßnahmen 
treffen. Die zuständigen Behörden 
entscheiden zunächst, ob und wel- 
che Auflagen das betreffende 
Wasserwerk erfüllen muß, um 
weiterhin Wasser zu gewinnen, 
das der Trinkwasserverordnung 
entspricht. Wird dagegen ein 
Grenzwert überschritten, müssen 
die Wasserwerke neben den 
Behörden auch die Haushalte und 
Nutzer informieren. Eine Geheim- 
nistuerei um das Wasser gibt es 
also nicht. 


Wasserschutz in 
Europa verschärft 


Ebensowenig gibt es eine Aufwei- 
chung der Trinkwassergrenzwerte 
in der Europäischen Union (EU) - 
wie Greenpeace behauptet. Das 
Gegenteil ist der Fall: Der Wasser- 
schutz wird extrem verschärft, 
denn der Trinkwassergrenzwert, 
der bisher ab Wasserhahn gilt, soll 
sogar auf das Grundwasser über- 
tragen werden. 


Deutschland spielt dabei schon 
seit langem die Vorreiterrolle. Die 
jetzt von der EU beschlossene Re- 
gelung ist von den hiesigen 
Behörden bei der Zulassung von 
Pflanzenschutzmitteln auch ohne 
den Segen aus Brüssel bereits an- 
gewendet worden. Jetzt haben die 
anderen EU-Mitglieder nachgezo- 
gen. Der strenge deutsche Wasser- 
schutz bleibt also erhalten und ist 
nicht „verwässert“ worden. Die 
anderen EU-Länder mit Ausnah- 
me von den Niederlanden und 
Dänemark, wo keine forschende 
Pflanzenschutzindustrie ihren Sitz 
hat, haben sich eine Übergangs- 
frist von mindestens fünf Jahren 
vorbehalten. 
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Vertrauliches 


Die Cessna-Affä- 
re: Gezielte „„War- 
nung‘ an Clinton 


Am 12. September raste um 1.49 
Uhr ein einmotoriges Cessna-Flug- 
zeug gegen das Weiße Haus. Dabei 
wurde der Pilot Frank Corder getö- 
tet. Bisher ist unerklärlich, wie das 
von Corder gestohlene Flugzeug - 
trotz Radarüberwachung der Wa- 
shingtoner Innenstadt - das Weiße 
Haus überfliegen, auf dem Rasen 
dort landen und unterhalb der Prä- 
sidentenwohnung gegen das Ge- 
bäude prallen konnte. Wegen Re- 
novierungsarbeiten befanden sich 
die Clintons außerhalb des Weißen 
Hauses. Zwar bestand damit für 
den Präsidenten keine unmittelbare 
Gefahr, dennoch muß Corders Tat 
als „Signal“ für das Maß der Ge- 
fährdung des Präsidenten gesehen 
werden. 


In jüngster Zeit war Clinton be- 
reits mit einer äußerst ungewöhn- 
lichen Serie von Drohungen kon- 
frontiert. Corders Motive und sein 
Verhalten konnten noch nicht aus- 
reichend aufgehellt werden. Die 
Berichte der Medien konzentrie- 
ren sich auf seine gescheiterte 
Ehe, Alkoholprobleme, Drogen- 
mißbrauch, Arbeitslosigkeit und 
andere Aspekte seines „Privatle- 
bens“. Der Sprecher des für Per- 
sonenschutz zuständigen Secret 
Service, Carl Meyer, betonte, daß 
Corder am medizinischen Zen- 
trum für Kriegsversehrte in Perry 
Point, Maryland, psychiatrisch be- 
handelt worden war. Es kann je- 
denfalls nicht ausgeschlossen 
werden, daß Corder psychologi- 
schen Manipulationen unterzogen 
wurde. Es gibt überraschende Par- 
allelen zu John Hinckleys Mord- 
versuch an Präsident Reagan im 
März 1981. Auch Hinckley war 
damals in den Medien als „psy- 
chisch instabiler Einzeltäter“ dar- 
gestellt worden. 


In einem Interview hieß es, „Das 
Hinckley-Phänomen setzt sich 
fort. ... Hinckley gehörte einer Fa- 
milie an, die der Familie Bush 
sehr nahe stand. Hinckleys Vater 
war in Afrika unter einem priva- 
ten Deckmantel für den britischen 
Geheimdienst tätig.“ Die Hinck- 
leys waren in Houston Nachbarn 
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der Familie Bush, und George 
Bushs Sohn Neal hatte für den 
Tag nach dem Reagan-Attentat ei- 
ne Verabredung mit Hinckleys 
Bruder. Der Fall Hinckley „wurde 
nie richtig untersucht“. (Siehe W. 
G. Tarpley, A. Chaitkin: George 
Bush - Die unautorisierte Biogra- 
phie, Washington D. C., 1992.) 


Der Zwischenfall vom 12. Sep- 
tember müsse als „Warnung an 
Clinton“ gesehen werden. „Das 
Ausmaß des Hasses auf den Prä- 
sidenten in London und in den 
Kreisen um George Bush ist un- 
glaublich. ... Der Präsident hat 
sich generell der britischen Domi- 
nanz über die US-Politik entge- 
gengestellt.“ Das anglo-amerika- 
nisch-kanadische Establishment 
sei „äußerst verärgert“ über die 
außenpolitische Umorientierung 
Clintons. DD 


Serie konkreter 
Drohungen gegen 
Präsident Clinton 


Seit dem Wahlkampf 1992 gab es 
mehr als ein Dutzend offiziell be- 
stätigter Morddrohungen gegen 
Präsident Clinton. Damit ist er der 
meistbedrohte US-Präsident seit 
John F. Kennedy. Ein Haßklima 
wird durch die wütenden Ver- 
leumdungen des populistischen 
Predigers Jerry Falwell erzeugt, 
der abstruse Videofilme verbrei- 
tet, in denen Clinton aller mögli- 
chen Verbrechen bezichtigt wird. 
Das gleiche gilt für die Talkshows 
des amerikanischen „Radio-Goeb- 
bels‘“ Rush Limbaugh und die An- 
würfe des Führers der Abtrei- 
bungsgegner („Operation Res- 
cue“), Randall Terry. Zu den 
bekanntgewordenen Morddrohun- 
gen zählen: 


20. Okt. 1992: Gary Steven Foster 
(41) aus Chicago wurde verhaftet, 
nachdem er Clinton bedroht hatte. 
Er war in psychiatrischer Behand- 
lung. 


22. Okt. 1992: Edward Carroll 
(43) aus Nevada wurde angeklagt, 
weil er Clinton bedroht hatte. Der 
ehemalige Marinesoldat war psy- 
chisch krank. 


25. Feb. 1993: Michael Bernard 
Shields (28), ein Waffenhändler in 
Virginia Beach, wurde in psychia- 
trische Behandlung eingewiesen, 
weil er gedroht hatte, Clinton um- 
zubringen. Der Richter erklärte, 
Shields sei „besessen von der 


Idee, den Präsidenten umzubrin- 
gen“, und „sehr gefährlich“. 
Shields war Mitglied der neonazi- 
stischen „Nationalen Allianz“, die 
enge Verbindungen zum Ku- 
Klux-Klan der Aryan Nation und 
ähnlichen Gruppen hat. Auch Sa- 
rah Jane Moore, die 1974 ver- 
suchte, den damaligen Präsiden- 
ten Ford zu ermorden, hatte Ver- 
bindungen zur Nationalen 
Allianz. 


Juli 1993: Matthew Bennett wur- 
de in Woodstock verhaftet, weil er 
Clinton bedrohte. 


15. Okt. 1993: James Lee Bu- 
chanan (41) aus Kansas City, Mis- 
souri, in psychiatrischer Behand- 
lung, wurde angeklagt, weil er 
drohte, Clinton zu ermorden. 


Nov. 1993: Ralph Dulaney Mason 
(44) aus Lake City, Michigan, 
wurde zu fünf Jahren Gefängnis 
verurteilt, weil er Clinton münd- 
lich und schriftlich bedroht hatte. 


13. Dez. 1993: David Craig Davis 
(33) aus Great Falls, Virginia, 
wurde verhaftet, weil er drohte, 
Clinton umzubringen. 


Dez. 1993: Larry Peoples aus Bi- 
loxi, Mississippi, wurde vom FBI 
verhaftet, nachdem er Clinton 
Drohbriefe geschickt hatte. Sein 
Haß gegen Clinton wurde durch 
Rush Limbaughs Radiosendungen 
angestachelt. In der Zeit zwischen 
dem Aussenden des Briefes und 
seiner Verhaftung hatte er sich ei- 
ne Pistole und eine Fahrkarte nach 
Washington D. C. gekauft. 


Feb. 1994: Rollen Frederick Ste- 
wart aus Orange County, Kalifor- 
nien, wurde inhaftiert, weil er 
Clintons Leben bedroht hatte. 


23. Feb. 1994: Ronald Gene Bar- 
bour (45) wurde in einer psychia- 
trischen Klinik in Orlando, Flori- 
da, verhaftet, weil er drohte, Clin- 
ton umzubringen. Man warf ihm 
vor, er habe Clintons Jogging- 
Route ausgespäht und sei dem 
Präsidenten bei einem seiner mor- 
gendlichen Läufe gefolgt. Bar- 
bour beschrieb sich selbst als Fan 
von Rush Limbaugh. 


3. April 1994: Michael Mower 
(36) aus Dayton, Ohio, tötete sei- 
ne Mutter und sich selbst, nach- 
dem er zwei Polizisten verwundet 
hatte, die seinen Drohungen ge- 
gen den Präsidenten nachgingen. 


22. Juni 1994: Matthew Thomas 


schickte Clinton per Computer ei- 
ne Morddrohung. 


19. Juli 1994: Der US-Geheim- 
dienst beschuldigt Paul Walling 
(46) aus Philadelphia, Clinton be- 
droht zu haben. Er sagte dem Ge- 
heimdienst, er habe Clinton auf- 
grund dessen erschießen wollen, 
„was er dem amerikanischen Volk 
angetan hat, indem er versuchte 
den unbeschränkten Schußwaffen- 
besitz aufzuheben. ... Ich sah 
Clinton bereits im Fadenkreuz 
meines Visiers.“ 


30. August 1994: Glenn Robert 
Armstrong (26) aus Uxbridge, 
Massachusetts, wurde verhaftet, 
weil er drohte, Präsident Clinton, 
der in Martha’s Vineyard Urlaub 
machte, umzubringen. Bei seiner 
Verhaftung wartete er gerade auf 
eine Fähre nach Martha’s Vi- 
neyard. m} 


North werden 
Lügen und 
Drogenhandel 
vorgeworfen 


Der frühere Nationale Sicherheits- 
berater Robert McFarlane, selbst 
ein „Insider“ des Iran/Contra- 
Komplexes von Waffen- und 
Rauschgiftgeschäften, erhob seine 
bisher massivsten Vorwürfe gegen 
Oliver North. Unter George 
Bushs Aufsicht leitete North im 
Nationalen Sicherheitsrat die di- 
rekt kriminellen Aspekte der Iran- 
Contra-Affäre. Bei einem Auftritt 
in der Fernsehsendung „Sixty Mi- 
nutes“ am 11. September bezeich- 
nete McFarlane North als „heim- 
tückisch“ und „abgehalfterten 
Lügner“. Er sagte, North „betrügt 
die Menschen heute genauso wie 
in seiner Zeit bei der Regierung.“ 
McFarlane bestätigte auch, daß 
George Bush mindestens 17 Mo- 
nate früher von den Iran/Contra- 
Tauschgeschäften Bescheid wuß- 
te, als er bisher öffentlich zugab. 
1987 schrieb Bush in einer Auto- 
biographie, erst im Dezember 
1986 habe sich ihm die „erste 
wirkliche Chance, einen Gesamt- 
überblick“ über die Iran/Contra- 
Affäre zu erhalten, geboten. 


Bei einem Interview sagte Celeri- 
no Castillo, ein früherer leitender 
Beamter der Dorgenbekämp- 
fungsbehörde (DEA): „North log 
den Kongreß an, er log jeden an, 
er betrog das amerikanische 
Volk.“ North gehöre „ins Gefäng- 


nis“ und nicht in den Kongreß. 
Castillo betonte, North habe „ge- 
gen die Drogengesetze ver- 
stoßen“, wonach es einen schwe- 
ren Gesetzesbruch darstellt, 
„wenn ein US-Beamter erfährt, 
daß Drogen gehandelt werden, 
und dies nicht meldet“. Er be- 
hauptete, „sämtliche“ Piloten, die 
North zur Versorgung der Contras 
in Nicaragua einsetzte, seien „als 
Drogenhändler bekannt“ gewesen. 
Die Contras seien „tief in den Dro- 
genhandel verstrickt‘ gewesen. Ca- 
stillo bedauerte die Tatsache, daß 
gegen North „nie wegen Rausch- 
gifthandel ermittelt wurde. 
Alles andere wurde untersucht. ... 
Wenn gegen Oliver North wegen 
Rauschgifthandels ermittelt wor- 
den wäre, hätte man mit Sicherheit 
die Agenten (der DEA) in Zen- 
tralamerika kontaktiert, die Nach- 
forschungen gegen ihn betrieben 
und zu denen ich gehörte. ... 
Die Bevölkerung weiß nicht, daß 
North tief in den Rauschgifthan- 
del verstrickt war - seine Organi- 
sation war tief in den Rauschgift- 
handel verstrickt. Und er wußte, 
daß diese Männer in den Rausch- 
gifthandel verstrickt waren.“ 


Castillo sagte, „anscheinend“ ha- 
be es eine „Verschwörung zum 
Schutz von North und Bush“ ge- 
geben. Als er dem damaligen US- 
Botschafter in El Salvador, Edwin 
Corr, über den Rauschgifthandel 
der Contras unterrichtete, habe 
dieser ihm geantwortet, „es wäre 
sicherer für Sie, sich aus der Un- 
tersuchung herauszuhalten“, weil 
er damit Leuten im Weißen Haus 
auf die Füße träte. 


Die ‚„‚Schwulen- 
Lobby“ und die 
Haiti-Krise 

Eine der wichtigsten Gruppen, die 
Präsident Clinton in der Haiti-Fra- 
ge unter Druck setzen, ist die gut 
organisierte politische Lobby der 
Homosexuellen in den USA. Haiti 
war bis etwa 1986-87, als sich 
AIDS auszubreiten begann, als 
„Schwulen-Paradies“ und Zen- 
trum des homosexuellen Touris- 
mus bekannt. Haiti besaß bei ho- 
mosexuellen Amerikanern wegen 
der niedrigen Preise für Sex- 
“Dienstleistungen“ hohe Attrakti- 
vität. Die Tourismusbranche war 
weitgehend auf die Wünsche 
homosexueller Besucher ausge- 
richtet. Investitionen in den Sex- 
tourismus und ähnliches bilden bis 
heute die Grundlage der Haiti-Ver- 


bindungen amerikanischer Ho- 
mosexueller und besonders des - 
hochgradig homosexuellen - Hol- 
lywood-Milieus. Letzteres hat sich 
in den vergangenen zwei Jahren 
massiv für eine amerikanische In- 
vasion nach Haiti eingesetzt. Auch 
muß man den immensen Einfluß 
der „Schwulen-Lobby“ innerhalb 
der Demokratischen Partei in 
Rechnung stellen. Nicht weniger 
als 22 Prozent der demokratischen 
Mandatsträger in Wa-shington 
gehören dem Gertrude Stein Club 
an, einer politischen Vertretung 
der Homosexuellen. oO 


Who’s who in 
„Greopol‘“ 


In der Führungsspitze von Geopol 
Services SA in Genf ist eine un- 
heimliche Kombination windiger 
„Privatbankiers“, Vermittler „unge- 
wöhnlicher“ internationaler Ge- 
schäftsverträge sowie internationa- 
ler Waffenhändler und mutmaßli- 
cher Geldwäscher vereinigt. 
Zwischen der Geopol-Spitze und 
den höchsten Ebenen der Iran-Con- 
tra- und Irakgate-Waffengeschäfte 
der 80er Jahre gibt es enge Ver- 
flechtungen. Geopol gilt als „Front- 
organisation‘ für Aktivitäten des 
britischen Geheimdienstes. 


Auf Geopol-Veranstaltungen und 
in Geopol-Publikationen erscheint 
Laurent Murawiec als „Chef-In- 
tellektueller‘‘, -Redner, -Schreiber, 
-Redakteur und -Bürosekretär. 
Murawiec ist jedoch weit davon 
entfernt, die Firmenpolitik zu be- 
stimmen. Er führt lediglich die 
Aufträge aus, die andere Geopol- 
Leute ihm aufgetragen haben. 
Murawiec, ein Franzose, gilt in 
französischen Geheimdienstkrei- 
sen wegen seiner langjährigen 
Verbindungen zur französischen 
kommunistischen Partei und län- 
gerer Aufenthalte in der DDR so- 
wie der CSSR als Werkzeug aus- 
ländischer Dienste. 


Präsident von Geopol ist Pierre Haf- 
ner, hauptberuflich Direktor der CBl 
Holding Geneva, der Mutterfirma 
der Compagnie de Banque et d’In- 
vestissernents/Trade Development 
Bank-Union Bancaire Privee, zu der 
sich zwei Genfer Finanzhäuser ver- 
einigt haben. Vorsitzender der CBI- 
TDB Union Bancaire Privee ist Ed- 
gar de Piccioto, der auch im Vor- 
stand von George Soros’ Quantum 
Fund ist. Piccioto ist ein langjähriger 
Geschäftspartner des italienischen 
Finanziers Carlo de Benedetti, des- 


sen Sohn Rudolpho Direktor der 
CBI Holding in Mailand ist. 


De Benedetti sen. war stiller Teil- 
haber des internationalen Waren- 
spekulanten Marc Rich, der von 
den US-Justizbehörden gesucht 
wird. Rich wurde 1984 in New 
York wegen Steuerhinterziehung 
verurteilt, wonach er sich nach 
Zug in der Schweiz absetzte. Als 
mutmaßlicher Drogengeldwäscher 
hat Rich langjährige Beziehungen 
zu sowjetischen (heute russi- 
schen), britischen und israelischen 
Geheimdiensten. Die zum Hafner- 
Komplex gehörige Trade Deve- 
lopment Bank ist der frühere 
schweizerische Ableger des Fi- 
nanzspekulanten Edmond Safra. 
Jüngst war die CBI-TDB Union 
Bancaire Priv&e an dem Versuch 
beteiligt, etwa 245 Millionen DM 
für den deutschen Immobilienbe- 
trüger Jürgen Schneider zu wa- 
schen. 


Im Geopol-Vorstand sitzt auch die 
ehemalige Schweizer Justizmini- 
sterin Elisabeth Kopp. Sie mußte 
1988 zurücktreten, nachdem sie 
ihren Ehemann Hans W. Kopp 
über laufende Ermittlungen gegen 
ihn unterrichtet hatte. Hans W. 
Kopp wurde 1991 von einem 
Schweizer Gericht wegen Betrugs 
verurteilt und erhielt eine einjähri- 
ge Bewährungsstrafe. Außerdem 
war er laut Berichten der amerika- 
nischen Drogenbekämpfungs- 
behörde DEA und des US-Zolls 
zusammen mit Edmond Safra an 
Geldwäscheoperationen über die 
schweizerischa Handelsfirma 
Shark-Archi, die einem libanesi- 
schen Drogenschmugglerclan 
gehört, beteiligt. 


Kopp und Alfred Hartmann vom 
Schweizer Ableger des Londoner 
Bankhauses Rothschild waren 
auch in die Skandale um die Bank 
of Credit and Commerce Interna- 
tional (BCCI) und der Banca Na- 
zionale del Lavoro (BNL) ver- 
wickelt. Die BCCI, die inzwi- 
schen eine Multimillionenpleite 
hingelegt hat, und die BNL waren 
an umfangreichem illegalem Waf- 
fenhandel und Drogengeldwäsche 
sowie der Finanzierung von Ter- 
rorismus und Geheimdienstopera- 
tionen beteiligt. 


Aus verläßlichen Quellen ist be- 
kannt, daß Hans W. Kopp abartige 
Sexpraktiken liebte; so soll er die 
mit Lederriemen verzierten Ge- 
säßteile von Angestellten mit 
Bambusstöcken traktiert haben. 
Derzeit soll Kopp umfangreiche 


Finanztransaktionen in Latein- 
amerika vorbereiten. 


Peter Arbenz vom Geopol-Vor- 
stand ist Schweizer. Er ist augen- 
blicklich als führender UN-Beam- 
ter in Bosnien tätig. Vorher leitete 
er die Schweizer Behörde für 
Flüchtlingsfragen. Er arbeitete da- 
bei eng mit Elisabeth Kopp zu- 
sammen, mit der er ein neues 
schweizerisches Asylgesetz aus- 
gearbeitet hat. 


Helmut Raiser vom Geopol-Vor- 
stand lebt als Deutscher im 
schweizerischen Zug. Raiser be- 
gann seine Karriere als Auslands- 
mitarbeiter deutscher Chemiefir- 
men in Buenos Aires und New 
York. Danach wurde er leitender 
Mitarbeiter bei der Bohlen Indu- 
strie GmbH, die hauptsächlich auf 
dem Rüstungssektor tätig ist. Er 
verschwand 1982 aus dem Vor- 
stand von Bohlen und deren Able- 
ger WASAG, nachdem er letztere 
fast in den Ruin reorganisiert hat- 
te. 


Seit 1983 wohnt Raiser in der 
Schweiz, wo er bis 1989 die Bera- 
terfirma Consen betrieb. Während 
er seine festen Bindungen mit 
Bohlen beibehielt, lenkte Raiser 
über Consen ein Firmennetz in 
der Schweiz, Österreich, Monte 
Carlo, Amerika und Argentinien. 


Das Hauptprojekt, das über Con- 
sen abgewickelt wurde, war Con- 
dor II, ein Raketenentwicklungs- 
programm, an dem Argentinien, 
Ägypten und der Irak beteiligt 
waren. Technische Hilfe kam von 
westeuropäischen High-Tech-Fir- 
men. Bis zu seinem Abbruch 
1989 waren etwa fünf Milliarden 
Dollar in das Condor-II-Projekt 
geflossen, wobei Consen die tech- 
nisch-administrative und finanzi- 
elle Drehscheibe war. 


Mit Wissen des Regierungsappa- 
rates von George Bush flossen 
Gelder der BNL-Bank in Atlanta 
(US-Bundesstaat Georgia) an von 
Raiser kontrollierte Firmen in der 
Schweiz. In den achtziger Jahren 
während des ersten Golfkrieges 
zwischen Iran und Irak deckte es 
sich noch völlig mit den briti- 
schen geopolitischen Zielen, 
hochmoderne Rüstungsgüter in 
den Nahen Osten zu liefern. Die- 
se Politik geriet erst 1988/89 in 
Verruf, als die Regierungen That- 
cher und Bush den zweiten Golf- 
krieg in Szene setzten, um den 


. Irak als aufstrebenden Industrie- 


staat auszuschalten. 
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Zu guter 


Letzt 


Das Karlsruher 
Haschisch-Urteil 


Ende April stellte das Bundesver- 
fassungsgericht klar, daß der Be- 
sitz und Gebrauch von Haschisch 
weiterhin verboten sind. Die 
Strafvorschriften des Betäubungs- 
mittelgesetzes bleiben deshalb in 
Kraft. Dem Gericht lag eine Ver- 
fassungsbeschwerde vor, die ein 
solches Verbot im Widerspruch 
zum deutschen Grundgesetz sah. 
Haschisch sei als Rauschmittel 
nicht gefährlicher als Alkohol 
oder Nikotin und müßte deshalb 
strafrechtlich gleich behandelt 
werden wie diese anderen Mittel, 
also ebenfalls straffrei sein. In 
Karlsruhe wurde dieser Be- 
schwerde nicht entsprochen. Der 
Gesetzgeber - so hieß es in der 
Urteilsbegründung - sei nicht ver- 
pflichtet, die Zulässigkeit einer 
Schädlichkeit mit der Zulässigkeit 
einer anderen Schädlichkeit in 
Verbindung zu bringen. Daß Al- 
kohol und Nikotin nicht unter das 
Betäubungsmittelgesetz fielen, 
werde von einem breiten gesell- 
schaftlichen Konsens getragen. 
Bei Haschisch und haschischähn- 
lichen Produkten wie Marihuana 
sei das nicht der Fall. 


Dieses grundsätzliche Urteil ist in 
den Medien jedoch weniger dis- 
kutiert worden als die dem Urteil 
beigefügte Empfehlung des Ver- 
fassungsgerichts an die Gerichte 
in Deutschland, in Fällen milderen 
Umgangs mit „sanften“ Drogen 
von einer Strafe abzusehen. Wer 
mit kleinen Mengen von Ha- 
schisch und Marihuana erwischt 
wird, soll nicht bestraft werden. 


Die Karlsruher Entscheidung ist 
in der Bevölkerung mit sehr ge- 
mischten Gefühlen registriert 
worden. Jeder vierte Deutsche 
findet das Urteil gut. Nur neun 
Prozent hätten sich eine Liberali- 
sierung von „sanften“ Drogen ge- 
wünscht, die über die Empfehlung 
zugunsten von Gelegenheitskon- 
sumenten hinausgegangen wäre. 
Mehr als jeder zweite Deutsche 
(54 Prozent) hätte jedoch lieber 
ein strengeres Urteil zum Drogen- 
konsum vernommen. Das geht 
aus einer Untersuchung hervor, 
die das Institut für Demoskopie 
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Allensbach im Mai durchführte. 
Eindeutigen Anklang hat das Ha- 
schisch-Urteil des Verfassungsge- 
richts nur bei Personen gefunden, 
die selbst schon einmal Haschisch 
oder Marihuana benutzt haben. 60 
Prozent aus dieser „Konsumen- 
ten“-Gruppe sagten in der Allens- 
bacher Umfrage: „Die Entschei- 
dung war gut“. 


Wenn man die Resonanz des 
Karlsruher Urteils innerhalb der 
verschiedenen Altersgruppen in 
der Bevölkerung betrachtet, zeigt 
sich, daß die Zufriedenheit mit 
dem Urteil im Zusammenhang 
steht mit der Verbreitung sanfter 
Drogen in der jeweiligen Gruppe. 
Das heißt nicht, daß jeder, der das 
Urteil des Verfassungsgerichts be- 
grüßt, über persönliche Erfahrung 
mit Haschisch oder Marihuana 
verfügt. Es zeigt sich jedoch, daß 
die Freude über dieses Urteil in 
den Altersgruppen am größten ist, 
in der besonders viele solche Dro- 
gen schon einmal benutzt haben, 
und dort am geringsten ist, wo 
kaum jemand über derartige Dro- 
generfahrungen verfügt. 


14 Prozent der Westdeutschen, 
aber nur zwei Prozent der Ost- 
deutschen haben schon einmal 
Haschisch oder Marihuana be- 
nutzt. 


Aus der Altersgruppe der unter 
Dreißigjährigen im Westen haben 
30 Prozent schon einmal Ha- 
schisch oder Marihuana geraucht 
oder im Tee, im Kuchen oder 
sonstwie zu sich genommen, 44 
Prozent der Haschischkonsumen- 
ten finden das Karlsruher Urteil 
dementsprechend gut. Aus der Al- 
tersgruppe der 30- bis 44jährigen 
haben 19 Prozent Erfahrungen 
mit Haschisch, 29 Prozent aus 
dieser Gruppe begrüßen das Ha- 
schisch-Urteil. Bei den älteren 
Menschen gibt es so gut wie kei- 
ne Erfahrung mit Haschisch (ein 
Prozent). Dem entspricht, daß 
auch nur eine Minderheit (14 Pro- 
zent) das Karlsruher Urteil be- 
grüßen oder auch nur verstehen 
kann. Rund 70 Prozent der Älte- 
ren hätten aus Karlsruhe lieber ein 
ganz und gar eindeutiges Wort der 
Ablehnung gehört. Aus den regel- 
mäßig stattfindenden Allensba- 
cher Umfragen über die Sorgen 
der Deutschen geht hervor, daß 
sich seit längerem schon etwa ein 
Drittel der Bevölkerung große 
Sorgen darüber macht, „daß der 
Drogenhandel und der Drogen- 
mißbrauch immer mehr zuneh- 


“ 


men. 


Deshalb befinden sich die Verfas- 
sungsrichter ganz und gar im Ein- 
klang mit der Bevölkerung, wenn 
sie bei ihrer Unterscheidung zwi- 
schen Alkohol und Haschisch auf 
einen hohen gesellschaftlichen 
Konsensus hinweisen. Haschisch, 
Marihuana und ähnliche ideolo- 
gisch befrachtete Drogen sind in 
Westdeutschland erst seit den 
sechziger Jahren im Zusammen- 
hang mit der Hippie- und später 
dann mit der Studentenbewegung 
dieser Zeit nur in speziellen sozia- 
len Subkulturen aktuell geworden. 
Auf die demoskopische Frage: 
„Halten Sie es für richtig, wenn 
man einen Unterschied zwischen 
Alkohol und Haschisch macht, 
oder sollte man da keinen Unter- 
schied machen?“ bestanden in der 
Allensbacher Umfrage 67 Prozent 
der Bevölkerung darauf, daß man 
an einer Unterscheidung der 
Rauschmittel Alkohol und Ha- 
schisch festhalten sollte. 25 Pro- 
zent der Deutschen möchten aller- 
dings, daß man Alkohol und Ha- 
schisch gesellschaftlich heute 
gleich behandeln sollte. Bei dieser 
Frage gibt es zwischen Befragten 
in West und Ost kaum einen Un- 
terschied. 


Nur von jenen Befragten, die selbst 
schon einmal Haschisch oder Ma- 
rihuana benutzt haben, kommt 
mehrheitlich eine andere Antwort. 
63 Prozent aus dieser Befragten- 
gruppe sind der Meinung, daß eine 
strafrechtliche Unterscheidung zwi- 
schen Alkohol und Haschisch un- 
angebracht sei. 


Viele klagen 
über Egoismus 


Die Mehrheit der Deutschen ist 
davon überzeugt, daß sich in 
Deutschland in den letzten Jahren 
ein deutlich spürbarer Egoismus 
ausgebreitet hat. In einer aktuellen 
Umfrage, die das Institut für De- 
moskopie Allensbach Mitte Juni 
für den privaten Fernsehsender 
SAT 1 durchführte, brachten 75 
Prozent der Befragten diese Über- 
zeugung zum Ausdruck. Nur 16 
Prozent glauben nicht daran, daß 
der Egoismus in der letzten Zeit 
zugenommen hat. 


Vor allem das Straßennetz in 
Deutschland wird heute als eine 
Art Freigelände für egoistische 
Verhaltensweisen erlebt. Auf die 
Frage: „Wenn Sie einmal an Ihren 
Alltag denken, wo erleben Sie da 
Egoismus: am Arbeitsplatz, im 


Straßenverkehr, wenn man beim 
Einkaufen ansteht, in der Familie, 
oder wo sonst?“ wurde am häu- 
figsten auf den Straßenverkehr 
verwiesen. 57 Prozent der Befrag- 
ten im Westen und 50 Prozent in 
den neuen Bundesländern haben 
hier entsprechende Erfahrungen 
gesammelt. Für mehr als jeden 
dritten Befragten wird der zuneh- 
mende Egoismus am Arbeitsplatz 
spürbar (Befragte im Westen: 33 
Prozent, im Osten: 39 Prozent). 


Daß man beim Schlangestehen im 
Supermarkt vor der Kasse immer 
wieder egoistische Verhaltenswei- 
sen beobachten kann, berichten in 
Westdeutschland 34 Prozent. Aus 
Ostdeutschland kommen solche 
Hinweise nur von 15 Prozent. 
Dieser verblüffende Unterschied 
hat sicherlich damit zu tun, daß 
das Schlangestehen - weniger vor 
den Kassen im Supermarkt, son- 
dern vor den Geschäften - diesem 
Teil Deutschlands eine jahrzehn- 
telange eingeübte Bürgertugend 
ist. 


„Alle denken nur an sich, nur ich 
denke an mich.“ Auf der Ebene 
der Nahbeziehungen im privaten 
Bereich scheint es für diese Weh- 
klage jedoch bislang noch wenig 
Anlaß zu geben. Relativ selten be- 
richten die Deutschen über Egois- 
muserlebnisse aus dem engeren 
Bereich privater Alltagserfahrun- 
gen. Egoismus unter Nachbarn 
kennen nur 11 Prozent, im fami- 
liären Bereich haben nur sechs 
Prozent besondere egoistische 
Verhaltensweisen bemerkt. Schon 
in den ersten Allensbacher Um- 
fragen kurz nach der Öffnung der 
innerdeutschen Grenzen wurde 
damals allerdings gut erkennbar, 
daß das Netz guter familiärer Be- 
ziehungen in Ostdeutschland sehr 
viel dichter und belastbarer war 
als in Westdeutschland. Dem ent- 
spricht auch jetzt noch, daß zwar 
aus der alten Bundesrepublik 
nicht sehr viele Klagen über fami- 
liären Egoismus kommen (sieben 
Prozent), aus den neuen Bundes- 
ländern jedoch fast gar keine (drei 
Prozent). 


Daß das soziale Klima auch im 
Nahbereich insgesamt in Deutsch- 
land auch heute nicht von Egois- 
mus und rücksichtslosigkeit ge- 
prägt ist, gehört zu den ganz kla- 
ren Ergebnissen der Umfrage. 
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